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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Sozialpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Verordnung des Rates über die Durchführung der 
Verordnung Nr. .../71/EWG vom 14. Juni 1971 zur An- 
wendung der Systeme der Sozialen Sicherheit auf Arbeit- 
nehmer und deren Familien, die innerhalb der Gemeinschaft 
zu- und abwandern. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 20. Juli 1971 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 

Brandt 
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DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 2, 7 und 51, 

gestützt auf Artikel 97 der Verordnung Nr. . . ./71 
des Rates vom 14. Juni 1971 über die Anwendung 
der Systeme der Sozialen Sicherheit auf die inner- 
halb der Gemeinschaft zu- und abwandernden Ar- 
beitnehmer und deren Familien, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission nach 
Anhörung der Verwaltungskommission für die So- 
ziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer, 

gestützt auf die Stellungnahme des Europäischen 
Parlaments, 

gestützt auf die Stellungnahme des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses, 

in der Erwägung, daß an die Stelle der Verord- 
nung Nr. 3 des Rates vom 25. September 1958 die 
oben erwähnte Verordnung Nr. . . ./71 getreten 
ist, gemäß deren Artikel 99 auch die Verordnung 
Nr. 4 des Rates vom 3. Dezember 1958 aufgehoben 
ist, und somit den neuen Grundvorschriften und den 
Erfahrungen entsprechend, die während der zwölf- 
jährigen Anwendung und Durchführung der Verord- 
nungen Nr. 3 und Nr. 4 gesammelt worden sind, 
neue Durchführungsvorschriften festzulegen sind, 

in der Erwägung, daß u. a. die zuständigen Trä- 
ger jedes Mitgliedstaates, die von Berechtigten zur 
Erlangung der Leistungen beizubringenden Unter- 
lagen und zu beachtenden Vorschriften, das Verfah- 
ren der verwaltungsmäßigen und ärztlichen Kon- 
trolle, sowie die Bestimmungen über die Erstattung 
der von dem Träger eines Mitgliedstaates für Rech- 
nung des Trägers eines anderen Mitgliedstaates ge- 
währten Leistungen und die Aufgaben des Rech- 
nungsprüferausschusses genauer festzulegen sind — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


TITEL I 

Allgemeine Bestimmungen 

(Begriffsbestimmungen) 

Artikel 1 

Für die Anwendung dieser Verordnung 

a) bedeutet der Ausdruck „Verordnung" die Ver- 
ordnung Nr. .../... des Rates; 

b) bedeutet der Ausdruck „Durchführungsverord- 
nung" diese Verordnung; 

c) haben die in Artikel 1 der Verordnung begriff- 
lich bestimmten Ausdrücke die ihnen dort gege- 
bene Bedeutung. 


Artikel 2 

Vordrucke — Unterrichtung über Rechtsvorschriften 
— Merkblätter 

1. Die Muster für Bescheinigungen, Bestätigungen, 
Benachrichtigungen, Anträge und sonstige Belege, 
die zur Anwendung der Verordnung und dieser 
Durchführungsverordnung erforderlich sind, werden 
von der Verwaltungskommission aufgestellt. 

Zwei Mitgliedstaaten oder deren zuständige Be- 
hörden können nach Stellungnahme der Verwal- 
tungskommission die Verwendung vereinfachter 
Vordrucke für ihre gegenseitigen Beziehungen ver- 
einbaren. 

2. Die Verwaltungskommission kann für die zu- 
ständigen Behörden jedes Mitgliedstaates Angaben 
über die innerstaatlichen Rechtsvorschriften zusam- 
menstellen, auf die die Verordnung anwendbar ist. 

3. Die Verwaltungskommission arbeitet Merkblät- 
ter aus, die die betreffenden Personen über ihre 
Ansprüche und die bei deren Geltendmachung zu 
beachtenden Verfahrensbestimmungen unterrichten. 

Artikel 3 

Verbindungsstellen — Verkehr zwischen Trägern 
sowie zwischen Trägern und Versicherten 

1. Die zuständigen Behörden können Verbindungs- 
stellen bezeichnen, die unmittelbar miteinander ver- 
kehren können. 

2. Jeder Träger eines Mitgliedstaates und jede 
Person, die im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates 
wohnt oder sich dort aufhält, kann sich unmittelbar 
oder durch Vermittlung der Verbindungsstellen an 
den Träger eines anderen Mitgliedstaates wenden. 

Artikel 4 

Anhänge 

1. Anhang 1 nennt die zuständige Behörde oder 
die zuständigen Behörden jedes Mitgliedstaates. 

2. Anhang 2 nennt die zuständigen Träger jedes 
Mitgliedstaates. 

3. Anhang 3 nennt die Träger des Wohnorts und 
die Träger des Aufenthaltsorts jedes Mitgliedstaa- 
tes. 

4. Anhang 4 nennt die Verbindungsstellen, die von 
den zuständigen Behörden auf Grund des Artikels 3 
Absatz 1 dieser Durchführungsverordnung bezeich- 
net worden sind. 

5. Anhang 5 nennt die in Artikel 5, in Artikel 52 
Absatz 3, in Artikel 103, in Artikel 104 Absatz 2, 
in Artikel 1 15 und in Artikel 120 der Durchführungs- 
verordnung genannten Bestimmungen. 
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6. Anhang 6 nennt das von den leistungspflichtigen 
Trägern jedes Mitgliedstaates gemäß Artikel 52 Ab- 
satz 1 der Durchführungsverordnung gewählte Ver- 
fahren für die Zahlung der Leistungen. 

7. Anhang 7 nennt die Bezeichnungen und Sitze der 
in Artikel 54 Absatz 1 der Durchführungsverord- 
nung genannten Banken. 

8. Anhang 8 nennt die Mitgliedstaaten, für deren 
gegenseitige Beziehungen Artikel 10 Absatz 2 Buch- 
stabe d der Durchführungsverordnung anzuwenden 
ist, 

9. Anhang 9 nennt die für die Berechnung der Jah- 
resdurchschnittskosten für Sachleistungen gemäß 
Artikel 93 Absatz 3 und Artikel 94 Absatz 3 der 
Durchführungsverordnung zugrunde zu legenden 
Systeme. 

10. Anhang 10 nennt die von den zuständigen Be- 
hörden gemäß Artikel 117 der Durchführungsver- 
ordnung bestimmten Träger und Einrichtungen. 


TITEL II 

Durchführung der allgemeinen Vorschriften 
der Verordnung (Titel I) 

Durchführung der Artikel 6 und 7 der Verordnung 
Artikel 5 

Anwendung der Durchführungsverordnung 
an Stelle von Abkommensbestimmungen 

Die Durchführungsverordnung tritt an die Stelle 
der Durchführungsvereinbarungen zu den Abkom- 
men, die durch die Verordnung ersetzt werden; sie 
tritt ebenfalls an die Stelle der Bestimmungen zur 
Durchführung der in Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe c 
der Verordnung genannten Abkommensbestimmun- 
gen, soweit diese Durchführungsbestimmungen nicht 
im Anhang 5 aufgeführt sind. 

Anwendung des Artikels 9 der Verordnung 
Artikel 6 

Zulassung zur freiwilligen Versicherung und 
freiwilligen Weiterversicherung in einem 
Mitgliedstaat 

1. Erfüllt die betreffende Person unter Berücksich- 
tigung der Artikel 9 und 15 Absatz 3 der Verord- 
nung die Voraussetzungen für die Zulassung zur 
freiwilligen Versicherung oder freiwilligen Weiter- 
versicherung für den Fall der Invalidität, des Alters 
oder des Todes (Renten) auf Grund der Rechtsvor- 
schriften eines Mitgliedstaates in mehreren Ver- 
sicherungssystemen und ist sie nicht auf Grund ihrer 
letzten Beschäftigung in einem dieser Systeme 
pflichtversichert gewesen, so kann sie nur in dem 
System zur freiwilligen Versicherung oder freiwilli- 
gen Weiterversicherung zugelassen werden, das zu- 


ständig gewesen wäre, wenn die Person unter den 
Rechtsvorschriften dieses Staates die rentenversiche- 
rungspflichtige Beschäftigung ausgeübt hätte, die sie 
zuletzt unter den Rechtsvorschriften eines anderen 
Mitgliedstaates ausgeübt hat; wäre diese Beschäfti- 
gung nach den Rechtsvorschriften des ersten Staa- 
tes nicht rentenversicherungspflichtig gewesen oder 
läßt sich die Art dieser Beschäftigung nicht feststel- 
len, so bestimmt die zuständige Behörde dieses 
Staates oder der von ihr bezeichnete Träger das 
System, in dem der Betreffende zur freiwilligen 
Versicherung oder freiwilligen Weiterversicherung 
zugelassen werden kann. 

2. Für die Anwendung des Artikels 9 Absatz 2 hat 
die betreffende Person dem Träger des in Betracht 
kommenden Mitgliedstaates eine Bescheinigung 
über die Versicherungszeiten vorzulegen, die nach 
den Rechtsvorschriften aller anderen Mitgliedstaa- 
ten zurückgelegt worden sind. Diese Bescheinigung 
wird auf Antrag der betreffenden Person von dem 
oder den Trägern ausgestellt, bei denen sie diese 
Zeiten zurückgelegt hat. 

Durchführung des Artikels 12 der Verordnung 
Artikel 7 

Allgemeine Bestimmungen über die Anwendung der 
Vorschriften beim Zusammentreffen von Leistungen 
— Anwendung dieser Bestimmungen auf die Lei- 
stungen bei Invalidität, Alter und Tod (Renten) 

1. Ist der Empfänger einer nach den Rechtsvor- 
schriften eines Mitgliedstaates geschuldeten Lei- 
stung zum Bezug von Leistungen nach den Rechts- 
vorschriften eines oder mehrere anderer Mitglied- 
staaten berechtigt, so gilt folgendes: 

a) Hat die Anwendung des Artikels 12 Absatz 2 
oder 3 gleichzeitig eine Kürzung oder ein Ruhen 
dieser Leistungen zur Folge, so darf jede dieser 
Leistungen bis zu dem Betrag gekürzt oder zum 
Ruhen gebracht werden, der sich ergibt, wenn 
der auf Grund der Rechtsvorschriften, nach denen 
er geschuldet wird, der Kürzung oder dem Ru- 
hen unterliegende Betrag durch die Anzahl der 
einer Kürzung oder einem Ruhen unterliegenden 
Leistungen geteilt wird. 

b) Handelt es sich um Leistungen bei Invalidität, 
Alter oder Tod (Renten), die vom Träger eines 
Mitgliedstaates gemäß Artikel 46 Absatz 2 der 
Verordnung festgestellt worden sind, so berück- 
sichtigt dieser Träger Leistungen anderer Art, 
Einkünfte oder Arbeitsentgelte, die zu einer Kür- 
zung oder einem Ruhen der von ihm geschulde- 
ten Leistung führen, nicht bei der Berechnung 
des theoretischen Betrages gemäß Artikel 46 Ab- 
satz 2 Buchstabe a der Verordnung, sondern 
ausschließlich bei der Kürzung oder dem Ruhen 
des nach Artikel 46 Absatz 2 Buchstabe b er- 
mittelten Betrages; es wird jedoch nur der Teil 
dieser Leistungen, Einkünfte oder Arbeitsent- 
gelte berücksichtigt, der gemäß Artikel 46 Ab- 
satz 2 Buchstabe b der Verordnung im Verhält- 
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nis zur Dauer der zurückgelegten Zeiten festge- 
legt wird. 

c) Handelt es sidi um Leistungen bei Invalidität, 
Alter oder Tot (Renten), die vom Träger eines 
Mitgliedstaates gemäß Arikel 46 Absatz 1 erster 
Unterabsatz der Verordnung festgestellt worden 
sind, so berücksichtigt dieser Träger die Leistun- 
gen anderer Art, Einkünfte oder Arbeitsentgelte, 
die zu einer Kürzung oder einem Ruhen der von 
ihm geschuldeten Leistung führen, nicht bei der 
Berechnung des nach vorgenannter Bestimmung 
ermittelten Betrages, sondern ausschließlich bei 
der Kürzung oder dem Ruhen des Betrages, der 
sich aus der Anwendung des Artikels 46 Ab- 
satz 3 ergibt. Es wird jedoch nur der Teil dieser 
Leistungen, Einkünfte oder Arbeitsentgelte an- 
gerechnet, der sich als Richtwert in Höhe des 
Unterschiedes zwischen dem Leistungsbetrag 
nach Artikel 46 Absatz 1 erster Unterabsatz und 
dem Leistungsbetrag nach Artikel 46 Absatz 3 
der Verordnung ergibt. 

2. Für die Anwendung des Artikels 12 Absätze 2 
bis 4 der Verordnung erteilen die in Betracht kom- 
menden zuständigen Träger einander auf Ersuchen 
alle erforderlichen Auskünfte. 


Artikel 8 

Zusammentreffen von Ansprüchen auf Leistungen 
aus der Mutterschaftsversicherung nach den Rechts- 
vorschriften mehrerer Staaten 

Hat ein Arbeitnehmer oder einer seiner Familien- 
angehörigen auf Grund der Rechtsvorschriften von 
zwei oder mehr Miitgliedstaaten Anspruch auf Lei- 
stungen bei Mutterschaft, so werden diese Leistun- 
gen ausschließlich nach den Rechtsvorschriften des 
Mitgliedstaates gewährt, in dessen Hoheitsgebiet 
die Entbindung stattgefunden hat oder, falls sie 
nicht im Hoheitsgebiet eines dieser Staaten statt- 
gefunden hat, ausschließlich nach den Rechtsvor- 
schriften, die für diesen Arbeitnehmer zuletzt galten. 

Artikel 9 

Zusammentreffen von Ansprüchen auf Sterbegeld 
nach den Rechtsvorschriften mehrerer Staaten 

1. Tritt der Tod im Hoheitsgebiet eines Mitglied- 
staates ein, so bleibt nur der nach den Rechtsvor- 
schriften dieses Staates erworbene Anspruch auf 
Sterbegeld gewahrt, während der nach den Rechts- 
vorschriften aller anderen Mitgliedstaaten erwor- 
bene Anspruch erlischt. 

2. Tritt der Tod im Hoheitsgebiet eines Mitglied- 
staates ein und besteht Anspruch auf Sterbegeld 
nach den Rechtsvorschriften zweier oder mehrerer 
anderer Mitgliedstaaten oder tritt der Tod außerhalb 
des Hoheitsgebietes der Mitgliedstaaten ein und 
besteht Anspruch auf Sterbegeld nach den Rechts- 
vorschriften von zwei oder mehr Mitgliedstaaten, 
so bleibt nur der Anspruch nach den Rechtsvorschrif- 
ten des Mitgliedstaates gewahrt, nach denen der 
Arbeitnehmer zuletzt versichert gewesen ist, wäh- 


rend der nach den Rechtsvorschriften aller anderen 
Mitgliedstaaten erworbene Anspruch erlischt. 

Artikel 10 

Bestimmungen über das Zusammentreffen von An- 
sprüchen auf Familienleistungen oder für die Fälle, 
in denen für den Arbeitnehmer während eines Teils 
oder ein und desselben vollen Zahlungszeitraums 
die Rechtsvorschriften mehrerer Mitgliedstaaten 
galten 

1. Sind nach Artikel 73 Absatz 1 oder 2 der Ver- 
ordnung und nach den Rechtsvorschriften des Staa- 
tes, in dem der Familienangehörige wohnt, für ein 
und denselben Familienangehörigen während des- 
selben Zeitraums Familienbeihilfen oder -leistungen 
an zwei Personen zu gewähren, so finden die Be- 
stimmungen über das Zusammentreffen von Ansprü- 
chen auf Familienbeihilfen oder -leistungen Anwen- 

. düng, die in den Rechtsvorschriften des Staates vor- 
gesehen sind, in dem der Familienangehörige wohnt. 
Zu diesem Zweck wird der Anspruch auf Familienzu- 
lagen oder -leistungen nach Artikel 73 Absatz 1 oder 
2 der Verordnung so berücksichtigt, als handle es 
sich um einen Anspruch nach den Rechtsvorschriften 
des Staates, in dem der betreffende Familienange- 
hörige wohnt. 

2. Galten für einen Arbeitnehmer während eines 
Zahlungszeitraums, wie er in den Rechtsvorschriften 
eines oder zweier beteiligter Mitgliedstaaten für die 
Gewährung von Familienleistungen oder -beihilfen 
vorgeschrieben ist, nacheinander die Rechtsvor- 
schriften zweier Mitgliedstaaten, so gelten folgende 
Bestimmungen; 

a) Die Familienleistungen oder -beihilfen, auf die 
der Arbeitnehmer nach den Rechtsvorschriften 
jedes dieser Staaten Anspruch erheben kann, 
sind entsprechend der Anzahl der nach den in 
Betracht kommenden Rechtsvorschriften zu zah- 
lenden täglichen Leistungen zu gewähren. Sehen 
die Rechtsvorschriften dieser Staaten keine täg- 
lichen Familienleistungen oder -beihilfen vor, 
so werden diese im Verhältnis der Dauer ge- 
währt, während welcher für den Betreffenden die 
Rechtsvorschriften jedes der Staaten bezüglich 
des darin festgelegten Zahlungszeitraums galten. 

b) Hat der Träger während eines Zahlungszeit- 
raums Familienleistungen oder -beihilfen ge- 
währt, in dem diese von einem anderen Träger 
gewährt werden mußten, so rechnen diese Trä- 
ger sie untereinander ab. 

c) Werden die nach bestimmten Rechtsvorschriften 
zurückgelegten Beschäftigungszeiten in anderen 
Einheiten ausgedrückt als diejenigen, die zur 
Berechnung der Familienleistungen oder -beihil- 
fen auf Grund der für den Arbeitnehmer während 
derselben Zeit ebenfalls maßgebend gewesenen 
Rechtsvorschriften dienen, so erfolgt die Umrech- 
nung für die Anwendung der Buchstaben a und 
b nach Artikel 15 Absatz 3 der Durchführungs- 
verordnung. 

d) Im Rahmen der Beziehungen zwischen den im 
Anhang 8 zu dieser Durchführungsverordnung 
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genannten Mitgliedstaaten übernimmt der Trä- 
ger, der die Kosten der Familienleistungen oder 
-beihilfen auf Grund der ersten Beschäftigung 
während des Bezugszeitraums zu tragen hat, 
diese Kosten während des gesamten Zahlungs- 
zeitraums. 

3. Verlegen die Familienangehörigen eines Arbeit- 
nehmers, für den die französischen Rechtsvorschrif- 
ten gelten, oder eines Arbeitslosen, der Leistungen 
bei Arbeitslosigkeit nach den französischen Rechts- 
vorschriften bezieht, im Laufe eines Kalendermonats 
ihren Wohnsitz in einen anderen Mitgliedstaat, ge- 
währt der zu Beginn des Monats zur Zahlung der 
Familienbeihilfen verpflichtete Träger diese weiter- 
hin für den gesamten laufenden Monat. 

TITEL III 

Durchführung der Vorschriften der Verordnung 
über die anzuwendenden Rechtsvorschriften 
(Titel II) 

Artikel 13 bis 16 der Verordnung 
Artikel 11 

Verfahrens Vorschriften bei Entsendung 

1. In den Fällen des Artikels 14 Absatz 1 Buch- 
stabe a Ziffer i) und Absatz 2 Buchstabe a der Ver- 
ordnung händigt der Träger, den die zuständige 
Behörde desjenigen Mitgliedstaates bezeichnet, des- 
sen Rechtsvorschriften anzuwenden sind, dem Ar- 
beitnehmer auf dessen Wunsch oder auf Wunsch 
seines Arbeitgebers bei Erfüllung der geforderten 
Voraussetzungen eine Bescheinigung darüber aus, 
daß und bis zu welchem Zeitpunkt er diesen Rechts- 
vorschriften unterworfen bleibt. 

2. Die in Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer ii) 
vorgesehene Genehmigung ist vom Arbeitgeber zu 
beantragen. 

Artikel 12 

Sonderbestimmungen über die Versicherung 
in deutschen Versicherungssystemen 

1. Unterliegt ein Arbeitnehmer, dessen Arbeitge- 
ber sich nicht in Deutschland befindet, auf Grund des 
Artikels 14 Abs. 1 Buchstaben b und c und Absatz 2 
Buchstabe a der Verordnung den deutschen Rechts- 
vorschriften, so sind diese so anzuwenden, als wäre 
dieser Arbeitnehmer an seinem Wohnort beschäf- 
tigt. 

2. Werden nach den Rechtsvorschriften eines ande- 
ren Mitgliedstaates Beiträge auf Grund der Ver- 
sicherungspflicht für den Fall der Invalidität, des Al- 
ters oder des Todes (Renten) für einen bestimmten 
Zeitraum entrichtet, so können für den gleichen Zeit- 
raum auch Beiträge zum Erwerb eines Anspruchs auf 
Leistungen der Höherversicherung nach den deut- 
schen Rechtsvorschriften entrichtet werden. 


Artikel 13 

Ausübung des Wahlrechts durch Arbeitnehmer im 
Dienst diplomatischer oder konsularischer Dienst- 
stellen oder im persönlichen Dienst von Angehöri- 
gen solcher Dienststellen 

1. Das Wahlrecht nach Artikel 16 Absatz 2 der 
Verordnung ist erstmalig binnen drei Monaten nach 
dem Tage auszuüben, an dem der Arbeitnehmer in 
den Dienst der diplomatischen oder konsularischen 
Dienststelle genommen worden oder in den per- 
sönlichen Dienst von Angehörigen dieser Dienst- 
stelle getreten ist. Bis zu dem Zeitpunkt, an dem 
die Wahl ausgeübt wird, gilt Artikel 16 Absatz 1 
der Verordnung. 

Übt der Arbeitnehmer am Ende des Kalenderjah- 
res sein Wahlrecht erneut aus, wird die Wahl am 
ersten Tag des folgenden Kalenderjahres wirksam. 

2. Der Arbeitnehmer, der von seinem Wahlrecht 
Gebrauch macht, setzt den von der zuständigen Be- 
hörde des Mitgliedstaates bezeichneten Träger, für 
dessen Rechtsvorschriften er sich entschieden hat, 
davon in Kenntnis und unterrichtet gleichzeitig sei- 
nen Arbeitgeber. Der genannte Träger unterrichtet 
erforderlichenfalls alle anderen Träger desselben 
Mitgliedstaates gemäß den Weisungen, die die zu- 
ständige Behörde dieses Staates erteilt. 

3. Der Träger, den die zuständige Behörde des 
Mitgliedstaates bezeichnet, für dessen Rechtsvor- 
schriften der Arbeitnehmer sich entschieden hat, 
stellt diesem eine Bescheinigung darüber aus, daß 
er für die Dauer seiner Beschäftigung in der betref- 
fenden diplomatischen oder konsularischen Dienst- 
stelle oder bei einem Angehörigen dieser Dienst- 
stelle den Rechtsvorschriften dieses Staates unter- 
steht. 

4. Hat der Arbeitnehmer sich für die Anwendung 
der deutschen Rechtsvorschriften entschieden, so 
werden diese so angewendet, als wäre der Arbeit- 
nehmer an dem Ort beschäftigt, an dem die deutsche 
Regierung ihren Sitz hat. Die zuständige Behörde 
bestimmt den zuständigen Träger der Krankenver- 
sicherung. 

Artikel 14 

Ausübung des Wahlrechtes durch die Hilfskräfte 
der Europäischen Gemeinschaften 

1. Das Wahlrecht nach Artikel 16 Absatz 3 der 
Verordnung ist im Zeitpunkt des Abschlusses des 
Anstellungsvertrages auszuüben. Die zum Abschluß 
dieses Vertrages befugte Behörde unterrichtet den 
Träger, den die zuständige Behörde desjenigen Mit- 
gliedstaates bezeichnet, für dessen Rechtsvorschrif- 
ten die Hilfskraft sich entschieden hat. Dieser Träger 
unterrichtet erforderlichenfalls alle anderen Träger 
desselben Mitgliedstaates. 

2. Der Träger, den die zuständige Behörde desjeni- 
gen Mitgliedstaates bezeichnet, für dessen Rechts- 
vorschriften die Hilfskraft sich entschieden hat, stellt 

1 dieser eine Bescheinigung aus, aus der hervorgeht, 
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daß für die Dauer ihrer Beschäftigung als Hilfskraft 
im Dienst einer Europäischen Gemeinschaft für sie 
die Rechtsvorschriften dieses Staates gelten. 

3. Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 
bezeichnen erforderlichenfalls die für die Hilfskräfte 
der Europäischen Gemeinschaften zuständigen Trä- 
ger. 

4. Hat eine in einem anderen Mitgliedstaat als 
Deutschland beschäftigte Hilfskraft sich für die An- 
wendung der deutschen Rechtsvorschriften entschie- 
den, so sind diese so anzuwenden, als wäre die 
Hilfskraft an dem Ort beschäftigt, an dem die Regie- 
rung der Bundesrepublik Deutschland ihren Sitz 
hat. Die zuständige Behörde bestimmt den zustän- 
digen Träger der Krankenversicherung. 


TITEL IV 

Durchführung der Vorschriften — 
Zusammenrechnung der Versicherungszeiten 


Artikel 15 

1. Für die Zusammenrechnung der Versicherungs- 
zeiten nach Artikel 18 Absatz 1, Artikel 39, Arti- 
kel 45 Absätze 1 und 2, Artikel 64 und 67 Absätze 1 
und 2 der Verordnung gilt folgendes: 

a) Den Versicherungszeiten, die nach den Rechts- 
vorschriften eines Mitgliedstaates zurückgelegt 
worden sind, werden die nach den Rechtsvor- 
schriften aller anderen Mitgliedstaaten zurück- 
gelegten Zeiten für den Erwerb, die Aufrechter- 
haltung oder das Wiederaufleben des Leistungs- 
anspruches, soweit erforderlich, hinzugerechnet, 
sofern diese Zeiten sich nicht überschneiden; 
handelt es sich um Leistungen bei Invalidität, 
Alter oder Tod (Renten), die von den Trägern 
zweier oder mehrerer Mitgliedstaaten gemäß Ar- 
tikel 46 Absatz 2 der Verordnung festzustellen 
sind, so nimmt jeder der in Betracht kommenden 
Träger diese Zusammenrechnung getrennt vor 
und berücksichtigt dabei sämtliche nach den 
Rechtsvorschriften aller Mitgliedstaaten von dem 
Arbeitnehmer zurückgelegten Versicherungszei- 
ten, gegebenenfalls unbeschadet des Artikels 45 
Absatz 2 und des Artikels 46 Absatz 2 letztei 
Unterabsatz der Verordnung. 

b) Fällt eine nach den Rechtsvorschriften eines Mit- 
gliedstaates zurückgelegte Pflichtversicherungs- 
zeit mit einer nach den Rechtsvorschriften eines 
anderen Mitgliedstaates zurückgelegten Zeit frei- 
williger Versicherung oder freiwilliger Weiter- 
versicherung zusammen, so wird unbeschadet des 
Artikels 15 Absatz 3 der Verordnung nur die 
Pflichtversicherungszeit angerechnet. 

c) Fällt eine nach den Rechtsvorschriften eines Mit- 
gliedstaates zurückgelegte Versicherungszeit mit 


einer nach den Rechtsvorschriften eines anderen 
Mitgliedstaates gleichgestellten Zeit zusammen, 
so wird nur die Versicherungszeit angerechnet. 

d) Jede nach den Rechtsvorschriften von zwei oder 
mehr Mitgliedstaaten einer Versicherungszeit 
gleichgestellte Zeit wird nur von dem Träger 
des Mitgliedstaates angerechnet, nach dessen 
Rechtsvorschriften der Versicherte zuletzt vor 
dieser Zeit pflichtversichert war-, ist der Ver- 
sicherte vor dieser Zeit nicht nach den Rechts- 
vorschriften eines Mitgliedstaates pflichtver- 
sichert gewesen, so wird diese von dem Träger 
des Mitgliedstaates angerechnet, nach dessen 
Rechtsvorschriften er zum ersten Mal nach der 
betreffenden Zeit pflichtversichert war. 

e) Kann der Zeitraum, in dem bestimmte Versiche- 
rungszeiten nach den Rechtsvorschriften eines 
Mitgliedstaates zurückgelegt worden sind, nicht 
genau ermittelt werden, so wird unterstellt, daß 
diese Zeiten sich nicht mit Versicherungszeiten 
überschneiden, die nach den Rechtsvorschriften 
eines anderen Mitgliedstaates zurückgelegt wor- 
den sind; sie werden für die Zusammenrechnung 
der Zeiten berücksichtigt, soweit sich eine solche 
Berücksichtigung als vorteilhaft erweist. 

f) Ist nach den Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staates die Berücksichtigung bestimmter Ver- 
sicherungszeiten davon abhängig, daß sie wäh- 
rend einer bestimmten Frist zurückgelegt wor- 
den sind, so verfährt der Träger, für den diese 
Rechtsvorschriften gelten, wie folgt: 

i) Er berücksichtigt nach den Rechtsvorschriften 
eines anderen Mitgliedstaates zurückgelegte 
Versicherungszeiten nur, wenn sie während 
dieser Frist zurückgelegt worden sind, oder 

ii) er verlängert diese Frist ganz oder teilweise 
um die Dauer der nach den Rechtsvorschriften 
eines anderen Mitgliedstaates während dieser 
Frist zurückgelegten Versicherungszeiten, so- 
fern es sich um Zeiten handelt, die nach den 
Rechtsvorschriften des zweiten Mitgliedstaa- 
tes lediglich die Aufhebung der Frist zur 
Folge haben, innerhalb welcher Versiche- 
rungszeiten zurückgelegt sein müssen. 

2. Werden Versicherungszeiten nach Rechtsvor- 
schriften eines Mitgliedstaates zurückgelegt, auf die 
die Verordnung nicht anwendbar ist, jedoch auf 
Grund von Rechtsvorschriften dieses Staates, die 
von der Verordnung erfaßt werden, anrechenbar 
sind, so gelten diese Zeiten als Versicherungszeiten, 
die für die Zusammenrechnung zu berücksichtigen 
sind. 

3. Werden Versicherungszeiten, die nach den 
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates zurückge- 
legt worden sind, in Zeiteinheiten ausgedrückt, die 
von den in den Rechtsvorschriften eines anderen 
Mitgliedstaates vorgesehenen Zeiteinheiten abwei- 
chen, so werden sie für die Zusammenrechnung nach 
folgenden Regeln umgerechnet: 
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a) Sofern für den Arbeitnehmer die Sechs-Tage- 
Woche galt: 

i) gilt ein Tag als acht Stunden und umgekehrt; 

ii) gelten sechs Tage als eine Woche und um- 
gekehrt; 

iii) gelten sechsundzwanzig Tage als ein Monat 
und umgekehrt; 

iv) gelten drei Monate oder dreizehn Wochen 
oder achtundsiebzig Tage als ein Vierteljahr 
und umgekehrt; 

v) werden für die Umrechnung der Wochen in 
Monate und umgekehrt die Wochen und Mo- 
nate in Tage umgerechnet; 

vi) darf die Anwendung der genannten Regeln 
nicht dazu führen, daß für die während eines 
Kalenderjahres insgesamt zurückgelegten 
Zeiten mehr als dreihundertzwölf Tage oder 
zweiundfünfzig Wochen oder zwölf Monate 
oder vier Vierteljahre berücksichtigt wer- 
den. 

b) Sofern für den Arbeitnehmer die Fünf-Tage-Wo- 
che galt: 

i) gilt ein Tag als neun Stunden und umge- 
kehrt; 

ii) gelten fünf Tage als eine Woche und um- 
gekehrt; 

iii) gelten zweiundzwanzig Tage als ein Monat 
und umgekehrt; 

iv) gelten drei Monate oder dreizehn Wochen 
oder fünfundsechzig Tage als ein Viertel- 
jahr und umgekehrt: 

v) werden für die Umrechnung der Wochen in 
Monate und umgekehrt die Wochen und 
Monate in Tage umgerechnet; 

vi) darf die Anwendung der genannten Regeln 
nicht dazu führen, daß für die während eines 
Kalenderjahres insgesamt zurückgelegten 
Zeiten mehr als zweihundertvierundsechzig 
Tage oder zweiundfünfzig Wochen oder 
zwölf Monate oder vier Vierteljahre berück- 
sichtigt werden. 

4. Werden nach Absatz 1 Buchstabe b Versiche- 
rungszeiten, die auf Grund einer freiwilligen Ver- 
sicherung oder einer freiwilligen Weiterversiche- 
rung nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaa- 
tes für den Fall der Invalidität, des Alters und des 
Todes (Renten) zurückgelegt worden sind, bei der 
Zusammenrechnung nicht angerechnet, so werden 
die Beiträge, die auf diese Zeiten entfallen, so be- 
rücksichtigt, als wären sie zur Erhöhung der Leistun- 
gen nach diesen Rechtsvorschriften entrichtet wor- 
den. Sehen diese Rechtsvorschriften eine Höherver- 
Sicherung vor, so werden die Beträge für die Be- 
rechnung der Leistungen aus dieser Versicherung 
berücksichtigt. 


TITEL V 

Durchführung der besonderen Vorschriften 
der Verordnung (Titel III) 


KAPITEL 1 

Krankheit und Mutterschaft 


Artikel 18 der Verordnung 

Artikel 16 

Bescheinigung über die zurückgelegten 
Versicherungszeiten 

1. Für die Zusammenrechnung nach Artikel 18 der 
Verordnung hat der Versicherte dem zuständigen 
Träger eine Bescheinigung über die Versicherungs- 
zeiten vorzulegen, die er nach den Rechtsvorschrif- 
ten, die vorher zuletzt für ihn galten, zurückgelegt 
hat. 

2. Diese Bescheinigung wird auf Antrag des Ver- 
sicherten von dem Träger oder von den Trägern 
des Mitgliedstaates ausgestellt, dessen Rechtsvor- 
schriften vorher zuletzt für ihn gegolten haben. Legt 
der Versicherte die Bescheinigung nicht vor, so 
wendet sich der zuständige Träger an den erstge- 
nannten Träger, um sie zu erhalten. 

3. Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn Ver- 
sicherungszeiten die zuvor nach den Rechtsvorschrif- 
ten anderer Mitgliedstaaten zurückgelegt worden 
sind, für die Erfüllung der in den Rechtsvorschriften 
des zuständigen Staates geforderten Voraussetzun- 
gen berücksichtigt werden müssen. 


Artikel 19 der Verordnung 

Artikel 17 

Gewährung von Sachleistungen bei Wohnsitz in 
einem anderen als dem zuständigen Mitgliedstaat 

1. Um Sachleistungen nach Artikel 19 der Verord- 
nung ZU erhalten, hat der Arbeitnehmer sich und 
seine Familienangehörigen bei dem Träger des 
Wohnorts eintragen zu lassen und eine Bescheini- 
gung vorzulegen, aus der hervorgeht, daß er AU' 
Spruch auf diese Leistungen für sich und seine 
Familienangehörigen hat. Diese Bescheinigung wird 
von dem zuständigen Träger gegebenenfalls auf 
Grund von Auskünften durch den Arbeitgeber aus- 
gestellt. Legen der Arbeitnehmer oder seine Fami- 
lienangehörige diese Bescheinigung nicht vor, so 
wendet sich der Träger des Wohnorts an den zu- 
ständigen Träger, um sie zu erhalten. 

2. Diese Bescheinigung bleibt solange gültig, bis 
der Träger des Wohnorts die Anzeige erhalten hat, 
daß sie ungültig geworden ist. Wird die Bescheini- 
gung jedoch von einem französischen Träger aus- 
gestellt, so ist sie nur für die Dauer von drei Mo- 
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naten vom Tage ihrer Ausstellung an gültig und alle 
drei Monate zu erneuern. 

3. Bei Saisonarbeitern ist die Bescheinigung nach 
Absatz 1 für die voraussichtliche Gesamtdauer der 
Saisonarbeit gültig, sofern der zuständige Träger 
vor Ablauf dieses Zeitraums dem Träger des Wohn- 
ortes nicht mitgeteilt hat, daß sie ungültig geworden 
ist. 

4. Der Träger des Wohnorts benachrichtigt den zu- 
ständigen Träger von jeder bei ihm gemäß Absatz 1 
vorgenommenen Eintragung. 

5. Bei jedem Antrag auf Sachleistungen legt der 
Versicherte die Unterlagen vor, die nach den Rechts- 
vorschriften des Mitgliedstaates, in dessen Hoheits- 
gebiet er wohnt, für die Gewährung der Sachleistun- 
gen in der Regel erforderlich sind. 

6. Wird Krankenhauspflege gewährt, so zeigt der 
Träger des Wohnorts dem zuständigen Träger bin- 
nen drei Tagen, nachdem er davon Kenntnis er- 
langt hat, den Tag der Aufnahme in ein Kranken- 
haus und die voraussichtliche Dauer des Kranken- 
hausaufenthalts sowie den Tag der Entlassung an. 
Die Anzeige unterbleibt jedoch, wenn dem Träger 
des Wohnorts die Kosten der Sachleistungen pau- 
schal erstattet werden. 

7. Der Träger des Wohnorts unterrichtet vor der 
Gewährung der in der Liste gemäß Artikel 24 Abs. 2 
der Verordnung aufgeführten Leistungen den zu- 
ständigen Träger. Der zuständige Träger kann seine 
mit Gründen zu versehende Ablehung binnen fünf- 
zehn Tagen nach Abgang dieser Unterrichtung mit- 
teilen; der Träger des Wohnorts gewährt die Lei- 
stungen, wenn er nach Ablauf dieser Frist keinen 
Ablehnungsbescheid erhalten hat. Sind solche Lei- 
stungen in Dringlichkeitsfällen zu gewähren, so 
unterrichtet der Wohnortträger den zuständigen 
Träger unverzüglich. Die Anzeige unterbleibt jedoch, 
wenn dem Träger des Wohnorts die Kosten der 
Sachleistungen pauschal erstattet werden. 

8. Der Arbeitnehmer oder seine Familienangehüri- 
gen haben den Träger des Wohnorts von jeder 
Änderung in ihren Verhältnissen zu unterrichten, die 
den Anspruch auf Sachleistungen berühren könnte, 
insbesondere von jeder Beendigung oder jedem 
Wechsel der Beschäftigung des Arbeitnehmers oder 
von jedem Wechsel des Wohn- oder Aufenthalts- 
ortes des Arbeitnehmers oder eines Familienange- 
hörigen. Auch der zuständige Träger kann den 
Träger des Wohnortes von der Beendigung des 
Versicherungsverhältnisses oder dem Erlöschen der 
Leistungsansprüche des Arbeitnehmers unterrichten. 
Der Träger des Wohnorts kann jederzeit den zu- 
ständigen Träger um Auskünfte über die Versiche- 
rungszugehörigkeit oder den Leistungsanspruch des 
Arbeitnehmers ersuchen. 

9. Zwei oder mehr Miigliedstaaten oder die zu- 
ständigen Behörden dieser Staaten können nach 
Stellungnahme der Verwaltungskommission abwei- 
chende Durchführungsbestimmungen vereinbaren. 


Artikel 18 

Gewährung von Geldleistungen an Arbeitnehmer, 
die in einem anderen als dem zuständigen Mitglied- 
staat wohnen 

1. Zur Erlangung der Geldleistungen nach Ar- 
tikel 19 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung hat 
sich der Arbeitnehmer binnen drei Tagen an den 
Träger seines Wohnortes zu wenden und dabei 
eine Anzeige über die Arbeitseinstellung vorzu- 
legen oder, wenn die von dem zuständigen Träger 
oder von dem Träger des Wohnorts anzuwendenden 
Rechtsvorschriften dies erfordern, eine vom behan- 
delnden Arzt ausgestellte Arbeitsunfähigkeitsbe- 
scheinigung. 

2. Stellen die behandelnden Arzte des Wohnlandes 
keine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung aus, so 
wendet sich der Arbeitnehmer innerhalb der Frist, 
die in dem für den Träger des Wohnorts geltenden 
Rechtsvorschriften festgesetzt ist, unmittelbar an 
diesen Träger. 

Dieser veranlaßt unverzüglich die ärztliche Fest- 
stellung der Arbeitsunfähigkeit und die Ausstellung 
der in Absatz 1 genannten Bescheinigung. Die Be- 
scheinigung, auf der die voraussichtliche Dauer der 
Arbeitsunfähigkeit anzugeben ist, muß dem zustän- 
digen Träger unverzüglich zugeleitet werden. 

3. In den Fällen, in denen Absatz 2 nicht anwend- 
bar ist, führt der Träger des Wohnorts sobald wie 
möglich, auf jeden Fall binnen drei Tagen, nachdem 
sich der Arbeitnehmer an ihn gewandt hat, die ver- 
trauensärztliche Untersuchung des Arbeitnehmers in 
gleicher Weise wie bei seinen eigenen Versicherten 
durch. Der Träger des Wohnorts übermittelt den 
Bericht des Vertrauensarztes, in dem insbesondere 
die voraussichtliche Dauer der Arbeitsunfähigkeit 
anzugeben ist, sowie die in Absatz 1 genannten 
Unterlagen binnen drei Tagen nach der vertrauens- 
ärztlichen Untersuchung an den zuständigen Träger. 

4. Der Träger des Wohnorts führt später erforder- 
lichenfalls die verwaltungsmäßige oder ärztliche 
Kontrolle des Arbeitnehmers wie bei seinen eigenen 
Versicherten durch. 

5. Der zuständige Träger behält in allen Fällen die 
Möglichkeit, die Untersuchung des Versicherten 
durch einen Arzt seiner Wahl vornehmen zu lassen. 
Beschließt dieser Träger, die Leistungen wegen 
Nichtbefolgens der nach den Rechtsvorschriften des 
Wohnlandes vorgesehenen Formvorschriften seitens 
des Arbeitnehmer zu versagen, so teilt er dem Ar- 
beitnehmer seine Entscheidung mit und übersendet 
gleichzeitig eine Durchschrift dieser Entscheidung an 
den Träger des Wohnorts. 

6. Das Ende der Arbeitsunfähigkeit ist dem Arbeit- 
nehmer vom Träger des Wohnorts unverzüglich mit- 
zuteilen, der gleichzeitig den zuständigen Träger 
davon unterrichtet. Entscheidet der zuständige Trä- 
ger selbst, daß der Arbeitnehmer wieder arbeits- 
fähig ist, so teilt er dies dem Arbeitnehmer mit und 
übersendet gleichzeitig ein Doppel der Mitteilung 
an den Träger des Wohnorts. 
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7. Haben der Träger des Wohnorts und der zu- 
ständige Träger in ein und demselben Fall zwei ver- 
schiedene Tage für die Beendigung der Arbeits- 
unfähigkeit festgesetzt, so ist der vom zuständigen 
Träger festgesetzte Tag maßgebend. 

8. Der Arbeitnehmer teilt dem zuständigen Träger 
die Wiederaufnahme der Arbeit mit, sofern die für 
diesen Träger geltenden Rechtsvoschriften dies vor- 
sehen. 

9. Der zuständige Träger zahlt die Geldleistungen 
in jeder geeigneten Weise, insbesondere durch in- 
ternationale Postanweisung, und benachrichtigt den 
Träger des Wohnorts. Werden diese Leistungen zu 
Lasten des zuständigen Trägers vom Träger des 
Wohnorts gewährt, so unterrichtet der zuständige 
Träger entsprechend den für ihn geltenden Rechts- 
vorschriften den Arbeitnehmer über seine An- 
sprüche und teilt ihm gleichzeitig mit, welcher Trä- 
ger mit der Gewährung der Leistungen beauftragt 
ist. Gleichzeitig unterrichtet er den Träger des 
Wohnorts über die Höhe der Leistungen, die Tage, 
an denen sie zu zahlen sind, sowie die Höchstdauer 
für die Leistungsgewährung nach den Rechtsvor- 
schriften des zuständigen Staates. 

10. Zwei oder mehrere Mitgliedstaaten oder die 
zuständigen Behörden dieser Staaten können nach 
Stellungnahme der Verwaltungskommission abwei- 
chende Durchführungsbestimmungen vereinbaren. 

Artikel 20 der Verordnung 

Artikel 19 

Sonderbestimmungen für Grenzgänger und deren 
Familienangehörige 

Für Grenzgänger und deren Familienangehörige 
dürfen Arzneimittel, Bandagen, Augengläser, klei- 
nere Hilfsmittel, Laboranalysen und -Untersuchun- 
gen nur im Hoheitsgebiet und nach den Rechtsvor- 
schriften des Mitgliedstaates geliefert bzw. durch- 
geführt werden, in dem sie verordnet bzw. ange- 
ordnet worden sind. 


Artikel 22 der Verordnung 

Artikel 20 

Sachleistungen bei Aufenthalt außerhalb des zu- 
ständigen Staates: Sonderfall der entsandten Arbeit- 
nehmer, der Arbeitnehmer im internationalen Ver- 
kehrswesen und deren Familienangehörige 

1. Um Sachleistungen für sich oder seine ihn be- 
gleitenden Familienangehörigen während seiner 
Entsendung zu erhalten, legt der in Artikel 14 Ab- 
satz 1 Buchstaffe a Ziffer i) oder Absatz 2 Buch- 
stabe a der Verordnung bezoichnete Arbeitnehmer 
dem Träger des Aufenthaltsortes die Bescheinigung 
gemäß Artikel 11 dieser Durchführungsverordnung 
vor. Legt er diese Bescheinigung vor, so wird unter- 
stellt, daß er die Voraussetzungen für den Erwerb 
des Anspruchs auf Sachleistungen erfüllt. 


2. Um Sachleistungen für sich oder seine ihn be- 
gleitenden Familienangehörigen zu erhalten, muß 
der in Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b der Verord- 
nung genannte Arbeitnehmer im internationalen 
Verkehrswesen, der sich in Ausübung seiner Be- 
schäftigung in einem anderen als dem zuständigen 
Mitgliedstaat befindet, dem Träger des Aufenthalts- 
ortes so bald wie möglich eine besondere Bescheini- 
gung vorlegen, die vom Arbeitgeber oder seinem 
Vertreter im Laufe der ihrer Vorlage vorangehenden 
zwei Kalendermonate ausgestellt sein muß. In dieser 
Bescheinigung sind insbesondere der Zeitpunkt, seit 
dem der Arbeitnehmer bei dem genannten Arbeit- 
geber beschäftigt ist, sowie die Bezeichnung und der 
Sitz des zuständigen Trägers anzugeben; ist es je- 
doch nach den Rechtsvorschriften des zuständigen 
Staates nicht erforderlich, daß der Arbeitgeber den 
zuständigen Träger kennt, muß der Arbeitnehmer 
Bezeichnung und Sitz dieses Trägers bei der Vorlage 
seines Antrages dem Träger des Aufenthaltsortes 
schriftlich mitteilen. 

3. Für die Feststellung, ob der Versicherte die 
Voraussetzungen für den Erwerb des Anspruchs auf 
Sachleistungen erfüllt, wendet sich der Träger des 
Aufenthaltsortes binnen drei Tagen an den zustän- 
digen Träger. Der Träger des Aufenthaltsortes ist 
verpflichtet, diese Leistungen bis zum Eingang der 
Antwort des zuständigen Trägers, höchstens für die 
Dauer von dreißig Tagen zu gewähren. 

4. Der zuständige Träger antwortet dem Träger 
des Aufenthaltsorts binnen zehn Tagen nach Ein- 
gang des Ersuchens dieses Trägers. Ist die Antwort 
zustimmend, gibt der zuständige Träger gegebenen- 
falls die Höchstdauer an, für die Sachleistungen nach 
den von ihm anzuwenden Rechtsvorschriften ge- 
währt werden dürfen; der Träger des Aufenfhalts- 
orts gewährt die Leistungen weiter. 

5. An Stelle der Bescheinigung nach Absatz 1 oder 
Absatz 2 kann der dort bezeichnete Arbeitnehmer 
dem Träger des Aufenthaltsortes eine Bescheinigung 
vorlegen, aus der hervorgeht, daß die Voraussetzun- 
gen für den Erwerb des Anspruches auf Sachleistun- 
gen erfüllt sind. In dieser vom zuständigen Träger 
auszustellenden Bescheinigung ist gegebenenfalls 
insbesondere die Höchstdauer für die Gewährung 
der Sachleistungen nach den Rechtsvorschriften des 
zuständigen Staates anzugeben. In diesem Fall sind 
die vorstehenden Absätze nicht anwendbar. 

6. Artikel 17 Absätze 6, 7 und 9 der Durchführungs- 
verordnung finden ebenfalls Anwendung. 

7. Die Leistungen, die auf Grund der in den Ab- 
sätzen 1 und 2 ausgesprochenen Vermutung gewährt 
werden, sind gemäß Artikel 36 Absatz 1 der Ver- 
ordnung zu erstatten. 

Artikel 21 

Sachleistungen bei Aufenthalt außerhalb des 
zuständigen Staates an andere als die in Artikel 20 
bezeichneten Arbeitnehmer 

1. Um Sachleistungen nach Artikel 22 Absatz 1 
Buchstabe a Ziffer i) der Verordnung zu erhalten. 
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ist der Arbeitnehmer verpflichtet, ausgenommen in 
den Fällen des Artikels 20 dieser Durchführungsver- 
ordnung, dem Träger des Aufenthaltsortes eine Be- 
scheinigung vorzulegen, aus der hervorgeht, daß 
er Anspruch auf diese Leistungen hat. in dieser vom 
zuständigen Träger auf Antrag des Arbeitnehmers 
möglichst vor dessen Ausreise aus seinem Wohn- 
land auszustellenden Bescheinigung ist gegebenen- 
falls insbesondere die Höchstdauer für die Gewäh- 
rung der Sachleistungen nach den Rechtsvorschriften 
des zuständigen Staates anzugeben. Legt der Arbeit- 
nehmer diese Bescheinigung nicht vor, so wendet 
sich der Träger des Aufenthaltsortes an den zustän- 
digen Träger, um sie zu erhalten. 

2. Artikel 17 Absätze 6, 7 und 9 findet ebenfalls 
Anwendung. 

Artikel 22 

Sachleistungen an Arbeitnehmer, die ihren Wohnsitz 
verlegen oder in ihr Wohnland zurückkehren 

1. Um Sachleistungen nach Artikel 22 Absatz 1 
Buchstabe b Ziffer i) der Verordnung zu erhalten, 
muß der Arbeitnehmer dem Träger des Wohnortes 
eine Bescheinigung vorlegen, aus der hervor geht, 
daß er diese Leistungen weiterhin erhalten kann. In 
dieser vom zuständigen Träger auszustellenden Be- 
scheinigung ist gegebenenfalls insbesondere die 
Höchstdauer anzugeben, für die diese Leistungen 
nach den Vorschriften des zuständigen Staates noch 
gewährt werden dürfen. Die Bescheinigung kann 
auch nach der Abreise des Betreffenden auf seinen 
Antrag ausgestellt werden, wenn ihre vorherige 
Ausstellung aus Gründen höherer Gewalt nicht 
möglich war. 

2. Artikel 17 Absätze 6, 7 und 9 dieser Durchfüh- 
rungsverordnung findet in den Fällen des Absatzes 1 
entsprechend Anwendung. 

3. Für die Gewährung der Sachleistungen sind die 
Absätze 1 und 2 dieses Artikels in den Fällen des 
Artikels 22 Absatz 1 Buchstabe c Ziffer i) entspre- 
chend anzuwenden. 

Artikel 23 

Sachleistungen an Familienangehörige bei 
Aufenthalt außerhalb des zuständigen Staates 

Artikel 21 oder 22 dieser Durchführungsverord- 
nung sind für die Gewährung von Sachleistungen 
für die in Artikel 22 Absatz 3 bezeichneten Fa- 
milienangehörigen jeweils entsprechend anzuwen- 
den. 

Artikel 24 

Geldleistungen an Arbeitnehmer bei Aufenthalt 
außerhalb des zuständigen Staates 

1. Für die Gewährung der Geldleistungen nach Ar- 
tikel 22 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer ii) der Verord- 
nung ist Artikel 19 dieser Durchführungsverordnung 
entsprechend anzuwenden. Der Arbeitnehmer braucht 
jedoch nicht die im Absatz 1 des letztgenannten Ar- 


tikels vorgesehene Anzeige über die Arbeitseinstel- 
lung vorzulegen. 

2. Arbeitnehmer, die nicht zu den in Artikel 14 
Absatz 1 Budistabe a Ziffer i) und Absatz 2 Buch- 
stabe a bezeichneten Arbeitnehmern gehören, teilt 
der Träger des Aufenthaltsortes ihnen, wenn ärztlich 
festgestellt ist, daß ihr Gesundheitszustand sie nicht 
an der Rückkehr in den Mitgliedstaat ihres Wohn- 
ortes hindert, dies unverzüglich mit und übermittelt 
eine Abschrift dieser Mitteilung dem zuständigen 
Träger. 

Artikel 25 

Bescheinigung über Familienangehörige, die für die 
Geldleistungen zu berücksichtigen sind 

1. Um Leistungen nach Artikel 23 Absatz 3 der 
Verordnung zu erhalten, muß der Arbeitnehmer dem 
zuständigen Träger eine Bescheinigung über seine 
Familienangehörigen vorlegen, die im Hoheitsgebiet 
eines anderen als des Mitgliedstaates wohnen, in 
dem dieser Träger sich befindet. 

2. Diese Bescheinigung wird vom Träger des 
Wohnorts der Familienangehörigen ausgestellt. Sie 
ist zwölf Monate lang vom Ausstellungstage an 
gültig und kann verlängert werden; in diesem Falle 
beginnt ihre Geltungsdauer mit dem Tage der Ver- 
längerung. Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, dem 
zuständigen Träger jede Änderung unverzüglich an- 
zuzeigen, die auf der Bescheinigung vorzunehmen 
ist. Jede solche Änderung wird mit dem Tage wirk- 
sam, an dem das zur Änderung führende Ereignis 
ei nge treten ist. 

3. Der zuständige Träger kann statt der Bescheini- 
gung gemäß Absatz 1 vom Arbeitnehmer die Vor- 
lage von Personenstandsnachweisen aus jüngster 
Zeit über seine Familienangehörigen, die in einem 
anderen als dem Staat wohnen, in dem der zustän- 
dige Träger seinen Sitz hat, verlangen. 

Durchführung des Artikels 25 Absatz 1 der Verord- 
nung 

Artikel 26 

Sach- und Geldleistungen für Arbeitslose, die sich 
in einem anderen als den zuständigen Mitgliedstaat 
begeben, um dort eine Beschäftigung zu suchen 

1. Um für sich und seine Familienangehörigen 
Leistungen nach Artikel 25 Absatz 1 der Verordnung 
zu erhalten, muß der Arbeitslose dem Träger der 
Krankenversicherung des Ortes, an den er sich 
begeben hat, eine beim zuständigen Träger der 
Krankenversicherung vor seiner Abreise zu bean- 
tragende Bescheinigung vorlegen. Aus dieser Be- 
scheinigung muß hervorgehen, daß die Voraus- 
setzungen nach Artikel 69 Absatz 1 Buchstabe b der 
Verordnung für den Anspruch auf die genannten 
Leistungen erfüllt sind, für welche Zeitdauer dieser 
Anspruch unter Berücksichtigung des Artikels 69 
Absatz 1 Buchstabe c der Verordnung besteht, und 
welcher Geldleistungsbetrag während des genannten 
Zeitraums gegebenenfalls im Rahmen der Kran- 
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kenversicherung im Falle von Arbeitsunfähigkeit 
oder stationärer Behandlung zu zahlen ist. 

2. Der Träger der Arbeitslosenversicherung des 
Ortes, an den sich der Arbeitslose begeben hat, be- 
scheinigt auf einem dem Träger der Krankenver- 
sicherung zuzuleitenden Doppel der Bescheinigung 
nach Artikel 82 der Durchführungsverordnung, daß 
die Voraussetzungen nach Artikel 69 Absatz 1 Buch- 
stabe b der Verordnung erfüllt sind und trägt den 
Zeitpunkt ein, von dem an diese Voraussetzungen 
erfüllt sind und von welchem Zeitpunkt an der Ar- 
beitslose Leistungen bei Arbeitslosigkeit zu Lasten 
des zuständigen Trägers erhält. 

Diese Bescheinigung gilt für die in Artikel 69 Ab- 
satz 1 Buchstabe c der Verordnung festgelegten Zeit- 
dauer, solange die Voraussetzungen erfüllt sind. 
Der Träger der Arbeitslosenversicherung des Ortes, 
an den sich der Arbeitslose begeben hot, unterrichtet 
den Träger der Krankenversicherung innerhalb von 
drei Tagen, wenn die Voraussetzungen nicht mehr 
erfüllt sind. 

3. Artikel 17 Absätze 6 und 7 der Durchführungs- 
verordnung gilt entsprechend. 

4. Um Geldleistungen nach den Rechtsvorschriften 
des zuständigen Staates zu erhalten, hat der Arbeits- 
lose den Träger der Krankenversicherung des Ortes, 
an den er sich begeben hat, innerhalb von drei 
Tagen eine vom behandelnden Arzt ausgestellte Ar- 
beitsunfähigkeitsbescheinigung vorzulegen. Außer- 
dem hat er anzugeben, bis zu welchem Zeitpunkt er 
Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung erhal- 
ten hat, desgleichen seine Anschrift im Aufenthalts- 
land. 

5. Artikel 18 Absätze 2, 3, 4, 5, 6 und 8 dieser 
Durchführungsverordnung gilt entsprechend. 

6. Der Träger der Krankenversicherung des Ortes, 
an den sich der Arbeitslose begeben hat, teilt dem 
zuständigen Träger der Krankenversicherung und 
dem zuständigen Träger der Arbeitslosenversiche- 
rung sowie dem Träger, bei dem der Arbeitslose als 
Arbeitsuchender gemeldet ist, innerhalb von drei 
Tagen den Beginn und das Ende der Arbeitsunfähig- 
keit mit. 

7. In den Fällen des Artikels 25 Absatz 4 der Ver- 
ordnung unterrichtet der Träger der Krankenver- 
sicherungsträger des Ortes, an dem der Arbeits- 
lose sich auf hält, den zuständigen Träger der Kran- 
kenversicherung und den zuständigen Träger der 
Arbeitslosenversicherung davon, daß und aus wel- 
chen Gründen er die Voraussetzungen für die Wei- 
tergewährung der Geld- und Sachleistungen für ge- 
geben hält und fügt der Mitteilung an den zustän- 
digen Träger der Krankenversicherung einen aus- 
führlichen Bericht des Vertrauensarztes über den 
Zustand des Erkrankten und die voraussichtliche 
Dauer des Vorliegens der Voraussetzungen für die 
Anwendung des Artikels 25 Absatz 4 der Verord- 
nung bei. Der zuständige Träger der Krankenver- 
sicherung entscheidet über die Weitergewährung 
der Leistungen an den erkrankten Arbeitslosen. 


8. Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die zu- 
ständigen Behörden dieser Staaten können nach 
Stellungnahme der Verwaltungskommission anders- 
lautende Durchführungsbestimmungen vereinbaren. 


Artikel 25 Absatz 3 der Verordnung 
Artikel 27 

Sachleistungen an Familienangehörige von Arbeits- 
losen, die nicht im zuständigen Staat wohnen 

Für die Gewährung von Sachleistungen an die im 
Hoheitsgebiet eines anderen als des zuständigen 
Mitgliedstaates wohnenden Familienangehörigen 
von Arbeitslosen gilt Artikel 17 dieser Durchfüh- 
rungsverordnung entsprechend. Bei der Einschrei- 
bung der Familienangehörigen von Arbeitslosen, 
die Leistungen nach Artikel 69 Abs. 1 der Verord- 
nung erhalten, ist die in Artikel 26 Abs. 1 dieser 
Durchführungsverordnung genannte Bescheinigung 
vorzulegen. Diese ist für die Dauer der Gewährung 
von Leistungen nach Artikel 69 Abs. 1 der Verord- 
nung gültig. 


Artikel 26 der Verordnung 

Artikel 28 

Sachleistungen für Rentenantragsteller 
und ihre Familienangehörigen 

1. Ein Versicherter, der in dem Mitgliedstaat sei- 
nes Wohnortes Sachleistungen nach Artikel 26 Ab- 
satz 1 der Verordnung erhalten will, muß sich sowie 
seine Familienangehörigen beim Träger des Wohn- 
orts eintragen lassen und eine Bescheinigung vor- 
legen, aus der hervorgeht, daß er auf Grund der 
Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaates 
für sich und seine Familienangehörigen Anspruch 
auf Sachleistungen hat. Diese Bescheinigung wird 
von dem für die Sachleistungen zuständigen Träger 
des letztgenannten Staates ausgestellt. 

2. Der Träger des Wohnorts unterrichtet den Trä- 
ger, der die Bescheinigung ausgestellt hat, von jeder 
Eintragung gemäß Absatz 1. 


Artikel 28 der Verordnung 

Artikel 29 

Sachleistungen für Rentenberechtigte und Familien- 
angehörige, die nicht in dem Mitgliedstaat wohnen, 
nach dessen Rechtsvorschriften sie Anspruch auf 
Sachleistungen haben 

1. Ein Rentenberechtigter, der im Hoheitsgebiet 
des Mitgliedstaates seines Wohnortes Sachleistun- 
gen nach Artikel 28 Absatz 1 der Verordnung erhal- 
ten will, muß sich sowie seine Familienangehörigen 
beim Träger des Wohnorts eintragen lassen und 
eine Bescheinigung vorlegen, aus der hervorgeht, 
daß er auf Grund der Rechtsvorschriften, nach denen 


13 



Drucksache VI/2530 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


eine Rente geschuldet wird, für sich und seine Fa- 
milienangehörigen Anspruch auf Sachleistungen hat. 

2. Diese Bescheinigung wird auf Antrag des Be- 
rechtigten von dem oder von einem der zur Zahlung 
der Renten verpflichteten Träger oder gegebenen- 
falls von dem Träger, der über den Anspruch auf 
Sachleistungen zu befinden hat, ausgestellt, sobald 
der Berechtigte die Voraussetzungen für den Er- 
werb des Anspruchs auf Sachleistungen erfüllt. Legt 
der Berechtigte diese Bescheinigung nicht vor, so 
wendet sich der Träger des Wohnorts an den oder 
die zur Zahlung einer Rente verpflichteten Träger 
oder gegebenenfalls an den für die Ausstellung der 
Bescheinigung zuständigen Träger. Bis zum Eingang 
der Bescheinigung kann der Träger des Wohnorts 
an Hand der von ihm anerkannten Beweisstücke 
eine vorläufige Eintragung des Berechtigten und 
dessen Familienangehörigen vornehmen. Diese Ein- 
tragung ist nur dann für den Träger, zu dessen La- 
sten die Sachleistungen gehen, verbindlich, wenn 
er diese Bescheinigung nach Absatz 1 ausgestellt 
hat. 

3. Der Träger des Wohnorts teilt dem. Träger, der 
die in Absatz 1 vorgesehene Bescheinigung ausge- 
stellt hat, jede Eintragung gemäß Absatz 1 mit. 

4. Bei jedem Antrag auf Sachleistungen ist der 
Rentenanspruch gegenüber dem Träger des Wohn- 
orts durch Vorlage des Empfangsscheins oder des 
Empfängerabschnitts der Anweisung der letzten 
Rentenzahlung nachzuweisen. 

5. Der Rentenberechtigte oder seine Familienange- 
hörigen sind verpflichtet, den Träger des Wohnorts 
von jeder Änderung ihrer Verhältnisse zu unterrich- 
ten, die den Anspruch auf Sachleistungen berühren 
könnte, insbesondere von jedem Ruhen oder Weg- 
fall der Rente und von jeder Wohnsitzverlegung. 
Die betreffenden Träger unterrichten ebenfalls den 
Träger des Wohnorts des Rentenberechtigten über 
alle vorgenannten Änderungen. 

6. Erforderlichenfalls legt die Verwaltungskommis- 
sion die Art und Weise der Bestimmung des Trä- 
gers fest, der die Aufwendungen für die Sachleistun- 
gen in den Fällen des Artikels 28 Absatz 2 Buch- 
stabe b der Verordnung zu übernehmen hat. 


Artikel 29 der Verordnung 

Artikel 30 

Sachleistungen für Familienangehörige, die in einem 
anderen Mitgliedstaat wohnen als der Renten- 
berechtigte 

1. Um in ihrem Wohnland Sachleistungen nach Ar- 
tikel 29 Absatz 1 der Verordnung zu erhalten, müs- 
sen die Familienangehörigen sich beim Träger ihres 
Wohnorts unter Vorlage der nach den von diesem 
Träger bei Gewährung solcher Leistungen an Fami- 
lienangehörige von Rentnern anzuwendenden 
Rechtsvorschriften gewöhnlich erforderlichen Be- 


weisstücke sowie einer Bescheinigung, aus der her- 
vorgeht, daß der Rentenberechtigte Anspruch auf 
Sachleistungen für sich und seine Familienangehöri- 
gen hat eintragen lassen. Diese Bescheinigung wird 
vom Träger des Wohnortes des Rentenberechtigten 
ausgestellt und gilt für den Träger des Wohnorts 
der Familienangehörigen bis zu ihrem Widerruf. 
Von französischen Trägern ausgestellte Bescheini- 
gungen gelten jedoch nur zwölf Monate vom Tage 
der Ausstellung an und sind jedes Jahr zu erneuern. 

2. Die Familienangehörigen sind verpflichtet, dem 
Träger ihres Wohnorts bei jedem Antrag auf Sach- 
leistungen die Bescheinigung nach Absatz 1 vorzu- 
legen, wenn nach den von diesem Träger anzuwen- 
denden Rechtsvorschriften bei einem solchen An- 
trag die Vorlage der Rentenbescheinigung gefordert 
ist. 

3. Der Träger des Wohnorts des Rentenberechtig- 
ten unterrichtet den Träger des Wohnorts der Fami- 
lienangehörigen über das Ruhen oder den Wegfall 
der Rente und über jeden Wohnortwechsel des Be- 
rechtigten. Der Träger des Wohnorts der Familien- 
angehörigen kann jederzeit den Träger des Wohn- 
orts des Berechtigten um Auskunft über dessen Lei- 
stungsansprüche ersuchen. 

4. Die Familienangehörigen haben den Träger 
ihres Wohnorts von jeder Änderung in ihren Ver- 
hältnissen in Kenntnis zu setzen, die ihren Anspruch 
auf Sachleistungen berühren könnte, insbesondere 
von jeder Verlegung ihres Wohnsitzes. 


Anwendung des Artikels 31 der Verordnung 
Artikel 31 

Sachleistungen für Rentner und deren Familienange- 
hörige während eines Aufenthaltes außerhalb ihres 
Wohnlandes 

1. Der Rentenberechtigte, der Sachleistungen nach 
Artikel 31 der Verordnung begehrt, hat dem Träger 
des Aufenthaltsortes eine Bescheinigung vorzulegen, 
aus der hervorgeht, daß er auf diese Leistungen An- 
spruch hat. Die Bescheinigung wird von dem Träger 
des Wohnorts des Berechtigten nach Möglichkeit vor 
dessen Ausreise aus dem Staate seines Wohnorts 
ausgestellt und gibt gegebenenfalls insbesondere 
die Höchstdauer für die Gewährung der Sachleistun- 
gen entsprechend den Rechtsvorschriften dieses 
Staates an. Legt der Rentenberechtigte diese Be- 
scheinigung nicht vor, so wendet sich der Träger 
des Aufenthaltsortes an den Träger des Wohnorts, 
um sie zu erhalten. 

2. Artikel 17 Absätze 6, 7 und 9 dieser Durchfüh- 
rungsverordnung gilt entsprechend. Der Träger des 
Wohnorts des Berechtigten gilt in diesem Falle als 
zuständiger Träger. 

3. Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für die 
Gewährung der Sachleistungen an die in Artikel 31 
der Verordnung bezeichneten Familienangehörigen. 
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Artikel 35 Absatz 1 der Verordnung 
Artikel 32 

Träger, an die sich die Arbeitnehmer der Bergwerke 
und gleichgestellter Betriebe sowie ihre Familienan- 
gehörigen wenden können, wenn sie sich in einem 
anderen als dem zuständigen Mitgliedstaat aufhal- 
ten oder dort wohnen 

In den Fällen des Artikels 35 Absatz 1 der Ver- 
ordnung können sich die Arbeitnehmer der Berg- 
werke und gleichgestellter Betriebe sowie deren 
Familienangehörige an den im Anhang 3 zu dieser 
Durchführungsverordnung bezeichneten, für ihren 
Wohn- oder Aufenthaltsort nächstgelegenen Träger 
wenden, wenn die Leistungen der für die Arbeiter 
der Stahlindustrie zuständigen Krankenversicherung 
die gleichen sind wie die Leistungen aus der Ver- 
sicherung für Bergwerke und gleichgestellte Be- 
triebe; dies gilt auch, wenn es sich um einen Träger 
der Versicherung für die Arbeiter der Stahlindustrie 
handelt, der in diesem Falle zur Gewährung der Lei- 
stungen verpflichtet ist. 

Diese Arbeitnehmer und ihre Familienangehöri- 
gen können sich, falls die Leistungen im Sondersy- 
stem für die Arbeitnehmer der Bergwerke und 
gleichgestellter Betriebe günstiger sind, entweder 
an den Träger dieses Systems oder an den für ihren 
Wohn- bzw. Aufenthaltsort nächsten Träger des Sy- 
stems für die Arbeiter der Stahlindustrie wenden. 
In letzterem Falle muß der betreffende Träger den 
Antragsteller darauf hinweisen, daß er vom Träger 
des Sondersystems für die Arbeitnehmer der Berg- 
werke und gleichgestellter Betriebe vorteilhaftere 
Leistungen erhalten würde, und ihm den Sitz und 
die Anschrift dieses Trägers mitteilen. 


Artikel 35 Absatz 3 der Verordnung 
Artikel 33 

Anrechnung der Zeit, während der von Trägern 
anderer Mitgliedstaaten bereits Leistungen gewährt 
worden sind 

Bei Anwendung des Artikels 35 Absatz 3 der Ver- 
ordnung kann der Träger eines Mitgliedstaates, der 
die Leistungen zu gewähren hat, erforderlichenfalls 
den Träger eines anderen Mitgliedstaates um Aus- 
kunft darüber ersuchen, für welche Dauer letzterer 
Leistungen für denselben Fall der Krankheit oder 
Mutterschaft bereits gewährt hat. 

Artikel 34 

Kostenerstattung durch den zuständigen Träger 
eines Mitgliedstaates, wenn der Versicherte wäh- 
rend eines Aufenthaltes in einem anderen Mitglied- 
staat Sachleistungen in Anspruch genommen hat 

Die entstandenen Aufwendungen sind auf Antrag 
der betreffenden Person vom zuständigen Träger 
nach den für den Träger des Aufenthaltsortes maß- 
gebenden Sätzen zu erstatten, falls die in Artikel 20 
Absätze 1, 2 und 5, Artikel 21, 23 und 31 vorge- 


sehenen Verfahrensvorschriften während des Auf- 
enthalts in einem anderen als dem zuständigen Mit- 
glicdstaat nicht beachtet werden konnten. 


KAPITEL 2 

Invalidität, Alter und Tod (Renten) 

Einreichung und Bearbeitung der Leistungsanträge 
Anwendung der Artikel 37 bis 51 der Verordnung 

Artikel 35 

Antrag auf Leistungen wegen Invalidität in den 
Fällen, in denen der Antragsteller ausschließlich 
nach den in Anhang III zur Verordnung aufgeführ- 
ten Rechtsvorschriften versichert war, sowie in den 
Fällen des Artikels 40 Absatz 2 der Verordnung 

1. Um Leistungen nach Artikel 37 bis 39 der Ver- 
ordnung sowie in den Fällen der Artikel 40 Ab- 
satz 2, Artikel 41 Absatz 1 und Artikel 42 Absatz 2 
der Verordnung zu erhalten, muß der Arbeitnehmer 
einen Antrag entweder bei dem Träger des Mit- 
gliedstaates einreichen, dessen Rechtsvorschriften 
bei Eintritt der Arbeitsunfähigkeit mit nachfolgender 
Invalidität oder der Verschlimmerung des Erwerbs- 
minderungsgrades anzuwenden waren, oder bei dem 
Träger seines Wohnortes, der den Antrag dann dem 
zuvor genannten Träger übersendet und gleich- 
zeitig den Tag mitteilt, an dem der Antrag einge- 
reicht wurde. Dieser Tag gilt als der Tag der Antrag- 
stellung bei dem erstgenannten Träger. Wurden 
Geldleistungen aus der Krankenversicherung ge- 
währt, so hat der Tag, an dem die Gewährung die- 
ser Leistungen eingestellt wird, gegebenenfalls als 
Tag der Rentenantragstellung zu gelten. 

2. In den Fällen des Artikels 41 Absatz 1 Buch- 
stabe b der Verordnung teilt der Träger, bei dem 
der Antragsteller zuletzt versichert war, dem Trä- 
ger, der die Leistungen ursprünglich geschuldet hat, 
die Höhe der Leistungen und den Beginn der Lei- 
stungsgewährung, die nach den von ihm angewen- 
deten Rechtsvorschriften geschuldet werden, mit. 
Von diesem Zeitpunkt an fallen die vor 'der Ver- 
schlimmerung geschuldeten Leistungen weg oder 
werden bis auf die Zulage nach Artikel 41 Absatz 1 
Buchstabe c der Verordnung gekürzt. 

3. In den Fällen des Artikels 41 Absatz 1 Buch- 
stabe d der Verordnung findet Absatz 2 keine An- 
wendung. In diesen Fällen bittet der Träger, bei 
dem der Antragsteller zuletzt versichert war, den 
niederländischen Träger um Auskunft über den von 
diesem geschuldeten Betrag. 

Artikel 36 

Antrag auf Leistungen bei Alter und für Hinter- 
bliebene (mit Ausnahme der Leistungen für Waisen) 
sowie bei Invalidität in den vom Artikel 30 nicht 

erfaßten Fällen 

1. Um Leistungen nach den Artikeln 40 bis 51 der 
Verordnung — außer in den Fällen des Artikels 35 
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der Durchführungsverordnung — zu erhalten, muß 
der Betreffende einen Antrag bei dem Träger seines 
Wohnortes einreichen, und zwar nach Maßgabe der 
Rechtsvorschriften, die dieser Träger anwendet. Hat 
der Arbeitnehmer keine Versicherungszeiten nach 
diesen Rechtsvorschriften zurückgelegt, übersendet 
der Träger des Wohnortes den Antrag an den 
Träger des Mitgliedstaates, dessen Rechtsvorschrif- 
ten zuletzt für den Arbeitnehmer gegolten haben, 
und zwar unter Angabe des Tages, an dem der An- 
trag eingereicht wurde. Dieser Tag gilt als das Da- 
tum der Antragstellung bei dem letztgenannten 
Träger. 

2. Wohnt der Arbeitnehmer in einem Mitglied- 
staat, nach dessen Rechtsvorschriften er keine Ver- 
sicherungszeiten zurückgelegt hat, so kann er seinen 
Antrag bei dem Träger des Mitgliedstaates stellen, 
dessen Rechtsvorschriften zuletzt für ihn gegolten 
haben. 

3. Wohnt der Antragsteller in einem Nichtmitglied- 
staat, so muß er seinen Antrag beim zuständigen 
Träger desjenigen Mitgliedstaates einreichen, dessen 
Rechtsvorschriften für den Arbeitnehmer zuletzt ge- 
golten haben. 

4. Ein an den Träger eines Mitgliedstaates gerich- 
teter Leistungsantrag löst zwangsläufig die gleich- 
zeitige Leistungsfeststellung nach den Rechtsvor- 
schriften aller beteiligten Mitgliedstaaten aus, deren 
Voraussetzungen der Antragsteller erfüllt, gemäß 
Artikel 44 Absatz 2 der Verordnung kann der An- 
tragsteller jedoch verlangen, daß die Feststellung 
der nach den Rechtsvorschriften eines oder mehrerer 
Mitgliedstaaten erworbenen Altersrenten aufgescho- 
ben wird. 

Artikel 37 

Unterlagen und Belege zu Leistungsanträgen nach 
Artikel 36 

Für die Einreichung der Anträge gemäß Artikel 36 
der Durchführungsverordnung gelten folgende Re- 
geln: 

a) Dem Antrag sind die erforderlichen Belege bei- 
zufügen; er ist auf dem Formblatt zu stellen, das 
in nachstehenden Rechtsvorschriften vorgeschrie- 
ben ist: 

i) im Falle von Artikel 36 Absatz 1 in den 
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaates, in dem 
der Antragsteller wohnt, 

ii) Im Falle von Artikel 36 Absatz 2 und 3 in 
den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaates, 
die für den Arbeitnehmer zuletzt maßgebend 
waren. 

b) Die Richtigkeit der Angaben des Antragstellers 
ist durch amtliche Belege, die dem Antragsvor- 
druck beizufügen sind, nachzuweisen oder durch 
die zuständigen Stellen des Mitgliedstaates, in 
dem der Antragsteller wohnt, zu bestätigen; 

c) Der Antragsteller muß, soweit möglich, entweder 
den bzw. die Versicherungsträger für Invalidität, 
Alter und Tod (Renten) jedes Mitgliedstaates 


bei dem bzw. denen er in jedem Mitgliedstaat 
beschäftigt war, und die in seinem Besitz befind- 
lichen Arbeitsbescheinigungen vorlegen; 

d) Wünscht der Antragsteller in Übereinstimmung 
mit Artikel 44 Absatz 2 der Verordnung, daß die 
Feststellung der nach den Rechtsvorschriften 
eines oder mehrerer Mitgliedstaaten etwa er- 
worbenen Altersrenten aufgeschoben wird, muß 
er angeben, nach welchen Rechtsvorschriften er 
Leistungen beantragt. 


Artikel 38 

Bescheinigung über die bei der Feststellung des 
Leistungsbetrages zu berücksichtigenden Familien- 
angehörigen 

1. Der Antragsteller muß für den Bezug von Lei- 
stungen nach Artikel 39 Absatz 4 oder Artikel 47 
Absatz 3 der Verordnung eine Bescheinigung über 
seine Familienangehörigen, mit Ausnahme der Kin- 
der vorlegen, die im Hoheitsgebiet eines anderen als 
des Mitgliedstaates wohnen, in dem der mit der 
Feststellung der Leistungen beauftragte Träger sich 
befindet. Diese Bescheinigung wird vom Träger der 
Krankenversicherung des Wohnorts der Familien- 
angehörigen oder von einem anderen Träger aus- 
gestellt, den die zuständige Behörde des Mitglied- 
staates bezeichnet, in dem die Familienangehörigen 
wohnen. Artikel 25 Absätze 2 und 3 dieser Durch- 
führungsverordnung gelten entsprechend. 

2. Schreiben in dem Falle des Absatzes 1 die von 
dem in Betracht kommenden Träger anzuwendenden 
Rechtsvorschriften vor, daß die Familienangehörigen 
mit dem Rentenberechtigten in häuslicher Gemein- 
schaft leben, so ist der Nachweis, daß diese Fami- 
lienangehörigen, wenn sie diese Voraussetzung 
nicht erfüllen, von dem Rentenberechtigten überwie- 
gend unterhalten werden, durch Vorlage von Be- 
weisstücken zu erbringen, aus denen sich ergibt, daß 
der Antragsteller ihnen regelmäßig einen Teil seines 
Arbeitsentgelts übersandt hat. 


Artikel 39 

Bearbeitung der Leistungsanträge bei Invalidität in 
den Fällen, in denen der Antragsteller ausschließlich 
nach den Rechtsvorschriften gemäß Anhang III zur 
Verordnung versichert war 

1. Wird ein Antrag auf Leistungen wegen Inva- 
lidität eingereicht und stellt der Träger fest, daß 
Artikel 37 Absatz 1 der Verordnung anzuwenden 
ist, so wendet er sich, soweit erforderlich, an den 
Träger, bei dem der Arbeitnehmer zuletzt versichert 
war, um eine Bescheinigung zu erhalten, aus der die 
nach den vor dem letzteren Träger anzuwendenden 
Rechtsvorschriften zurückgelegten Versicherungs- 
zeiten ersichtlich sind. 

2. Absatz 1 gilt entsprechend, wenn frühere, nach 
den Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaa- 
tes zurückgelegte Versicherungszelten berücksich- 
tigt werden müssen, um die Voraussetzungen nach 
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den Rechtsvorschriften dos zuständigen Staates zu 
erfüllen. 

3. In den Fällen des Artikels 39 Absatz 3 der Ver- 
ordnung übersendet der Träger, der den Antrag 
bearbeitet hat, diesen mit Unterlagen dem Träger, 
bei dem der Arbeitnehmer zuletzt versichert war. 

4. Artikel 41 bis 49 der Durchführungsverordnung 
sind bei der Bearbeitung des in den Absätzen 1 bis 3 
genannten Antrags nicht anzuwenden. 


Artikel 40 

Festsetzung des Erwerbsminderungsgrades 

Der Träger eines Mitgliedstaates berücksichtigt 
bei der Festsetzung des Erwerbsminderungsgrades 
die von den Trägern aller anderen Mitgliedstaaten 
erhaltenen Beweisstücke und ärztlichen Berichte 
sowie die verwaltungsmäßigen Auskünfte. Unbe- 
schadet des Artikels 40 Absatz 3 der Verordnung 
behält jedoch jeder Träger die Möglichkeit, den 
Antragsteller durch einen Arzt seiner eigenen Wahl 
untersuchen zu lassen. 


Bearbeitung der Leistungsanträge bei 
Invalidität, Alter und Tod in den Fällen 
des Artikels 36 


Artikel 41 

Bestimmung des bearbeitenden Trägers 

1. Die Leistungsanträge sind von dem Träger zu 
bearbeiten, an den sie gemäß Artikel 36 dieser 
Durchführungsverordnung gerichtet oder übersandt 
worden sind. Dieser Träger wird als „bearbeitender 
Träger bezeichnet. 

2. Der bearbeitende Träger ist verpflichtet, alle in 
Betracht kommenden Träger von Anträgen auf Lei- 
stungen sofort in Kenntnis zu setzen, damit die An- 
träge von sämtlichen Trägern unverzüglich und 
gleichzeitig bearbeitet werden können. 

Artikel 42 

Vom bearbeitenden Träger zu benutzendes 
Formblatt 

1. Für die Bearbeitung der Anträge auf Leistungen 
benutzt der bearbeitende Träger ein von der Ver- 
waltungskommission aufgestelltes Formblatt, das 
insbesondere eine Aufstellung und Zusammenfas- 
sung der Versicherungszeiten enthält, die der Ar- 
beitnehmer nach den Rechtsvorschriften aller be- 
teiligten Staaten zurückgelegt hat. 

2. Die Übersendung dieses Formblattes an die 
Träger aller anderen Mitgliedstaaten ersetzt die 
Übersendung der Beweisstücke. 


Artikel 43 

Verfahren bei der Bearbeitung des Antrags durch 
die beteiligten Träger 

1. Der bearbeitende Träger trägt in das Formblatt 
nach Artikel 42 Absatz 1 der Durchführungsverord- 
nung die Versicherungszeiten ein, die nach den von 
ihm anzuwendenden Rechtsvorschriften zurückgelegt 
worden sind und übersendet eine Ausfertigung des 
Formblattes an den Träger der Rentenversicherung 
(Invalidität, Alter, Tod) jedes Mitgliedstaates, bei 
denen der Arbeitnehmer versichert war, und fügt 
gegebenenfalls die vom Antragsteller eingereichten 
Arbeitsbescheinigungen bei. 

2. Kommt nur ein weiterer Träger in Betracht, so 
trägt dieser in das Formblatt folgende Angaben ein: 

a) nach seinen Rechtsvorschriften zurückgelegte 
Versicherungszeiten; 

b) den Leistungsbetrag, den der Antragsteller allein 
auf Grund dieser Versicherungszeiten beanspru- 
chen könnte; 

c) den nach Artikel 46 Absatz 2 der Verordnung 
berechneten theoretischen und tatsächlichen Lei- 
stungsbetrag. 

Das so ausgefüllte Formblatt ist dem bearbeitenden 
Träger zurückzureichen. 

Ist allein auf Grund der Versicherungszeiten, die 
nach den von dem Träger des zweiten Mitgliedstaa- 
tes anzuwendenden Rechtsvorschriften zurückgelegt 
wurden, ein Leistungsanspruch gegeben und kann 
der diesen Zeiten entsprechende Leistungsbetrag un- 
verzüglich festgestellt werden, während die Berech- 
nungen nach Buchstabe c erheblich längere Zeit be- 
anspruchen, so ist das Formblatt mit den Angaben 
nach Buchstabe a und b zurückzureichen; die An- 
gaben nach Buchstabe c sind dem bearbeitenden 
Träger dann so bald wie möglich nachzureichen. 

3. Kommen zwei oder mehrere weitere Träger in 
Betracht, so ergänzt jeder dieser Träger das Form- 
blatt durch Angabe der nach seinen Rechtsvorschrif- 
ten zurückgelegten Versicherungszeiten und leitet 
es an den bearbeitenden Träger zurück. 

Ist nur auf Grund der Versicherungszeiten, die 
nach den von einem oder mehreren dieser Träger 
anzuwendenden Rechtsvorschriften zurückgelegt 
wurden, ein Leistungsanspruch gegeben und kann 
der diesen Zeiten entsprechende Leistungsbetrag un- 
verzüglich festgestellt werden, so ist dieser Betrag 
dem bearbeitenden Träger gleichzeitig mit den Ver- 
sicherungszeiten mitzuteilen; erfordert die Feststel- 
lung dieses Betrages längere Zeit, so ist er dem 
bearbeitenden Träger sobald wie möglich gesondert 
mitzuteilen. 

Nach Erhalt sämtlicher Formblätter mit Angabe 
der Versicherungszeiten und gegebenenfalls des Be- 
trages oder der Beträge, der bzw. die nach den 
Rechtsvorschriften eines oder mehrerer beteiligter 
Mitgliedstaaten geschuldet werden, übersendet der 
bearbeitende Träger je eine Ausfertigung des voll- 
ständig ausgefüllten Formblattes an jeden der be- 
teiligten Träger, die den nach Artikel 46 Absatz 2 
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der Verordnung zu berechnenden theoretischen und 
tatsächlichen Leistungsbetrag darin einzutragen und 
das Formblatt dem bearbeitenden Träger zurückzu- 
reichen haben. 

4. Stellt der bearbeitende Träger bei Erhalt der 
Auskünfte gemäß den Absätzen 2 und 3 fest, daß 
Artikel 40 Absatz 2 oder Artikel 48 Absätze 2 oder 3 
der Verordnung anzuwenden ist, benachrichtigt er 
hiervon alle anderen in Betracht kommenden Träger. 

5. Im Falle des Artikels 37 Buchstabe d der Durch- 
führungsverordnung tragen die Träger der Mit- 
gliedstaaten, deren Rechtsvorschriften für den An- 
tragsteller gegolten haben, nach denen er aber die 
Feststellung seiner Leistungsansprüche nicht bean- 
tragt hat, nur die Versicherungszeiten in das Form- 
blatt nach Artikel 42 Absatz 1 ein, die der Antrag- 
steller nach den von ihnen anzuwendenden Rechts- 
vorschriften zurückgelegt hat. 

Artikel 44 

Träger und Entscheidungsbefugnis in der Frage des 
Erwerbsminderungsgrades 

1. Der bearbeitende Träger ist als einziger befugt, 
den in Artikel 40 Absatz 3 der Verordnung genann- 
ten Beschluß bezüglich der Erwerbsminderung des 
Antragstellers zu fassen, vorbehaltlich der nach- 
stehenden Absätze 2 und 3. Er faßt diesen Beschluß, 
sobald erkennbar ist, daß die Voraussetzungen für 
den Anspruchserwerb nach den für ihn geltenden 
Rechtsvorschriften erfüllt sind, gegebenenfalls unter 
Berücksichtigung des Artikels 45 der Verordnung. 
Er teilt diesen Beschluß unverzüglich den betreffen- 
den anderen Trägern mit. 

2. Außer den Leistungen bei Invalidität teilt der 
bearbeitende Träger dem für den Fall der Invalidität 
zuständigen Träger des beteiligten Mitgliedstaates, 
nach dessen Rechtsvorschriften der Arbeitnehmer 
zuletzt versichert war, unverzüglich mit, wenn die 
Voraussetzungen für den Erwerb des Anspruchs 
nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften gemäß 
Artikel 45 der Verordnung nicht erfüllt sind. Dieser 
Träger ist berechtigt, den Beschluß über die Er- 
werbsminderung des Antragstellers zu fassen, wenn 
die Voraussetzungen für den Erwerb des Anspruchs 
nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften er- 
füllt sind; er teilt diesen Beschluß unverzüglich den 
betreffenden anderen Trägern mit. 

3. Gegebenenfalls muß unter den gleichen Bedin- 
gungen bis zu dem für den Fall der Invalidität 
zuständigen Träger des Mitgliedstaates zurückge- 
gangen werden, dessen Rechtsvorschriften für den 
Arbeitnehmer zuerst gegolten haben. 

Artikel 45 

Zahlung vorläufiger Leistungen und 
Leistungsvorschüsse 

1. Stellt der bearbeitende Träger fest, daß der 
Antragsteller Anspruch auf Leistungen nach den 
von ihm anzuwendenden Rechtsvorschriften ohne 
Anrechnung von Versicherungszeiten hat, die nach 


den Rechtsvorschriften anderer Mitgliedstaaten zu- 
rückgelegt worden sind, so gewährt er sie sofort als 
vorläufige Leistungen. 

2. Besteht kein Anspruch nach Absatz 1, geht aber 
aus den Angaben, die dem bearbeitenden Träger 
nach Artikel 43 Absatz 2 oder Absatz 3 der Durch- 
führungsverordnung vorgelegt v/erden, hervor, daß 
der Antragsteller nach den Rechtsvorschriften eines 
anderen Mitgliedstaates allein schon unter Berück- 
sichtigung der nach diesen Rechtsvorschriften zu- 
rückgelegten Versicherungszeiten Anspruch auf Lei- 
stungen hat, so gewährt der diese Rechtsvorschrif- 
ten anwendende Träger diese als vorläufige Lei- 
stungen, sobald ihn der bearbeitende Träger davon 
benachrichtigt hat, daß ihm diese Aufgabe zufällt. 

3. Besteht in dem in Absatz 2 vorgesehenen Fall 
ein Leistungsanspruch nach den Rechtsvorschriften 
mehrerer Mitgliedstaaten allein auf Grund der nach 
den Rechtsvorschriften eines jeden dieser Mitglied- 
staaten zurückgelegten Versicherungszeiten, so ob- 
liegt die Gewährung der vorläufigen Leistungen 
dem Träger, der den bearbeitenden Träger vom 
Bestehen eines solchen Anspruchs zuerst unterrichtet 
hat; der bearbeitende Träger hat die übrigen be- 
teiligten Träger zu benachrichtigen. 

4. Der nach einem der vorstehenden Absätze zur 
Zahlung der Leistungen verpflichtete Träger unter- 
richtet hiervon unmittelbar den Antragsteller, wo- 
bei er diesen ausdrücklich darauf aufmerksam macht, 
daß die diesbezüglich getroffene Maßnahme vor- 
läufiger Art und Rechtsmittel dagegen nicht möglich 
sind. 

5. In dem Fall, in dem dem Antragsteller keine 
Leistung nach den Absätzen 1, 2 oder 3 gezahlt 
werden kann, aus den Unterlagen aber hervorgeht, 
daß ein Anspruch nach Artikel 46 Absatz 2 der 
Verordnung besteht, zahlt der bearbeitende Träger 
ihm einen angemessenen rückzahlbaren Vorschuß. 

6. Zwei Mitgliedstaaten oder die zuständigen Be- 
hörden dieser Staaten können in den Fällen, in 
denen nur die Träger dieser Staaten betroffen sind, 
andere Vorschriften über die Zahlungsweise vor- 
läufiger Leistungen vereinbaren. Vereinbarungen 
dieser Art sind der Verwaltungskommission mitzu- 
teilen. 

Artikel 46 

Endgültige Berechnung der Leistungsbeträge, die 
von den Trägern geschuldet werden, die Artikel 46 
Absatz 3 der Verordnung anwenden 

Im Falle des Artikels 46 Absatz 3 Unterabsatz 2 
der Verordnung berechnet der bearbeitende Träger 
den endgültigen Leistungsbetrag, den jeder betei- 
ligte Träger zu gewähren hat, und teilt ihn jedem 
von ihnen mit. 

Artikel 47 

Erteilung der Bescheide an den Antragsteller 
durch die Träger 

1. Die von den beteiligten Trägern erteilten Be- 
scheide, einschließlich der Fälle nach Artikel 45 Ab- 
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satz 1 der Durchführungsverordnung sind dem bear- 
beitenden Träger zu übermitteln. In diesen Beschei- 
den müssen die Rechtsmittel und Rechtsmittelfristen 
nach den in Betracht kommenden Rechtsvorschriften 
angegeben sein. Nach Erhalt aller dieser Bescheide 
bringt sie der bearbeitende Träger dem Antragstel- 
ler mit einer in seiner Muttersprache abgefaßten 
zusammenfassenden Mitteilung, der die genannten 
Bescheide beizufügen sind, zur Kenntnis. 

2. Gleichzeitig mit dem Antragsteller erhält auch 
jeder der beteiligten Träger zusammen mit einer 
Zweitschrift der Teilbescheide der übrigen Träger 
vom bearbeitenden Träger einer Durchschrift des 
zusammenfassenden Schlußbescheides nach Absatz 2. 

Artikel 48 

Neufeststellung und Entzug der Leistungen 

1. Für die Anwendung des Artikels 49 Absätze 2 
und 3 des Artikels 51 Absatz 2 der Verordnung gel- 
ten Artikel 44 und 46 der Durchführungsverordnung 
entsprechend. 

2. Bei Neufeststellung oder Entzug der Leistung 
unterrichtet der Träger, der die diesbezügliche Ent- 
scheidung getroffen hat, hiervon unverzüglich, ge- 
gebenenfalls über den bearbeitenden Träger, den 
Betroffenen und jeden der Träger, denen gegenüber 
der Betroffene einen Anspruch hat. In dem Bescheid 
müssen die Rechtsmittel und Rechtsmittelfristen 
nach den in Betracht kommenden Rechtsvorschriften 
angegeben sein. Die Rechtsmittelfristen beginnen 
erst mit dem Eingang des Bescheides bei dem Betrof- 
fenen. 

Artikel 49 

Maßnahmen 

zur beschleunigten Leistungsfeststellung 

1. a) i) Gelten für einen Arbeitnehmer, der 
Staatsangehöriger eines Mitgliedstaates 
ist, die Rechtsvorschriften eines anderen 
Mitgliedstaates, so übermittelt der zu- 
ständige Träger der Rentenversicherung 
des zweiten Mitgliedstaates unter Heran- 
ziehung aller Bezugsdaten seines eigenen 
Systems im Zeitpunkt der Eintragung 
dieses Arbeitnehmers der von der zustän- 
digen Behörde dieses Staates (Beschäfti- 
gungsland) bezeichneten Stelle alle An- 
gaben zur Person des Arbeitnehmers, 
das Datum der Beschäftigungsaufnahme 
sowie die Bezeichnung des genannten zu- 
ständigen Trägers und die von ihm aus- 
gegebene Versicherungsnummer. 

ii) Der in Ziffer i) bezeichnete Träger über- 
mittelt der gemäß Ziffer i) bestimmten 
Stelle nach Möglichkeit ferner alle An- 
gaben, die geeignet sind, die spätere 
Feststellung der Renten zu erleichtern 
und zu beschleunigen. 

iii) Diese Angaben werden der von der zu- 
ständigen Behörde des betreffenden Mit- 


gliedstaates bezeichneten Stelle entspre- 
chend den von der Verwaltungskommis- 
sion festzulegenden Richtlinien übermit- 
telt. 

iv) Für die Anwendung des Buchstaben a 
gelten Staatenlose und Flüchtlinge als 
Staatsangehörige des Mitgliedstaates, 
dessen Rechtsvorschriften zuerst für sie 
gegolten haben. 

b) Die beteiligten Träger stellen auf Antrag des 
Versicherten oder des Trägers, bei dem er in 
diesem Zeitpunkt versichert ist, spätestens 
• mit Beginn des Jahres vor dem Zeitpunkt, an 
dem der Versicherte die für den Bezug der 
Rente erforderliche Altersgrenze erreicht hat, 
die Versicherungslaufbahn zusammen. 

2. Die Verwaltungskommission legt die Art und 
Weise der Durchführung des Absatzes 1 fest. 


Verwaltungsmäßige und ärztliche Kontrolle 
Artikel 50 

1, Hält sich ein Empfänger, insbesondere von 

a) Leistungen bei Invalidität, 

b) Leistungen bei Alter, die wegen Arbeitsunfähig- 
keit gewährt werden, 

c) Leistungen bei Alter, die älteren Arbeitslosen 
gewährt werden, 

d) Leistungen bei Alter, die bei Aufgabe der Be- 
rufstätigkeit gewährt werden, 

e) Leistungen an Hinterbliebene, die wegen Invali- 
dität oder Arbeitsunfähigkeit gewährt werden, 

f) Leistungen, die unter der Voraussetzung ge- 
währt werden, daß die Mittel des Empfängers 
einen vorgeschriebenen Höchstbetrag nicht über- 
schreiten, 

in einem anderen als dem Mitgliedstaat auf, in dem 
sich der zur Zahlung verpflichtete Träger befindet, 
oder wohnt er dort, so erfolgt die verwaltungsmä- 
ßige und ärztliche Kontrolle auf Ersuchen dieses 
Trägers durch den Träger des Aufenthalts- oder 
Wohnorts des Leistungsempfängers entsprechend 
den vom letzteren Träger angewendeten Rechtsvor- 
schriften. Der zur Zahlung verpflichtete Träger be- 
hält jedoch das Recht, den Leistungsempfänger durch 
einen Arzt seiner Wahl untersuchen zu lassen. 

2. Wird festgestellt, daß der in Absatz 1 bezeich- 
nete Leistungsempfänger während der Zeit, in der 
er diese Leistungen bezieht, beschäftigt ist oder 
seine Mittel den zugelassenen Höchstbetrag über- 
schreiten, so hat der Träger des Aufenthalts- oder 
Wohnorts den zur Zahlung verpflichteten Träger, 
der die Kontrolle beantragt hat, hiervon zu unter- 
richten. In dieser Mitteilung sind insbesondere die 
Art der ausgeübten Beschäftigung, die Höhe der 
Einkünfte oder Mittel, über welche die betreffende 
Person während des letzten abgelaufenen Viertel- 
jahres verfügt, das übliche Entgelt, das ein Arbeit- 
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nehmer der Berufsgruppe, der die betreffende Per- j 
son vor ihrer Erwerbsunfähigkeit angehörte, in der- 
selben Gegend während einer von dem rentenpflich- 
tigen Träger festzulegenden Berichtszeit bezogen 
hat, sowie gegebenenfalls das Gutachten eines ärzt- 
lichen Sachverständigen über den Gesundheitszu- 
stand des Versicherten anzugeben. 

Artikel 51 

Wird die betreffende Person nach dem Ruhen der 
Leistungen wieder bezugsberechtigt, während sie 
im Hoheitsgebiet eines anderen als des zuständigen 
Staates wohnt, so erteilen die beteiligten Träger 
einander alle für die Wiederaufnahme der Leistungs- 
zahlung zweckdienlichen Auskünfte. 


Zahlung der Leistungen 

Artikel 52 

Zahlungsweise 

1. Soweit der zur Zahlung verpflichtete Träger 
eines Mitgliedstaates den Berechtigten, die im Ho- 
heitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates wohnen, 
die ihnen zustehenden Leistungen nicht unmit- 
telbar zahlt, erfolgt die Zahlung dieser Lei- 
stungen auf Ersuchen des zur Zahlung ver- 
pflichteten Trägers durch die Verbindungsstelle 
des letztgenannten Staates oder durch den Träger 
des Wohnortes dieser Leistungsempfänger nach 
Maßgabe der Artikel 53 bis 57 der Durchführungs- 
verordnung. Zahlt der zur Zahlung verpflichtete 
Träger die Leistungen an die Leistungsempfänger 
unmittelbar, so zeigt er dem Träger des Wohnorts 
die Zahlung an. Die von den Trägern der Mitglied- 
staaten angewandte Zahlungsweise ist in Anhang 6 
aufgeführt. 

2. Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die zu- 
ständigen Behörden dieser Staaten können in den 
Fällen, in denen dies nur die zuständigen Träger 
dieser Staaten betrifft, andere Zahlungsvereinba- 
rungen für diese Leistungen treffen. Vereinbarungen 
dieser Art sind der Verwaltungskommission mitzu- 
teilen. 

3. Vereinbarungsbestimmungen über die Zahlung 
der Leistungen, die am Tage vor dem Inkrafttreten 
der Verordnung in Kraft sind, bleiben anwendbar, 
soweit sie im Anhang 5 aufgeführt sind. 

Artikel 53 

Übermittlung der Aufstellung über die Rückstände 
an den zahlenden Träger 

Der zur Leistungsgewährung verpflichtete Träger 
übersendet der Verbindungsstelle des Mitglied- 
staates, in dessen Hoheitsgebiet der Leistungsemp- 
fänger wohnt, oder dem Träger des Wohnorts, die 
als „zahlende Stelle" bezeichnet werden, ein Ver- 
zeichnis der fälligen Beträge, das diesem Träger 


spätestens zwanzig Tage vor Fälligkeit der Leistun- 
gen zugehen muß. 

Artikel 54 

Zahlung der von dem leistungspflichtigen Träger 
geschuldeten Rückstände auf das Konto der zahlen- 
den Stelle 

1. Der leistungspflichtige Träger zahlt zehn Tage 
vor Fälligkeit der Leistungen in der Währung des 
Mitgliedstaates, in dem er seinen Sitz hat, den er- 
forderlichen Betrag zum Ausgleich der fälligen Be- 
träge, die in dem vorgenannten Verzeichnis aufge- 
führt sind.^ Die Zahlung erfolgt bei der Staatsbank 
oder bei einer anderen Bank des Staates, in dem 
der verpflichtete Träger seinen Sitz hat, auf das 
Konto der Staatsbank oder einer anderen Bank des 
Staates, in dem die zahlende Stelle ihren Sitz hat, 
zugunsten dieser Stelle. Diese Zahlung hat be- 
freiende Wirkung. Der leistungspflichtige Träger 
übersendet der zahlenden Stelle gleichzeitig eine 
Zahlungsanzeige. 

2. Die Bank, auf deren Konto die Zahlung vorge- 
nommen wurde, schreibt der zahlenden Stelle den 
Gegenwert in der Währung des Mitgliedstaates gut, 
in dem diese Stelle ihren Sitz hat. 

3. Name und Sitz der in Absatz 1 bezeichneten 
Banken sind in Anhang 7 vermerkt. 

Artikel 55 

Zahlung der Rückstände durch die zahlende Stelle 
an den Leistungsempfänger 

1. Die fälligen Beträge, die in dem nach Artikel 52 
dieser Durchführungsverordnung vorgesehenen Ver- 
zeichnis aufgeführt sind, werden dem Berechtigten 
durch die zahlende Stelle für Rechnung des verpflich- 
teten Trägers ausgezahlt. Diese Zahlungen erfolgen 
in der Weise wie sie in den Rechtsvorschriften vor- 
gesehen sind, die für die zahlende Stelle gelten. 

2. Erhält die zahlende Stelle oder eine von ihr be- 
zeichnete andere Einrichtung von einem Umstand 
Kenntnis, der das Ruhen oder den Fortfall der Lei- 
stungen rechtfertigt, so stellt sie jegliche Zahlung 
ein. Das gleiche gilt, wenn der Berechtigte seinen 
Wohnsitz in einen anderen Staat verlegt. 

3. Die zahlende Stelle teilt dem leistungspflichtigen 
Träger alle Gründe für die Einstellung der Zahlun- 
gen sowie gegebenenfalls den Tag mit, an dem der 
Berechtigte oder der Ehegatte verstorben ist oder 
eine Witwe oder ein Witwer sich wieder verheiratet 
hat. 

Artikel 56 

Abrechnung nach Artikel 54 

1. Die Abrechnung der nach Artikel 55 der Durch- 
führungsverordnung geleisteten Zahlungen wird am 
Ende jeder Zahlungsperiode mit einer Feststellung 
der an die Berechtigten, deren gesetzliche Vertreter 
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oder deren Bevollmächtigte gezahlten Beträge und 
der nicht gezahlten Beträge abgeschlossen. 

2. Die zahlende Stelle bestätigt, daß der Gesamt- 
betrag, der in Ziffern und Worten in der Währung 
des Staates anzugeben ist, in dem der verpflichtete 
Träger seinen Sitz hat, mit den Zahlungen überein- 
stimmt, die diese Stelle geleistet hat; die Bestätigung 
ist von ihrem Vertreter zu unterschreiben. 

3. Die zahlende Stelle übernimmt die Gewähr für 
die ordnungsgemäße Durchführung der festgestell- 
ten Zahlungen. 

4. Der Unterschiedsbetrag zwischen den Beträgen, 
die der Schuldner-Träger in der Währung des Staa- 
tes gezahlt hat, in dem er seinen Sitz hat, und dem 
in derselben Währung ausgedrückten Wert der Zah- 
lungen, welche die zahlende Stelle nachgewiesen 
hat, wird mit den Beträgen verrechnet, die der 
leistungspflichtige Träger auf Grund desselben An- 
spruchs später zu zahlen hat. 

Artikel 57 

Einbehaltung der mit der Leistungszahlung 
verbundenen Kosten 

Die zahlende Stelle kann die mit der Zahlung ver- 
bundenen Kosten, insbesondere Postgebühren und 
Bankspesen, nach den von ihr anzuwendenden 
Rechtsvorschriften von den Berechtigten einbehalten. 

Artikel 58 

Mitteilung eines Wohnortwechsels des Berechtigten 

Verlegt eine Person, die zum Bezug von Leistun- 
gen nach den Rechtsvorschriften eines oder mehrerer 
Mitgliedstaaten berechtigt ist, ihren Wohnsitz von 
einem Staat in einen anderen, so hat sie dies dem 
zur Gewährung dieser Leistungen verpflichteten Trä- 
ger oder den verpflichteten Trägern sowie der zah- 
lenden Stelle mitzuteilen. 


KAPITEL 3 

Arbeitsanfälle und Berufskrankheiten 

Durchführung der Artikel 52 und 53 der Verordnung 
Artikel 59 

Sachleistungen bei Wohnsitz in einem anderen als 
dem zuständigen Mitgliedstaat 

1. Um Sachleistungen nach Artikel 52 Buchstabe a 
der Verordnung zu erhalten, hat der Arbeitnehmer 
dem Träger des Wohnorts eine Bescheinigung vorzu- 
legen, aus der hervorgeht, daß er Anspruch auf diese 
Leistungen hat. Diese Bescheinigung wird von dem 
zuständigen Träger gegebenenfalls an Hand von 
Auskünften durch den Arbeitgeber ausgestellt. Dar- 
über hinaus hat der Arbeitnehmer, wenn die Rechts- 
vorschriften des zuständigen Staates dies vorsehen. 


dem Träger des Wohnorts eine Empfangsbestätigung 
des zuständigen Trägers über die Anzeige des 
Arbeitsunfalles bzw. der Berufskrankheit vorzu- 
legen. Legt der Arbeitnehmer diese Unterlagen nicht 
vor, so wendet sich der Träger des Wohnorts an den 
zuständigen Träger, um sie zu erhalten, und gewährt 
in der Zwischenzeit die Leistungen der Krankenver- 
sicherung, sofern der Arbeitnehmer die Vorausset- 
zungen hierfür erfüllt. 

2. Die Bescheinigung bleibt so lange gültig, bis der 
Träger des Wohnorts die Mitteilung erhalten hat, 
daß sie ungültig geworden ist. Wird die Bescheini- 
gung jedoch von einem französischen Träger ausge- 
stellt, so ist sie nur für die Dauer von drei Monaten 
vom Tage ihrer Ausstellung an gültig und alle drei 
Monate zu erneuern, 

3. Bei Saisonarbeitern ist die Bescheinigung nach 
Absatz 1 für die voraussichtliche Gesamtdauer der 
Saisonarbeit gültig, sofern der zuständige Träger 
dem Träger des Wohnorts vor Ablauf dieses Zeit- 
raums nicht mitgeteilt hat, daß sie ungültig gewor- 
den ist. 

4. Bei jedem Antrag auf Sachleistungen legt der 
Arbeitnehmer die Unterlagen vor, die nach den 
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaates, in dessen 
Hoheitsgebiet er wohnt, für die Gewährung der 
Sachleistungen in der Regel erforderlich sind. 

5. Bei Krankenhauspflege zeigt der Träger des 
Wohnorts dem zuständigen Träger binnen drei Ta- 
gen, nachdem er davon Kenntnis erhalten hat, den 
Tag der Aufnahme in ein Krankenhaus und die vor- 
aussichtliche Dauer des Krankenhausaufenthalts so- 
wie den Tag der Entlassung an. 

6. Der Träger des Wohnorts unterrichtet den zu- 
ständigen Träger im voraus von jeder Maßnahme 
zur Gewährung von Leistungen, die in der Liste ge- 
mäß Artikel 24 Absatz 2 der Verordnung aufgeführt 
sind. Der zuständige Träger kann seine begründete 
Ablehnung binnen fünfzehn Tagen nach Abgang 
dieser Unterrichtung mitteilen; der Träger des 
Wohnorts gewährt die Leistungen, wenn er nach Ab- 
lauf dieser Frist keinen Ablehnungsbescheid erhal- 
ten hat. Sind solche Leistungen in Dringlichkeitsfäl- 
len zu gewähren, so unterrichtet der Wohnortträger 
den zuständigen Träger unverzüglich. 

7. Der Arbeitnehmer hat den Träger des Wohnorts 
von jeder Änderung in seinen Verhältnissen zu 
unterrichten, die den Anspruch auf Sachleistungen 
berühren könnte, insbesondere von jeder Beendi- 
gung oder jedem Wechsel seiner Beschäftigung oder 
von jedem Wechsel seines Wohn- oder Aufenthalts- 
ortes. Auch der zuständige Träger unterrichtet den 
Träger des Wohnorts von dem Erlöschen der Lei- 
stungsansprüche des Arbeitnehmers. Der Träger des 
Wohnorts kann jederzeit den zuständigen Träger 
um Auskünfte über den Leistungsanspruch des Ar- 
beitnehmers ersuchen. 

8. Für Grenzgänger dürfen Arzneimittel, Bandagen, 
Augengläser, kleinere Hilfsmittel, Laboranalysen 
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und -Untersuchungen nur im Hoheitsgebiet und nach 
den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaates geliefert 
bzw. durchgeführt werden, in dem sie verschrieben 
bzw. angeordnet worden sind. 

9. Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die zu- 
ständigen Behörden dieser Staaten können nach Stel- 
lungnahme der Verwaltungskommission anders- 
lautende Durchführungsbestimmungen vereinbaren. 

Artikel 60 


len, der gleichzeitig den zuständigen Träger davon 
; unterrichtet. Entscheidet der zuständige Träger 
I selbst, daß der Arbeitnehmer wieder arbeitsfähig 
ist, so teilt er dies dem Arbeitnehmer mit und über- 
sendet gleichzeitig ein Doppel der Mitteilung an den 
Wohnortträger. 

I 7. Haben der Träger des Wohnorts und der zu- 
' ständige Träger in ein und demselben Fall zwei ver- 
schiedene Tage für die Beendigung der Arbeits- 
I Unfähigkeit festgesetzt, so ist der vom zuständigen 
I Träger festgesetzte Tag maßgebend. 


Geldleistungen außer Renten bei Wohnsitz in einem 
anderen als dem zuständigen Mitgliedstaat 

1. Zur Erlangung von Geldleistungen außer Renten 
nach Artikel 52 Buchstabe b der Verordnung hat sich 
der Arbeitnehmer binnen drei Tagen an den Träger 
seines Wohnortes zu wenden und dabei eine An- 
zeige über die Arbeitseinstellung vorzulegen oder, 
wenn die von dem zuständigen Träger oder von dem 
Träger des Wohnorts anzuwendenden Rechtsvor- 
schriften dies erfordern, eine vom behandelnden 
Arzt ausgestellte Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung. 

2. Stellen die behandelnden Arzte des Wohnlandes 
keine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung aus, so wen- 
det sich der Arbeitnehmer innerhalb der in den vom 
Wohnortträger anzuwendenden Rechtsvorschriften 
festgesetzten Frist unmittelbar an den Wohnort- 
träger. 

Dieser veranlaßt unverzüglich die ärztliche Fest- 
stellung der Arbeitsunfähigkeit und die Ausstellung 
der in Absatz 1 genannten Bescheinigung, die dem 
zuständigen Träger unverzüglich zu übersenden ist. 

3. Ist Absatz 2 nicht anzuwenden, so führt der Trä- 
ger des Wohnorts sobald wie möglich, auf jeden 
Fall binnen drei Tagen, nachdem sich der Arbeit- 
nehmer an ihn gewandt hat, die vertrauensärztliche 
Untersuchung in gleicher Weise wie bei seinen 
eigenen Versicherten durch. Der vertrauensärztliche 
Bericht, in dem insbesondere die voraussichtliche 
Dauer der Arbeitsunfähigkeit anzugeben ist, muß 
dem zuständigen Träger vom Träger des Wohnorts 
binnen drei Tagen nach der Nachuntersuchung über- 
mittelt werden. 

4. Der Träger des Wohnorts führt später erforder- 
lichenfalls die verwaltungsmäßige oder die ärztliche 
Kontrolle des Arbeitnehmers wie bei seinen eigenen 
Versicherten durch. 

5. Der zuständige Träger behält in allen Fällen die 
Möglichkeit, die Untersuchung des Versicherten 
durch einen Arzt seiner Wahl vornehmen zu lassen. 
Beschließt der zuständige Träger, die Leistungen zu 
versagen, weil der Arbeitnehmer nicht die nach den 
Rechtsvorschriften des Wohnlandes erforderlichen 
Formvorschriften beachtet hat, so teilt er dem Arbeit- 
nehmer seinen Bescheid mit und übersendet gleich- 
zeitig dem Wohnortträger eine Durchschrift des Be- 
schlusses. 

6. Das Ende der Arbeitsunlähigkeit ist dem Arbeit- 
nehmer vom Wohnortträger unverzüglich mitzutei- 


8. Der Arbeitnehmer teilt dem zuständigen Träger 
die Wiederaufnahme der Arbeit mit, sofern die für 
diesen Träger geltenden Rechtsvorschriften dies vor- 
sehen. 

9. Der zuständige Träger zahlt die Geldleistungen 
außer den Renten in jeder geeigneten Weise, insbe- 
sondere durch internationale Postanweisung, und 
benachrichtigt den Träger des Wohnorts. Werden 
diese Leistungen zu Lasten des zuständigen Trägers 
vom Träger des Wohnorts gewährt, so unterrichtet 
der zuständige Träger entsprechend den für ihn gel- 
tenden Rechtsvorschriften den Arbeitnehmer über 
seine Ansprüche und teilt ihm gleichzeitig mit, wel- 
cher Träger mit der Gewährung der Leistungen be- 
auftragt ist. Gleichzeitig unterrichtet er den Träger 
des Wohnorts über die Höhe der Leistungen, die 
Tage, an denen sie zu zahlen sind, sowie die Höchst- 
dauer für die Leistungsgewährung nach den Rechts- 
vorschriften des zuständigen Staates. 

10. Artikel 59 Absatz 9 der Durchführungsverord- 
nung findet ebenfalls Anwendung. 

Durchführung des Artikels 55 der Verordnung 
Artikel 61 

Sachleistungsgewährung während eines Aufenthal- 
tes außerhalb des zuständigen Staates, einschließlich 
der Sonderfälie der entsandten Arbeitnehmer und 
der Arbeitnehmer im internationalen Verkehrswesen 

1. Um Sachleistungen zu erhalten, legt der in Ar- 
tikel 14 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer i) oder Absatz 2 
Buchstabe a der Verordnung bezeichnete Arbeit- 
nehmer dem Träger des Aufenthaltortes die Beschei- 
nigung gemäß Artikel 1 1 dieser Durchführungsver- 
ordnung vor. Die Voraussetzungen für den Erwerb 
des Anspruchs auf Sachleistungen gelten als erfüllt, 
wenn der Arbeitnehmer diese Bescheinigung vorlegt. 

2. Um Sachleistungen zu erhalten, ist der in Arti- 
kel 14 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung ge- 
nannte Arbeitnehmer im internationalen Verkehrs- 
wesen, der sich in Ausübung seiner Beschäftigung in 
einem anderen als dem zuständigen Mitgliedstaat 
befindet, verpflichtet, dem Träger des Aufenthalts- 
ortes so bald wie möglich eine besondere Beschei- 
nigung vorzulegen, die vom Arbeitgeber oder sei- 
nem Vertreter im Laufe der ihrer Vorlage voran- 
gehenden zwei Kalendermonate ausgestellt sein 
muß. Tn dieser Bescheinigung ist insbesondere anzu- 
geben, seit wann der Arbeitnehmer bei dem genann- 
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ten Arbeitgeber beschäftigt ist, sowie Bezeichnung 
und Sitz des zuständigen Trägers. Ist der Arbeit- 
nehmer vor Beginn der ärztlichen Behandlung außer- 
stande, sich an den Träger seines Aufenthaltsortes 
zu wenden, so ist ihm die Behandlung gegen Vor- 
lage der vorerwähnten Bescheinigung zu gewähren 
als wäre er bei diesem Träger versichert. 

3. Der Träger des Aufenthaltsorts wendet sich bin- 
nen drei Tagen an den zuständigen Träger, um fest- 
zustellen, ob der Versicherte die Voraussetzungen 
für den Erwerb des Sachleistungsanspruchs erfüllt. 
Dieser Träger ist verpflichtet, diese Leistungen bis 
zum Eingang der Antwort des zuständigen Trägers 
und für die Dauer von höchstens dreißig Tagen zu 
gewähren. 

4. Der zuständige Träger antwortet dem Träger des 
Aufenthaltsorts binnen zehn Tagen nach Eingang 
des Ersuchens dieses Trägers. Ist die Antwort zu- 
stimmend, so gibt der zuständige Träger gegebenen- 
falls die Höchstdauer an, für die Sachleistungen nach 
den von ihm anzuwendenden Rechtsvorschriften ge- 
währt werden dürfen, und der Träger des Aufent- 
haltsorts gewährt die Leistungen weiter. 

5. Die Leistungen, die auf Grund der in den Ab- 
sätzen 1 und 2 ausgesprochenen Vermutung gewährt 
werden, sind gemäß Artikel 36 Absatz 1 der Ver- 
ordnung zu erstatten. 

6. An Stelle der Bescheinigung nach Absatz 1 oder 
Absatz 2 kann der dort bezeichnete Arbeitnehmer 
dem Träger des Aufenthaltsortes eine Bescheinigung 
nach Absatz 7 vorlegen. 

7. Um Sachleistungen nach Artikel 55 Absatz 1 
Buchstabe a Ziffer i) der Verordnung zu erhalten — 
außer in den Fällen, in denen die Leistungen auf 
Grund der Vermutung gemäß den Absätzen 1 und 2 
gewährt werden — , ist der Arbeitnehmer verpflich- 
tet, dem Träger des Aufenthaltsortes eine Beschei- 
nigung vorzulegen, aus der hervorgeht, daß er An- 
spruch auf diese Leistungen hat. In dieser vom zu- 
ständigen Träger nach Möglichkeit vor der Ausreise 
des Arbeitnehmers aus seinem Wohnland auszustel- 
lenden Bescheinigung ist gegebenenfalls insbeson- 
dere die Höchstdauer der Sachleistungsgewährung 
nach den Rechtsvorschriften des zuständigen Staates 
anzugeben. Legt der Arbeitnehmer diese Bescheini- 
gung nicht vor, so wendet sich der Träger des Auf- 
enthaltsortes an den zuständigen Träger, um sie zu 
erhalten. 

8. Artikel 59 Absätze 5, 6 und 9 der Durchführungs- 
verordnung finden ebenfalls Anwendung. 

Artikel 62 

Sachleistungen bei Wohnsitzwechsel oder Rückkehr 
in das Wohnland sowie in den Fällen, in denen der 
Arbeitnehmer die Genehmigung hat, sich in einem 
anderen Mitgliedstaat behandeln zu lassen 

1 . Um Sachleistungen nach Artikel 55 Absatz 1 
Buchstabe b Ziffer i) der Verordnung zu erhalten, 
muß der Arbeitnehmer dem Träger des Wohnortes 


eine Bescheinigung vorlegen, aus der hervorgeht, 
daß er diese Leistungen weiterhin erhalten kann. 
In dieser vom zuständigen Träger auszustellenden 
Bescheinigung ist gegebenenfalls insbesondere die 
Höchstdauer anzugeben, für die diese Leistungen 
nach den Vorschriften des zuständigen Staates noch 
gewährt werden dürfen. Der zuständige Träger über- 
mittelt der Stelle, welche die zuständige Behörde des 
Mitgliedstaates bezeichnet, in den der Betreffende 
zurückgekehrt ist oder seinen Wohnsitz verlegt hat, 
eine Abschrift dieser Bescheinigung. Die Bescheini- 
gung kann auch nach der Abreise des Betreffenden 
auf seinen Antrag ausgestellt werden, wenn ihre 
vorherige Ausstellung aus Gründen höherer Gewalt 
nicht möglich war. 

2. Artikel 59 Absätze 5, 6 und 9 dieser Durch- 
führungsverordnung gilt entsprechend. 

3. Absätze 1 und 2 sind in den Fällen des Arti- 
kels 55 Absatz 1 Buchstabe c Ziffer i) der Verord- 
nung für die Gewährung der Sachleistungen ent- 
sprechend anzuwenden. 

Artikel 63 

Geldleistungen außer Renten bei Aufenthalt außer- 
halb des zuständigen Landes 

1. Um andere Geldleistungen als Renten nach Ar- 
tikel 55 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer ii) der Verord- 
nung zu erhalten, ist Artikel 60 der Durchführungs- 
verordnung entsprechend anzuwenden. Der Arbeit- 
nehmer, der sich in einem Mitgliedstaat aufhält, 
ohne dort eine berufliche Tätigkeit auszuüben, ist 
zur Vorlage der in Artikel 59 Absatz 1 vorgeschrie- 
benen Arbeitseinstellungsanzeige nicht verpflichtet. 

2. Bei anderen als den in Artikel 14 Absatz 1 Buch- 
stabe a Ziffer i) und Absatz 2 Buchstabe a bezeich- 
neten Arbeitnehmern teilt der Träger des Aufent- 
haltsorts ihnen, wenn ärztlich festgestellt ist, daß ihr 
Gesundheitszustand sie nicht an der Rückkehr in das 
Hoheitsgebiet des Mitgliedstaates, in dem sie woh- 
nen, hindert, dies unverzüglich mit und übermittelt 
eine Abschrift dieser Mitteilung dem zuständigen 
Träger. 


Durchführung der Artikel 52 bis 56 der Verordnung 
Artikel 64 

Anzeigen, Nachforschungen und Austausch von Aus- 
künften zwischen den Trägern im Falle von Arbeits- 
unfällen oder Berufskrankheiten, die außerhalb des 
zuständigen Staates eingetreten sind 

1. Tritt ein Arbeitsunfall in einem anderen als dem 
zuständigen Mitgliedstaat ein oder wird eine Berufs- 
krankheit dort erstmals ärztlich festgestellt, so ist 
der Arbeitsunfall oder die Berufskrankheit gemäß 
den Rechtsvorschriften den zuständigen Staaten an- 
zuzeigen; dies gilt gegebenenfalls ohne Rücksicht auf 
die sonstigen, in diesem Mitgliedstaat geltenden 
Rechtsvorschriften, in dem der Arbeitsunfall eintrat 
bzw. die Berufskrankheit erstmals ärztlich festgestellt 
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wurde, und die in einem solchen Fall weiterhin an- 
zu wenden sind. Diese Anzeige ist an den zuständi- 
gen Träger zu richten und eine Durchschrift davon 
dem Träger des Wohnlandes zu übermitteln. 

2. Der Träger des Mitgliedstaates, in dem der Ar- 
beitsunfall eingetreten ist oder die Berufskrankheit 
erstmals ärztlich festgestellt wurde, leitet die in die- 
sem Staat ausgestellten ärztlichen Bescheinigungen 
in zwei Ausfertigungen dem zuständigen Träger zu 
und erteilt auf dessen Ersuchen alle erforderlichen 
Auskünfte. 

3. Sind bei einem Wegeunfall in einem anderen als 
dem zuständigen Mitgliedstaat Nachforschungen in 
diesem Staat erforderlich, so kann der zuständige 
Träger zu diesem Zweck einen Beauftragten benen- 
nen; der zuständige Träger hat die Behörden dieser 
Staaten darüber zu unterrichten. Diese Behörden 
unterstützen den Beauftragten insbesondere dadurch, 
daß sie jemanden bestimmen, der ihm bei der Ein- 
sichtnahme der Protokolle und aller sonstigen Doku- 
mente über den Unfall behilflich ist. 

4. Nach Beendigung der Behandlung ist ein aus- 
führlicher Bericht mit den ärztlichen Bescheinigungen 
über die Dauerfolgen des Unfalls oder der Krankheit, 
insbesondere über den derzeitigen Zustand des Ver- 
letzten sowie die Heilung und Konsolidierung der 
Verletzungen zu übersenden. Die entsprechenden 
Honorare werden vom Träger des Wohnortes oder 
je nach Fall vom Träger des Aufenthaltsortes nach 
dem Tarif diesen Trägern und zu Lasten des zustän- 
digen Trägers gezahlt. 

5. Der zuständige Träger unterrichtet auf Antrag je 
nach Fall den Träger des Wohnortes oder den Trä- 
ger des Aufenthaltsortes über den Beschluß zur Be- 
stimmung des Tages der Heilung oder Dauerzustan- 
des sowie gegebenenfalls über den Rentenbescheid. 


Artikel 65 

Streitigkeiten über den ursächlichen Zusammenhang 
des Unfalls oder der Berufs-Krankheit 

1. Bestreitet der zuständige Träger, daß im Falle 
des Artikels 52 oder des Artikels 55, Absatz 1 der 
Verordnung die Rechtsvorschriften über Arbeits- 
unfälle oder Berufskrankheiten anzuwenden sind, 
so meldet er dies sofort dem Träger des Wohnorts 
oder dem Träger des Aufenthaltsorts, der die Sach- 
leistungen gewährt hat, die dann als zur Kranken- 
versicherung gehörig angesehen und als solche nach 
Prüfung der in den Artikeln 20 und 21 der Durch- 
führungsverordnnug genannten Nachweise und Be- 
scheinigungen weiterhin gewährt werden. 

2. Ist aufgrund dieser Einwendung eine endgültige 
Entscheidung ergangen, so meldet dies der zustän- 
dige Träger sofort dem Träger des Wohnorts oder 
dem Träger des Aufenthaltsorts, der die Sachleistun- 
gen gewährt hat. Handelt es sich nicht um einen 
Arbeitsunfall oder eine Berufskrankheit, so gewährt 


der letztere Träger weiterhin diese Leistungen auf- 
grund der Krankenversicherung, wenn der Betref- 
fende darauf Anspruch hat. Im anderen Fall werden 
die Leistungen, die der Arbeitnehmer aufgrund der 
Krankenversicherung erhalten hat, wie Leistungen 
bei Arbeitsunfall oder Berufskrankheit gewertet. 


Anwendung des Artikels 57 der Verordnung 
Artikel 66 

Verfahren bei einer in mehreren Mitgliedstaaten 
ausgeübten Tätigkeit, die eine Berufskrankheit 
verursachen kann 

1. Im Fall des Artikels 52 Absatz 1 der Verordnung 
wird die Anzeige der Berufskrankheit entweder an 
den bei Berufskrankheiten zuständigen Träger des 
Mitgliedstaates gerichtet, unter dessen Rechtsvor- 
schriften der Erkrankte zuletzt eine Tätigkeit aus- 
geübt hat, die eine solche Krankheit verursachen 
kann, oder an den Träger des Wohnorts, der die 
Anzeige dem vorigen Träger zuleitet. 

2. Hat der Träger, dem die Anzeige zugeleitet wird, 
den Eindruck, daß in einem anderen Mitgliedstaat 
zuletzt eine Tätigkeit unter dessen Rechtsvorschrif- 
ten ausgeübt worden ist, die diese Berufskrankheit 
hervorrufen konnte, so leitet er die Anzeige und die 
beigefügten Belege dem Träger dieses Staates zu. 

3. Stellt der Träger des Mitgliedstaates, unter des- 
sen Rechtsvorschriften der Erkrankte zuletzt eine 
Tätigkeit ausgeübt hat, die eine solche Berufskrank- 
heit verursachen kann, fest, daß der Erkrankte oder 
seine Hinterbliebenen die Voraussetzungen dieser 
Rechtsvorschriften — unter Berücksichtigung des 
Artikels 57 Absatz 2 und Absatz 3 Buchstaben a 
und b der Verordnung — nicht erfüllt, so gilt folgen- 
des: 

a) Der genannte Träger leitet die Anzeige und alle 
dazugehörigen Unterlagen einschließlich der ärzt- 
lichen Feststellungen und Gutachten, die der erste 
Träger vorgenommen hat, sowie eine Durch- 
schrift des in Buchstabe b genannten Bescheides 
unverzüglich dem Träger des Mitgliedstaates zu, 
unter dessen Rechtsvorschriften der Erkrankte 
vorher eine Tätigkeit ausgeübt hat, die eine 
solche Krankheit verursachen kann. 

b) Er setzt gleichzeitig den Erkrankten von seinem 
ablehnenden Bescheid in Kenntnis, wobei er ins- 
besondere die Gründe für die Verweigerung der 
Leistungen, die Rechtsmittel und Rechtsmittel- 
fristen sowie den Zeitpunkt angibt, zu dem die 
Unterlagen dem in Buchstabe a bezeichneten Trä- 
ger zugeleitet worden sind. 

4. Gegebenenfalls ist nach dem gleichen Verfahren 
bis zu dem entsprechenden Träger des Mitglied- 
staates zurückzugehen, unter dessen Rechtsvor- 
schriften der Erkrankte zuerst eine Tätigkeit aus- 
geübt hat, die eine solche Berufskrankheit verur- 
sachen kann. 
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Artikel 67 

Austausch von Auskünften zwischen den Trägern 
bei Einlegung eines Rechtsmittels gegen einen ab- 
lehnenden Bescheid, Zahlung von Vorschüssen bei 
Einlegung eines Rechtsmittels 

1. Wird gegen einen ablehnenden Bescheid des 
Trägers eines Mitgliedstaates, unter dessen Rechts- 
vorschriften der Erkrankte eine Tätigkeit ausgeübt 
hat, die eine solche Berufskrankheit verursachen 
kann, ein Rechtsmittel eingelegt, so ist dieser Träger 
verpflichtet, den Träger, dem die Anzeige nach dem 
Verfahren des Artikels 70 Absatz 3 zugeleitet wurde, 
hierüber zu unterrichten und ihm später den endgül- 
tigen Bescheid mitzuteilen. 

2. Besteht ein Leistungsanspruch auf Grund der 
Rechtsvorschriften, die der letztgenannte Träger an- 
wendet — unter Berücksichtigung des Artikels 57 
Absatz 2 und Absatz 3 Buchstaben a und b der Ver- 
ordnung — so zahlt dieser Träger Vorschüsse, deren 
Höhe gegebenenfalls nach Beratung mit dem Träger 
festgelegt wird, gegen dessen Bescheid das Rechts- 
mittel eingelegt wurde. Dieser Träger erstattet dem 
ersteren die gezahlten Vorschüsse, wenn er auf 
Grund einer auf dem Rechtswege ergangenen Ent- 
scheidung zur Gewährung der Leistungen verpflich- 
tet ist. Die Vorschüsse werden von den dem Erkrank- 
ten zu gewährenden Leistungen einbehalten. 


Artikel 68 

Lastenteilung der Geldleistungen 
bei sklerogener Pneumokoniose 

Für die Anwendung des Artikels 57 Absatz 3 Buch- 
stabe c der Verordnung gilt folgendes: 

a) Der zuständige Träger des Mitgliedstaates, nach 
dessen Rechtsvorschriften die Geldleistungen ge- 
mäß Artikel 57 Absatz 1 der Verordnung gewährt 
werden und der als „leistungsbeauftragter Trä- 
ger“ bezeichnet wird, verwendet einen Vordruck 
der insbesondere eine Aufstellung und die Zu- 
sammenfassung aller Zeiten enthält, die der Er- 
krankte nach den Rechtsvorschriften jedes der 
beteiligten Mitgliedstaaten in der Altersversiche- 
rung zurückgelegt hat. 

b) Der leistungsbeauftragte Träger leitet diesen 
Vordruck sämtlichen Trägern der Versicherung 
für den Fall des Alters zu, bei denen der Er- 
krankte in diesen Staaten versichert war; jeder 
Träger vermerkt die Versicherungszeiten, die 
nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften zu- 
rückgelegt worden sind, auf dem Vordruck und 
sendet ihn an den leistungsbeauftragten Träger 
zurück. 

c) Der leistungsbeauftragte Träger nimmt sodann 
die Aufteilung der Lasten zwischen sich selbst 
und den anderen zuständigen Trägern vor; diese 
Aufteilung mit den zugehörigen Unterlagen, aus 
denen namentlich die Höhe der gewährten Geld- 
leistungen sowie die Berechnung der Aufschlüs- 


selung hervorgeht, übermittelt er den beteiligten 
Trägern zur Bestätigung, 

d) Am Ende jedes Kalenderjahres sendet der lei- 
stungsbeauftragte Träger den anderen zuständi- 
gen Trägern ein Verzeichnis der im Laufe des 
betreffenden Haushaltsjahres gewährten Geld- 
leistungen mit Angabe des Betrages, den jeder 
zuständige Träger nach der unter Buchstabe c ge- 
nannten Aufschlüsselung schuldet; jeder dieser 
Träger erstattet dem leistungsbeauftragten Trä- 
ger den geschuldeten Betrag binnen höchstens 
drei Monaten. 


Anwendung des Artikels 58 Absatz 3 der Verord- 
nung 

Artikel 69 

Bescheinigung über die für die Berechnung 
der Geldleistungen zu berücksichtigenden Familien- 
angehörigen 

Bei Anwendung des Artikels 58 Absatz 3 der Ver- 
ordnung ist Artikel 25 der Durchführungsverordnung 
entsprechend anzuwenden. 


Anwendung des Artikels 60 der Verordnung 
Artikel 70 

Verschlimmerung einer Berufskrankheit 

1. In den in Artikel 60 Absatz 1 der Verordnung 
erwähnten Fällen muß der Arbeitnehmer dem Träger 
des Mitgliedstaates, bei dem er Leistungsansprüche 
geltend macht, Auskunft über alle vorher für die 
betreffende Berufskrankheit erhaltenen Leistungen 
erteilen. Dieser Träger kann bei jedem sonstigen 
Träger, der vorher zuständig gewesen ist, die Aus- 
künfte einholen, die er für erforderlich hält. 

2. In dem in Artikel 60 Absatz 1 Buchstabe c der 
Verordnung genannten Fall hat der leistungsver- 
pflichtete zuständige Träger dem anderen beteiligten 
Träger unter Beifügung der zugehörigen Unterlagen 
den Betrag zur Bestätigung mitzuteilen, den dieser 
Träger als Folge der Verschlimmerung übernehmen 
muß. Am Ende jedes Kalenderjahres übersendet der 
erste Träger dem zweiten eine Aufstellung über die 
während des betreffenden Rechnungsjahres gewähr- 
ten Geldleistungen unter Angabe des Betrages, der 
zu seinen Lasten geht; dieser zweite Träger erstattet 
den betreffenden Betrag binnen höchstens drei 
Monaten. 

3. Zur Bestätigung unterrichtet der leistungsbeauf- 
tragte Träger in dem in Artikel 60 Abs. 2 Buch- 
stabe b erster Satz der Verordnung genannten Fall 
die beteiligten zuständigen Träger unter Beifügung 
der zugehörigen Unterlagen über Änderungen an 
der früheren Aufschlüsselung der Lasten. 

4. Absatz 2 ist in dem in Artikel 60 Absatz 2 Buch- 
stabe b zweiter Satz der Verordnung genannten Fall 
entsprechend anzuwenden. 
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Durchführung von Artikel 61 Absatz 5 der Verord- 
nung 

Artikel 71 

Beurteilung des Erwerbsminderungsgrades im Falle 

früherer Arbeitsanfälle oder Berufskrankheiten 

1. Im Fall des Artikels 61 Absatz 5 der Verordnung 
hat der Arbeitnehmer zur Bemessung des Grades 
der Erwerbsminderung dem zuständigen Träger des 
Mitgliedstaates, dessen Rechtsvorschriften bei Ein- 
tritt des Arbeitsunfalles oder bei der ersten ärzt- 
lichen Feststellung der Berufskrankheit für ihn gal- 
ten, alle Auskünfte über Arbeitsunfälle oder Berufs- 
krankheiten zu erteilen, die er früher erlitten bzw. 
sich zugezogen hatte, während er den Rechtsvor- 
schriften eines anderen Mitgliedstaates unterstand, 
und zwar ohne Rücksicht auf den Grad, der durch 
diese früheren Unfälle hervorgerufenen Erwerbs- 
minderung. 

2. Für den Erwerb des Anspruchs und die Fest- 
setzung des Leistungsbetrages berücksichtigt der zu- 
ständige Träger nach den für ihn geltenden Rechts- 
vorschriften den Grad der durch diese früheren Fälle 
verursachten Minderung der Erwerbsfähigkeit, wie 
er von dem Träger bestimmt worden ist, der für die 
Entschädigung zuständig war. 

3. Der zuständige Träger kann bei jedem sonstigen 
Träger, der früher einmal zuständig war, die von 
ihm für erforderlich gehaltenen Auskünfte einholen. 

Wurde eine bereits vorhandene Minderung der 
Erwerbsfähigkeit durch einen Unfall verursacht, der 
eintrat, während der Betreffende den Rechtsvor- 
schriften eines Mitgliedstaates unterstand, der nicht 
nach Ursprung der Erwerbsminderung unterscheidet, 
so ist der für die bereits bestehende Minderung der 
Erwerbsfähigkeit zuständige Träger oder die von 
der zuständigen Behörde des betreffenden Mitglied- 
staates bezeichnete Stelle verpflichtet, auf Wunsch 
des zuständigen Trägers eines anderen Mitglied- 
staates Angaben über den Grad der bereits be- 
stehenden Minderung der Erwerbsfähigkeit sowie 
nach Möglichkeit Auskünfte zur Verfügung zu stel- 
len, anhand deren festgestellt werden kann, ob sie 
Folge eines Arbeitsunfalls im Sinne der vom Träger 
des zweiten Staates angewendeten Rechtsvorschrif- 
ten war. Ist dies der Fall, gilt Absatz 2 sinngemäß. 

Durchführung von Artikel 62 Absatz 1 der Verord- 
nung 

Artikel 72 

Träger, an die sich die Arbeitnehmer der Bergwerke 
und gleichgestellter Betriebe wenden können, wenn 
sie sich in einem anderen als dem zuständigen Staat 
aufhalten oder wohnen 

In den Fällen des Artikels 62 Absatz 1 der Verord- 
nung, in denen die im Aufenthalts- oder Wohnland 
von der Ltnfallversicheriing (Arbeitsiinfälle und Be- 
rufskrankheiten) für die Arbeiter der Stahlindustrie 
dreimal vorgesehenen Leistungen denen des Sonder- 
systeins für die Arbeitnehmer der Bergwerke und 
der gleichgestellten Betriebe entsprechen, können 


sich die Arbeitnehmer dieser Kategorie an den im 
Anhang der Durchführungsverordnung bezeichneten, 
ihrem Aufenthalts- oder Wohnort am nächsten ge- 
legenen Träger wenden, selbst wenn dieser ein Trä- 
ger des für die Arbeiter der Stahlindustrie geltenden 
Systems ist, der dann die Leistungen gewähren muß. 

Sind die Leistungen des Sondersystems für die 
Arbeitnehmer der Bergwerke und der gleichgestell- 
ten Betriebe vorteilhafter, können sich diese Arbeit- 
nehmer sowohl an den zur Anwendung dieses Sy- 
stems verpflichteten Träger als auch an den ihrem 
Aufenthalts- oder Wohnort am nächsten gelegenen 
Träger des Systems für die Arbeiter der Stahlindu- 
strie wenden. In dem letztgenannten Fall ist der 
jeweilige Träger verpflichtet, den Betreffenden dar- 
auf aufmerksam zu machen, daß er, wenn er sich an 
den Träger des Sondersystems für die Arbeitnehmer 
der Bergwerke und gleichgestellter Betriebe wendet, 
vorteilhaftere Leistungen erhält; er hat ferner Ort 
und Anschrift dieses Trägers anzugeben. 

Durchführung des Artikels 62 Absatz 2 der Verord- 
nung 

Artikel 73 

Höchstdauer der Leistungsgewährung 

Im Falle des Artikels 62 Absatz 2 der Verordnung 
kann der Träger eines Mitgliedstaates, der die Lei- 
stungen zu gewähren hat, soweit erforderlich, den 
Träger eines anderen Mitgliedstaates um Auskunft 
darüber ersuchen, für welche Dauer letzterer Lei- 
stungen für denselben Arbeitsunfall oder für die- 
selbe Berufskrankheit bereits gewährt hat. 

Einreichung und Bearbeitung der Rentenanträge, mit 
Ausnahme der Renten bei Berufskrankheit, für die 
Artikel 52 der Verordnung gilt 

Artikel 74 

1. Beanspruchen ein Arbeitnehmer oder seine Hin- 
terbliebenen, die in einem Mitgliedstaat wohnen, 
nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitglied- 
staates eine Rente oder eine Zulage zu einer Rente, 
so müssen sie ihren Antrag entweder bei dem zu- 
ständigen Träger oder bei dem Träger des Wohn- 
orts einreichen, der ihn dem zuständigen Träger 
übersendet. Für den Antrag ist folgendes zu be- 
achten: 

a) Dem Antrag sind die erforderlichen Beweisstücke 
beizufügen; er ist auf den Formblättern zu stellen, 
die nach den vom zuständigen Träger anzuwen- 
denden Rechtsvorschriften vorgeschrieben sind. 

b) Die Richtigkeit der von dem Betreffenden ge- 
machten Angaben ist durch amtliche Unterlagen, 
die dem Antragsformblatt beizufügen sind, zu be- 
weisen oder durch die zuständigen Stellen des 
Mitgliedstaates, in dem der Antragsteller wohnt, 
zu bestätigen. 

2. Um Leistungen nach Artikel 58 Absatz 3 der 
Verordnung zu erhalten, hat der Betreffende eine 
Bescheinigung über die Familienangehörigen, mit 
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Ausnahme der Kinder, vorzulegen, die im Hoheits- 
gebiet eines anderen als des Mitgliedstaates woh- 
nen, in dem der mit der Feststellung der Leistungen 
beauftragte Träger sich befindet. Die Bescheinigung 
wird vom Träger der Krankenversicherung des 
Wohnorts der Familienangehörigen oder von einem 
anderen Träger ausgestellt, den die zuständige Be- 
hörde des Mitgliedstaates bezeichnet, in dem die 
Familienangehörigen wohnen. Artikel 25 Absätze 2 
und 3 der Durchführungsverordnung gelten ent- 
sprechend. 

3. Schreiben in den Fällen des Absatzes 2 die von 
dem in Betracht kommenden Träger anzuwendenden 
Rechtsvorschriften vor, daß die Familienangehörigen 
mit dem Rentenberechtigten in häuslicher Gemein- 
schaft leben, so ist der Nachweis, daß diese Fami- 
lienangehörigen, wenn sie diese Voraussetzung nicht 
erfüllen, von dem Rentenberechtigten überwiegend 
unterhalten werden, durch Vorlage von Beweis- 
stücken zu erbringen, aus denen sich ergibt, daß der 
Antragsteller ihnen regelmäßig einen Teil seines 
Arbeitsentgelts übersandt hat. 

4. Der zuständige Träger teilt seine Entscheidung 
dem Betreffenden unmittelbar oder durch die Ver- 
bindungsstelle des zuständigen Staates mit; eine 
Abschrift dieser Mitteilung übersendet er der Ver- 
bindungsstelle des Mitgliedstaates, in dem der Be- 
treffende wohnt. 

Verwaltungsmäßige und ärztliche Kontrolle 
Artikel 75 

Die verwaltungsmäßige und ärztliche Kontrolle 
sowie die zur Überprüfung der Renten erforderlichen 
ärztlichen Untersuchungen werden auf Ersuchen des 
zuständigen Trägers durch den Träger des Mitglied- 
staates veranlaßt, in dem sich der Berechtigte be- 
findet; dies geschieht nach den Verfahren, die in den 
für diesen Träger geltenden Rechtsvorschriften vor- 
gesehen sind. Der zuständige Träger behält jedoch 
die Möglichkeit, die Untersuchung des Berechtigten 
durch einen Arzt seiner Wahl zu veranlassen. 

Zahlung der Renten 

Artikel 76 

Renten, die der Träger eines Mitgliedstaates Per- 
sonen schuldet, die in einem anderen Mitgliedstaat 
wohnen, werden nach Maßgabe der Artikel 52 bis 57 
der Durchführungsverordnung gezahlt. 

KAPITEL 4 
Sterbegeld 

Durchführung der Artikel 64 bis 66 der Verordnung 
Artikel 77 

Beantragung des Sterbegeldes 

Wer in einem Mitgliedstaat wohnt und Sterbegeld 
nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitglied- 


staates beansprucht, kann seinen Antrag bei dem 
zuständigen Träger oder bei dem Träger des Wohn- 
ortes einreichen, wobei die in den von dem erst- 
genannten Träger anzuwendenden Rechtsvorschrif- 
ten vorgeschriebenen Beweisstücke beizufügen sind. 
Die Richtigkeit der vom Antragsteller gemachten 
Angaben ist durch amtliche Unterlagen, die dem 
Antrag beizufügen sind, zu beweisen oder durch die 
zuständigen Stellen des Mitgliedstaates, in dem der 
Antragsteller wohnt, zu bestätigen. 

Artikel 78 

Bescheinigung über Versicherungszeiten, die für den 
Anspruchserwerb zu berücksichtigen sind 

1. Um Artikel 64 der Verordnung in Anspruch neh- 
men zu können, hat der Berechtigte bei dem zustän- 
digen Träger eine Bescheinigung einzureichen, in 
der die Versicherungszeiten vermerkt sind, die der 
Arbeitnehmer nach den Rechtsvorschriften zurück- 
gelegt hat, die zuletzt für ihn gegolten haben. 

2. Diese Bescheinigung wird auf Antrag des Be- 
rechtigten je nach Fall von dein Träger der Kran- 
kenversicherung oder der Altersversicherung ausge- 
stellt, bei dem der Arbeitnehmer zuletzt versichert 
war. Legt der Berechtigte diese Bescheinigung nicht 
vor, so fordert der zuständige Träger sie bei dem 
erstgenannten Träger an. 

3. Absätze 1 und 2 sind entsprechend anzuwenden, 
wenn nach den Rechtsvorschriften anderer Mitglied- 
staaten vorher ziirückgelegte Versicherungszeiten 
zu berücksichtigen sind, um die in den Rechtsvor- 
schriften des zuständigen Landes vorgeschriebenen 
Bedingungen zu erfüllen. 


KAPITEL 5 

Leistungen bei Arbeitslosigkeit 

Durchführung des Artikels 67 der Verordnung 
(Zusammenrechnung von Versicherungs- oder Be- 
schäl tigiingszeiten) 

Artikel 79 

1. Um Artikel 67 Absätze 1, 2 oder 4 der Verord- 
nung in Anspruch nehmen zu können, hat der Be- 
rechtigte bei dem zuständigen Träger eine Beschei- 
I nigung einzureichen, in der die Versicherungs- oder 
■ Beschäftigungszeiten vermerkt sind, die nach den 
I Rechtsvorschriften zurückgelegt worden sind, die zu- 
I vor für ihn gegolten haben, sowie alle ergänzenden 
Angaben, die nach den für diesen Träger geltenden 
i Rechtsvorschriften erforderlich sind. 

I 

; 2. Diese Bescheinigung wird auf Antrag des Be- 
rechtigten entweder von dem bei Arbeitslosigkeit 
i zuständigen Träger des Mitgliedstaates, dessen 
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Rechtsvorschriften er zuvor unterlegen hat, oder von 
einem anderen, von der zuständigen Behörde dieses 
Staates bezeichneten Träger ausgestellt. Legt der 
Berechtigte diese Bescheinigung nicht vor, so fordert 
sie der zuständige Träger bei dem obengenannten 
Träger an. 

3. Die Absätze 1 und 2 sind entsprechend anzuwen- 
den, wenn nach den Rechtsvorschriften anderer Mit- 
gliedstaaten vorher zurückgelegte Versicherungs- 
oder Beschäftigungszeiten anzurechnen sind, um die 
in den Rechtsvorschriften des zuständigen Landes 
geforderten Voraussetzungen zu erfüllen. 


Durchführung des Artikels 68 der Verordnung 
(Leistungsberechnung) 

Artikel 80 

Für die Berechnung der Leistungen durch einen in 
Artikel 68 Absatz 1 der Verordnung genannten Trä- 
ger hat der Berechtigte, falls er seine letzte Beschäf- 
tigung nicht wenigstens vier Wochen in dem Mit- 
gliedstaat, in dem dieser Träger seinen Sitz hat, 
ausgeübt hat, diesem eine Bescheinigung vorzule- 
gen, in der die Art der letzten in einem anderen Mit- 
gliedstaat wenigstens vier Wochen ausgeübte Be- 
schäftigung sowie der Wirtschaftszweig, in dem 
diese ausgeübt wurde, angegeben sind. Legt der Be- 
rechtigte diese Bescheinigung nicht vor, so fordert 
sie der genannte Träger bei dem bei Arbeitslosig- 
keit zuständigen Träger des letztgenannten Staates, 
dessen Rechtsvorschriften zuvor für ihn gegolten 
haben, oder bei einem anderen von der zuständigen 
Behörde dieses Staates bezeichneten Träger an. 

Artikel 81 

1, Für die Anwendung des Artikels 68 Absatz 2 
der Verordnung hat der Berechtigte dem zuständi- 
gen Träger eine Bescheinigung über seine Familien- 
angehörigen vorzulegen, die in einem anderen als 
dem Mitgliedstaat wohnen, in dem der genannte 
Träger seinen Sitz hat. 

2. Diese Bescheinigung ist von dem Träger aus- 
zustellen, den die zuständige Behörde des Mitglied- 
staates bezeichnet, in dem die Familienangehörigen 
wohnen. In ihr ist zu bescheinigen, daß die Familien- 
angehörigen nicht für die Berechnung der einer an- 
deren Person nach den Rechtsvorschriften des ge- 
nannten Staates bei Arbeitslosigkeit geschuldeten 
Leistungen berücksichtigt werden. Diese Bescheini- 
gung gilt vorbehaltlich des Satzes 5, zwölf Monate 
von dem Tag ihrer Ausstellung an. Sie kann er- 
neuert werden; ihre Gültigkeitsdauer beginnt in 
diesem Falle am Tage ihrer Erneuerung. Der Berech- 
tigte ist verpflichtet, dem zuständigen Träger jede 
in der Bescheinigung vorzunehmende Änderung un- 
verzüglich mitzuteilen; eine solche Änderung ist 
von dem Tag an wirksam, an dem die Änderung 
eingetreten ist. 


Durchführung des Artikels 69 der Verordnung 
(Bedingungen und Grenzen für die Erhaltung des 
Leistungsanspruchs, wenn der Arbeitslose sich in 
einen anderen Mitgliedstaat begibt) 

Artikel 82 

1. Um die Leistungen in Anspruch nehmen zu kön- 
nen, hat der in Artikel 69 Absatz 1 der Verordnung 
genannte Arbeitslose dem Träger des Ortes, an den 
er sich begeben hat, eine Bescheinigung des zustän- 
digen Trägers darüber vorzulegen, daß er weiterhin 
Anspruch auf Leistungen unter den Bedingungen des 
Absatzes 1 Buchstabe b des genannten Artikels hat. 
Der zuständige Träger gibt in dieser Bescheinigung 
insbesondere an: 

a) die Höhe der Leistung, die dem Arbeitslosen 
nach den Rechtsvorschriften des zuständigen Lan- 
des zu zahlen ist; 

b) den Tag, von dem an der Betreffende nicht mehr 
den Arbeitsvermittlungsstellen des zuständigen 
Staates zur Verfügung stand; 

c) die für die Eintragung als Arbeitsuchender in 
dem neuen Wohnland nach Artikel 69 Absatz 1 
Buchstabe b zugestandene Frist; 

d) die Höchstdauer für die Erhaltung des Leistungs- 
anspruches nach Artikel 69 Absatz 1 Buchstabe c 
der Verordnung; 

e) die Umstände, die zu einer Änderung des Lei- 
stungsanspruches führen können. 

2. Äußert der Ärbeitslose die Absicht, sich in einen 
anderen Mitgliedstaat zu begeben^ um dort eine 
Beschäftigung zu suchen, so ist er verpflichtet, die 
Bescheinigung nach Absatz 1 vor seiner Abreise zu 
beantragen. Die Arbeitsbehörden des zuständigen 
Staates haben sich zu vergewissern, daß der Arbeit- 
nehmer über alle ihm auf Grund des Artikels 69 
der Verordnung und dieses Artikels der Durchfüh- 
rungsverordnung obliegenden Pflichten unterrichtet 
worden ist. 

3. Wenn der Arbeitslose die Bescheinigung aus 
Gründen höherer Gewalt nicht vor seiner Abreise 
beantragen oder die beantragte Bescheinigung ihm 
nicht vor seiner Abreise zugestellt werden konnte, 
fordert der Träger der Arbeitslosenversicherung des 
Ortes, an den sich der Arbeitlose begeben hat, diese 
Bescheinigung bei dem zuständigen Träger an. 

4. Der Träger des Ortes, an den sich der Arbeits- 
lose begeben hat, unterrichtet den zuständigen Trä- 
ger von dem Zeitpunkt der Anmeldung des Arbeits- 
losen und vom Beginn der Leistungsgewährung und 
zahlt die Leistungen des zuständigen Staates nach 
dem Verfahren, das die Rechtsvorschriften des Lan- 
des vorsehen, in das sich der Arbeitslose begeben 
hat. 

Er führt die Kontrolle durch oder läßt sie durch- 
führen wie bei einem Arbeitslosen, der Leistungen 
nach den von ihm anzuwendenden Rechtsvorschrif- 
ten erhält. Er unterrichtet den zuständigen Träger 
über jeden in Absatz 1 Buchstabe e genannten Um- 
stand, sobald er von diesem Kenntnis erhält und 
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unterbricht sofort die Gewährung der Leistungen, 
wenn diese gekürzt, zum Ruhen gebracht oder ent- 
zogen werden müssen. Der zuständige Träger teilt 
ihm möglichst umgehend mit, in welchem Ausmaß 
und von welchem Zeitpunkt an sich die Ansprüche 
des Arbeitslosen durch diesen Umstand ändern. Die 
Zahlung der Leistungen kann gegebenenfalls erst 
nach Erhalt dieser Angaben wieder aufgenommen 
werden. 

5. Zwei oder mehrere Mitgliedstaaten oder die zu- 
ständigen Behörden dieser Staaten können nach 
Stellungnahme der Verwaltungskommission andere 
Durchführungsverfahren vereinbaren. 

Durchführung des Artikels 71 der Verordnung 
(Arbeitslose, die während ihrer letzten Beschäfti- 
gung in einem anderen als dem zuständigen Mit- 
gliedstaat wohnten 

Artikel 83 

1. In den Fällen des Artikels 71 Absatz 1 Buch- 
stabe a Ziffer ii) und Buchstabe b Ziffer ii) erster 
Satz der Verordnung gilt der Träger des Wohnortes 
für die Anwendung des Artikels 79 der Durchfüh- 
rungsverordnung als zuständiger Träger. 

2. Um Artikel 71 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer ii) 
der Verordnung in Anspruch nehmen zu können, 
muß der Arbeitslose dem Träger seines Wohnorts 
außer der Bescheinigung nach Artikel 79 der Durch- 
führungsverordnung eine Bescheinigung des Trägers 
des Mitgliedstaates vorlegen, dessen Rechtsvor- 
schriften unmittelbar zuvor für ihn gegolten haben, 
aus der hervorgeht, daß er keinen Leistungsan- 
spruch nach Artikel 69 der Verordnung hat. 

3. Für die Anwendung des Artikels 71 Absatz 2 
der Verordnung ersucht der Träger des Wohnorts 
den zuständigen Träger um alle zweckdienlichen 
Angaben über die Ansprüche des Versicherten ge- 
genüber diesem letztgenannten Träger. 


KAPITEL 6 

Familienleistungen und -beihilfen 

Durchführung des Artikels 72 der Verordnung 
(Zusammenrechnung von Versicherungszeiten) 

Artikel 84 

1. Um Artikel 72 der Verordnung in Anspruch neh- 
men zu können, hat der Berechtigte bei dem zustän- 
digen Träger eine Bescheinigung vorzulegen, in der 
die Beschäftigungszeiten vermerkt sind, die er nach 
den Rechtsvorschriften zurückgelegt hat, die zuvor 
für ihn gegolten haben. 

2. Diese Bescheinigung wird auf Antrag des Be- 
rechtigten entweder von dem für Familienleistungen 
zuständigen Träger des Mitgliedstaates, dem er zu- 
vor angehörte, oder von einem von der zuständigen 


Behörde dieses Staates bezeichneten anderen Trä- 
ger ausgestellt. Legt er diese Bescheinigung nicht 
vor, so fordert sie der zuständige Träger bei einem 
dieser Träger an, es sei denn, der Träger der Kran- 
kenversicherung ist in der Lage, ihm eine Abschrift 
der in Artikel 16 Absatz 1 der Durchführungsver- 
ordnung genannten Bescheinigung zu übersenden. 

3. Absätze 1 und 2 werden entsprechend angewen- 
det, wenn es zur Erfüllung der in den Rechtsvor- 
schriften des zuständigen Staates geforderten Vor- 
aussetzungen notwendig ist, nach den Rechtsvor- 
schriften eines anderen Mitgliedstaates früher zu- 
rückgelegte Beschäftigungszeiten zu berücksichtigen. 

Durchführung der Artikel 73 Absatz 1 und 75 
Absatz 1 Buchstaben a und b der Verordnung (Ar- 
beitnehmer, für die die Rechtsvorschriften eines 
anderen Staates als Frankreich gelten) 

Artikel 85 

1. Um Familienleistungen nach Artikel 73 Absatz 1 
der Verordnung zu erhalten, stellt der Arbeitneh- 
mer, unter Umständen über seinen Arbeitgeber, 
einen Antrag bei dem zuständigen Träger. 

2. Der Arbeitnehmer hat zur Stützung seines An- 
trages eine von den für Personenstandsangelegen- 
heiten zuständigen Behörden des Wohnlandes der 
Familienangehörigen ausgestellte Familienstandsbe- 
scheinigung vorzulegen. Diese Famiiienstandsbe- 
scheinigung ist einmal jährlich zu erneuern. 

3. Sehen die Rechtsvorschriften des zuständigen 
Staates vor, daß die Leistungen an eine andere Per- 
son als den Arbeitnehmer gezahlt werden können 
oder müssen, so hat der Arbeitnehmer mit seinem 
Antrag audi die hierfür erforderlichen Angaben zu 
der Person (Name, Vorname, genaue Anschrift) ein- 
zureichen, der die Leistungen im Wohnland auszu- 
zahlen sind. 

4. Die zuständigen Behörden von zwei oder mehr 
Mitgliedstaaten können insbesondere im Interesse 
einer vereinfachten Anwendung des Artikels 75 Ab- 
satz 1 Buchstaben a und b der Verordnung beson- 
dere Vorschriften für die Zahlung der Familienlei- 
stungen vereinbaren. Diese Vereinbarungen sind 
der Verwaltungskommission mitzuteilen. 

5. Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, dem zuständi- 
gen Träger gegebenenfalls über seinen Arbeitgeber 
folgendes mitzuteilen: 

— jede Änderung in den Verhältnissen seiner Fa- 
milienangehörigen, durch die sich der Anspruch 
auf Familienleistungen ändern kann; 

— jede Änderung der Zahl seiner Familienange- 
hörigen, für die Familienleistungen zu zahlen 
sind; 

— jeden Wechsel des Wohn- o-der Aufenthaltsortes 
dieser Familienangehörigen; 

— jede Erwerbstätigkeit, auf Grund deren Leistun- 
gen auch nach den Rechtsvorschriften des Wohn- 
landes der Familienangehörigen zu zahlen sind. 
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6. Der Wohnorttrager oder der von der zuständi- 
gen Behörde des Wohnlandes der Fcuuilienangehö- 
rigen bezeichnete Träger bzw. die von ihr bezcich- 
nete Stelle leistet dem zuständigen Träger Amts- 
hilfe, wenn dieser gegen jemanden wogen unberech- 
tigten Erhalts von Familienleistungen Rückgriff zu 
nehmen beabsichtigt. 

Durchführung des Artikels 73 Absatz 2 der Verord- 
nung 

Artikel 86 

Arbeitnehmer, für die die französischen 
Rechtsvorschriften gelten 

1. Um Familienbeihilfen nach Artikel 73 Absatz 2 
der Verordnung zu erhalten, richtet der Arbeitneh- 
mer einen Antrag an den zuständigen Träger, der 
ihm eine Bescheinigung darüber ausstellt, daß er die 
nach den französischen Rechtsvorschriften für den 
Erwerb des Leistungsanspruchs erforderlichen Be- 
schäftigungsvoraussetzungen erfüllt. Der Arbeit- 
nehmer hat bei dieser Gelegenheit eine Erklärung 
zu unterzeichnen, daß kein Anspruch auf Familien- 
leistungen nach den Rechtsvorschriften des Wohn- 
landes der Familienangehörigen auf Grund einer 
Erwerbstätigkeit besteht. 

Bestimmen die französischen Rechtsvorschriften, 
daß der Beihilfeanspruch für eine den Beschäfti- 
gungszeiten entsprechende Zeitdauer besteht, so 
muß die während des betreffenden Zeitraums zu- 
rückgelegte Beschäftigungszeit aus der Bescheini- 
gung ersichtlich sein. 

Die Familienangehörigen werden unter Vorlage 
der in Satz 1 genannten Bescheinigung und der nach 
den Rechtsvorschriften, die dieser Träger für die Ge- 
währung der Familienbeihilfen anwendet, üblicher- 
weise geforderten Belegen bei dem Träger ihres 
Wohnortes eingetragen. 

Legen die Familienangehörigen die in Satz 1 ge- 
nannte Bescheinigung nicht vor, so fordert der Trä- 
ger ihres Wohnortes sei bei dem zuständigen Träger 
an. 

2. Die in Absatz 1 erwähnte Bescheinigung bleibt 
für die Dauer von 3 Monaten vom Tage ihrer Aus- 
stellung an gültig und ist vom zuständigen Träger 
von Amts wegen alle 3 Monate zu erneuern. 

3. Bei Saisonarbeitern gilt die in Absatz 1 bezeich- 
nete Bescheinigung während der vorgesehenen Ge- 
samtdauer der Saisonarbeit, sofern der zuständige 
Träger dem Träger des Wohnortes nicht inzwischen 
ihre Nichtigkeit erklärt hat, 

4. Werden nach den Rechtsvorschriften des Mit- 
gliedstaates, in dem die Familienangehörigen woh- 
nen, die Beihilfen monatlich oder vierteljährlich ge- 
währt, während der Anspruch auf die Beihilfe nach 
den französischen Rechtsvorschriften für eine den 
zurückgelegten Beschäftigungszeiten entsprechende 
Dauer erworben wird, so sind die Beihilfen im Ver- 
hältnis dieser Dauer zu der in den Rechtsvorschriften 
des Wohnlandes der Familienangehörigen vorge- 
schriebenen Dauer zu gewähren. 


5. Werden nach den Rechtsvorschriften des Mit- 
gliedstaates, in dem die Familienangehörigen woh- 
nen, die Beihilfen für die den zurückgelegten Be- 
schäftigungstagen entsprechende Anzahl von Tagen 
gewährt, während der Anspruch auf die Beihilfen 
nach den französischen Rechtsvorschriften für einen 
ganzen Monat erworben wird, so sind die Beihilfen 
für einen Monat zu gewähren. 

6. Werden in den Fällen der Absätze 4 und 5 die 
nach dem französischen Rechtsvorschriften zurück- 
gelegten Beschäftigungszeiten in anderen Einheiten 
ausgedrückt, als sie auf Grund der Rechtsvorschrif- 
ten des Mitgliedstaates in dem die Familienangehö- 
rigen wohnen, bei der Berechnung der Beihilfen ver- 
wendet werden, so erfolgt die Umrechnung gemäß 
Artikel 15 Absatz 3 der Durchführungsverordnung. 

7. Der zuständige Träger teilt dem Träger des 
Wohnortes der Familienangehörigen unverzüglich 
mit, an welchem Tag der Anspruch des Arbeitneh- 
mers auf Beihilfen erlischt oder an dem er seinen 
Wohn- oder Aufenthaltsort in einen anderen Mit- 
gliedstaat verlegt hat. 

Der Träger des Wohnortes der Familienangehöri- 
gen kann jederzeit den zuständigen Träger um Aus- 
kunft über den Anspruch des Arbeitnehmers auf 
Beihilfen ersuchen. 

Der Träger des Wohnortes nimmt auf Ersuchen 
des zuständigen Trägers, falls dieser es für erforder- 
lich hält, eine Nachprüfung der in Absatz 1 erster 
Unterabsatz genannten Erklärung vor. 

8. Die Familienangehörigen sind verpflichtet, dem 
Träger ihres Wohnortes jede Änderung in ihren 
Verhältnissen mitzuteilen, durch die sich der An- 
spruch auf Beihilfen ändern kann; das gilt insbeson- 
dere für jeden Wohnortwechsel. 


Durchführung des Artikels 74 Absatz 1 der Verord- 
nung (Arbeitslose, für die die Rechtsvorschriften 
eines anderen Staates als Frankreich gelten) 

Artikel 87 

Artikel 85 der Durchführungsverordnung gilt für 
die in Artikel 74 Absatz 1 der Verordnung genann- 
ten Arbeitslosen entsprechend. 

Durchführung des Artikels 74 Absatz 2 der Verord- 
nung 

Artikel 88 

Arbeitslose, für die die französischen 
Rechtsvorschriften gelten 

1. Die in Artikel 74 Absatz 2 der Verordnung be- 
zeichneten Familienangehörigen müssen, um Fami- 
lienbeihilfen in dem Mitgliedstaat beanspruchen zu 
können, in dem sie wohnen, dem Träger ihres Wohn- 
ortes eine Bescheinigung darüber vorlegen, daß der 
Arbeitslose eine Arbeitslosenunterstützung nach den 
französischen Rechtsvorschriften bezieht. 
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Diese Bescheinigung wird von dem bei Arbeits- 
losigkeit zuständigen französischen Träger oder von 
dem von der zuständigen französischen Behörde be- 
zeichneten Träger ausgestellt, und zwar auf Antrag 
des Arbeitslosen, der eine Erklärung darüber zu 
unterzeichnen hat, daß kein Anspruch auf Familien- 
beihilfen nach den Rechtsvorschriften des Wohn- 
landes der Familienangehörigen auf Grund einer 
Erwerbstätigkeit besteht. 

Legen die Familienangehörigen die genannte Be- 
scheinigung nicht vor, so fordert sie der Träger 
ihres Wohnortes bei dem zuständigen Träger an. 

2. Artikel 86 Absätze 2 bis 8 der Durchführungs- 
verordnung ist entsprechend anzuwenden. 


KAPITEL 7 

Leistungen für die Kinder von 
Rentenempfängern oder für die Waisen 

Anwendung der Artikel 77 und 78 der Verordnung 
Artikel 89 

1. Um Leistungen nach Artikel 77 oder 78 der 
Verordnung beanspruchen zu können, muß der Be- 
rechtigte bei dem Träger seines Wohnortes einen 
Antrag nach dem Verfahren stellen, das die für die- 
sen Träger geltenden Rechtsvorschriften vorsehen. 

2. Wohnt der Berechtigte jedoch nicht in dem Mit- 
gliedstaat, in dem der zuständige Träger seinen Sitz 
hat, so kann er seinen Antrag entweder bei dem zu- 
ständigen Träger oder bei dem Träger seines Wohn- 
ortes stellen, der den Antrag sodann an den zu- 
ständigen Träger unter Angabe des Tages weiter- 
leitet, an dem er eingereicht worden ist; dieser Tag 
gilt als Tag der Antragstellung bei dem erstgenann- 
ten Träger. 

3. Stellt der mit dem Antrag befaßte Träger fest, 
daß der Anspruch nach den von ihm anzuwendenden 
Rechtsvorschriften nicht erworben ist, leitet er die- 
sen Antrag unverzüglich an den Träger des Mit- 
gliedstaates weiter, in dem der Betreffende die läng- 
ste seiner Versicherungszeiten zurückgelegt hat. 

Erforderlichenfalls ist bei gleicher Sachlage bis 
zu dem Träger des Mitgliedstaates zurückzugehen, 
nach dessen Rechtsvorschriften der Arbeitnehmer 
die kürzeste seiner Versicherungszeiten zurückgelegt 
hat. 

4. Die Verwaltungskommission legt, soweit erfor- 
derlich, zusätzliche Bestimmungen für die Einrei- 
chung der Leistungsanträge fest. 

Artikel 90 

1. Die nach Artikel 77 und 78 der Verordnung ge- 
schuldeten Leistungen werden nach Maßgabe der 
Artikel 52 bis 57 der Durchführungsverordnung ge- 
zahlt. 


2. Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaatcn 
bezeichnen, soweit erforderlich, den für die Zahlung 
der nach Artikel 66 oder 67 der Verordnung gescliul- 
deten Leistungen zuständigen Träger. 


Artikel 91 

Jede Person, der nach Artikel 77 oder 78 der Ver- 
ordnung Leistungen für Kinder eines Rentenberech- 
tigten oder für Waisen gewährt werden, hat den zur 
Gewährung dieser Leistungen verpflichteten Träger 
von jeder Erwerbstätigkeit, auf Grund deren An- 
spruch auf Familienleistungen für diese Kinder oder 
Waisen besteht, sowie von Verlegung des Wohnorts 
oder Änderung in ihren Verhältnissen, durch die der 
Leistungsanspruch beeinflußt werden kann, und von 
jeglicher Änderung der Zahl der Kinder oder Waisen 
zu unterrichten, für die die Leistungen geschuldet 
werden. 


j TITEL VI 

{ Finanzielle Bestimmungen 

i 

I 

j A r t i k e 1 92 

I Erstattung der Leistungen aus der Krankenver- 
i Sicherung (Krankheit und Mutterschaft), die folgen- 
j den Personen gewährt wurden: 

— den Arbeitnehmern und den mit ihnen außer- 
halb des zuständigen Staates wohnenden Fami- 
lienangehörigen; 

— den Arbeitnehmern und ihren Familienangehöri- 
gen, die sich vorübergehend in einem anderen 
Mitgliedstaat aufhalten, dorthin zurückkehren, 
ihren Wohnsitz dorthin verlegen oder sich zur 
Behandlung dorthin begeben; 

— den Arbeitslosen und ihren Familienangehöri- 
gen; 

— den Personen, die eine Rente beantragt haben, 
und ihren Familienangehörigen; 

— den Familienangehörigen eines Rentenempfän- 
gers, die in einem anderen Mitgliedstaat wohnen 
als der Rentenempfänger; 

— den Rentenempfängern und ihren Familienange- 
hörigen, die sich in einem anderen Mitgliedstaat 
aufhalten. 

1. Leistungen, die nach Artikel 19 Absätze 1 und 2 
Arbeitnehmern und ihren in demselben Staat woh- 
nenden Familienangehörigen, nach Artikel 22, Arti- 
kel 25 Absätze 1, 3 und 4, Artikel 26 oder Artikel 29 
Absatz 1 oder Artikel 31 der Verordnung gewährt 
wurden, erstattet der zuständige Träger dem Träger, 
der sie gewährt hat, in der aus der Rechnungsfüh- 
rung dieses Trägers ersichtlichen tatsächlichen Höhe. 

2. In den Fällen der Artikel 29 Absatz 1 und 31 
und für die Anwendung des vorstehenden Absat- 
zes 1 ist der Träger des Wohnortes des Rentenbe- 
rechtigten als zuständigen Träger zu betrachten. 
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3 . Geht der Betrag der in Absatz 1 bezeichneten 1 
Leistungen aus der Rechnungsführung des Trägers, 
der sie gewährt hat, nicht hervor, so wird der zu 
erstattende Betrag, falls keine Vereinbarung nach 
Absatz 5 besteht, auf der Grundlage aller in den 
Unterlagen verfügbaren geeigneten Bezugsgrößen 
berechnet. Die Verwaltungskommission bestimmt 
die Grundlagen für die Berechnung der Pauschbe- 
träge und setzt deren Höhe fest. 

4. Höhere Sätze als diejenigen, die für Sachleistun- 
gen an Arbeitnehmer gelten, die den von dem Trä- 
ger angewendeten Rechtsvorschriften unterstehen, 
der Leistungen nach Absatz 1 gewährt hat, kommen 
für die Erstattung nicht in Betracht. 

5. Absätze 1 und 2 werden auf die Erstattung der 
nach Artikel 19 Absatz 8 zweiter Satz gezahlten 
Barleistungen entsprechend angewendet. 

6. Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die zu- 
ständigen Behörden dieser Staaten können nach 
Stellungnahme der Verwaltungskommission verein- 
baren, daß die zu erstattenden Beträge auf andere 
Weise, insbesondere auf pauschaler Grundlage er- 
mittelt werden. 

Artikel 93 

Erstattung der den Familienangehörigen eines Ar- 
beitnehmers, die nicht in demselben Staat wohnen 
wie dieser, gewährten Sachleistungen aus der 
Krankenversicherung 

1. Der Betrag der Sachleistungen, die Familienan- 
gehörige der Arbeitnehmer, die nicht in demselben 
Staat wie diese wohnen, gemäß Artikel 19 Absatz 2 
der Verordnung erhalten haben, wird von den zu- 
ständigen Trägern den Trägern, die diese Leistun- 
gen gewährt haben, auf Grund eines für jedes Ka- 
lenderjahr ermittelten und den tatsächlidien Aus- 
gaben möglichst entsprechenden Pauschbetrages er- 
stattet. 

2. Der Pauschbetrag wird ermittelt, indem man die 
jährlichen Durchschnittskosten je Familie mit der 
jährlichen Durchschnittszahl der in Betracht kom- 
menden Familien vervielfältigt und das Ergebnis 
um 20 ^/o kürzt. 

3. Die zur Berechnung dieses Pauschbetrages er- 
forderlichen Grundlagen werden wie folgt bestimmt: 

a) Die Jahresdurchschnittskosten je Familie wer- 
den für jeden Mitgliedstaat durch Teilung der 
jährlichen Aufwendungen für alle Sachleistun- 
gen, die sämtlichen Familienangehörigen der Ar- 
beitnehmer, für die die Rechtsvorschriften dieses 
Staates gelten, von den Trägern dieses Mitglied- 
staates in den zu berücksichtigenden Sozialver- 
sicherungssystemen gewährt wurden, durch die 
Jahresdurchschnittszahl dieser Arbeitnehmer mit 
Familienangehörigen ermittelt; die hierfür zu be- ! 
rücksichtigenden Systeme der Sozialen Sicherheit | 
sind im Anhang 9 aufgeführt; 

b) Für die Abrechnung zwischen den Trägern 
zweier Mitgliedstaaten ist die Jahresdurch- i 


schnittszahl der in Betracht kommenden Fami- 
lien gleich der Jahresdurchsdinittszahl der Ar- 
beitnehmer, die den Rechtsvorschriften eines die- 
ser Staaten unterstehen, und deren Familienan- 
gehörige gegen einen Träger des anderen Staa- 
tes Anspruch auf Sachleistungen haben. 

4. Die Zahl der nach Absatz 3 Buchstabe b in Be- 
tracht kommenden Familien wird mit Hilfe eines 
Verzeichnisses ermittelt, das der Träger des Wohn- 
ortes zu diesem Zweck — an Hand beweisender 
Unterlagen über die Ansprüche der Berechtigten, die 
der zuständige Träger zur Verfügung stellt — führt. 
Im Streitfälle werden die Bemerkungen der beteilig- 
ten Träger dem in Artikel 100 Absatz 3 der Durch- 
führungsverordnung genannten Rechnungsausschuß 
vorgelegt. 

5. Die Verwaltungskommission bestimmt das Ver- 
fahren und die näheren Einzelheiten, nach denen 
die in den Absätzen 3 und 4 genannten Grundlagen 
zu berechnen sind. 

6. Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die zu- 
ständigen Behörden dieser Staaten können nach 
Stellungnahme der Verwaltungskommission verein- 
baren, daß die zu erstattenden Beträge auf andere 
Weise ermittelt werden. 


Artikel 94 

Erstattung der den Rentenempfängern und ihren 
Familienangehörigen, die keinen Leistungsanspruch 
nach den Rechtsvorschriften ihres Wohnlandes 
haben, gewährten Sachleistungen aus der Kranken- 
Mutterschaftsversicherung 

1. Der Betrag der gemäß Artikel 28 Absatz 1 der 
Verordnung gewährten Sachleistungen wird von den 
zuständigen Trägern den Trägern, die diese Lei- 
stungen gewährt haben, auf der Grundlage eines 
den tatsächlichen Ausgaben möglichst entsprechen- 
den Pauschbetrages erstattet. 

2. Der Pauschbetrag wird ermittelt, indem man die 
jährlichen Durchschnittskosten je Rentenberechtigter 
mit der jährlichen Durchschnittszahl der in Betracht 
kommenden Rentenberechtigten vervielfältigt und 
das Ergebnis um 20 Vo kürzt. 

3. Die Berechnungsgrundlagen zur Ermittlung des 
genannten Pauschbetrages werden nach folgenden 
Regeln bestimmt: 

a) Zur Ermittlung der durchschnittlichen Jahresko- 
sten je Rentenberechtigten werden für jeden 
Mitgliedstaat die jährlichen Aufwendungen für 
alle Sachleistungen, welche die Träger dieses 
Staates den nach dessen Rechtsvorschriften zum 
Bezug von Renten berechtigten Personen und 
deren Familienangehörigen in den zu berücksich- 
tigenden Süzialversicherungssystemen insgesamt 
gegeben haben, durch die Jahresdurchschnitts- 
zahl der Rentenberechtigten geteilt; die hierfür 
zu berücksichtigenden Systeme der Sozialen 
Sicherheit sind im Anhang 9 aufgeführt; 
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b) Für die Abrechnung zwischen den Trägern 
zweier Mitgliedstaaten ist die Jahresdurch- 
schnittszahl der in Betracht kommenden Renten- 
berechtigten gleich der Jahresdurchschnittszahl 
der Rentenberechtigten im Sinne des Artikels 28 
Absatz 2 der Verordnung, die in einem der bei- 
den Mitgliedstaaten wohnen und Anspruch auf 
Sachleistungen gegen einen Träger des anderen 
Staates haben. 

4. Die Zahl der nach Absatz 3 Buchstabe b in Be- 
tracht kommenden Rentenberechtigten wird mit 
Hilfe eines Verzeichnisses ermittelt, das der Träger 
des Wohnortes zu diesem Zweck • — an Hand bewei- 
sender Unterlagen über die Ansprüche der Berech- 
tigten, die der zuständige Träger zur Verfügung 
stellt — führt. Im Streitfälle werden die Bemerkun- 
gen der beteiligten Träger dem in Artikel 100 Ab- 
satz 3 der Durchführungsverordnung genannten 
Rechnungsausschuß vorgelegt. 

5. Die Verwaltungskommission bestimmt die Me- 
thoden und die näheren Einzelheiten, nach denen 
die in den Absätzen 3 und 4 genannten Grundlagen 
zu berechnen sind. 

6. Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die zu- 
ständigen Behörden dieser Staaten können nach 
Stellungnahme der Verwaltungskommission verein- 
baren, daß die zu erstattenden Beträge auf andere 
Weise ermittelt werden. 

Durchführung des Artikels 63 Absatz 2 der Verord- 
nung 

Artikel 95 

Erstattung der von dem Träger eines Mitgliedstaa- 
tes für Rechnung des Trägers eines anderen Mit- 
gliedstaates gewährten Sachleistungen aus der Ver- 
sicherung bei Arbeitsunfällen und Berufskrank- 
heiten 

Für die Anwendung des Artikels 63 Absatz 2 der 
Verordnung gilt Artikel 92 der Durchführungsver- 
ordnung entsprechend. 

Durchführung des Artikels 70 Absatz 2 der Verord- 
nung 

Artikel 96 

Erstattung der den Arbeitslosen, die sich in einen 
anderen Mitgliedstaat begeben, um dort eine Be- 
schäftigung zu suchen, gewährten Leistungen bei 
Arbeitslosigkeit 

1. Der zuständige Träger erstattet dem Träger, der 
Leistungen nach Artikel 69 der Verordnung gezahlt 
hat, den tatsächlichen Betrag, der sich aus der Rech- 
nungsführung dieses Trägers ergibt. 

2. Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die zustän- 
digen Behörden dieser Staaten können nach Stel- 
lungnahme der Verwaltungskommission für die Er- 
mittlung der ZU erstattenden Beträge andere Modali- 
täten, insbesondere Pauschalverfahren, oder andere 


Zahlungsweisen vereinbaren bzw. auf jegliche Er- 
stattung verzichten. 

Erstattung der nach Artikel 73 Absatz 2 und Arti- 
kel 74 Absatz 2 der Verordnung gewährten Fami- 
lienbeihilfen 

Artikel 97 

Familienangehörige der den französischen Rechts- 
vorschriften unterliegenden Arbeitnehmern oder von 
Arbeitslosen, die nach den französischen Rechtsvor- 
schriften Leistungen bei Arbeitslosigkeit beziehen 

1. Der zuständige französische Träger ersetzt dem 
Träger, der Familienbeihilfen nach Artikel 73 Ab- 
satz 2 und Artikel 74 Absatz 2 der Verordnung ge- 
zahlt hat, den tatsächlichen Betrag dieser Leistun- 
gen, wie er sich aus der Rechnungsführung dieses 
Trägers ergibt. 

2. Frankreich und jeder der übrigen Mitglied- 
staaten oder die zuständigen Behörden dieser Staa- 
ten können die Pauschalerstattung der genannten 
Leistungen vereinbaren. Bei Erstattung nach Pausch- 
beträgen wird der Pauschbetrag durch Multiplika- 
tion der jährlichen Durchschnittskosten je Familie 
mit der zu berücksichtigenden Jahresdurchschnitts- 
zahl der Familien ermittelt. 

3. Die für die Ermittlung des genannten Pausch- 
betrages erforderlichen Berechnungsfaktoren werden 
nach folgenden Regeln bestimmt: 

a) Man ermittelt die jährlichen Durchschnittskosten 
je Familie durch Teilung der jährlichen Aufwen- 
dungen für alle Familienbeihilfen, die von den 
Trägern des Staates, in dem die Familienangehö- 
rigen wohnen, für sämtliche in diesem Staat woh- 
nenden Familienangehörigen von Arbeitnehmern 
und Arbeitslosen gewährt wurden, durch die 
Jahresdurchschnittszahl der leistungsberechtigten 
Familien. 

b) Die Jahresdurchschnittszahl der zu berücksichti- 
genden Familien entspricht der Jahresdurch- 
schnittszahl von Arbeitnehmern, für die die 
Rechtsvorschriften des zuständigen Staates gel- 
ten, und gegebenenfalls von Arbeitslosen, die 
Leistungen bei Arbeitslosigkeit zu Lasten eines 
Trägers dieses Staates erhalten und deren Fami- 
lienangehörige zu Familienbeihilfen zugelassen 
sind, die von einem Träger eines anderen Mit- 
gliedstaates gewährt werden, in dessen Hoheits- 
gebiet sie wohnen. 

4. Die Verwaltungskommission setzt nach Bericht 
des in Artikel 100 Absatz 3 der Durchführungsver- 
ordnung vorgesehenen Rechnungsausschusses die 
Methoden und die weiteren Einzelheiten fest, nach 
denen die im vorstehenden Absatz 3 genannten 
Faktoren zu bestimmen sind. 

5. Frankreich und jeder der übrigen Mitglied- 
staaten oder die zuständigen Behörden dieser Staa- 
ten können nach Stellungnahme der Verwaltungs- 
kommission andere Verfahren für die Festsetzung 
dieses Pauschbetrages vereinbaren. 
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Gemeinsame Bestimmungen der Erstattungen 

Artikel 98 

Verwaltungskosten 

Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die zustän- 
digen Behörden dieser Staaten können nach Arti- 
kel 84 Absatz 2 letzter Satz der Verordnung verein- 
baren, daß die Beträge der in den Artikeln 92 bis 97 
der Durchführungsverordnung genannten Leistungen 
zur Deckung der Verwaltungskosten um einen be- 
stimmten Vomhundertsatz erhöht werden. Dieser 
Vomhundertsatz kann je nach den betreffenden Lei- 
stungen verschieden sein. 

Artikel 99 

Verjährung von Forderungen 

Bei der Abrechnung der Erstattungen zwischen 
den Trägern der Mitgliedstaaten können Leistungen 
außer Ansatz bleiben, die während eines mehr als 
drei Jahre vor der Antragstellung liegenden Kalen- 
derjahres gewährt worden sind. 

Artikel 100 

Stand der Forderungen 

1. Die Verwaltungskommission erstellt gemäß Ar- 
tikel 36, 63, 70 und 75 Absatz 2 der Verordnung eine 
Übersicht über die Guthaben für jedes Kalenderjahr. 

2. Die Verwaltungskommission kann alle zweck- 
dienlichen Prüfungen zur Kontrolle der statistischen 
und Buchungsunterlagen, die bei der Aufstellung der 
Guthabens-Ubersicht nach Absatz 1 verwendet wer- 
den, vornehmen lassen und sich insbesondere davon 
überzeugen, daß sie mit den in diesem Titel fest- 
gesetzten Regeln übereinstimmen. 

3. Die Verwaltungskommission trifft die in diesem 
Artikel vorgesehenen Entscheidungen auf Grund des 
Berichtes eines Rechnungsausschusses, der ihr eine 
mit Gründen versehene Stellungnahme vorlegt. Die 
Arbeitsweise und die Zusammensetzung dieses Aus- 
schusses werden von der Verwaltungskommission 
geregelt. 

Artikel 101 

Aufgaben des Rechnungsausschusses — Erstattungs- 
verfahren 

1. Der Rechnungsausschuß hat folgende Aufgaben: 

a) Zusammenstellung des erforderlichen Zahlen- 
materials und rechnerische Ermittlungen gemäß 
Titel VI der Durchführungsverordnung; 

b) regelmäßige Berichte an die Verwaltungskommis- 
sion über die Ergebnisse der Durchführung der 
Verordnungen, insbesondere der finanziellen Be- 
stimmungen; 

c) Unterbreitung aller zweckdienlichen Vorschläge 
an die Verwaltungskommission zu Buchstaben a 
und b; 


d) Ausarbeitung von Vorschlägen an die Verwal- 
tungskommission auf Grund der ihm gemäß Ar- 
tikel 93 Absatz 4 und Artikel 94 Absatz 4 der 
Durchführungsverordnung übermittelten Bemer- 
kungen; 

e) Vorlage aller Vorschläge zur Durchführung des 
Artikels 100 der Durchführungsverordnung an die 
Verwaltungskommission; 

f) Ausführung aller ihm von der Verwaltungskom- 
mission übertragenen Arbeiten, Studien und son- 
stigen Aufgaben. 

2. Die Erstattungen nach Artikel 30, 63, 70 und 75 
Absatz 2 der Verordnung erfolgen für sämtliche zu- 
ständigen Träger eines anderen Mitgliedstaats an 
die forderungsberechtigten Träger eines anderen 
Mitgliedstaats durch Vermittlung der von den zu- 
ständigen Behörden der Mitgliedstaaten bezeichne- 
ten Stellen. Die Stellen, durch deren Vermittlung die 
Erstattungen erfolgt sind, teilen der Verwaltungs- 
kommission die Höhe der erstatteten Beträge inner- 
halb der von der Verwaltungskommission festgesetz- 
ten Fristen und nach der von ihr festgelegten Art 
und Weise mit. 

3. Werden die Erstattungen auf Grund des tatsäch- 
lichen Betrages der gewährten Leistungen ermittelt, 
der sich aus der Buchführung der Träger ergibt, so 
sind sie für jedes Kalenderhalbjahr im Laufe des 
folgenden Kalenderhalbjahres vorzunehmen. 

4. Werden die Erstattungen auf Grund von Pausch- 
beträgen ermittelt, so sind sie für jedes Kalender- 
jahr vorzunehmen; in diesem Falle zahlen die zu- 
ständigen Träger am ersten Tage eines jeden Kalen- 
derhalbjahres Vorschüsse an die anspruchsberech- 
tigten Träger; das Verfahren regelt die Verwal- 
tungskommission. 

5. Die zuständigen Behörden von zwei oder mehr 
Mitgliedstaaten können andere Fristen für die Er- 
stattung oder andere Verfahren in bezug auf die 
Vorschüsse vereinbaren. 

Artikel 102 

Maßnahmen für die Zusammenstellung 
der statistischen und Rechnungsunterlagen 

Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 
treffen die erforderlichen Maßnahmen zur Anwen- 
dung dieses Titels, und zwar insbesondere der Be- 
stimmungen über die Zusammenstellung der statisti- 
schen und Rechnungsunterlagen. 

Artikel 103 

Aufnahme der zwischen Staaten oder zuständigen 
Behörden über die Erstattungen getroffenen Verein- 
barungen in den Anhang 

1. Sind am Tage vor dem Inkrafttreten der Verord- 
nungen Bestimmungen rechtsgültig, die den in Arti- 
kel 36 Absatz 3, Artikel 63 Absatz 3 und Artikel 70 
Absatz 3 der Verordnung sowie Artikel 92 Absatz 5, 
Artikel 93 Absatz 6 und Artikel 94 Absatz 6 der 
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Durchführungsverordnung vorgesehenen Regelun- 
gen entsprechen, so bleiben sie anwendbar, soweit 
sie im Anhang 5 dieser Durchführungsverordnung 
aufgeführt sind. 

2. Sollen im Verhältnis zwischen zwei oder mehr 
Mitgliedstaaten nach Inkrafttreten der Verordnung 
Bestimmungen angewendet werden, die den in Ab- 
satz 1 genannten entsprechen, so sind sie in den 
Anhang 5 der Durchführungsverordnung aufzuneh- 
men. Das gleiche gilt für die Bestimmungen, die nach 
Artikel 96 Absatz 2 und Artikel 97 Absatz 2 der 
Durchführungsverordnung eingeführt werden. 

Kosten der verwaltungsmäßigen und ärztlichen 
Kontrolle 

Artikel 104 

1. Die Kosten für die verwaltungsmäßige Kontrolle 
sowie für ärztliche Untersuchungen, Beobachtungen, 
Fahrten der Ärzte und Nachprüfungen jeder Art, die 
für die Feststellung, die Gewähr oder die Über- 
prüfung der Leistungen erforderlich sind, erstattet 
der Träger, für dessen Rechnung sie durchgeführt 
wurden, dem Träger, der mit diesen Überprüfungen 
oder Nachuntersuchungen beauftragt wurde, nach 
der für diesen geltenden Gebührenordnung. 

2. Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die zustän- 
digen Behörden dieser Staaten können im gegen- 
seitigen Einvernehmen andere Erstattungsverfahren, 
insbesondere Pauschalerstattungen, vorsehen oder 
auf jede Erstattung zwischen den unter ihre Zustän- 
digkeit fallenden Trägern verzichten. 

Diese Vereinbarungen sind in den Anhang 5 zur 
Durchführungsverordnung einzutragen. Die am Tage 
vor dem Inkrafttreten der Verordnung gültigen Ver- 
einbarungen bleiben weiter in Kraft, sofern sie in 
dem genannten Anhang aufgeführt sind. 

Gemeinsame Bestimmungen für die Gewährung von 
Geldleistungen 

Artikel 105 

Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten tei- 
len der Verwaltungskommission innerhalb der Fri- 
sten und nach den Verfahren, die von dieser fest- 
gesetzt werden, die Höhe der Geldleistungen mit, 
die von den unter ihre Zuständigkeit fallenden 
Trägern an Berechtigte gewährt werden, die im 
Hoheitsgebiet jedes anderen Mitgliedstaates wohnen 
oder sich dort aufhalten. 

Artikel 106 

W ähr ungsumrechnung 

1. Für die Anwendung des Artikels 12 Absätze 2, 
3 und 4 des Artikels 19 Absatz 1 Buchstabe b Schluß- 
bestimmung des Artikels 22 Absatz 1 Ziffer ii) 
Schlußbestimmung; des Artikels 25 Absatz 1 Buch- 
stabe b zweiter Satz, des Artikels 41 Absatz 1 Buch- 
staben c und d; des Artikels 46 Absätze 3 und 4; 
des Artikels 50; des Artikels 52 Buchstabe b Schluß- 
bestimmung; des Artikels 55 Absatz 1 Ziffer ii) 


Schlußbestimmung; des Artikels 57 Absatz 3 Buch- 
stabe c; des Artikels 60 Absatz 1 Buchstabe c, Ab- 
satz 2 Buchstabe b; des Artikels 70 Absätze 1 und 2; 
des Artikels 71 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer ii) zwei- 
ter Satz erster Satzteil der Verordnung, sowie für 
die Anwendung des Artikels 34, des Artikels 100 
Absatz 1, des Artikels 101 Buchstabe b, des Arti- 
kels 119 Absatz 2 der Durchführungsverordnung er- 
folgt die Umrechnung der in den verschiedenen Wäh- 
rungen der Mitgliedstaaten ausgedrückten Beträge 
zu dem von den für die Währung zuständigen Be- 
hörden der Mitgliedstaaten mitgeteilten und vom 
Internationalen Währungsfonds anerkannten offi- 
ziellen Kurs. 

2. In den in Absatz 1 nicht genannten Fällen erfolgt 
die Umrechnung zu dem im Zeitpunkt der Zahlung 
tatsächlich angewandten Wechselkurs. 


TITEL VII 

Verschiedene Bestimmungen 

Artikel 107 

Nachweis der Eigenschaft eines Saisonarbeiters 

Zum Nachweis der Eigenschaft eines Saisonarbei- 
ters hat der in Buchstabe c der Verordnung bezeich- 
nete Arbeitnehmer seinen Arbeitsvertrag mit dem 
Sichtvermerk der Arbeitsbehörden des Mitglied- 
staates, in den er zur Ausübung einer Beschäftigung 
eingereist ist oder eine Bescheinigung mit dem 
Sichtvermerk dieser Arbeitsbehörden vorzulegen, 
aus der hervorgeht, daß der betreffende Arbeitneh- 
mer in diesem Mitgliedstaat eine saisonbedingte 
Beschäftigung gefunden hat. 

Artikel 108 

Beitragszahlung im Fall eines Arbeitnehmers, der in 
einem anderen als dem Mitgliedstaat beschäftigt ist, 
in dem sich sein Arbeitgeber befindet 

Der Arbeitnehmer bei einem Arbeitgeber, dessen 
Unternehmen keine Niederlassung in dem Mitglied- 
staat hat, dessen Rechtsvorschriften für ihn gelten, 
kann mit seiner Zustimmung von seinem Arbeit- 
geber mit der Wahrnehmung der diesem obliegen- 
den Pflichten hinsichtlich der Beitragszahlung be- 
auftragt werden. 

Hierzu setzt der Arbeitgeber den zuständigen Trä- 
ger oder gegebenenfalls den Träger, der von der 
zuständigen Behörde des Mitgliedstaates bezeich- 
net wird, in dem der Arbeitnehmer beschäftigt ist, 
von einer entsprechenden Regelung. 

Artikel 109 

Verwaltungshilfe bei Rückforderung zu Unrecht 
bezogener Leistungen 

Der Träger eines Mitgliedstaates leistet dem Trä- 
ger jedes anderen Mitgliedstaates Hilfe bei der 
Rückforderung von Leistungen, die ein Empfänger 
zu Unrecht bezogen hat. 


35 



Drucksache VI/2530 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Artikel 110 

Rückforderung unberechtigter Zahlungen durch die 
Sozialversicherungsträger und Erstattungsanspiuch 
der Träger der Sozialhilfe 

1. Hat der Träger eines Mitgliedstaates bei der 
Feststellung oder der Neufeststellung von Leistun- 
gen bei Invalidität, Alter oder Tod (Renten) in An- 
wendung von Titel III Kapitel 3 der Verordnung 
einem Leistungsberechtigten einen höheren als den 
Betrag gezahlt, auf den er Anspruch hat, so kann 
dieser Träger den Träger jedes anderen Mitglied- 
staates, der dem Berechtigten entsprechende Leistun- 
gen zu zahlen hat, ersuchen, den zuviel gezahlten 
Betrag von den fälligen Beträgen, die er dem ge- 
nannten Berechtigten zahlt, einzubehalten. Dieser 
letztere Träger überweist den einbehaltenen Betrag 
dem forderungsberechtigten Träger. 

2. Hat der Träger eines Mitgliedstaates einem Lei- 
stungsberechtigten einen höheren als den Betrag 
gezahlt, auf den er Anspruch hat, kann dieser Trä- 
ger unbeschadet des Absatzes 1 innerhalb der in 
den von ihm anzuwendenden Rechtsvorschriften 
festgesetzten Bedingungen und Grenzen den Träger 
jedes anderen Mitgliedstaates, der diesem Berech- 
tigten Leistungen schuldet, ersuchen, den zuviel ge- 
zahlten Betrag von den Beträgen, die er dem Be- 
rechtigten zahlt, einzubehalten. Dieser letztere Trä- 
ger nimmt die Abzüge in der Höhe vor, in der ein 
solcher Ausgleich nach den von ihm anzuwenden- 
den Rechtsvorschriften zulässig ist, als ob es sich 
um von ihm selbst zuviel gezahlte Beträge handele, 
und überweist den einbehaltenen Betrag an den 
forderungsberechtigten Träger. 

3. Hat eine Person, auf die die Verordnung an- 
wendbar ist, während eines Zeitraums, in dem sie 
nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates 
Anspruch auf Rente hatte, in einem anderen Mit- 
gliedstaat Leistungen der Sozialhilfe erhalten, so 
kann die Stelle, die die Sozialhilfe gewährt hat, im 
Falle eines gesetzlichen Regreßanspruchs auf die 
dem Sozialhilfeempfänger zustehenden Leistungen 
den Träger jedes anderen Mitgliedstaates, der die- 
ser Person leistungspflichtig ist, um Einbehaltung 
des Betrages der Fürsorgekosten von den der ge- 
nannten Person zu zahlenden Beträgen ersuchen; 
dieser letztere Träger führt die Einbehaltung inner- 
halb der in seinen Rechtsvorschriften gegebenenfalls 
festgelegten Begrenzung durch und überweist den 
einbehaltenen Betrag der forderungsberechtigten 
Stelle. Haben die Familienangehörigen einer Per- 
son, auf die die Verordnung anwendbar ist, Leistun- 
gen der Sozialhilfe erhalten, so können die gleichen 
Abzüge von dem Leistungsbetrag, auf den diese 
Person für diese Familienangehörigen Anspruch hat, 
vorgenommen werden. 

Artikel 111 

Hat ein Träger unmittelbar oder über einen an- 
deren Träger unberechtigte Zahlungen geleistet und 
ist deren Beitreibung unmöglich geworden, so ver- 
bleiben die betreffenden Beträge endgültig zu Lasten 


dieses Trägers, außer wenn die unberechtigte Zah- 
lung durch arglistige Täuschung zustande gekom- 
men ist. 

Artikel 112 

Rückgriff zwecks Eintreibung zu Unrecht gewährter 
Sachleistungen an Arbeitnehmer im internationalen 

V erkehrs wesen 

1. Wird der Leistungsanspruch vom zuständigen 
Träger nicht anerkannt, so werden die einem Ar- 
beitnehmer im internationalen Verkehrswesen vom 
Träger des Aufenthaltsortes gewährten Sachleistun- 
gen auf Grund der in Artikel 20 Absatz 2 oder 
Artikel 61 Absatz 2 der Durchführungsverordnung 
genannten Vermutung vom zuständigen Träger er- 
stattet. 

2. Die Aufwendungen des Trägers des Aufenthalts- 
ortes für jeden Arbeitnehmer im internationalen 
Verkehrswesen, der Sachleistungen gegen Vorlage 
der in Artikel 20 Absatz 2 oder Artikel 61 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung genannten Bescheini- 
gung erhalten hat, werden, auch wenn er sich nicht 
vorher an den Träger des Wohnorts gewandt hat 
und nicht leistungsberechtigt ist, von dem in der 
genannten Bescheinigung als zuständig angegebe- 
nen Träger oder von jedem zu diesem Zweck von 
der zuständigen Behörde des betreffenden Mitglied- 
staates bezeichneten sonstigen Träger erstattet. 

3. Der zuständige Träger oder in dem vorgenann- 
ten Fall der als solcher angegebene Träger behält 
gegen den Begünstigten eine Forderung in Höhe 
des Betrages der zu Unrecht gewährten Leistungen. 
Die genannten Träger teilen diese Forderungen dem 
in Artikel 100 Absatz 3 der Durchführungsverord- 
nung bezeichneten Rechnungsausschuß mit, der dar- 
über eine Aufstellung anfertigt. 

Artikel 113 

Vorläufige Leistungszahlung bei Streitigkeit wegen 
der anzuwendenden Rechtsvorschriften oder wegen 
des leistungspflichtigen Trägers 

Im Falle einer Streitigkeit zwischen den Trägern 
oder den zuständigen Behörden zweier oder meh- 
rerer Mitgliedstaaten entweder über die nach Titel II 
der Verordnung auf einen Arbeitnehmer anzuwen- 
den Rechtsvorschriften oder über die Bestimmung 
des Trägers, der Leistungen zu gewähren hat, sind 
dem ohne eine solche Streitigkeit leistungsberech- 
tigten Versicherten vorläufig Leistungen nach den 
Rechtsvorschriften des Wohnortträgers oder, wenn 
der Versicherte in keinem der beteiligten Mitglied- 
staaten wohnt, nach den Rechtsvorschriften des be- 
teiligten Trägers zu gewähren, bei dem der Antrag 
zuerst eingereicht worden ist. 

Artikel 114 

Außerhalb des zuständigen Landes erstellte 
ärztliche Gutachten 

Bei ärztlichen Gutachten, die der Träger des Wohn- 
oder Aufenthaltsortes des Leistungsberechtigten auf 
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Antrag des zuständigen Trägers gemäß Artikel 87 
der Verordnung erstellen läßt, verfährt er nach den 
für ihn geltenden Rechtsvorschriften. Bestehen sol- 
che Vorschriften nicht, so holt der Träger, der das 
ärztliche Gutachten erstellen lassen soll, bei dem 
zuständigen Träger die erforderlichen Auskünfte 
über die für diesen Träger geltenden Vorschriften 
ein. 

Artikel 115 

Vereinbarungen über die Einziehung und Beitreibung 
von Beiträgen 

1. Die nach Artikel 92 Absatz 2 der Verordnung 
getroffenen Vereinbarungen sind in den Anhang 5 
zur Durchführungsverordnung einzutragen. 

2. Die zur Durchführung des Artikels 51 der Ver- 
ordnung Nr. 3 getroffenen Vereinbarungen bleiben 
anwendbar, sofern sie im Anhang 5 aufgeführt sind. 

Artikel 116 

Elektronische Datenverarbeitung 

1. Ein oder mehrere Mitgliedstaaten oder deren 
zuständige Behörden können nach Stellungnahme 
der Verwaltungskommission die Vordruckmuster für 
Bescheinigungen, Bestätigungen, Benachrichtigun- 
gen, Anträge und sonstige Belege sowie die Daten- 
übermittlungsvorgänge und -verfahren, die für die 
Anwendung der Verordnung und der Durchführungs- 
verordnung vorgesehen sind, auf die elektronische 
Datenverarbeitung abstimmen. 

2. Die Verwaltungskommission wird die erforder- 
lichen Untersuchungen im Hinblick auf eine Verall- 
gemeinerung und Vereinheitlichung der sich aus 
Absatz 1 ergebenden Abstimmungsmöglichkeiten in 
Angriff nehmen, sobald die Entwicklung der elek- 
tronischen Datenverarbeitung in den Mitgliedstaa- 
ten dies zuläßt. 

Artikel 117 

Von den zuständigen Behörden bezeichnete Träger 
oder Stellen 

Die von den zuständigen Behörden insbesondere 
auf Grund von Artikel 6 Absatz 1, Artikel 11 Ab- 
satz 1, Artikel 13 Absätze 2 und 3, Artikel 14 Ab- 
sätze 1, 2 und 3, Artikel 38 Absatz 1, Artikel 74 
Absatz 2, Artikel 79 Absatz 2, Artikel 80, Artikel 81 
Absatz 2, Artikel 84 Absatz 2, Artikel 85 Absatz 6, 
Artikel 88 Absatz 1, Artikel 90 Absatz 2, Artikel 101 
Absatz 2 und Artikel 112 Absatz 2 der Durchfüh- 
rungsverordnung bezeichneten Träger oder Stellen 
sind in Anhang 10 auf geführt. 

TITEL VIII 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

Artikel 118 

Übergangsbestimmungen für Renten 

1. Für die vor Inkrafttreten der Verordnung ein- 
gereichten Rentenanträge, für die aber im Zeitpunkt 
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des Inkrafttretens der Verordnung noch keine Fest- 
stellung erfolgt ist, ist nach Verordnung Nr. 3 eine 
Feststellung für die Zeit vor dem Inkrafttreten der 
Verordnung und nach der Verordnung eine Fest- 
stellung für die Zeit nach ihrem Inkrafttreten vorzu- 
nehmen. 

2. Die Einreichung eines Antrages auf Invaliditäts-, 
Alters- oder Hinterbliebenenrente nach Inkrafttre- 
ten der Verordnung bei dem Träger eines Mitglied- 
staates bedingt gemäß der Verordnung die Neufest- 
stellung der vor ihrem Inkrafttreten festgestellten 
Leistungen für den gleichen Versicherungsfall durch 
den oder die Träger eines oder mehrerer anderer 
Mitgliedstaaten. 

Artikel 119 

Übergangsbestimmungen für Familienleistungen 

1. Bei den in Artikel 94 Absatz 9 der Verordnung 
genannten Ansprüchen handelt es sich um solche, 
die die Arbeitnehmer für Familienangehörige, die 
Anspruch auf Familienleistungen haben, erhielten, 
und zwar zu dem am Tage des Inkrafttretens der 
Verordnung geltenden Satz und innerhalb der ent- 
weder nach Artikel 41 bzw. Anhang G der Verord- 
nung Nr. 3 oder nach Artikel 20 bzw. Anhang 1 der 
Verordnung Nr. 36/63/EWG festgesetzten Grenzen. 

2. Solange der Betrag der in Absatz 1 genannten 
Leistungen den Betrag der nach Artikel 73 Absatz 2 
der Verordnung zu gewährenden Familienbeihilfen 
übersteigt, hat der zuständige französische Träger 
sicherzustellen, daß die Zahlungen für die Kinder, 
für die Anspruch auf Leistungen besteht, an den 
Arbeitnehmer oder an dessen Familienangehörige 
unmittelbar an deren Wohnsitz erfolgen. 

3. Sobald Leistungen nach Artikel 73 Absatz 2 
der Verordnung zu zahlen sind, stellt der Träger 
des Wohnortes der Familienangehörigen sicher, daß 
entsprechend den von ihm anzuwendenden Rechts- 
vorschriften die Zahlung der Familienbeihilfen, die 
von dem zuständigen französischen Träger erstattet 
werden, erfolgt. 

4. Die Einzelheiten zur Durchführung dieses Arti- 
kels werden im Rahmen der zweiseitigen Beziehun- 
gen der beteiligten Mitgliedstaaten von diesen oder 
deren zuständigen Behörden festgelegt. 

Artikel 120 

Zusätzliche Durchführungsvereinbarungen 

1. Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die zu- 
ständigen Behörden dieser Staaten können unter- 
einander, soweit erforderlich, zusätzliche Verein- 
barungen zur Regelung der verwaltungsmäßigen 
Durchführung der Verordnung treffen. Solche Ver- 
einbarungen sind im Anhang 5 zur Durchführungs- 
verordnung einzutragen. 

2. Den in Absatz 1 genannten entsprechende Ver- 
einbarungen, die am Tage vor Inkrafttreten dieser 
Durchführungsverordnung in Kraft sind, bleiben 
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weiterhin anwendbar, sofern sie im Anhang 5 zur 
Durchführungsverordnung eingetragen sind. 

Artikel 121 

Wesen und Änderung der Anhänge 

1. Die in Artikel 4 der Durchführungsverordnung 
genannten Anhänge sind integrierender Bestand- 
teil dieser Verordnung. 

2. Änderungen der Anhänge zu dieser Verord- 
nung erfolgen auf Antrag des bzw. der betreffen- 
den Mitgliedstaaten nach Stellungnahme der Ver- 


waltungskommission jeweils durch eine auf Vor- 
schlag der Kommission erlassene Verordnung des 
Rates. 

Artikel 122 

Inkrafttreten der Durchführungsverordnung 

Diese Durchführungsverordnung tritt am ersten 
Tag des siebten Monats nach ihrer Veröffent- 
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 
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ANHANG I 


Anhänge zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Rates 
über die Anwendung der Verordnung Nr. . . ./71/EWG vom 14. Juni 1971 
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Anhang 1 


Zuständige Behörden 

(Artikel 1 Buchstabe c der Verordnung und Artikel 4 Absatz 1 der Durchführungsverordnung) 


A. Belgien: Le Ministre de la Prevoyance sociale, 

— Minister van sociale Voorzorg — 

(Der Minister für Soziale Vorsorge), Brüssel 

B. Bundesrepublik Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung, Bonn 

Deutschland: 

C. Frankreich: 1. Le Ministre de la Sante Publique et de la Securite Sociale 

(Der Minister für Gesundheitswesen und Soziale Sicherheit), Paris 

2. Le Ministre du Travail, de l’Emploi et de la Population 

(Der Minister für Arbeit, Beschäftigungs- und Bevölkerungsfragen), Paris 

3. Le Ministre de l'Agriculture 

(Der Minister für Landwirtschaft), Paris 

4. Le Ministre de la Marine marchande 

(Der Minister für die Handelsmarine), Paris 

D. Italien: II Ministro del Lavoro e della Previdenza Sociale 

(Der Minister für Arbeit und Soziale Vorsorge), Rom 

E. Luxemburg: 1. Le Ministre du Travail et de la Securite Sociale 

(Der Minister für Arbeit und Soziale Sicherheit), Luxemburg 

2. Le Ministre de la Familie 

(Der Minister für Familienfragen), Luxemburg 

F. Niederlande: Minister van Sociale Zaken en Volksgezondheid 

(Der Minister für Soziale Angelegenheiten und Volksgesundheit), Den Haag 


40 



Deutscher Bundestag 


6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2530 


Anhang 2 


Zuständige Träger 

(Artikel 1 Buchstabe f der Verordnung und Artikel 4 Absatz 2 der Durchführungsverordnung) 


A. Belgien 

1. Krankheit; Mutterschaft 

a) Bei Anwendung der Artikel 16 
bis 29 der Durchführungsver- 
ordnung 

i) im allgemeinen: Die Versicherungseinrichtung, der der Arbeitnehmer angehört 

ii) für Seeleute: Caisse de secours et de prevoyance en faveur des marins naviguant 

SOUS pavillon beige — Hulp- en Voorzorgskas voor zeevarenden 
Belgische Viag — (Hilfs- und Vorsorgekasse für die unter belgischer 
Flagge fahrenden Seeleute), Antwerpen 

b) Bei Anwendung des Titels VI 

der Durchführungsverordnung: Institut national d'assurance maladie-invalidite — Rijksinstituut voor 

Ziekte- en Ivaliditeitsverzekering — 

(Zentral anstatt für Kranken- und Invaliditätsversicherung), Brüssel, 
für Rechnung der Versicherungseinrichtungen sowie der Hilfs- und 
Vorsorgekasse für die unter belgischer Flagge fahrenden Seeleute. 

2. Invalidität 

a) Allgemeine Invalidität (Arbei- 

ter, Angestellte und Bergarbei- 
ter): Institut national d'assurance maladie-invalidite — Rijksinstituut voor 

Ziekte- en Invaliditeitsverzekering — 

(Zentralanstalt für Kranken- und Invaliditätsversicherung), Brüssel, 
zusammen mit der Versicherungseinrichtung, der der Arbeitnehmer 
angehört oder angehört hat. 

b) Besondere Invalidität der Berg- 
arbeiter: Fonds national de retraite des ouvriers-mineurs — 

— Nationaal Pensioenfonds voor Mijnwerkers — 

(Zentralkasse für die Altersversorgung der Bergarbeiter), Brüssel 

c) Invalidität der Seeleute: Caisse de secours et de prevoyance en faveur des marins naviguant 

SOUS pavillon beige — Hulp- en Voorzorgskas voor zeevarenden 
Belgische Viag (Hilfs- und Vorsorgekasse für die unter belgischer 
Flagge fahrenden Seeleute), Antwerpen 

3. Alter; Tod (Renten): Office national des pensions pour travailleurs salaries — Rijksdienst 

voor Werknemerspensioenen 
(Zentralstelle für Arbeiterrenten), Brüssel 

4. Arbeitsunfall 

a) ) Für Anträge auf Rentenzu- 

schläge: Fonds des accidents du travail — Fonds voor arbeidsongevallen 

(Arbeitsunfailkasse), Brüssel 

b) In den übrigen Fällen 

i) im allgemeinen: — Der Arbeitgeber oder dessen Versicherer 

ii) für Seeleute: — Caisse commune de la marine marchande — Gemeenschappelijke 

kas voor de Koopvaardij 

(Gemeinsame Kasse der Handelsmarine), Antwerpen 
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5. Berufskrankheit: Fonds des maladies professionnelles — Fonds voor Beroepsziekten 

(Kasse für Berufskrankheiten), Brüssel 

6. Sterbegeld 

a) Kranken- und Invaliditätsver- 
sicherung 

i) im allgemeinen: Institut national d’assurance maladie-invalidite — Rijksinstituut voor 

Ziekte- en Invaliditeitsverzekering 

(Zentralanstalt für Kranken- und Invaliditätsversicherung), zusammen 
mit der Versicherungseinrichtung, der der Arbeitnehmer angehört hat. 

ii) für Seeleute: Caisse de secours et de prevoyance en faveur des marins naviguant 

SOUS pavillon beige — Hulp- en Voorzorgskas voor zeevarenden 
Belgische Viag (Hilfs- und Vorsorgekasse für die unter belgischer 
Flagge fahrenden Seeleute), Antwerpen 


Der Arbeitgeber oder dessen Versicherer 

Caisse commune de la marine marchande — Gemeenschappelijke kas 
voor de Koopvaardij (Gemeinsame Kasse der Handelsmarine), Ant- 
werpen 

c) Berufskrankheit: Fonds des maladies professionelles — Fonds voor Beroepsziekten 

(Kasse für Berufskrankheiten), Brüssel 

7. Arbeitslosigkeit 

i) im allgemeinen: Office national de l'emploi — Rijksdienst voor Arbeidsvoorziening 

(Zentralanstalt für Arbeit), Brüssel 

ii) für Seeleute: Pool des marins de la marine marchande — Pool van de zeelieden 

ter Koopvaardij (Seemännische Heuerstelle der Handelsmarine), Ant- 
werpen 

8. Familienleistungen: Die Familienausgleichskasse für Arbeitnehmer, welcher der Arbeit- 

geber angeschlossen ist. 


B. DEUTSCHLAND 

Die Zuständigkeit der deutschen Träger richtet sich nach den innerstaatlichen 
deutschen Rechtsvorschriften, soweit nachstehend nichts anderes bestimmt ist. 

1. Krankenversicherung 

Bei Anwendung des Artikels 25 Absatz 1 der Verordnung: Der Träger der Krankenversiche- 

rung, bei dem der Arbeitslose im 
Zeitpunkt des Verlassens der Bun- 
desrepublik Deutschland versichert 
war. 

Für die Durchführung der Krankenversicherung der Rentenantrag- a) Der Träger der Krankenver- 
steller, der Rentenberechtigten und deren Familienangehörigen nach Sicherung, dem der Rentenan- 

Titel III, Kapitel 1, Abschnitt 4 und 5 der Verordnung tragsteller oder Rentenberech- 

tigte angehört; 

b) gehört er keinem Träger der 
Krankenversicherung an: 

die Allgemeine Ortskranken- 
kasse Bad Godesberg, Bonn- 
Bad Godesberg. 


b) Arbeitsunfall 

i) im allgemeinen: 

ii) für Seeleute: 
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2. Rentenversicherung der Arbeiter, Rentenversicherung der Ange- 
stellten und knappschaftliche Rentenversicherung 

Für die Zulassung zur freiwilligen Versicherung sowie für die Ent- 
scheidung über Leistungsanträge und die Gewährung der Leistungen 
nach der Verordnung: 

a) Bei Personen, die ausschließlich nach den deutschen Rechtsvor- 
schriften versichert waren oder als versichert gelten, sowie bei 
deren Hinterbliebenen, und die entweder im Hoheitsgebiet eines 
anderen Mitgliedstaates oder als Staatsangehörige eines anderen 
Mitgliedstaates im Hoheitsgebiet eines Nichtmitgliedstaates woh- 
nen: 

i) Wenn der letzte Beitrag zur Rentenversicherung der Arbeiter 
entrichtet worden ist, 

— falls der Versicherte in den Niederlanden oder als nie- 
derländischer Staatsangehöriger im Hoheitsgebiet eines 
Nichtmitgliedstaates wohnt: 

— falls der Versicherte in Belgien oder als belgischer Staats- 
angehöriger im Hoheitsgebiet eines Nichtmitgliedstaates 
wohnt: 

— falls der Versicherte in Italien oder als italienischer 
Staatsangehöriger im Hoheitsgebiet eines Nichtmitglied- 
staates wohnt: 

— falls der Versicherte in Frankreich oder Luxemburg oder 
als französischer oder luxemburgischer Staatsangehöriger 
im Hoheitsgebiet eines Nichtmitgliedstaates wohnt: 

Ist der letzte Beitrag jedoch an die Landesversicherungs- 
anstalt für das Saarland, Saarbrücken, an die Bundesbahn- 
versicherungsanstalt, Frankfurt/Main, oder an die Seekasse, 
Hamburg, entrichtet worden: 

ii) Wenn der letzte Beitrag zur Rentenversicherung der Ange- 
stellten entrichtet worden ist: 

oder 

für Seeleute: 

iii) Wenn der letzte Beitrag zur knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung entrichtet worden ist oder die Wartezeit für die 
Bergmannsrente wegen verminderter bergmännischer Berufs- 
fähigkeit erfüllt ist oder als erfüllt gilt: 

b) Bei Personen, die nach den deutschen und nach den Rechtsvor- 
schriften eines oder mehrerer anderer Mitgliedstaaten versichert 
waren oder als versichert gelten, sowie bei deren Hinterbliebe- 
nen: 

i) wenn der letzte Beitrag nach den deutschen Rechtsvorschrif- 
ten zur Rentenversicherung der Arbeiter entrichtet worden 
ist: 

— sofern der Berechtigte im Bundesgebiet außerhalb des 
Saarlandes 

oder 

außerhalb des Bundesgebietes wohnt und der letzte nach 
den deutschen Rechtsvorschriften gezahlte Beitrag an einen 
Träger außerhalb des Saarlandes entrichtet worden ist: 


Die Landesversicherungsanstalt 
Westfalen, Münster; 


die Landesversicherungsanstalt 
Rheinprovinz, Düsseldorf; 


die Landesversicherungsanstalt 
Schwaben, Augsburg; 


die Landesversicherungsanstalt 
Rheinland-Pfalz, Speyer. 


der Träger, an den der letzte Bei- 
trag entrichtet worden ist. 

die Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte, Berlin 

die Seekasse, Hamburg. 


die Bundesknappschaft, Bochum. 
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— falls der letzte nach den Rechtsvorschriften eines ande- 
ren Mitgliedstaates entrichtete Beitrag an einen Träger 
der niederländischen Rentenversicherung entrichtet 
worden ist: 


— falls der letzte nach den Rechtsvorschriften eines ande- 
ren Mitgliedstaates entrichtete Beitrag an einen Träger 
der belgischen Rentenversicherung entrichtet worden 
ist: 

— falls der letzte nach den Rechtsvorschriften eines an- 
deren Mitgliedstaates entrichtete Beitrag an einen Trä- 
ger der italienischen Rentenversicherung entrichtet wor- 
den ist: 


— falls der letzte nach den Rechtsvorschriften eines an- 
deren Mitgliedstaates entrichtete Beitrag an einen Trä- 
ger der französischen oder luxemburgischen Renten- 
versicherung entrichtet worden ist: 

— Sofern der Berechtigte innerhalb des Bundesgebietes im 
Saarland 


die Landesversicherungsanstalt 
Westfalen, Münster; 


die Landesversicherungsanstalt 
Rheinprovinz, Düsseldorf; 


die Landesversicherungsanstalt 
Schwaben, Augsburg; 


die Landesversicherungsanstalt 
Rheinland-Pfalz, Speyer. 


oder 


außerhalb des Bundesgebietes wohnt und der letzte nach 
den deutschen Rechtsvorschriften gezahlte Beitrag an einen 
Träger im Saarland entrichtet worden ist: 

— Sofern der letzte nach den deutschen Rechtsvorschriften 
gezahlte Beitrag an die Seekasse, Hamburg, oder an die 
Bundesbahnversicherungsanstalt, Frankfurt/Main, entrich- 
tet worden ist: 

ii) Wenn der letzte Beitrag nach den deutschen Rechtsvorschriften 
zur Rentenversicherung der Angestellten entrichtet worden 
ist: 

oder 


die Landesversicherungsanstalt 
für das Saarland, Saarbrücken. 


der Träger, an den dieser Beitrag 
entrichtet worden ist. 


die Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte, Berlin 


für Seeleute: 


die Seekasse, Hamburg. 


iii) Wenn der letzte Beitrag nach den deutschen Rechtsvorschriften 
zur knappschaftlichen Rentenversicherung entrichtet worden 
ist oder die Wartezeit für die Bergmannsrente wegen vermin- 
derter bergmännischer Berufsfähigkeit allein durch deutsche 
oder unter Anrechnung ausländischer Versicherungszeiten er- 
füllt ist oder als erfüllt gilt: die Bundesknappschaft, Bochum. 


3. Hüttenknappschaftliche Pensionsversicherung: 


die Landesversicherungsanstalt für 
das Saarland, Saarbrücken. 


4. Unfallversicherung (Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten) : der Versicherungsträger, der im 

jeweiligen Fall die gesetzliche Un- 
fallversicherung durchzuführen hat. 

5. Leistungen wegen Arbeitslosigkeit und Familienleistungen: die Bundesanstalt für Arbeit, 

Nürnberg. 
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C. Frankreich 

1. Bei Anwendung des Artikels 92 Absatz 1 
der Durchführungsverordnung 

a) Allgemeines System: Caisse nationale de l'assurance-maladie 

(Zentrale Krankenkasse), Paris 

b) System für die Landwirtschaft: Caisse centrale de secours mutuels agricoles 

(Zentralkasse der Gegenseitigkeitshilfe in der Landwirt- 
schaft), Paris 

c) System für den Bergbau: (Caisse autonome nationale de securite sociale dans les 

mines 

(Zentralknappschaft), Paris 

d) System für die Seeleute: Etablissement national des invalides de la marine 

(Staatliche Anstalt für invalide Seeleute), Paris 

2. Bei Anwendung des Artikels 95 der Durch- 
führungsverordnung 

a) Allgemeines System: Caisse nationale de l'assurance-maladie 

(Zentrale Krankenkasse), Paris 

b) System für den Bergbau: Caisse autonome nationale de securite sociale dans les 

mines 

(Zentralknappschaft), Paris 

c) System für die Seeleute: Etablissement national des invalides de la marine 

(Staatliche Anstalt für Invalide Seeleute), Paris 

3. Bei Anwendung des Artikels 97 der Durch- 
führungsverordnung 

a) Allgemeines System: Caisse nationale d'allocations familiales 

(Staatliche Familienbeihilfenkasse), Paris 

b) System für die Landwirtschaft: Caisse nationale d'allocations familiales mutuelles agri- 

coles 

(Zentrale Familienbeihilfenkasse auf Gegenseitigkeit in 
der Landwirtschaft), Paris 

c) System für den Bergbau: Caisse autonome nationale de securite sociale dans les 

mines 

(Zentralknappschaft), Paris 

d) System für die Seeleute: Caisse nationale d'allocations familiales des marins du 

Commerce 

(Zentralkasse für Familienbeihilfen der Seeleute der Han- 
delsschiffahrt) oder 

Caisse nationale d'allocations familiales de la peche mari- 
time 

(Zentralkasse für Familienbeihilfen der Seefischerei), je 
nach Sachlage 

4. Die sonstigen zuständigen Träger sind die- 
jenigen, die in den innerstaatlichen franzö- 
sischen Rechtsvorschriften benannt sind, 
nämlich: 

L Mutterland 
a) Allgemeines System 

i) Krankheit, Mutterschaft, Tod (Sterbe- 
geld): Caisse primaire d'assurance-maladie 

(örtliche Krankenkasse) 

45 



Drucksache VI/2530 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


ii) Invalidität: 

aa) im allgemeinen, ohne den Raum 
Paris: 

— für Paris und den Raum Paris 

bb) Sondersystem gemäß Artikel! 365 
bis L 382 der französischen Sozial- 
versicherungsordnung : 

iii) Alter 

aa) im allgemeinen, ohne den Raum 
Paris: 


— für Paris und den Raum Paris: 


bb) Sondersystem gemäß Artikel L 365 
bis L 382 der französischen Sozial- 
versicherungsordnung: 


Caisse primaire d'assurance-maladie 
(örtliche Krankenkasse) 

Caisse regionale d'assurance-maladie 
(Regionalkrankenkasse), Paris 


Caisse regionale d'assurance-maladie 
(Regionalkrankenkasse) , Straßburg 


Caisse regionale d'assurance-maladie (branche vieillesse) 
(Regionalkasse der Krankenversicherung [Altersversiche- 
rung]) 

Caisse nationale d'assurance-vieillesse des travailleurs 
salaries 

(Staatliche Altersversicherungskasse der Arbeitnehmer), 
Paris 


Caisse regionale d'assurance vieillesse 
(Regionalkasse der Altersruhegeldversicherung), Straßburg 
oder Caisse regionale d'assurance-maladie 
(Regionalkasse der Krankenversicherung), Straßburg 


iv) Arbeitsunfall 

aa) vorübergehende Erwerbsunfähig- 
keit: 


Caisse primaire d'assurance-maladie 
(Örtliche Krankenkasse) 


bb) dauernde Erwerbsunfähigkeit: 
— Renten 


■ — Unfälle nach dem 31. De- 
zember 1946: 

— Unfälle vor dem 1. Januar 
1947: 

— Rentenzuschläge: 

— Unfälle nach dem 31. De- 
zem 1946: 

— Unfälle vor dem 1. Januar 
1947: 

v) Familienleistungen: 
vi) Arbeitslosigkeit: 


Caisse primaire d'assurance-maladie 
(örtliche Krankenkasse) 


Der Arbeitgeber oder sein Versicherer 


Caisse primaire d'assurance-maladie 
(Örtliche Krankenkasse) 


Caisse des depöts et consignations (Depositenkasse) 

Caisse d'allocations familiales (Familienbeihilfenkasse) 

Direction departementale du travail et de la main-d'oeuvre 
(Departementsdirektion für Arbeit und Arbeitskräfte) 


b) System für die Landwirtschaft 

i) Krankheit, Mutterschaft, Tod (Kapital- 
abfindung), Familienleistungen: 


Caisse de mutualite sociale agricole 
(Gegenseitigkeitskasse der Sozialversicherung in der 
Landwirtschaft) 


ii) Invaliditäts- und Altersversicherung 
sowie Leistungen an den überlebenden 

Ehegatten: Caisse centrale de secours mutuels agricoles 

(Zentralkasse der Gegenseitigkeitshilfe in der Landwirt- 
schaft), Paris 
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iii) Arbeitsunfall 

aa) im allgemeinen: Der Arbeitgeber oder sein Versicherer. 

bb) bei Rentenzuschlägen: Caisse de depöt et consignations (Depositenkasse), 

94 Arcueil 


iv) Arbeitslosigkeit: Direction departementale du Travail et de la Main- 

d'Oeuvre 

(Departementsdirektion für Arbeit und Arbeitskräfte) 


c) System für den Bergbau 

i) Krankheit, Mutterschaft, Tod (Sterbe- 
geld): Societe de secours miniere (Knappschaft) 

ii) Invalidität, Alter, Tod (Renten): Caisse autonome nationale de securite sociale dans les 

mines (Zentralknappschaft), Paris 

iii) Arbeitsunfall 


aa) vorübergehende Erwerbsunfähig- 
keit; Societe de secours miniere (Knappschaft) 

bb) dauernde Erwerbsunfähigkeit: 

— Renten 


— Unfälle nach dem 31. De- 
zember 1946 Union regionale des societes de secours minieres 

(Regionalknappschaft) 

— Unfälle vor dem 1. Januar 

1947 Der Arbeitgeber oder sein Versicherer 


— Rentenzuschläge: 

— Unfälle nach dem 31. Januar 

1946 Union regionale des societes de secours minieres 

(Regionalknappschaft) 

— Unfälle vor dem 1. Januar 

1947 Caisse de depöt et consignations (Depositenkasse) 

iv) Familienleistungen: Union regionale des societes de secours minieres 

(Regionalknappschaft) 


v) Arbeitslosigkeit: Direction departementale du Travail et de la Main- 

d'Oeuvre 

(Departementsdirektion für Arbeit und Arbeitskräfte) 


d) System für die Seeleute 

i) Krankheit, Mutterschaft, Invalidität, 

Arbeitsunfall, Tod (Sterbegeld) und 
Hinterbliebenenrenten bei Invalidität 

oder Arbeitsunfall: Section „Caisse generale de prevoyance des marins" du 

Quartier des affaires maritimes (Abteilung „Allgemeine 
Vorsorgekasse für Seeleute" der Schiffahrtsdirektion) 

ii) Alter, Tod (Renten): Section „Caisse generale de prevoyance des marins" du 

Quartier des affaires maritimes (Abteilung „Allgemeine 
Vorsorgekasse für Seeleute" der Schiffahrtsdirektion) 

iii) Familienbeihilfen: Caisse nationale d'allocations familiales des marins du 

commerce (Zentralkasse für Familienbeihilfen der See- 
leute der Handelsschiffahrt) oder Caisse nationale d'allo- 
cations familiales de la peche maritime (Zentralkasse für 
Familienbeihilfen der Seefischerei), je nach Sachlage 


iv) Arbeitslosigkeit: Direction departementale du Travail et de la Main- 

d'Oeuvre 

(Departementsdirektion für Arbeit und Arbeitskräfte) 
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11. überseeische Departements 


a) Alle Systeme (außer dem System für See- 
leute) und alle Versicherungsfälle, aus- 
genommen Familienleistungen: 

i) im allgemeinen: Caisse generale de securite sociale (Allgemeine Kasse für 

soziale Sicherheit) 

ii) bei Rentenzuschlägen auf Grund von 
Arbeitsunfällen, die sich vor dem 1. Ja- 
nuar 1952 in den überseeischen De- 
partements ereignet haben: Direction departementale de l'Enregistrement (Departe- 

mentsdirektion für Registrierung) 

b) Familienbeihilfen: Caisse d'allocations familiales (Familienbeihilfenkasse) 

c) System für die Seeleute 

i) alle Fälle, ausgenommen Alter und Fa 
milienleistungen: 


ii) Alter: 


iii) Familienbeihilfen: 


Section „Caisse generale de prevoyance des marins" du 
Quartier des affaires maritimes (Abteilung „Allgemeine 
Vorsorgekasse für Seeleute“ der Schiffahrtsdirektion) 

Section „Caisse de retraite des marins" du Quartier des 
affaires maritimes (Abteilung „Altersruhegeldkasse der 
Seeleute“ der Schiffahrtsdirektion) 

Caisse d'allocations familiales (Familienbeihilfenkasse) 


D. Italien 


1. Krankheit (außer Tuberkulose), Istituto nazionale per l'assicurazione contro le malattie (Staatliche 

Mutterschaft Krankenversicherungsanstalt), Provinzialstellen 

Cassa mutua provinciale di malattia di Bolzano (Provinzkrankenkasse 
Bozen), Bozen 

Cassa mutua provinciale di malattia di Trento (Provinzkrankenkasse 
Trient), Trient 

oder der Träger, bei dem der Versicherte gemeldet ist. 

2. Tuberkulose: Istituto nazionale della previdenza sociale (Staatliche Anstalt für 

soziale Vorsorge), Provinzialstellen 

3. Arbeitsunfall und Berufskrank- 
heit 

a) im allgemeinen: Istituto nazionale per l'assicurazione contro gli infortuni sul lavoro 

(Staatliche Unfallversicherungsanstalt), Provinzialstellen 


b) für die Angestellten in der 

Forst- und Landwirtschaft ge- 
gebenenfalls auch: Ente nazionale previdenza assistenza impiegati agricoli (Staatliche 

Vor- und Fürsorgekasse der landwirtschaftlichen Angestellten) 

c) für die Seeleute: die Seekasse, bei der der Versicherte gemeldet ist. 


h Siehe hierzu die Entscheidung des Rates vom über die Anwendung des Artikels 51 des Vertrages auf 

die überseeischen Gebiete, sowie die Erklärung der französischen Regierung dazu. 
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4. Invalidität, Alter, Hinterbliebe- 
ne (Renten) 

a) im allgemeinen: Istituto nazionale della previdenza sociale (Staatliche Anstalt für 

soziale Vorsorge), Provinzialstellen 

b) bei Bühnenarbeitnehmern: Ente nazionale previdenza e assistenza lavoratori dello spettacolo 

(Staatliche Vorsorge- und Fürsorgeeinrichtung für Bühnenarbeiter), 
Rom 


c) bei leitenden Angestellten: Istituto nazionale previdenza dirigenti aziende industriali (Staatliche 

Vorsorgeanstalt für leitende Angestellte der gewerblichen Unter- 
nehmen), Rom 

d) bei Journalisten: Istituto nazionale di previdenza per i giornalisti italiani „G. Amen- 

dola" (Staatliche Vorsorgeanstalt „G. Amendola" für italienische Jour- 
nalisten), Rom 


5. Sterbegeld: 


Fallweise einer der unter den Nrn. 1, 2 und 3 genannten Träger. 


6. Arbeitslosigkeit 

a) im allgemeinen: Istituto nazionale della previdenza sociale (Staatliche Anstalt für 

soziale Vorsorge), Provinzialstellen 

b) bei Journalisten: Istituto nazionale di previdenza per i giornalisti italiani „G. Amen- 

dola" (Staatliche Vorsorgeanstalt „G. Amendola" für italienische Jour- 
nalisten), Rom 


7. Familienleistungen 

a) im allgemeinen: Istituto nazionale della previdenza sociale (Staatliche Anstalt für 

soziale Vorsorge), Provinzialstellen 

b) bei Journalisten: Istituto nazionale di previdenza per i giornalisti italiani „G. Amen- 

dola" (Staatliche Vorsorgeanstalt „G. Amendola" für italienische Jour- 
nalisten), Rom 


E. Luxemburg 


1. Krankheit, Mutterschaft 

a) bei Anwendung des Artikels 28 der oder die rentenzahlungspflichtigen Versicherungsträger im Ver- 

Absatz 2 der Verordnung; hältnis der Versicherungszeiten 

b) in den übrigen Fällen: die Krankenkasse, bei der der Arbeitnehmer auf Grund seiner Be- 

schäftigung versichert ist oder bei der er zuletzt versichert war 


2. Invalidität, Alter, Tod, (Renten) 

a) bei Angestellten, einschließlich Caisse de pension des employes prives 

der technischen Bergwerksan- (Rentenkasse der Privatangestellten), Luxemburg 
gestellten (Unter Tage): 

b) in den übrigen Fällen: Etablissement d'assurance contre la vieillesse et rinvalidite 

(Alters- und Invalidenversicherungsanstalt), Luxemburg 
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3. Arbeitsunfall und Berufskrank- 
heit 

a) bei Arbeitnehmern in der Land- 
und Forstwirtschaft: 


b) in den übrigen Fällen: 


4. Arbeitslosigkeit: 

5. Familienleistungen 

a) für Personen, die bei dem unter 
Ziffer 2 Buchstabe b genann- 
ten Träger versichert sind: 


b) in den übrigen Fällen: 


6. Sterbegeld 

bei Anwendung des Artikels 66 
der Verordnung: 


1. Krankheitr Mutterschaft 

a) Sachleistungen: 

b) Geldleistungen: 


2. Invalidität 

a) wenn auch ohne Anwendung 
der Verordnung und allein nach 
den niederländischen Rechts- 
vorschriften ein Leistungsan- 
spruch besteht: 

b) in den übrigen Fällen: 


3. Alter, Tod (Renten) 


Association d'assurance contre les accidents, section agricole et 
forestiere (Unfallversicherungsanstalt, land- und forstwirtschaftliche 
Abteilung), Luxemburg 

Association d’assurance contre les accidents, section industrielle 
(Unfallversicherungsanstalt, gewerbliche Abteilung), Luxemburg 


Office national du travail (Zentralarbeitsamt), Luxemburg 


Caisse d'allocations familiales des ouvriers pres rEtablissement 
d'assurance contre la vieillesse et l’invalidite (Kasse für Familien- 
beihilfen an Arbeiter bei der Alters- und Invaliditätsversicherungs- 
anstalt), Luxemburg 

Caisse d’allocations familiales des employes pres la Caisse de pension 
des employes prives (Kasse für Familienbeihilfen an Angestellte bei 
der Rentenkasse der Privatangestellten), Luxemburg 


der rentenzahlungspflichtige Versicherungsträger, der die Sachlei- 
stungen zu tragen hat 


F. Niederlande 


das Ziekenfonds (Krankenkasse), bei dem der Arbeitnehmer ver- 
sichert ist 

die Bedrijfsvereniging (Beruf svereinigung), der der Arbeitgeber des 
Versicherten angeschlossen ist 


die Bedrijfsvereniging (Berufsvereinigung), der der Arbeitgeber des 
Versicherten angeschlossen ist 

Nieuwe Algemene Bedrijfsvereniging (Neue Allgemeine Berufsver- 
einigung), Amsterdam 


Sociale Verzekeringsbank (Sozialversicherungsanstalt), Amsterdam 
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4. Arbeitslosigkeit 


a) Leistungen der Arbeitslosen- 
versicherung: die Bedrijfsvereniging {Berufsvereinigung), der der Arbeitgeber des 

Versicherten angeschlossen ist 


b) Leistungen der staatlichen Für- 
sorge: 


Gemeindeverwaltung des Wohnorts 


5. Familienleistungen 

a) wenn der Berechtigte in den 

Niederlanden wohnt: Raad van Arbeid (Sozialversicherungsamt), in dessen Bezirk er wohnt 

b) wenn der Berechtigte außer- 
halb der Niederlande wohnt, 
sein Arbeitgeber aber in den 
Niederlanden wohnt oder dort 

eingetragen ist: Raad van Arbeid (Sozialversicherungsamt), in dessen Bezirk der 

Arbeitgeber wohnt oder eingetragen ist 

c) in den übrigen Fällen: Sociale Verzekeringsbank (Sozialversicherungsanstalt), Amsterdam 


6. Berufskrankheiten, für die Ar- 
tikel 57 Absatz 3 der Verordnung 
gilt 

bei Anwendung des Artikels 57 
Absatz 3 Buchstabe c) der Verord- 
nung 

— wenn die Leistung von einem 
vor dem 1. Juli 1967 liegenden 

Zeitpunkt an gewährt wird: Sociale Verzekeringsbank (Sozialversicherungsanstalt), Amsterdam 

— wenn die Leistung von einem 
Zeitpunkt nach dem 30. Juni 

1967 an gewährt wird: Bedrijfsvereniging voor de Mijnindustrie (Knappschaftliche Berufsver- 

einigung), Heerlen 
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Anhang 3 


Träger des Wohnorts und Träger des Aufenthaltsorts 

(Artikel 1 Buchstabe p der Verordnung, Artikel 4 Absatz 3 der Durchführungsverordnung) 


A. Belgien 


I. Träger des Wohnorts 


1. Krankheit, Mutterschaft 

a) bei Anwendung der Artikel 17, 18, 22, 25, 
28, 29, 30 und 32 der Durchführungsver- 
ordnung: 

b) bei Anwendung des Artikels 31 der Durch- 
führungsverordnung 

i) im allgemeinen: 

ii) für Seeleute: 


die Versicherungseinrichtungen 


die Versicherungseinrichtungen 

Caisse de secours et de prevoyance en faveur des marins 
naviguant sous pavillon beige - — Hulp- en Voorzorgskas 
voor zeevarenden onder Belgische Viag (Hilfs- und Vor- 
sorgekasse für die unter belgischer Flagge fahrenden See- 
leute), Antwerpen, oder die Versicherungseinrichtungen 


2. Invalidität 

a) allgemeine Invalidität (Arbeiter, Ange- 
stellte und Bergarbeiter) : 


— bei Anwendung des Artikels 104 der 
Durchführungsverordnung : 


b) besondere Invalidität der Bergarbeiter: 


c) Invalidität der Seeleute: 


Institut national d'assurance maladie-invalidite — Rijks- 
instituut voor Ziekte- en Invaliditeitsverzekering (Natio- 
nale Anstalt für Kranken- und Invaliditätsversicherung), 
Brüssel, zusammen mit den Versicherungseinrichtungen 


Institut national d'assurance maladie-invalidite — - Rijks- 
instituut voor Ziekte- en Invaliditeitsverzekering (Natio- 
nale Anstalt für Kranken- und Invaliditätsversicherung), 
Brüssel 

— Fonds national des retraite des ouvriers mineurs — 
Nationaal Pensioensfonds voor Mijnwerkers {Zentral- 
kasse für die Altersversorgung der Bergarbeiter), 
Brüssel 

— Caisse de secours et de prevoyance en faveur des 
marins naviguant sous pavillon beige — Hulp- en 
Voorzorgskas voor zeevarenden onder Belgische Viag 
(Hilfs- und Vorsorgekasse für die unter belgischer 
Flagge fahrenden Seeleute), Antwerpen 


3. Alter, Tod (Renten) : 


Office national des pensions pour travailleurs salaries — 
Rijksdienst voor de werknemerspensioenen (Zentralstelle 
für Arbeitnehmerrenten), Brüssel 


4. Arbeitsunfall (Sachleistungen) : 


die Versicherungseinrichtungen 


5. Berufskrankheit: 


Fonds des maladies professionelles — Fonds voor Beroeps- 
ziekten (Kasse für Berufskrankheiten), Brüssel 
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6. Sterbegeld: Die Versicherungseinrichtungen zusammen mit dem Insti- 

tut national d'assurance maladie-invalidite — Rijks- 
instituut voor Ziekte- en Invaliditeitsverzekering (Natio- 
nale Anstalt für Kranken- und Invaliditätsversicherung), 
Brüssel 

7. Arbeitslosigkeit 

a) im allgemeinen: Office national de l'emploi — Rijksdienst voor Arbeids- 

voorziening (Zentral anstalt für Arbeit), Brüssel 

b) für Seeleute: Pool des marins de la marine marchande — • Pool van de 

zeelieden tor Koopvaardij (Seemännische Heuerstelle der 
Handelsmarine), Antwerpen 

8. Familienleistungen: Office national des allocations familiales pour travailleurs 

salaries — Rijksdienst voor kinderbijslag voor werk- 
nemers (Zentralanstalt für Familienzulagen an Arbeit- 
nehmer), Brüssel 

II. Träger des Aufenthaltsorts 

Institut national d'assurance maladie-invalidite — ■ Rijks- 
instituut voor Ziekte- en Invaliditeitsverzekering (Natio- 
nale Anstalt für Kranken- und Invaliditätsversicherung), 
Brüssel, über die Versicherungseinrichtungen 

Institut national d'assurance maladie-invalidite — - Rijks- 
instituut voor Ziekte- en Invaliditeitsverzekering (Natio- 
nale Anstalt für Kranken- und Invaliditätsversicherung), 
Brüssel, über die Versicherungseinrichtungen 

Fonds des maladies professionnelles — Fonds voor Be- 
roepsziekten (Kasse für Berufskrankheiten), Brüssel 


1. Krankheit, Mutterschaft 


2. Arbeitsunfall: 


3. Berufskrankheit: 


B. Deutschland 

1. Krankenversicherung 

a) in allen Fällen (außer bei Anwendung des 
Artikels 19 Absatz 2 der Verordnung und 
des Artikels 17 dieser Durchführungsver- 
ordnung) : 


Für knappschaftliche Versicherte und deren 
Familienangehörigen: 

b) bei Anwendung des Artikels 19 Abs. 2 der 
Verordnung und des Artikels 17 der Durch- 
führungsverordnung: der Träger, bei dem der Arbeitnehmer zuletzt versichert 

war 

oder, wenn ein solcher Träger nicht besteht oder der Ver- 
sicherte zuletzt bei einer Allgemeinen Ortskrankenkasse, 
bei einer Landkrankenkasse oder bei der Bundesknapp- 
schaft versichert war: 


die für den Wohnort oder den Aufenthaltsort des Berech- 
tigten zuständige Allgemeine Ortskrankenkasse 
oder, wo eine solche nicht besteht, 

die für den Wohnort oder den Aufenthaltsort des Berech- 
tigten zuständige Landkrankenkasse 

Bundesknappschaft, Bochum 


der für den Wohnort oder den Aufenthaltsort des Berech- 
tigten zuständige Träger im Sinne des Buchstaben a 
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2. Unfallversicherung 


a) Sachleistungen außer Leistungen in berufs- 
genossenschaftlichen Heilverfahren ein- 
schließlich Durchgangsarztverfahren, Bera- 
tungsarztverfahren, Hals-, Nasen-, Ohren-, 
Augen-Facharztverfahren ; Körperersatz- 
stücke und Hilfsmittel; Geldleistungen 
außer Renten, Pflegegeld und Sterbegeld: 


Für knappschaftliche Versicherte und deren 
Familienangehörigen : 

b) Sach- oder Geldleistungen, die unter Buch- 
stabe a ausgenommen sind, sowie bei An- 
wendung des Artikels 75 der Durchfüh- 
rungsverordnung: 


die für den Wohnort oder den Aufenthaltsort des Berech- 
tigten zuständige Allgemeine Ortskrankenkasse oder, wo 
eine solche nicht besteht, die für den Wohnort oder den 
Aufenthaltsort des Berechtigten zuständige Landkranken- 
kasse 

Bundesknappschaft, Bochum 


Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossenschaften, 
Bonn 


3. Rentenversicherung 

a) Rentenversicherung der Arbeiter 

i) im Verhältnis zu Belgien: 

ii) im Verhältnis zu Frankreich: 

iii) im Verhältnis zu Italien: 

iv) im Verhältnis zu Luxemburg: 

v) im Verhältnis zu den Niederlanden: 

b) Rentenversicherung der Angestellten: 

c) Knappschaftliche Rentenversicherung: 


Landesversicherungsanstalt Rheinprovinz, Düsseldorf 
Landesversicherungsanstalt Rheinland-Pfalz, Speyer 
Landesversicherungsanstalt Schwaben, Augsburg 
Landesversicherungsanstalt Rheinland-Pfalz, Speyer 
Landesversicherungsanstalt Westfalen, Münster 

Bundesversicherungsanstalt für Angestellte, Berlin 
Bundesknappschaft, Bochum 


4. Leistungen wegen Arbeitslosigkeit und 
Familienleistungen : 


das für den Wohnort oder den Aufenthaltsort zuständige 
Arbeitsamt 


C. Frankreich 


1. Mutterland 

1. Andere Fälle als Arbeitslosigkeit und 
Familienleistungen 

a) im allgemeinen: Caisse primaire d'assurance-maladie (örtliche Kranken- 

kasse) des Wohnorts oder des Aufenthaltsorts 

b) bei Anwendung des Artikels 27 der Ver- 
ordnung, wenn es sich um das System der 

Seeleute handelt: Section „Caisse generale de prevoyance des marins" du 

Quartier des affaires maritimes (Abteilung „Allgemeine 
Vorsorgekasse für Seeleute" der Schiffahrtsdirektion) 
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c) bei Anwendung des Artikels 35 der Durch- 
führungsverordnung : 

i) allgemeines System: 
aa) im allgemeinen: 

— für Paris und den Raum Paris: 

bb) besondere Regelung nach den Ar- 
tikeln L 365 bis L 382 des Code de 
la Securite sociale (Sozialversiche- 
rungsordnung) : 

ii) landwirtschaftliches System: 

iii) Bergbausystem: 

iv) System der Seeleute: 


Caisse primaire d'assurance-maladie (örtliche Kranken- 
kasse) 

Caisse regionale d'assurance-maladie (Regionalkranken- 
kasse), Paris 


Caisse regionale d'assurance-vieillesse (Regionalkasse für 
Altersversicherung), Straßburg 

Caisse de mutualite sociale agricole (Gegenseitigkeits- 
kasse der Sozialversicherung in der Landwirtschaft) 

Caisse autonome nationale de securite sociale dans les 
mines (Zentralknappschaft), Paris 

Section „Caisse generale de prevoyance des marins" du 
Quartier des affaires maritimes (Abteilung „Allgemeine 
Vorsorgekasse für Seeleute“ der Schiffahrtsdirektion) 


d) bei Anwendung des Artikels 36 der Durch- 
führungsverordnung, wenn es sich um In- 
validitätsrenten handelt: 

i) im allgemeinen: 


— für Paris und den Raum Paris: 


ii) für Elsaß-Lothringen vorgesehenes 
Sondersystem: 


Caisse primaire d'assurance-maladie (örtliche Kranken- 
kasse) 

Caisse regionale d'assurance-maladie (Regionalkranken- 
kasse), Paris 

Caisse regionale d'assurance-maladie (Regionalkranken- 
kasse), Straßburg 


e) bei Anwendung des Artikels 35 der Durch- 
führungsverordnung, wenn es sich um 
Altersrenten handelt: 

aa) im allgemeinen: 

— für Paris und den Raum Paris: 


bb) besondere Regelung nach den Arti- 
keln L 365 bis L 382 des Code de 
la Securite sociale (Sozialversiche- 
rungsordnung) : 

ii) landwirtschaftliches System: 

iii) Bergbausystem: 

iv) System der Seeleute: 


Caisse regionale d'assurance-maladie, brauche vieillesse 
(Regionalkrankenkasse, Abteilung Altersversicherung) 

Caisse nationale d'assurance-vieillesse des Travailleurs 
Salaries (Zentralkasse für Altersversicherung der Arbeit- 
nehmer), Paris 


Caisse regionale d'assurance-vieillesse (Regionalkasse für 
Altersversicherung), Straßburg 

Caisse centrale de secours mutuels agricoles (Zentralkasse 
der Gegenseitigkeitshilfe in der Landwirtschaft), Paris 

Caisse autonome nationale de securite sociale dans les 
mines (Zentralknappschaft), Paris 

Section „Caisse de retraite des marins" du Quartier des 
affaires maritimes (Abteilung „Rentenkasse für Seeleute" 
der Schiffahrtsdirektion) 


f) bei Anwendung des Artikels 74 der Durch- 
führungsverordnung : 


Caisse primaire d'assurance-maladie (örtliche Kranken- 
kasse) 
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2. Arbeitslosigkeit 


bei Anwendung der Artikel 79, 80 und 81 Ab- 
satz 2 der Durchführungsverordnung: -- Direction departementale du travail et de la main- 

d'oeuvre (Departementsdirektion für Arbeit und Ar- 
beitskräfte) des Beschäftigungsortes, für den die Be- 
scheinigung beantragt wird. 

— örtliche Abteilung des zentralen Arbeitsamtes 

— die Gemeindeverwaltung des Wohnorts der Familien- 
angehörigen 

bei Anwendung der Artikel 82 Absätze 1, 2, 3 

und 96 der Durchführungsverordnung; Association pour l'Emploi dans l’Industrie et le Commerce 

(ASSEDIC) (Verband für Stellenvermittlungen in Handel 
und Gewerbe) des Wohnorts des Berechtigten 

bei Anwendung des Artikels 83 der Durch- 
führungsverordnung : 


a) Vollarbeitslosigkeit: Association pour l'Empoi dans l'Industrie et le Commerce 

(ASSEDIC) (Verband für Stellenvermittlungen in Handel 
und Gewerbe) des Wohnorts des Berechtigten 


b) Kurzarbeit: 

bei Anwendung des Artikels 88 der Durch- 
führungsverordnung : 


Direction departementale du travail et de la main d'oeuvre 
(Departementsdirektion für Arbeit und Arbeitskräfte) 


Direction departementale du travail et de la main d'oeuvre 
(Departementsdirektion für Arbeit und Arbeitskräfte) 


3. Familienleistungen: 


die Familienbeihilfenkasse des Wohnorts 


II. überseeische Departements ^) 


1. Andere Fälle als Familienleistungen 

a) im allgemeinen: 

b) Seeleute: 

i) Invaliditätsrenten: 

ii) Altersrenten: 


Caisse generale de securite sociale (Allgemeine Kasse für 
soziale Sicherheit) 


Section „Caisse generale de prevoyance des marins" du 
Quartier des affaires maritimes (Abteilung „Allgemeine 
Vorsorgekasse für Seeleute" der Schiffahrtsdirektion) 

Section „Caisse de retraite des marine" du Quartier des 
affaires maritimes (Abteilung „Rentenkasse für Seeleute" 
der Schiffahrtsdirektion) 


2. Familienleistungen: 


Caisse d'allocations familiales (Familienbeihilfenkasse) 
des Wohnorts des Berechtigten 


) Auf Grund der Entscheidung des Rates vom . . . über die Geltung des Artikels 51 des Vertrages in den übersee- 
ischen Departements und der diesbezüglichen Erklärung der französischen Regierung. 
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D. Italien 


1. Krankheit (außer Tuberkulose), Mutter- 
schaft: 


2. Tuberkulose: 

3. Arbeitsunfall und Berufskrankheit: 


Istituto nazionale per Tassicurazione contro le malattie 
(Staatliche Krankenversicherungsanstalt), Provinzialstellen 

Cassa mutua provinciale di malattia di Bolzano (Provinz- 
krankenkasse Bozen), Bozen 

Cassa mutua provinciale di malattia di Trento (Provinz- 
krankenkasse Trient), Trient 

Istituto nazionale della previdenza sociale (Staatliche An- 
stalt für soziale Vorsorge), Provinzialstellen 

Istituto nazionale per l’assicurazione contro gli infortuni 
sul lavoro (Staatliche Unfallversicherungsanstalt), Provin- 
zialstellen 


4. Invalidität, Alter, Hinterbliebene (Renten) 


a) im allgemeinen: 

b) für Bühnenarbeitnehmer; 


c) für leitende Angestellte: 


d) für Journalisten: 


Istituto nazionale della previdenza sociale (Staatliche An- 
stalt für soziale Vorsorge), Provinzialstellen 

Ente nazionale previdenza e assistenza lavoratori dello 
spettacolo (Staatliche Vorsorge- und Fürsorgeeinrichtung 
für Bühnenarbeitnehmer), Rom 

Istituto nazionale previdenza dirigenti aziende industriali 
(Staatliche Vorsorgeanstalt für leitende Angestellte der 
gewerblichen Unternehmen), Rom 

Istituto nazionale de previdenza per i giornalisti italiani 
„G. Amendola" (Staatliche Vorsorgeanstalt „G. Amendola" 
für italienische Journalisten), Rom 


5. Sterbegeld: 


Je nach Fall einer der unter Ziffer 1, 2 oder 3 genannten 
Träger 


6. Arbeitslosigkeit 


a) im allgemeinen: 


Istituto nazionale della previdenza sociale (Staatliche An- 
stalt für soziale Vorsorge), Provinzialstellen 


b) für Journalisten: Istituto nazionale di previdenza per i giornalisti italiani 

„G. Amendola" (Staatliche Vorsorgeanstalt „G. Amendola“ 
für italienische Journalisten), Rom 


7. Familienleistungen: 

a) im allgemeinen: 

b) für Journalisten: 


Istituto nazionale della previdenza sociale (Staatliche An- 
stalt für soziale Vorsorge), Provinzialstellen 

Istituto nazionale di previdenza per i giornalisti italiani 
„G. Amendola" (Staatliche Vorsorgeanstalt „G. Amendola" 
für italienische Journalisten), Rom 
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E. Luxemburg 


1. Krankheit, Mutterschaft 

a) bei Anwendung der Artikel 19, 22, 28 Ab- 
sätze 1 und 2, 29 Absatz 1 und 31 der Ver- 
ordnung sowie der Artikel 17, 18, 20 bis 22, 

24, 29, 30 und 31 der Durchführungsverord- 
nung: Caisse nationale d'assurance maladie des ouvriers (Luxem- 

burgische Arbeiterkrankenkasse), Luxemburg 

b) bei Anwendung des Artikels 27 der Ver- 
ordnung: die nach den luxemburgischen Rechtsvorschriften für die 

luxemburgische Teilrente zuständige Krankenkasse 


2. Invalidität, Alter, Tod 


a) für Angestellte einschließlich der techni- 
schen Bergwerksangestellten (unter Tage): 


b) in den übrigen Fällen: 


Caisse de pension des employes prives (Rentenkasse der 
Privatangestellten), Luxemburg 

Etablissement d'assurance contre la vieillesse et l'invali- 
dite (Alters- und Invaliditätsversicherungsanstalt), Luxem- 
burg 


3. Arbeitsunfall und Berufskrankheit 


Association d'assurance contre les accidents, section agri- 
cole et forestiere (Unfallversicherungsanstalt, larid- und 
forstwirtschaftliche Abteilung), Luxemburg 

Association d'assurance contre les accidents, section in- 
dustrielle (Unfallversicherungsanstalt, gewerbliche Abtei- 
lung), Luxemburg 

4. Arbeitslosigkeit: Office national du travail (Zentralarbeitsamt), Luxemburg 

5. Familienleistungen 

a) für Personen, die bei dem unter Ziffer 2 
Buchstabe b genannten Träger versichert 
sind: 


b) in den übrigen Fällen: 


Caisse d'allocations familiales des ouvriers pres l'etablisse- 
ment d'assurance contre la vieillesse et l’invalidite (Kasse 
für Familienbeihilfen an Arbeiter bei der Alters- und In- 
validitätsversicherungsanstalt) , Luxemburg 

Caisse d'allocations familiales des employes pres la Caisse 
de Pension des employes prives (Kasse für Familienbeihil- 
fen an Angestellte bei der Rentenkasse der Privatange- 
stellten), Luxemburg 


a) für Arbeitnehmer der Land- und Forstwirt- 
schaft: 


b) in den übrigen Fällen: 
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F. Niederlande 

1. Krankheit, Mutterschaft, Arbeitsunfall, Be- 
rufskrankheit 

a) Sachleistungen 

i) Träger des Wohnorts: nach freier Wahl eine der für den Wohnort zuständigen 

Krankenkassen 

ii) Träger des Aufenthaltsort: Algemeen Nederlands Onderling Ziekenfonds (Allgemeine 

niederländische Krankenkasse auf Gegenseitigkeit), Utrecht 

b) Geldleistungen: Nieuwe Algemene Bedrijfsvereniging (Neue Allgemeine 

Berufsvereinigung), Amsterdam 

2. Invalidität 

a) wenn ohne Anwendung der Verordnung 
auch allein nach den niederländischen 
Rechtsvorschriften ein Anspruch besteht: 

b) in allen anderen Fällen: 


3. Alter, Tod (Renten) 

bei Anwendung des Artikels 48 der Durchfüh- 
rungsverordnung 

a) im allgemeinen: Soziale Verzekeringsbank (Sozialversicherungsanstalt), 

Amsterdam 

b) im Verhältnis zu Belgien: Bureau voor Belgische Zaken de sociale verzekering be- 

treffende (Amt für Sozialversicherungsangelegenheiten mit 
Belgien), Breda 

c) im Verhältnis zu Deutschland: Bureau voor Duitse Zaken van de Vereniging van de 

Raden van Arbeid (Amt für Angelegenheiten mit Deutsch- 
land beim Verband der Sozialversicherungsträger), Nim- 
wegen 

4. Arbeitslosigkeit 

a) Leistungen der Arbeitslosenversicherung; 

Nieuwe Algemene Bedrijfsvereniging (Neue Allgemeine 
Berufsvereinigung), Amsterdam 

b) Leistungen der staatlichen Fürsorge: die Gemeindeverwaltung des Wohn- oder Aufenthaltsorts 

5. Familienleistungen 

bei Anwendung der Artikel 73 Absatz 2 und der Raad van Arbeid (Sozialversicherungsamt), in dessen 
74 Absatz 2 der Verordnung: Bezirk die Familienangehörigen wohnen 


die zuständige Bedrijfsvereniging (Berufsvereinigung) 

Nieuwe Algemene Bedrijfsvereniging (Neue Allgemeine 
Berufsvereinigung), Amsterdam 
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Anhang 4 


Verbindungsstellen 

(Artikel 3 Absatz 1 und Artikel 4 Absatz 4 der Durchführungsverordnung) 


A. Belgien 

Ministere de la Prevoyance sociale — Ministerie van sociale Voorzorg 
(Ministerium für soziale Vorsorge), Brüssel 


B. Bundesrepublik Deutschland 

1. Krankenversicherung: Deutsche Verbindungsstelle, Krankenversicherung — Aus- 

land, Bundesverband der Ortskrankenkassen, Bonn-Bad 
Godesberg 

2. Unfallversicherung: Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossenschaften, 

Bonn 

3. Rentenversicherung der Arbeiter 

a) bei Anwendung des Artikels 3 Absatz 2 

der Durchführungsverordnung: Verband Deutscher Rentenversicherungsträger, Frankfurt/ 

Main 

b) hei Anwendung der Artikel 41 und 44 Ab- 
satz 1 der Durchführungsverordnung und 
als „zahlende Stelle" nach Artikel 45 der 
Durchführungsverordnung 

i) im Verhältnis zu Belgien: Landesversicherungsanstalt Rheinprovinz, Düsseldorf 

ii) im Verhältnis zu Frankreich: Landesversicherungsanstalt Rheinland-Pfalz, Speyer 

iii) im Verhältnis zu Italien: Landesversicherungsanstalt Schwaben, Augsburg 

iv) im Verhältnis zu Luxemburg: Landesversicherungsanstalt Rheinland-Pfalz, Speyer 

v) im Verhältnis zu den Niederlanden: Landesversicherungsanstalt Westfalen, Münster 

4. Rentenversicherung der Angestellten: Bundesversicherungsanstalt für Angestellte, Berlin 

5. Knappschaftliche Rentenversicherung: Bundesknappschaft, Bochum 

6. Hüttenknappschaftliche Pensionsversiche- 
rung: Landesversicherungsanstalt Saarland, Abteilung Hütten- 

knappschaftliche Pensionsversicherung, Saarbrücken 

7. Leistungen wegen Arbeitslosigkeit und Fa- 
milienleistungen: Hauptstelle der Bundesanstalt für Arbeit, Nürnberg 
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C. Frankreich 

1. Im allgemeinen: Centre de securite sociale des travailleurs migrants 

(Zentralstelle für die soziale Sicherheit der Wanderarbeit- 
nehmer), Paris 

2. Für das Bergbausystem (Invalidität, Alter Caisse autonome nationale de securite sociale dans les 

und Tod, Renten): mines (Zentralknappschaft), Paris 


D. Italien 


Istituto nazionale per l'assicurazione contro le malattie, 
Direzione generale (Staatliche Krankenversicherungsan- 
stalt, Generaldirektion), Rom 

2. Arbeitsunfall und Berufskrankheit: Istituto nazionale per l'assicurazione contro gli infortuni 

sul lavoro, Direzione generale (Staatliche Unfallversiche- 
rungsanstalt, Generaldirektion), Rom 

3. Invalidität^ Alter, Hinterbliebene, Tuber- 
kulose, Arbeitslosigkeit, Familienleistungen: Istituto nazionale della previdenza sociale, Direzione 

generale (Staatliche Anstalt für soziale Vorsorge, General- 
direktion), Rom 


E. Luxemburg 

1. Bei Anwendung des Artikels 52 der Durchführungsverordnung 

1. Krankheit, Mutterschaft 

a) bei Anwendung des Artikels 28 Absatz 2 

der Verordnung: der bzw. die zur Rentenzahlung verpflichteten Träger und 

zwar im Verhältnis der jeweiligen Versicherungszeiten 

b) dn den übrigen Fällen: die Krankenkasse, bei der der Arbeitnehmer auf Grund 

seiner Beschäftigung versichert ist oder bei der er zuletzt 
versichert war 

2. Invalidität, Alter, Tod (Renten) 

a) für Angestellte einschließlich der techni- 
schen Bergwerksangestellten (unter Tage): Caisse de pension des employes prives (Rentenkasse der 

Privatangestellten), Luxemburg 

b) in den übrigen Fällen: Etablissement d'assurance contre la vieillesse et l'inva- 

lidite (Alters- und Invaliditätsversicherungsanstalt), Lu- 
xemburg 

3. Arbeitsunfall und Berufskrankheit 

a) für Arbeitnehmer in der Land- und Forst- 
wirtschaft: Association d'assurance contre les accidents, section 

agricole et forestiere (Unfallversicherungsanstalt, land- 
und forstwirtschaftliche Abteilung), Luxemburg 

b) dn den übrigen Fällen: Association d'assurance contre les accidents, section 

industrielle (Unfallversicherungsanstalt, gewerbliche Ab- 
teilung), Luxemburg 


1, Krankheit (außer Tuberkulose), Mutter- 
schaft: 
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4. Arbeitslosigkeit: Office national du travail (Zentralarbeitsamt), Luxemburg 

5. Famiiienleistungen 

a) für Personen, die bei dem unter Ziffer 2 
Buchstabe b genannten Träger versichert 

sind: Caisse d'allocations familiales des ouvriers pres l'Etablis- 

sement d'assurance contre la vieillesse et l'invalidite 
(Kasse für Familienbeihilfen an Arbeiter bei der Alters- 
und Invaliditätsversicherungsanstalt), Luxemburg 

b) in den übrigen Fällen: Caisse d’allocations familiales des employes pres la Caisse 

de Pension des employes prives (Kasse für Familienbei- 
hilfen an Angestellte bei der Rentenkasse der Privatange- 
stellten), Luxemburg 

6. Sterbegeld 

a) bei Anwendung des Artikels 66 der Ver- 
ordnung: derjenige zur Rentenzahlung verpflichtete Versicherungs- 

träger, der die Leistung zu übernehmen hat 

b) in den übrigen Fällen: je nach Versicherungszweig, aus dem die Leistung zu zah- 

len ist, die unter Ziffer 1 Buchstabe b, Ziffer 2 bzw. Zif- 
fer 3 bezeichneten Träger 


11. In den übrigen Fällen 

Ministere du travail et de la securite sociale (Ministerium 
für Arbeit und soziale Sicherheit), Luxemburg 


F. Niederlande 

1. Krankheit, Mutterschaft, Invalidität, Ar- 
beitsunfall, Berufskrankheit 

a) Sachleistungen: Ziekenfondsraad (Krankenkassenrat), Amsterdam 

b) Geldleistungen: Nieuwe Algemene Bedrijfsvereniging (Neue Allgemeine 

Berufsvereinigung), Amsterdam 

2. Alter, Tod (Renten), Familienleistungen 

a) im allgemeinen: Sociale Verzekeringsbank (Sozialversicherungsanstalt), 

Amsterdam 

b) im Verhältnis zu Belgien: Bureau voor Belgische Zaken de sociale verzekering be- 

treffende (Amt für Sozialversicherungsangelegenheiten 
mit Belgien), Breda 

c) im Verhältnis zu Deutschland: Bureau voor Duitse Zaken van de Vereniging van Raden 

van Arbeid (Amt für Angelegenheiten mit Deutschland 
beim Verband der Sozialversicherungsämter), Nimwegen 
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Anhang 5 


Weitergeltende zweiseitige Durchführungsbestimmungen 

(Artikel 4 Absatz 5; Artikel 5; Artikel 52 Absatz 3; Artikel 103; Artikel 104 
Absatz 2; Artikel 115 und Artikel 120 der Durchführungsverordnung) 


Allgemeine Bemerkungen 


I. 

Wenn die in diesem Anhang genannten Bestim- 
mungen auf Bestimmungen eines Abkommens oder 
der Verordnungen Nr. 3, 4 oder 36/63 EWG Bezug 
nehmen, sind diese Verweise jeweils durch Ver- 
weise auf die entsprechenden Bestimmungen der 
Verordnung oder der Durchführungsverordnung er- 
setzt, soweit die betreffenden Bestimmungen der 
Abkommen nicht durch Aufnahme in den Anhang II 
der Verordnung aufrechterhalten werden. 


IL 

Die Kündigungsklausel, die in einem Abkommen 

vorgesehen ist, von dem einzelne Bestimmungen in 

diesen Anhang aufgenommen sind, wird in bezug 

auf diese Bestimmungen aufrechterhalten. 

1. Belgien — Bundesrepublik Deutschland 

a) Zweite Verwaltungsvereinbarung vom 20. Juli 
1965 zur Durchführung der Dritten Zusatzverein- 
barung zum Allgemeinen Abkommen vom 7. De- 
zember 1957 (Zahlung von Renten für die Zeit 
vor dem Inkrafttreten des Abkommens), 

b) Teil III der Vereinbarung vom 20. Juli 1965 zwi- 
schen der Regierung des Königreichs Belgien und 
der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
über die Anwendung der Verordnungen Nr. 3 
und 4 des Rates der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft über die soziale Sicherheit der 
Wanderarbeitnehmer. 

c) Vereinbarung vom 6, Oktober 1964 zwischen den 
deutschen und belgischen zuständigen Behörden 
über d.ie Erstattung von Sachleistungen, die 
Grenzgänger gewesenen Rentnern gewährt wur- 
den, nach Artikel 14 Absatz (3) der Verordnung 
Nr. 36/63/EWG und Artikel 73 Absatz (4) der 
Verordnung Nr. 4 des Rates der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft. 

d) Vereinbarung vom 29. Januar 1969 über die Ein- 
ziehung und Beitreibung von Sozialversiche- 
rungsbeiträgen. 

2. Belgien — Frankreich 

a) Vereinbarung vom 22. Dezember 1951 zur Durch- 
führung des Artikels 23 der Zusatzvereinbarung 
vom 17. Januar 1948 (Arbeitnehmer im Bergbau 
und in gleichgestellten Unternehmen), 


b) Verwaltungsvereinbarung vom 21, Dezember 
1959 zur Ergänzung der gemäß Artikel 23 der 
Zusatzvereinbarung vom 17. Januar 1948 getrof- 
fenen Verwaltungsvereinbarung vom 22. Dezem- 
ber 1951 (Arbeitnehmer iin Bergbau und in 
gleichgestellten Unternehmen). 

c) Vereinbarung vom 8. Juli 1964 über die Erstat- 
tung von Sachleistungen, die Grenzgänger gewe- 
senen Rentnern gewährt wurden, nach Artikel 14 
Absatz (3) der Verordnung Nr. 36/63/EWG und 
Artikel 73 Absatz (4) der Verordnung Nr. 4 des 
Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft. 

3. Belgien — Italien 

a) Artikel 7, 8, 9, 10, 12, 13, 14, 15, 17, 18, 19 und 
24 Absätze 2 und 3 der durch die Nachträge 1 
vom 10. April 1952, 2 vom 9. Dezember 1957 und 
3 vom 21, Februar 1963 geänderten Verwaltungs- 
vereinbarung vom 20. Oktober 1950. 

b) Artikel 6, 7, 8 und 9 der belgisch-italienischen 
Vereinbarung vom 21. Februar 1963 im Rahmen 
der Anwendung der Verordnungen Nr. 3 und 4 
des Rates der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft über die soziale Sicherheit der Wander- 
arbeitnehmer. 

4. Belgien — Luxemburg 

a) Verwaltungsvereinbarung vom 16. November 
1959 zur Durchführung des Abkommens vom 
gleichen Tage in der am 12. Februar 1964 bzw. 
am 10. Februar 1966 geänderten Fassung, außer 
Artikel 5 bis 9 (einschließlich). 

b) Vereinbarung vom 24. Juli 1964 zwischen den 
belgischen und luxemburgischen zuständigen Be- 
hörden über die Erstattung von Sachleistungen, 
die Grenzgänger gewesenen Rentnern gewährt 
wurden, nach Artikel 14 Absatz (3) der Verord- 
nung Nr. 36/63/EWG und Artikel 73 Absatz (4) 
der Verordnung Nr. 4 des Rates der Europä- 
ischen Wi rts ch af tsgemeinschaf t . 

c) Vereinbarung vom 28. Januar 1961 über die Ein- 
ziehung und Beitreibung von Sozialversiche- 
rungsbeiträgen. 

5. Belgien — Niederlande 

a) Artikel 6 Absatz 1, 2 und 3 und Artikel 9 bis 15 
der Vereinbarung vom 7. Februar 1964 über 
Familien- und Geburtsbeihilfen. 

b) Artikel 13, 27, 46 und 48 der Vereinbarung vom 
4. November 1957 über Kranken-, Mutterschafts-, 
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Sterbe- (Sterbegeld), Sachleistungs- und Invalidi- 
tätsversicherung. 

c) Artikel 9, 17, 18, Artikel 22 Buchstaben a und b, 
Artikel 23 Absatz 1 und 2, Artikel 29 und 37 der 
Vereinbarung vom 10. April 1965 über Kranken-, 
Invaliditäts- und Arbeitslosenversicherung der 
Seeleute der Handelsmarine. 

d) Vereinbarung vom 10. September 1964 zwischen 
den belgischen und niederländischen zuständigen 
Behörden über die Erstattung von Sachleistun- 
gen, die Grenzgänger gewesenen Rentnern ge- 
währt wurden, nach Artikel 14 Absatz (3) der 
Verordnung Nr. 36/63/EWG und Artikel 73 Ab- 
satz (4) der Verordnung Nr. 4 des Rates der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft. 

e) Vereinbarung vom 21. März 1968 zur Anwen- 
dung des Artikels 51 der Verordnung Nr. 3 be- 
treffend die Einziehung und Beitreibung von So- 
zialversicherungsbeiträgen. 

6. Bundesrepublik Deutschland — Frankreich 

a) Artikel 2 bis 4 und 22 bis 28 der Zweiten Ver- 
waltungsvereinbarung vom 31. Januar 1952 zur 
Durchführung des Allgemeinen Abkommens vom 
10. Juli 1950 (Zulage zu französischen Arbeits- 
unfallrenten). 

b) Artikel 1 der Vereinbarung vom 27. Juni 1963 
zur Durchführung des Artikels 74 Absatz 5 der 
Verordnung Nr. 4 (Erstattung der Sachleistungen 
für Familienangehörige der Stammversicherten). 

7. Bundesrepublik Deutschland — Italien 

a) Artikel 14, Artikel 17 Absatz 1, Artikel 18 und 
35, Artikel 38 Absatz 1, Artikel 39 und 42, Arti- 
kel 45 Absatz 1 und Artikel 46 der Verwaltungs- 
vereinbarung vom 6. Dezember 1953 zur Durch- 
führung des Abkommens vom 5. Mai 1953 (Zah- 
lung deutscher Renten nach Italien). 

b) Artikel 1 und 2 der Vereinbarung vom 27. Juni 
1963 zur Durchführung des Artikels 73 Absatz 4 
und des Artikels 74 Absatz 5 der Verordnung 
Nr. 4 (Erstattung der Sachleistungen für Fami- 
lienangehörige der Stammversicherten). 

c) Vereinbarung vom 5. November 1968 über die 
Erstattung der Aufwendungen für Sachleistun- 
gen, welche von den italienischen Trägern der 
Krankenversicherung in Italien an Familienan- 
gehörige in der Bundesrepublik Deutschland 
versicherter italienischer Arbeitnehmer gewährt 
wurden, durch die deutschen zuständigen Träger 
der Krankenversicherung. 

8. Bundesrepublik Deutschland — Luxemburg 

a) Artikel 1 und 2 der Vereinbarung vom 27. Juni 
1963 zur Durchführung des Artikels 73 Absatz 4 
und des Artikels 74 Absatz 5 der Verordnung 
Nr. 4 (Erstattung der Sachleistungen für Fami- 
lienangehörige der Stammversicherten). 


b) Vereinbarung vom 9. Dezember 1969 über den 
Verzicht auf die in Artikel 14 Absatz 2 der EWG- 
Verordnung Nr. 36/63 vorgesehene Erstattung 
von Aufwendungen für Sachleistungen, welche 
bei Krankheit Rentenberechtigten, die ehemalige 
Grenzgänger oder Hinterbliebene eines Grenz- 
gängers sind, sowie deren Familienangehörigen 
gewährt wurden. 

9. Bundesrepublik Deutschland — Niederlande 

a) Artikel 9, Artikel 10 Absatz 2 bis 5, Artikel 17, 
18, 19 und 21 der Ersten Verwaltungs Vereinba- 
rung vom 18. Juni 1954 zur Durchführung des 
Abkommens vom 29. März 1951 (Krankenver- 
sicherung und Rentenzahlung). 

b) Vereinbarung vom 27. Mai 1964 (Verzicht auf 
Erstattung der Kontrollkosten in der Rentenver- 
sicherung). 

c) Artikel 1 bis 4 der Vereinbarung vom 27. Juni 
1963 zur Durchführung des Artikels 73 Absatz 4 
und des Artikels 74 Absatz 5 der Verordnung 
Nr. 4 (Erstattung der Sachleistungen für Fami- 
lienangehörige der Stammversicherten). 

d) Vereinbarung vom 21. Januar 1969 über die Ein- 
ziehung und Beitreibung von Sozialversiche- 
rungsbeiträgen. 

e) Vereinbarung vom 3. September 1969 über den 
Verzicht auf die in Artikel 14 Absatz 2 der Ver- 
ordnung Nr. 36/63/EWG vorgesehene Erstattung 
von Aufwendungen für Sachleistungen, welche 
bei Krankheit Rentenberechtigten, die ehemalige 
Grenzgänger oder Hinterbliebene eines Grenz- 
gängers sind, sowie deren Familienangehörigen 
gewährt wurden. 

10. Frankreich — Italien 

Artikel 2 bis 4 der Verwaltungs Vereinbarung vom 
12. April 1950 zur Durchführung des Allgemeinen 
Abkommens vom 31. März 1948 (Zulage zu franzö- 
sischen Arbeitsunfallrenten) . 

11. Frankreich — Luxemburg 

a) Nach Artikel 51 der Verordnung Nr. 3 getroffene 
Vereinbarung vom 24. Februar 1969 und in 
Durchführung dieser Vereinbarung getroffene 
Verwaltungsvereinbarung vom gleichen Tage. 

b) Vereinbarung vom 18. Juni 1964 über die Erstat- 
tung von Sachleistungen, die Grenzgänger gewe- 
senen Rentnern gewährt wurden, nach Artikel 14 
Absatz 3 der Verordnung Nr. 36/63/EWG. 

12. Frankreich — Niederlande 

Briefwechsel vom 5. Mai und 21. Juni 1960 zu Arti- 
kel 23 Absatz 5 der Verordnung Nr. 3 (Verzicht auf 
Erstattung der Sachleistungen für Familienangehö- 
rige der Stammversicherten und für Rentenberech- 
tigte). 
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13. Italien — Luxemburg 

Artikel 4 Absatz 5 und 6 der Verwaltungsvereinba- 
rung vom 19. Januar 1955 (Krankenversicherung der 
Arbeitnehmer in der Landwirtschaft). 

14. Italien — Niederlande 

a) Artikel 9 Absatz 3 und Artikel 11 Absatz 3 der 
Verwaltungsvereinbarung vom 11. Februar 1955 
zur Durchführung des Allgemeinen Abkommens 
vom 28. Oktober 1952 (Krankenversicherung). 


b) Vereinbarung vom 27. Juni 1963 zur Durchfüh- 
rung des Artikels 75 Absatz 3 der Verordnung 
Nr. 4 (Erstattung der Sachleistungen für Familien- 
angehörige der Stammversicherten und für Ren- 
tenberechtigte). 

15. Luxemburg — Niederlande 

Briefwechsel vom 10. Oktober und 7. November 
1960 zu Artikel 23 Absatz 5 der Verordnung Nr. 3 
(Verzicht auf Erstattung der Sachleistungen für Fa- 
milienangehörige der Stammversicherten und für 
Rentenberechtigte) . 
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Anhang 6 

Leistungszahlungsverfahren 

(Artikel 4 Absatz 6 und Artikel 52 Absatz 1 der Durchführungsverordnung) 

Allgemeine Bemerkungen 

Die Nachzahlungen und sonstigen einmaligen Zahlungen werden über die Ver- 
bindungsstellen geleistet, während laufende und andere Zahlungen nach den in 
diesem Anhang jeweils bezeichneten Verfahren vorgenommen werden. 


A. Belgien 

Unmittelbare Zahlung 

B. Bundesrepublik Deutschland 

1. Rentenversicherung der Arbeiter und der Ange- 
stellten 

(Invalidität, Alter, Tod) 

a) im Verhältnis zu Belgien, Frankreich und Luxem- 
burg: unmittelbare Zahlung 

b) im Verhältnis zu Italien und den Niederlanden; über die Verbindungsstellen (nach Artikel 51 bis 55 

der Durchführungsverordnung in Verbindung mit 

den in Anhang 5 genannten Bestimmungen) 

2. Knappsdiaftliche Rentenversicherung 

(Invalidität, Alter, Tod) 

a) im Verhältnis zu Belgien und Luxemburg: unmittelbare Zahlung 

b) im Verhätlnis zu Frankreich, Italien und den über die Verbindungsstelien (nach Artikel 51 bis 55 

Niederlanden: der Durchführungsverordnung in Verbindung mit 

den in Anhang 5 genannten Bestimmungen) 


C. Frankreich 

unmittelbare Zahlung 

durch die die Leistungen zahlende Stelle in dem Mit- 
gliedstaat, in dem der Berechtigte wohnt 

D. Italien 

1. Invaliditäts-, Alters- und Hinterbliebenenrenten 

a) im Verhältnis zu Belgien und Frankreich, mit 

Ausnahme der französischen Bergmannskassen: unmittelbare Zahlung 

b) im Verhältnis zu Deutschland imd den französi- 
schen Bergmannskassen: über die Verbindungsstellen 


1. Alle Systeme außer System der Seeleute: 

2. System der Seeleute: 
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c) im Verhältnis zu Luxemburg und den Nieder- 
landen: unmittelbare Zahlung 

2. Renten bei Arbeitsunfall oder Berufskrankheit unmittelbare Zahlung 

E. Luxemburg 

Unmittelbare Zahlung 

F. Niederlande 

1. Im Verhältnis zu Belgien: unmittelbare Zahlung 

2. Im Verhältnis zu Deutschland: über die Verbindungsstellen (gemäß den in An- 

hang 5 genannten Bestimmungen) 

3. Im Verhältnis zu Frankreich, Italien und Luxem- 
burg: unmittelbare Zahlung 
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Anhang 7 


Banken 

(Artikel 4 Absatz 7 und Artikel 54 Absatz 3 der Durchführungsverordnung) 


A. Belgien: 

B. Deutschland: 

C. Frankreich: 

D. Italien: 

E. Luxemburg: 

F. Niederlande: 


Keine 

Deutsche Bundesbank, Frankfurt/Main 

Banque de France (Bank von Frankreich), Paris 

Banca Nazionale del Lavoro (Staatliche Bank der Arbeit), 
Rom 

Banque Internationale (Internationale Bank), Luxemburg 
Keine 
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Anhang 8 

Gewährung der Familienleistungen 

(Artikel 4 Absatz 8 und Artikel 10 Absatz 2 Buchstabe d der 
Durchführungsverordnung) 

Artikel 10 Absatz 2 Buchstabe d der Durchführungsverord- 
nung gilt in folgenden Beziehungen: — zwischen Deutschland und Frankreich 

— zwischen Deutschland und Luxemburg 

— zwischen Frankreich und Luxemburg 
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Anhang 9 


Berechnung der Jahresdurchschnittskosten für Sachleistungen 

(Artikel 4 Absatz 9; Artikel 93 Absatz 3 Buchstabe a und Artikel 94 
Absatz 3 Buchstabe a der Durchführungsverordnung) 


A. Belgien 

Die jährlichen Durchschnittskosten für Sachleistungen werden unter Bezugnahme 
auf das allgemeine System der sozialen Sicherheit berechnet. 


B. Deutschland 

Bei der Berechnung der Jahresdurchschnittskosten für Sachleistungen werden fol- 
gende Versicherungsträger berücksichtigt: 


1. Für die Anwendung von Arti- 
kel 93 Absatz 3 Buchstabe a 

der Durchführungsverordnung: a) Ortskrankenkassen 

b) Landkrankenkassen 

c) Betriebskrankenkassen 

d) Innungskrankenkassen 

e) die Bundesknappschaft 

f) die Seekasse 

g) Ersatzkassen für Arbeiter 

h) Ersatzkassen für Angestellte 

je nachdem, welche Kasse die Leistungen 
gewährt hat. 

2. Für die Anwendung von Arti- 
kel 94 Absatz 3 Buchstabe a 

der Durchführungsverordnung: a) Ortskrankenkassen 

b) Landkrankenkassen 

c) die Bundesknappschaft 

je nachdem, welche Kasse die Leistungen 
gewährt hat. 


C. Frankreich 

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleistungen werden unter Bezugnahme auf 
das allgemeine System der sozialen Sicherheit berechnet. 
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D. Italien 

1. Das vom „Istituto nazionale per rassi- 
curazione contro le malattie" (Staatliche 
Krankenversicherungsanstalt) verwalte- 
te allgemeine System für gewerbliche 
Arbeitnehmer und für Rentenberechtigte. 

2. Das vom „Istituto nazionale della pre- 
videnza sociale" (Staatliche Anstalt für 
soziale Vorsorge) verwaltete System 
für Leistungen bei Tuberkulose (außer 
für Arbeitnehmer in der Landwirtschaft). 


E. Luxemburg 

Bei der Berechnung der Jahresdurchschnittskosten für Sachleistungen werden die 
dem Code des assurances soziales (Sozialversicherungsordnung) unterliegenden 
Krankenkassen berücksichtigt. 


F. Niederlande 

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleistungen werden unter Bezugnahme auf 
das allgemeine System der sozialen Sicherheit berechnet. 

Um den Auswirkungen der nach- 
stehend genannten Versicherungen 
Rechnung zu tragen, wird jedoch 

eine Kürzung vorgenommen: 1. Arbeidsongeschiktheidsverzekering. 

WAO (Invaliditätsversicherung) . 

2. Verzekering tegen bijzondere ziekte- 
kosten, AWBZ (Versicherung für beson- 
dere Krankheitskosten). 


Bei der Berechnung der Jahres- 
durchschnittskosten für Sachlei- 
stungen werden folgende Systeme 
berücksichtigt: 
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Anhang 10 


Träger und Einrichtungen, die von den zuständigen Behörden bezeichnet 

worden sind 

(Artikel 4 Absatz 10 und Artikel 117 der Durchführungsverordnung) 


A. Belgien 


]. Bei Anwendung des Artikels 14 Absatz 1 
der Verordnung und der Artikel 11, 13 und 

14 der Durchführungsverordnung: Office nationale de securite sociale (Zentralanstalt für so- 

ziale Sicherheit), Brüssel — Rijksdienst voor maatschap- 
pelijke zekerheid 


2. Bei Anwendung des Artikels 14 Absatz 2 
der Verordnung und des Artikels 1 1 der 

Durchführungsverordnung: Caisse de secours et de prevoyance en favour des marins 

naviguant sous pavillon beige (Hilfs- und Vorsorgekasse 
für die unter belgischer Flagge fahrenden Seeleute), Ant- 
werpen — Hulp- en voorzergskas voor zeevarenden onder 
Belgische viag 


3, Bei Anwendung des Artikels 79 Absatz 2, 
des Artikels 80, des Artikels 81 Absatz 2, 
des Artikels 84 Absatz 2, des Artikels 85 
Absatz 6 und des Artikels 87 der Durch- 
führungsverordnung : 

a) im allgemeinen: 

b) für die Seeleute: 


Office national de Temploi (Zentralanstalt für Arbeit), 
Brüssel — Rijksdienst voor Arbeitsvoorziening 

Pool des marins de la marine marchande (Seemännnische 
Heuerstelle der Handelsmarine), Antwerpen - Pool van 
de zeelieden ter Koopvaardij 


4. Bei Anwendung des Artikels 101 Absatz 2 

der Durchführungsverordnung: Rijksinstituut voor Ziekte- en Invaliditeitsverzekering — 

Institut national d'assurance maladie-invalidite (Nationale 
Anstalt für Kranken- und Invaliditätsversicherung), Brüs- 
sel 


a) Krankheit — Mutterschaft und Arbeits- 
unfall: 


b) Berufskrankheiten: 


Fonds des maladies professionnelles (Kasse für Berufs- 
krankheiten), Brüssel — Fonds voor Beroepsziekten 


c) Arbeitslosigkeit: 

i) im allgemeinen: 

ii) für Seeleute: 

d) Familienleistungen: 


Office national de l'emploi (Zentralanstalt für Arbeit), 
Brüssel — Rijksdienst voor Arbeitsvoorziening 

Pool des marins de la marine marchande — Pool van de 
zeelieden ter koopvaardij (Heuerstelle der Handelsmarine), 
Antwerpen 

Office national des allocations familiales pour travailleurs 
salaries (Zentralanstalt für Familienzulagen an Arbeit- 
nehmer), Brüssel — Rijksdienst voor kinderbijslag voor 
werknemers 


5. Bei Anwendung des Artikels 112 Absatz 2 

der Durchführungsverordnung: Institut national d'assurance maladie-invalidite (Natio- 

nale Anstalt für Kranken- und Invaliditätsversicherung), 
Brüssel — Rijksinstituut voor Ziekte- en Invaliditeitsver- 
zekering 
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B. 

1. Für die Anwendung des Artikels 6 Ab- 
satz 1 der Durchführungsverordnung: 

a) je nach Art der zuletzt ausgeübten Tä- 
tigkeit: 

b) läßt sich die Art dieser letzten Tätig- 
keit nicht feststellen: 

c) bei Personen, die nach den niederlän- 
dischen Rechtsvorschriften über die all- 
gemeinen Versicherungen für den Fall 
der Invalidität, des Alters und des To- 
des während einer Tätigkeit versichert 
waren, die nach den deutschen Rechts- 
vorschriften nicht versicherungspflichtig 
gewesen wäre: 

2. Bei Anwendung des Artikels 11 Absatz 1 
der Durchführungsverordnung; 

a) krankenversicherter Arbeitnehmer: 

b) nicht krankenversicherter Arbeitneh- 
mer: 

c) übrige Fälle: 

3. Bei Anwendung des Artikels 13 Absatz 2 
und 3 und des Artikels 14 Absätze 1 bis 3 
der Durchführungsverordnung: 

a) auf Grund ihrer Beschäftigung kranken- 
versicherte Arbeitnehmer: 

b) auf Grund ihrer Beschäftigung nicht 
krankenversicherte Arbeitnehmer: 

c) übrige Fälle: 

4. Bei Anwendung des Artikels 79 Absatz 2, 
des Artikels 80 und des Artikels 81 Ab- 
satz 2 der Durchführungsverordnung: 


5. Bei Anwendung des Artikels 84 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung: 

6. Bei Anwendung des Artikels 85 Absatz 6 
der Durchführungsverordnung: 

7. Im Sinne des Artikels 90 Absatz 2 der 
Durchführungsverordnung: 


Deutschland 


die im Anhang 2 im Verhältnis zu den einzelnen Mitglied- 
staaten genannten Träger der Rentenversicherung der Ar- 
beiter und der Angestellten; 

die vorstehend erwähnten Träger der Rentenversicherung 
der Arbeiter 


die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte, Berlin 


der Träger, bei dem er krankenversichert ist 

der Träger, an den der Arbeitgeber die Beiträge zur Ren- 
tenversicherung abführt 

der für die Unfallversicherung zuständige Träger 


die Allgemeine Ortskrankenkasse, Bonn-Bad Godesberg 

der Träger, an den die Rentenversicherungsbeiträge ab- 
geführt werden 

für Unfallversicherung zuständiger Träger 

das Arbeitsamt, in dessen Bezirk der letzte Wohn- oder 
Aufenthaltsort des Arbeitnehmers in Deutschland liegt, 
oder, wenn der Arbeitnehmer während seiner Beschäfti- 
gung in Deutschland dort weder gewohnt noch sich auf- 
gehalten hat, das Arbeitsamt, in dessen Bezirk der letzte 
Beschäftigungsort des Arbeitnehmers in Deutschland liegt 

das Arbeitsamt, in dessen Bezirk der Beschäftigungsort des 
Arbeitnehmers liegt 

das für den Wohnort der Familienangehörigen zuständige 
Arbeitsamt 

die im Anhang 2 Ziffer 2 als zuständige Träger genannten 
Träger der Rentenversicherung der Arbeiter, der Renten- 
versicherung der Angestellten und der knappschaftlichen 
Rentenversicherung 
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8. Im Sinne: 


a) der Artikel 36 und 63 der Verordnung 
und des Artikels 101 Absatz 2 der 
Durchführungsverordnung: 


b) des Artikels 75 der Verordnung und 
des Artikels 101 Absatz 2 der Durch- 
führungsverordnung : 


die deutsche Verbindungsstelle, Krankenversicherung — 
Ausland, Bundesverband der Ortskrankenkassen, Bonn- 
Bad Godesberg 


die Bundesanstalt für Arbeit, Nürnberg 


9. Bei Anwendung des Artikels 112 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung: 

a) Erstattungen von Sachleistungen, die 
nicht leistungsberechtigten Arbeitneh- 
mern bei Vorlage der Bescheinigung 
nach Artikel 20 Absatz 2 der Durchfüh- 
rungsverordnung gewährt wurden: 


b) Erstattungen von Sachleistungen, die 
nicht leistungsberechtigten Arbeitneh- 
mern bei Vorlage der Bescheinigung 
nach Artikel 61 Absatz 2 der Durchfüh- 
rungsverordnung gewährt wurden: 

i) soweit bei Leistungsberechtigung ein 
Träger der Krankenversicherung zu- 
ständig gewesen wäre: 


ii) in den übrigen Fällen: 


Bundesverband der Ortskrankenkassen, Bonn-Bad Godes- 
berg, aus dem in Anhang V Teil B Ziffer 5 der Verord- 
nung genannten Ausgleichsfonds 


Bundesverband der Ortskrankenkassen, Bad Godesberg, 
aus dem in Anhang V Teil B Ziffer 5 der Verordnung ge- 
nannten Ausgleichsfonds 

Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossenschaften, 
Bonn 


C. Frankreich 


1. Bei Anwendung des Artikels 6 Absatz 1 
der Durchführungsverordnung: 

2. Bei Anwendung des Artikels 11 Absatz 1 
der Durchführungsverordnung: 

a) Mutterland 

i) allgemeines System: 

ii) landwirtschaftliches System: 

iii) Bergbausystem: 

iv) System der Seeleute: 

b) überseeische Departements 

i) im allgemeinen: 

ii) für Seeleute: 


Direction regionale de la securite sociale (Bezirksdirektion 
der sozialen Sicherheit) 


Caisse primaire d'assurance-maladie (Örtliche Kranken- 
kasse) 

Caisse de mutualite sociale agricole (Gegenseitigkeits- 
kasse der Sozialversicherung in der Landwirtschaft) 

Socicte de secours miniere (Knappschaftsverein) 

Section „Caisse de retraite des marins" du Quartier des 
affaires maritimes (Abteilung „Rentenkasse für Seeleute" 
der Schiffahrtsdirektion) 


Caisse generale de securite sociale (Allgemeine Kasse für 
soziale Sicherheit) 

Section „Caisse de retraite des marins" du Quartier des 
affaires maritimes (Abteilung „Rentenkasse für Seeleute" 
der Schiffahrtsdirektion) 


^) In Berücksichtigung des Beschlusses des Rates vom über die Anwendung des Artikels 51 des Vertrages 

und der diesbezüglichen Erklärung der französischen Regierung auf die überseeischen Departements. 
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3. Bei Anwendung des Artikels 13 Absatz 2 
und 3 und des Artikels 14 Absatz 3 der 

Durchführungsverordnung: Caisse primaire d'assurance-maladie de la region pari- 

sienne (örtliche Krankenkasse für den Bezirk Paris) 

4. Bei Anwendung des Artikels 17 der Ver- 
ordnung hinsichtlich der Bestimmung des 

Artikels 14 Absatz 1 a): Directeur regional de la securite sociale (Bezirksdirektor 

für soziale Sicherheit) 

5. Bei Anwendung der Artikel 79, 80 und 81 

Absatz 2 der Durchführungsverordnung: Direction departementale du travail et de la main- 

d'oeuvre, section locale de l'agence nationale pour l'emploi 
(Departementsdirektion für Arbeit und Arbeitskräfte, Ört- 
liche Sektion der Zentralagentur für Beschäftigung des Be- 
schäftigungsortes, für den die Bescheinigung beantragt 
wird 

a) Vollarbeitslosigkeit: Association pour l'emploi dans l'industrie et le commerce 

(ASSEDIC) (Verband für Beschäftigung in Industrie und 
Handel) des Wohnortes des Betreffenden 

b) Teilarbeit: Direction departementale du travail et de la main- 

d'oeuvre (Departementsdirektion für Arbeit und Arbeits- 
kräfte) 

6. Bei Anwendung des Artikels 88 der Durch- 
führungsverordnung: Direction departementale du travail et de la main- 

d'oeuvre (Departementsdirektion für Arbeit und Arbeits- 
kräfte) 

7. Bei Anwendung des Artikels 101 Absatz 2 

der Durchführungsverordnung: Centre de securite sociale des travailleurs migrants (Zen- 

tralstelle für die soziale Sicherheit der Wanderarbeitneh- 
mer), Paris 


D. Italien 

1. Bei Anwendung des Artikels 6 Absatz 1 der 

Durchführungsverordnung: Ministero del lavoro e della previdenza sociale (Ministe- 

rium für Arbeit und soziale Vorsorge), Rom 

2. Bei Anwendung des Artikels 11 Absatz 1, 

des Artikels 13 Absätze 2 und 3 und des 
Artikels 14 Absätze 1 bis 3 der Durchfüh- 
rungsverordnung: Istituto nazionale per l'assicurazione contro le malattie 

(Staatliche Krankenversicherungsanstalt), Povinzialstellen 

3. Bei Anwendung des Artikels 38 Absatz 1 

der Durchführungsverordnung: Istituto nazionale della previdenza sociale (Staatliche An- 

stalt für soziale Vorsorge), Provinzialstellen 

4. Bei Anwendung des Artikels 74 Absatz 2 

der Durchführungsverordnung: Istituto nazionale per l'assicurazione contro gli infor- 

tuni sul lavoro (Staatliche Unfallversicherungsanstalt), 
Provinzialstellen 

5. Bei Anwendung des Artikels 79 Absatz 2, 

des Artikels 80, des Artikels 81 Absatz 2, 
des Artikels 84 Absatz 2, des Artikels 85 
Absatz 6, des Artikels 87 und des Arti- 
kels 90 Absatz 2 der Durchführungsver- 
ordnung: Istituto nazionale della previdenza sociale (Staatliche An- 

stalt für soziale Vorsorge), Provinzialstellen 
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6. Bei Anwendung des Artikels 101 Absatz 2 

der Durchführungsverordnung: 

a) Erstattungen gemäß Artikel 36 der Ver- 
ordnung: 

b) Erstattungen gemäß Artikel 63 der Ver- 
ordnung: 

c) Erstattungen gemäß Artikel 70 und 75 
der Verordnung: 


7. Bei Anwendung des Artikels 112 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung: 

a) Krankheit (außer Tuberkulose): Istituto nazionale per l'assicurazione contro le malattie 

(Staatliche Krankenversicherungsanstalt), Rom 

b) Tuberkulose: Istituto nazionale della previdenza sociale (Staatliche An- 

stalt für soziale Vorsorge), Rom 

c) Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten: Istituto nazionale per l'assicurazione contro gli infortuni 

sul lavoro (Staatliche Unfallversicherungsanstalt), Rom 


E. Luxemburg 


1. Bei Anwendung des Artikels 6 Absatz 1 

der Durchführungsverordnung; Caisse de pension des employes prives (Rentenkasse der 

Privatangestellten), Luxemburg 
oder 

Etablissement d'assurance contre la vieillesse et Tinvali- 
dite (Alters- und Invaliditätsversicherungsanstalt), Lu- 
xemburg 

2. Bei Anwendung des Artikels 11 Absatz 1, 

des Artikels 13 Absätze 2 und 3 und des 
Artikels 14 Absätze 1 bis 3 der Durchfüh- 
rungsverordnung: Ministere du travail et de la securite sociale (Ministerium 

für Arbeit und soziale Sicherheit), Luxemburg 

3. Bei Anwendung des Artikels 22 Absatz 1 

der Durchführungsverordnung: Caisse nationale d'assurance maladie des ouvriers (Lu- 

xemburgische Arbeiterkrankenkasse), Luxemburg 

4. Bei Anwendung des Artikels 79 Absatz 2, 

des Artikels 80, des Artikels 81 Absatz 2 
und des Artikels 88 der Durchführungsver- 
ordnung: Office national du travail (Zentralarbeitsamt), Luxemburg 

5. Bei Anwendung des Artikels 90 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung: 

a) Invalidität, Alter, Tod (Renten): 

i) für Angestellte einschließlich der 
technischen Bergwerksangestellten 

(unter Tage): Caisse de pension des employes prives (Rentenkasse der 

Privatangestellten), Luxemburg 


Istituto nazionale per l'assicurazione contro le malattie 
(Staatliche Krankenversicherungsanstalt), Rom 

Istituto nazionale per l'assicurazione contro gli infortuni 
sul lavoro (Staatliche Unfallversicherungsanstalt), Rom 

Istituto nazionale della previdenza sociale (Staatliche 
Anstalt für soziale Vorsorge), Rom 
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ii) in den übrigen Fällen: Etablissement d'assurance contre la vieillesse et l'invali- 

dite (Alters- und Invaliditätsversicherungsanstalt), Lu- 
xemburg 

b) Familienleistungen: 

i) für Personen, die bei dem unter 
Buchstabe a Nummer ii) genannten 

Träger versichert sind: Caisse d’allocations familiales des ouvriers pres l'Etablis- 

sement d'assurance contre la vieillesse et l'invalidite 
Kasse für Familienbeihilfen an Arbeiter bei der Alters- 
und Invaliditätsversicherungsanstalt), Luxemburg 

ii) in den übrigen Fällen: Caisse d'allocations familiales des employes pres la Caisse 

de Pension des employes prives (Kasse für Familienbei- 
hilfen an Angestellte bei der Rentenkasse für Privat- 
angestellte), Luxemburg 


6. Bei Anwendung des Artikels 101 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung: 

a) Krankheit, Mutterschaft: Caisse nationale d’assurance maladie des ouvriers (Lu- 

xemburgische Arbeiterkrankenkasse), Luxemburg 


b) Arbeitsunfälle: Association d'assurance contre les accidents, section indu- 

strielle (Unfallversicherungsanstalt, gewerbliche Abtei- 
lung), Luxemburg 


c) Arbeitslosigkeit: 


Office national du travail (Zentralarbeitsamt), Luxemburg 


d) Familienleistungen: Caisse d’allocations familiales des ouvriers pres l'Etablis- 

sement d'assurance contre la vieillesse et l'invalidite 
(Kasse für Familienbeihilfen an Arbeiter bei der Alters- 
und Invaliditätsversicherungsanstalt), Luxemburg 

7. Bei Anwendung des Artikels 112 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung: 

a) Krankheit, Mutterschaft: Caisse nationale d'assurance maladie des ouvriers (Lu- 

xemburgische Arbeiterkrankenkasse), Luxemburg 

b) Arbeitsunfälle: Association d'assurance contre les accidents, section indu- 

strielle (Unfallversicherungsanstalt, gewerbliche Abtei- 
lung), Luxemburg 


F. Niederlande 


1. Bei Anwendung des Artikels 6 Absatz 1, 
des Artikels 11 Absatz 1, des Artikels 13 
Absätze 2 und 3 und des Artikels 14 Ab- 
sätze 1 und 2 der Durchführungsverord- 
nung: Sociale Verzekeringsraad (Sozialversicherungsrat), Den 

Haag 


2. Bei Anwendung des Artikels 14 Absatz 3 
der Durchführungsverordnung, für Hilfs- 
kräfte der Europäischen Gemeinschaften, 
die nicht in den Niederlanden wohnen (nur 
für Sachleistungen) : 


Algemeen Nederlands Onderling Ziekenfonds (Allge- 
meine niederländische Krankenkasse auf Gegenseitigkeit), 
Utrecht 
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3. Bei Anwendung des Artikels 79 Absatz 2 

und des Artikels 80 der Durchführungsver- 
ordnung: Nieuwe Algemene Bedrijfsvereniging (Neue allgemeine 

Berufsvereinigung), Amsterdam 

4. Bei Anwendung des Artikels 101 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung: 

a) Erstattungen gemäß Artikel 36 und 63 

der Verordnung: Ziekenfondsraad (Krankenkassenrat), Amsterdam 

b) Erstattungen gemäß Artikel 70 der Ver- 
ordnung: Algemeen Werkloosheidsfonds (Allgemeine Arbeitslosen- 

- kasse), Den Haag 

c) Erstattungen gemäß Artikel 75 der Ver- 
ordnung: Sociale Verzekeringsbank Amsterdam (Sozialversiche- 

rungsanstalt), Amsterdam 
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ANHANG II 


Erläuterungen 

zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Rates über die Durchführung 
der Verordnung Nr. . . ./71/EWG des Rates vom 14. Juni 1971 zur Anwen- 
dung der Systeme der Sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und deren 
Familien, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern 


Einleitung 

Der Rat hat am 14. Juni 1971 die Verordnung 
Nr. . . ./71 über die Anwendung der Systeme der 
sozialen Sicherheit auf die innerhalb der Gemein- 
schaft zu- imd abwandernden Arbeitnehmer und 
deren Familien angenommen. Diese Verordnung 
wird an die Stelle der Verordnung Nr. 3 des Rates 
über die Soziale Sicherheit der Wanderarbeitneh- 
mer vom 25. September 1958, die durch eine Reihe 
späterer Verordnungen geändert wurde, sowie an 
die Stelle der Grundvorschriften der Verordnung 
Nr. 36/63 des Rates vom 2. April 1963 über die 
Soziale Sicherheit der Grenzgänger treten. Arti- 
kel 97 der oben genannten Verordnung vom 14. Juni 
1971 bestimmt, daß die Durchführung dieser Verord- 
nung in einer weiteren Verordnung geregelt wird. 
Diesem Zweck dient der vorliegende Verordnungs- 
vorschlag, der an die Stelle der Verordnung Nr. 4 
des Rates vom 3. Dezember 1958 zur Durchführung 
und Ergänzung der Verordnung Nr. 3, sowie an die 
Stelle der Durchführungsbestimmungen der vorge- 
nannten Verordnung Nr. 36/63 treten soll. Gemäß 
Artikel 99 der Verordnung Nr. . . ./71 soll diese Ver- 
ordnung selbst und die Durchführungsverordnung 
am ersten Tag des siebten Monats nach der Veröf- 
fentlichung der Durchführungsverordnung im Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft tre- 
ten. Diese Frist mußte für die Ausarbeitung neuer 
Vordrucke, zur Erteilung der erforderlichen Weisun- 
gen an die Versicherungsträger in den Mitgliedstaa- 
ten sowie zur Herausgabe neuer Merkblätter ange- 
setzt werden, mittels deren die Berechtigten über 
ihre Ansprüche und die von ihnen dabei einzuhal- 
tenden Verwaltungsvorschriften unterrichtet werden 
sollen. 

Dieser Vorschlag enthält im Vergleich zur Verord- 
nung Nr. 4 Neuerungen, die sich durch die neuen 
Vorschriften der Verordnung Nr. . . ./71 vom 14. Juni 
1971 sowie auch aus den Erfahrungen ergeben, die 
während der zwölfjährigen Anwendung und Durch- 
führung der Verordnungen Nr. 3 und Nr. 4 gesam- 
melt werden konnten, aber auch das Anliegen er- 
füllen, die Beziehungen zwischen den Versiche- 
rungsträgern untereinander und zwischen den Be- 
rechtigten und den Versicherungsträgern weitestge- 
hend zu vereinfachen. Gleichzeitig wurden redak- 
tionelle Änderungen vorgenommen, um die Verord- 
nung textlich klarer und damit leichter faßlich zu 
gestalten. 

Die nachfolgenden Seiten enthalten einen Kommen- 
tar zu jedem Artikel des Vorschlages. An dieser 


Stelle hier sollen nur die wichtigsten Neuerungen 
in den verschiedenen Kapiteln gegenüber den Ver- 
ordnungen Nr. 4 und Nr. 36/63/EWG erwähnt 
werden. 

1. Leistungen bei Krankheit und Mutterschaft 

— Ein besonderes Verfahren ist eingeführt worden, 
um die Sachleistungsgewährung für die Arbeit- 
nehmer im internationalen Verkehrswesen in 
ihrem jeweiligen Aufenthaltsland zu erleichtern. 
Diese Leistungen können ihnen gegen Vorlage 
einer Bescheinigung des Arbeitgebers gewährt 
werden (Artikel 20). 

— Neue Bestimmungen regeln im einzelnen die Ge- 
währung von Sach- und Geldleistungen an Ar- 
beitnehmer, die in einem Mitgliedstaat arbeits- 
los geworden sind und sich zur Arbeitssuche in 
einen anderen Mitgliedstaat begeben, sowie die 
Sachleistungsgewährung an die sie begleitende 
Familie (Artikel 26). 

2. Leistungen bei Invalidität, Alter und Tod 
(Renten) 

Dieses Kapitel mußte den in der Verordnung 
Nr. . . ./71 vom 14. Juni 1971 angenommenen neuen 
Vorschriften entsprechend völlig neu bearbeitet 
werden. Eine neue Bestimmung betrifft die Sicher- 
stellung der vorläufigen Leistungszahlung seitens 
aller in Betracht kommenden Träger bis zur Beendi- 
gung der Antragsbearbeitung (Artikel 45). Ferner 
sind Maßnahmen zur beschleunigten Leistungsfest- 
stellung vorgesehen: 

— Datenaustausch zwischen Trägern der verschie- 
denen Mitgliedstaaten über die Person der Ar- 
beitnehmer, über den Beschäftigungsbeginn, den 
zuständigen Träger, die Versicherungsnummer 
und -alle sonstigen Einzelheiten, die geeignet 
sind, die Feststellung der Renten zu erleichtern 
und zu beschleunigen. 

— Zusammenstellung der Versicherungslaufbahn 
spätestens ein Jahr vor Erreichen der zur Rente 
berechtigten Altersgrenze (Artikel 49). 

3. Leistungen wegen Arbeitsanfall und Berufs- 
krankheit 

— Größerer Klarheit halber enthält der Vorschlag 
spezifische Bestimmungen, die die Versiche- 
rungsleistungen wegen Arbeitsunfällen und Be- 
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rufskrankheiten betreffen, während die Verord- 
nung Nr. 4 lediglich auf die entsprechenden Be- 
stimmungen des die Leistungen bei Krankheit 
betreffenden Kapitels hinweisen, die entspre- 
chend anzuwenden sind (Artikel 59 und ff.). 

— Ein ähnliches Verfahren wie das weiter oben 
für die Sachleistungsgewährung der Krankenver- 
sicherung an die Arbeitnehmer des Internationa- 
len Verkehrswesens genannte ist für dieselbe 
Arbeitnehmergruppe auch für die Sachleistungs- 
gewährung der Unfallversicherung eingeführt 
worden (Artikel 61). 

4. Leistungen bei Arbeitslosigkeit 

Für die Zahlung der Leistungen an die Arbeitneh- 
mer, die in einem Mitgliedstaat arbeitslos geworden 
sind und sich in einen anderen Mitgliedstaat bege- 
ben, um dort eine Beschäftigung zu suchen, mußte 
ein neues Verfahren eingeführt werden (Artikel 82). 

5. Familienleistungen und -beihilfen 

Dieses Kapitel mußte entsprechend den in der Ver- 
ordnung Nr. . . ./71 vom 14. Juni 1971 eingeführten 
verschiedenen Regelungen völlig neu bearbeitet 
werden, nachdem es darauf ankommt, ob der Ar- 
beitnehmer in Frankreich oder in einem der anderen 
fünf Mitgliedstaaten beschäftigt ist oder ob es sich 
um einen Arbeitslosen handelt, der Anspruch auf 
Leistungen bei Arbeitslosigkeit nach den französi- 
schen Rechtsvorschriften oder nach den Rechtsvor- 
schriften eines der fünf anderen Mitgliedstaaten 
hat (Artikel 85 bis 88). 

6. Finanzielle Bestimmungen 

— Für die Erstattung der Familienbeihilfen, die den 
Familienangehörigen der Arbeitnehmer gewährt 
werden, für die die französischen Rechtsvor- 
schriften gelten, oder aber den Familienangehö- 
rigen von Arbeitslosen, die Leistungen wegen 
Arbeitslosigkeit nach den französischen Rechts- 
vorschriften vom Träger eines anderen Mitglied- 
staates erhalten, ist eine neue Bestimmung ein- 
geführt worden (Artikel 97). 

— Die Aufgaben des Rechnung saus Schusses sind im 
einzelnen genau festgelegt worden (Artikel 101). 

7. Verschiedene Bestimmungen 

— Die Bestimmungen für die Einbehaltung von Lei- 
stungen oder Sozialbeihilfen, die der Träger 
oder die Einrichtung eines Mitgliedstaates unbe- 
rechtigterweise gezahlt hat, von den vom Trä- 
ger eines anderen Mitgliedstaates gewährten 
Leistungen sind im einzelnen festgelegt worden 
(Artikel 110). 

— Eine neue Bestimmung sieht die vorläufige Zah- 
lung von Leistungen bei Streitigkeiten über die 
anzuwendenden Rechtsvorschriften oder über 
den leistungsverpflichteten Träger vor. 


— Ein besonderer Artikel ist eingeführt worden, 
um die Einführung der neuzeitlichsten Datentech- 
nik zur Durchführung der Verordnung zu ermög- 
lichen (Artikel 116). 


Erläuterung der Artikel 


TITEL I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 (Begriffsbestimmungen) 

Artikel 1 bringt mit der Bestimmung der Begriffe 
„Verordnung" und „Durchführungsverordnung", 
mit denen die Grundverordnung bzw. diese Verord- 
nung bezeichnet wird, die dieser Vorschlag zum 
Gegenstand hat, gegenüber dem Artikel 1 der 
Verordnung Nr. 4 keine wesentliche Änderung, Er 
verweist ausdrücklich auf sämtliche Begriffsbestim- 
mungen in Artikel 1 der Verordnung, so daß sich 
die Bestimmung des Begriffs „Arbeitnehmer" in Ar- 
tikel 1 Buchstabe c der Verordnung erübrigt. 

Artikel 2 (Aufgaben der Verwaltungskommission) 
Absatz 1 (Vordrucke) 

Die Verwaltungskommission hat auch fernerhin die 
Aufgabe, unter Berücksichtigung der Verordnung 
Nr. 1 zur Regelung der Sprachenfrage für die Euro- 
päische Wirtschaftsgemeinschaft Muster für Beschei- 
nigungen, Bestätigungen, Anträge und sonstige Be- 
lege aufzustellen, die zur Anwendung der Verord- 
nung und der Durchführungsverordnung erforderlich 
sind. 

Neu ist die Bestimmung, daß zwei Mitgliedstaaten 
nach Stellungnahme der Verv/altungskommission 
die Verwendung vereinfachter Vordrucke für ihre 
gegenseitigen Beziehungen vereinbaren können. 

Absatz 2 (Unterrichtung über Rechtsvorschriften) 

Die innerstaatlichen Rechtsvorschriften, über die die 
Verwaltungskommission Angaben für die Anwen- 
dung der Verordnung zusammenstellen konnte, wer- 
den nicht mehr aufgeführt. Der Vergleich der Kin- 
dergeldsätze ist nach der neuen Verordnung näm- 
lich nicht mehr erforderlich. Die Erfahrung hat ge- 
lehrt, daß die entsprechenden Bestimmungen der 
Verordnung Nr. 4, die der Verwaltungskommission 
die Zusammenstellung von Angaben in anderen 
Bereichen ermöglichten, nur tote Buchstaben gewor- 
den sind, denn die Angaben, die anfänglich über die 
als „Familienangehörige" und „Hinterbliebene" gel- 
tenden Personen, über die als „Versicherungszeiten" 
und „gleichgestellte Zeiten" geltenden Zeiten, über 
die Kürzungs- und Ruhensbestimmungen, sowie über 
die Leistungen zusammengestellt wurden, deren Ge- 
währung vom Zurücklegen von Versicherungszeiten 
in einer bestimmten Beschäftigung abhängig ist, sind 
nicht auf dem laufenden gehalten worden. Es hat 
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sich gezeigt, daß diese Angaben zwar theoretisch 
interessant sein können, jedoch keinen praktischen 
Wert für die Anwendung der Verordnungen haben, 
denn es ist ja nicht Sache der zuständigen Behör- 
den eines Mitgliedstaates, die Rechtsvorschriften 
anderer Mitgliedstaaten auszulegen und anzuwen- 
den. 

Die Verwaltungskommission behält nichtsdestowe- 
niger ganz allgemein das Recht, alle Angaben über 
innerstaatliche Rechtsvorschriften der Mitgliedstaa- 
ten, die sich für die Anwendung der Verordnungen 
als notwendig erweisen, für den Gebrauch der zu- 
ständigen Behörden jedes Mitgliedstaates, soweit 
erforderlich, zusammenzustellen. 

Absatz 3 (Merkblätter) 

Es ist auch künftighin Aufgabe der Verwaltungs- 
komission, in den vier Gemeinschaftssprachen abzu- 
fassende Merkblätter auszuarbeiten, die der Unter- 
richtung der Versicherten über ihre Ansprüche so- 
wie über die Vorschriften dienen, die zur Geltend- 
machung dieser Ansprüche zu beachten sind. 

Artikel 3 (Verbindungsstellen) 

In Anbetracht der dezentralisierten Verwaltung der 
Sozialen Sicherheit hat sich die Bezeichnung von 
Verbindungsstellen besonders zweckdienlich erwie- 
sen, um den Verkehr der Träger eines Mitglied- 
staates, sowie der Personen, die sich in einem Mit- 
gliedstaat befinden, mit den Trägern eines anderen 
Mitgliedstaates zu erleichtern. Um aber die Uber- 
mittlungswege nicht unnötig zu komplizieren, sieht 
dieser Vorschlag auch den Direktverkehr zwischen 
den genannten Stellen bzw. Personen und Stellen 
vor, d. h., ohne Vermittlung durch die Verbindungs- 
stellen. 

Der Artikel 4 der Verordnung Nr. 4, in dem be- 
stimmt wird, welcher Wechselkurs bei der Umrech- 
nung von einer Währung in die andere anzuwen- 
den ist, und nach dem die Verwaltungskommission 
befugt ist, die Art und Weise der Umrechnung zu 
bestimmen und für verschiedene Leistungen den 
für die Bestimmung des Wechselkurses maßgeben- 
den Zeitpunkt zu bezeichnen, ist nicht übernommen 
worden. Die Frage der Umrechnung von einer 
Währung in die andere ist in Artikel 106 der Durch- 
führungsverordnung geregelt. 

Anhang 4 (Anhänge) 

Die Aufzählung der Anhänge zur Durchführungs- 
verordnung entspricht derjenigen in Artikel 5 Ab- 
satz 1 der Verordnung Nr. 4, von der Streichung 
zweier Anhänge darin und der Nennung zweier 
neuer Anhänge abgesehen. Die Anhänge 7 und 9 
zur Verordnung Nr. 4, die Renten, die nur gewährt 
werden, wenn Versicherungszeiten in einem Son- 
dersystem zurückgelegt werden, sowie die Aufzäh- 
lung der allgemeinen und Sondersysteme betreffend, 
sind gestrichen worden. Für die Mitgliedstaaten hat 
es sich als zweckdienlicher erwiesen, die Angaben 
über die allgemeinen und Sondersysteme in den von 


ihnen nach Artikel 5 der Verordnung einzureichen- 
den Mitteilungen zu machen, und zwar unbeschadet 
der Beschlüsse der Verwaltungskommission über 
Leistungen für Zeiten, die in diesen Systemen 
zurückgelegt werden, sowie über die in Betracht 
kommenden einander entsprechenden Systeme, Be- 
rufe oder Beschäftigungen. 

Folgende Anhänge sind neu: 

— Anhang 6, der das Verfahren für die Zahlung 
(unmittelbare Zahlung oder durch eine Verbin- 
dungsstelle) der Renten sowie der Leistungen 
für Kinder an Rentenberechtigte und an Waisen 
nennt. In der Verordnung Nr. 4 war das von den 
Mitgliedstaaten gewählte Verfahren nicht ange- 
geben. 

— Anhang 9, der die für die Berechnung der Jahres- 
durchschnittskosten zugrunde zu legenden Sy- 
steme nennt. Diese Frage war in Anwendung der 
Verordnung Nr. 4 durch einen Beschluß der 
Verwaltungskommission geregelt. 

Artikel 5 Absätze 2 und 3 der Verordnung Nr. 4, 
die Änderungen und Rechtsnatur der Anhänge be- 
treffend, sind in Titel VIII untergebracht, in dem die 
Übergangs- und Schlußbestimmungen zusammen- 
gefaßt sind (s. Artikel 121). 


TITEL II 

Durchführung der Allgemeinen Vorschriften 
der Verordnung (Titel I) 

Artikel 5 (Anwendung der Durchführungsverord- 
nung an Stelle von Abkommensbestim- 
mungen) 

Dieser Artikel faßt beide Absätze des Artikels 6 der 
Verordnung Nr. 4 zusammen. Satz eins, wonach die 
Durchführungsverordnung an die Stelle der Verein- 
barungen tritt, die zur „Durchführung der Abkom- 
men, an deren Stelle die Verordnung tritt" getroffen 
wurden, bedeutet, daß dieses Ersatzverfahren nicht 
bei Verträgen möglich ist, die mindestens zwei Mit- 
gliedstaaten und ein oder mehrere andere Staaten 
zur Regelung der Fälle binden, in denen ein Träger 
der letzteren Staaten beteiligt ist (Artikel 6 Buch- 
stabe b der Verordnung), und daß ferner die Verein- 
barungen über die Durchführung des Abkommens 
über die Soziale Sicherheit der Rheinschiffer und des 
Europäischen Abkommens über die Soziale Sicher- 
heit der Arbeitnehmer im internationalen Verkehrs- 
wesen anwendbar bleiben (Artikel 7 Absatz 2 Buch- 
staben a und b der Verordnung). Satz zwei gestattet 
die Aufrechterhaltung von Bestimmungen zur Durch- 
führung der in Anhang II zur Verordnung eingetra- 
genen Abkommensbestimmungen durch Eintragung 
in Anhang 5: es kann sich dabei um Durchführungs- 
bestimmungen nicht nur aus Verwaltungsvereinba- 
rungen, sondern gegebenenfalls auch aus Abkommen 
handeln, die u. U. nicht im Anhang II zur Verordnung 
eingetragen sind, weil sie keine Grundvorschriften, 
sondern Durchführungsbestimmungen betreffen. 
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Artikel 6 (Zulassung zur freiwilligen Versicherung j 
und freiwilligen Weiterversicherung) 

Dieser Artikel entspricht dem Artikel 7 der Verord- 
nung Nr. 4, von redaktionellen Vereinfachungen und 
von Angleichungen abgesehen, die dem Umstand 
Rechnung tragen, daß die zuletzt geltende Pflichtver- 
sicherung nicht notwendigerweise die des letzten 
Beschäftigungslandes sein muß, und daß Artikel 9 
der Verordnung sich nicht wie Artikel 9 der Verord- 
nung Nr. 3 auf die Zulassung zur freiwilligen Ver- 
sicherung oder freiwilligen Weiterversicherung auf 
Grund der Rechtsvorschriften des Wohnlandes be- 
schränkt. Absatz 1 behandelt die Bestimmung des 
zuständigen Systems der freiwilligen Versicherung 
oder freiwilligen Weiterversicherung, wenn in ein 
und demselben Staat mehrere solcher Systeme be- 
stehen, deren Voraussetzungen der Versicherte er- 
füllt; Absatz 2 betrifft die beizubringende Bescheini- 
gung, um die Anrechnung der nach den Rechtsvor- 
schriften anderer Mitgliedstaaten zurückgelegten 
Versicherungszeiten zu ermöglichen. 

Artikel 7 (Allgemeine Bestimmungen über die An- 
wendung der Vorschriften beim Zusam- 
mentreffen von Leistungen- — Anwendung 
dieser Bestimmungen auf die Leistungen 
bei Invalidität, Alter und Tod [Renten]) 

Absatz 1 

Es muß vermieden werden, daß die Anwendung in- 
nerstaatlicher Doppelleistungsvorschriften nach Ar- 
tikel 12 der Verordnung, die positiven Anspruchs- 
konflikten Vorbeugen sollen, nicht zum negativen 
Anspruchskonflikt führt. Das ist der Zweck dieses 
Artikels, der dem Artikel 9 Absätze 1, 2 und 3 der 
Verordnung Nr. 4 entspricht. 

Absatz 1 Buchstabe a entspricht in vereinfachter 
Form dem Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung Nr. 4 
und bestimmt ganz allgemein, daß in den Fällen, in 
denen Artikel 12 Absätze 2 und 3 der Verordnung 
eine gleichzeitige Kürzung oder ein gleichzeitiges 
Ruhen von zwei, drei usw. Leistungen zur Folge 
hätte, keine dieser Leistungen um mehr als die 
Hälfte, ein Drittel usw. des Betrages gekürzt oder 
zum Ruhen gebracht werden darf, auf den sich die 
Kürzung oder das Ruhen nach den Rechtsvorschriften 
erstreckt, auf Grund deren die Leistung geschuldet 
wird. 

Absatz 1 Buchstabe b, der dem Artikel 9 Absatz 2 
der Verordnung Nr. 4 entspricht, wendet Artikel 12 
der Verordnung auf die Kürzung oder das Ruhen der 
nach Artikel 46 Absatz 2 der Verordnung im Pro-rata- 
temporis-Verfahren berechneten Renten an. Nur der 
Rententeil darf gekürzt oder zum Ruhen gebracht 
werden, nicht aber der scheinbare Betrag. Außerdem 
dürfen Leistungen, Einkünfte oder Arbeitsentgelte, 
die eine Kürzung oder ein Ruhen der betreffenden 
Rente zur Folge haben, nicht in voller Höhe, sondern j 
nur im selben Zeitenverhältnis wie die Scheinrente | 
selbst bei der Kürzung oder dem Ruhen berücksichtigt : 
werden. Sollte die Anwendung dieser Vorschrift die ; 
gleichzeitige Kürzung oder das gleichzeitige Ruhen 
mehrerer Teilrenten zur Folge haben, so ist Buch- ! 


stabe a nicht anwendbar, weil der von der Kürzung 
bzw. dem Ruhen betroffene Betrag selbst bereits ge- 
kürzt ist. Es handelt sich dabei natürlich nur um 
Fälle, in denen Teilrenten mit anderen Einkünften 
oder Arbeitsentgelten oder mit Leistungen anderer 
Art Zusammentreffen, denn die in den Rechtsvor- 
schriften eines Mitgliedstaats gegebenenfalls be- 
stehenden Kürzungs-, Rühens- oder Entzugsbestim- 
mungen für Renten gleicher Art werden nach Arti- 
kel 12 Absatz 2 letzter Satz der Verordnung nicht 
auf Teilbeträge von Leistungen gleicher Art ange- 
wandt, die auf Grund der Rechtsvorschriften meh- 
rerer Mitgliedstaaten geschuldet werden: sind näm- 
lich die Renten im Zeitenverhältnis gekürzt, so ist 
ihr Zusammentreffen nicht unzulässig, sondern in 
Artikel 46 der Verordnung ausdrücklich vorgesehen. 

Absatz 1 Buchstabe c ist neu und wendet Artikel 12 
der Verordnung auf Renten an, die nach Artikel 46 
Absatz 1 erster Unterabsatz der Verordnung fest- 
gestellt sind. Die Kürzung oder das Ruhen berühren 
jedoch nur den sich aus Artikel 46 Absatz 3 ergeben- 
den Rentenbetrag. Die Leistungen, Einkünfte oder 
Arbeitsentgelte, deren Bezug zu einer Kürzung oder 
einem Ruhen der betreffenden Renten führen, dürfen 
nicht in voller Höhe angerechnet werden, sondern 
nur zu dem Teil, der sich als Richtwert in Höhe des 
Unterschiedes zwischen dem Leistungsbetrag nach 
Artikel 46 Absatz 1 erster Unterabsatz und dem Lei- 
stungsbetrag nach Artikel 46 Absatz 3 der Verord- 
nung ergibt. 

Absatz 2 

Absatz 2, der Artikel 9 Absatz 3 der Verordnung 
Nr. 4 entspricht, bedeutet eine Anwendung des in 
Artikel 84 Absatz 2 der Verordnung niedergelegten 
allgemeinen Grundsatzes der Verwaltungshilfe bei 
der Übermittlung aller geeigneten Auskünfte zwi- 
schen Trägern zur Anwendung der in den einzel- 
staatlichen Rechtsvorschriften festgelegten Doppel- 
leistungsvorschriften auf Grund des Artikels 12 Ab- 
sätze 2 bis 4 der Verordnung. 

Der allgemeine Grundsatz, daß gleichartige Leistun- 
gen für ein und dieselbe Pflichtversicherungszeit, die 
nach den Rechtsvorschriften zweier oder mehrerer 
Mitgliedstaaten geschuldet werden, nicht Zusammen- 
treffen dürfen, ist in Artikel 12 Absatz 1 der Ver- 
ordnung niedergelegt, ohne daß jedoch angegeben 
ist, nach den Rechtsvorschriften welchen Staates die 
Leistung zu zahlen ist. In den folgenden Artikeln 
der Durchführungsverordnung ist dies für Mutter- 
schaftsleistungen, Sterbegeld und Familienleistungen 
im einzelnen ausgeführt. 


Artikel 8 (Zusammentreffen von Ansprüchen auf 
Leistungen aus der Mutterschaftsversiche- 
rung nach den Rechtsvorschriften mehre- 
rer Staaten) 

Es hat sich gezeigt, daß dieser Artikel, der Artikel 21 
der Verordnung Nr. 3 entspricht, zweckdienlicher in 
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der Durchführungsverordnung steht, da mit ihm das 
Zusammentreffen von Mutterschaftsleistungen ver- 
hindert werden soll, die für ein und dieselbe Person 
— ■ Arbeitnehmerin oder Familienangehörige eines 
Arbeitnehmers — nach den Rechtsvorschriften 
zweier oder mehrerer Mitgliedstaaten geschuldet 
würden. In einem solchen Falle werden die Leistun- 
gen nach den Rechtsvorschriften desjenigen Mit- 
gliedstaates gewährt, in dem die Entbindung er- 
folgte, oder, wenn die Entbindung nicht in einem 
dieser Staaten erfolgte, nach den Rechtsvorschriften, 
die für die Arbeitnehmerin bzw. den Arbeitnehmer 
zuletzt gegolten haben. 


Artikel 9 (Zusammentreffen von Ansprüchen auf 
Sterbegeld nach den Rechtsvorschriften 
mehrerer Staaten) 

Dieser Artikel, in dem das Zusammentreffen nach 
den Rechtsvorschriften zweier oder mehrerer Mit- 
gliedstaaten geschuldeter Sterbegelder für einen 
Arbeitnehmer, einen Rentner oder einen Renten- 
antragsteller oder einen ihrer Familienangehörigen 
geregelt werden soll, entspricht bei etwas geänder- 
tem Wortlaut dem Artikel 8 Buchstabe a und b der 
Verordnung Nr. 4. 

Tritt ein Todesfall in einem Mitgliedstaat ein, dessen 
Rechtsvorschriften die Zahlung von Sterbegeld vor- 
sehen, so wird nur das nach den Rechtsvorschriften 
dieses einen Staates fällige Sterbegeld gewährt. 

Tritt der Todesfall außerhalb der Mitgliedstaaten 
ein, nach deren Rechtsvorschriften Sterbegeld zu 
zahlen ist, sei es in einem Mitgliedstaat oder in 
einem Drittstaat, so wird nur das nach den mitglied- 
staatlichen Rechtsvorschriften fällige Sterbegeld ge- 
währt, nach denen der Arbeitnehmer seine letzte 
Versicherungszeit zurückgelegt hat. 

Artikel 8 Buchstabe c der Verordnung Nr. 4, der das 
Zusammentreffen von Leistungen betrifft, die sich 
aus einem Zusammentreffen der Mitgliedschaft bei 
einer Pflichtversicherung in einem Mitgliedstaat mit 
einer Mitgliedschaft bei einer freiwilligen Versiche- 
rung oder freiwilligen Weiterversicherung in einem 
oder mehreren anderen Mitgliedstaaten ergeben, 
wurde nicht übernommen, weil die Frage des Zu- 
sammentreffens von Mitgliedschaften dieser Art in 
Artikel 15 der Verordnung geregelt ist. 

Artikel 10 (Bestimmungen für das Zusammentref- 
fen von Ansprüchen auf Familienleistun- 
gen oder für die Fälle, in denen für den 
Arbeitnehmer während eines Teils oder 
ein und desselben ganzen Zahlungszeit- 
raums die Rechtsvorschriften mehrerer 
Mitgliedstaaten galten) 

Absatz 1 (Allgemein) 

ln Absatz 1 sind die Vorrangsregeln festgelegt, mit 
denen eine Häufung von Ansprüchen vermieden 
werden soll, wenn zwei Personen für ein und den- 


j selben Familienangehörigen Familienbeihilfen oder 
-leistungen nach den Rechtsvorschriften des in Arti- 
I kel 73 Absatz 1 oder 2 der Verordnung bezeichneten 
zuständigen Landes und nach den Rechtsvorschriften 
des Wohnlandes dieses Familienangehörigen ge- 
schuldet werden. Für solche Fälle wird darin auf die 
Anwendung der in den Rechtsvorschriften des Wohn- 
landes des Familienangehörigen vorgesehenen Be- 
stimmungen über das Zusammentreffen von Ansprü- 
chen auf Familienbeihilfen oder -leistungen verwie- 
sen. Damit diese einzelstaatlichen Bestimmungen 
international Anwendung finden können, wird ver- 
einbart, daß der Anspruch auf Familienbeihilfen oder 
-leistungen, die nach Artikel 73 Absatz 1 oder 2 der 
Verordnung geschuldet werden, so berücksichtigt 
wird, als ob es sich um einen nach den Rechtsvor- 
schriften des Wohnlandes des Familienangehörigen 
erworbenen Anspruch handelte. 

Absatz 2 (Gewährung von Familienbeihilfen oder 
-leistungen für den Fall, daß für einen 
Arbeitnehmer während ein und desselben 
Zahlungszeitraumes nacheinander die 
Rechtsvorschriften zweier Mitgliedstaaten 
gelten) 

In Absatz 2, der sachlich Artikel 9 Absatz 5 der Ver- 
ordnung Nr. 4 entspricht, werden die Vorschriften 
festgelegt, die für die Gewährung von Familienbei- 
hilfen oder -leistungen gelten, wenn für einen Ar- 
beitnehmer nacheinander die Rechtsvorschriften 
zweier Mitgliedstaaten während der Zeit zwischen 
zwei Zahlungsterminen galten, wie sie in den Rechts- 
vorschriften des einen oder beider betreffenden Mit- 
gliedstaaten vorgesehen sind. Der Absatz betrifft die 
Zahlungsweise bei Familienbeihilfen oder -leistun- 
gen (Buchstabe a), die etwa erforderliche Abrech- 
nung zwischen den beteiligten Trägern (Buchstabe b), 
die vorzunehmende Umrechnung, wenn die nach den 
Rechtsvorschriften eines Staates zurückgelegten Be- 
schäftigungszeiten in anderen Einheiten ausgedrückt 
sind, als sie zur Berechnung der Familienbeihilfen 
oder -leistungen nach den Rechtsvorschriften des 
anderen Staates dienen (Buchstabe c), sowie die 
Übernahme der Familienbeihilfen oder -leistungen 
für den gesamten Zeitraum durch den Träger eines 
der Staaten, wenn der Arbeitnehmer während dieses 
Zeitraums nach den Rechtsvorschriften zweier in An- 
hang 8 aufgeführten Mitgliedstaaten versichert war 
(Buchstabe d). 

Absatz 3 (Gewährung von Familienbeihilfen bei 
Verlegung des Wohnsitzes von Familien- 
angehörigen eines Arbeitnehmers oder 
Arbeitslosen, für den die französischen 
Rechtsvorschriften maßgebend sind) 

Dieser Absatz enthält eine Sondervorschrift über die 
Gewährung von Familienbeihilfen, wenn die Fami- 
lienangehörigen eines den französischen Rechtsvor- 
schriften unterstehenden Arbeitnehmers oder eines 
nach den französischen Rechtsvorschriften Leistun- 
gen bei Arbeitslosigkeit beziehenden Arbeislosen 
ihren Wohnsitz in demselben Kalendermonat von 
einem Mitgliedstaat in einen anderen verlegen. 
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TITEL III 

I 

Anwendung der Bestimmung der Verordnung I 
über die anzuwendenden Rechtsvorschriften 1 
(Titel II) 


Artikel 11 (Verfahren bei Entsendung) 

Dieser Artikel entspricht Artikel 1 1 Absatz 1 der 
Verordnung Nr. 4. 

Absatz 1 (Entsendungsbescheinigung) 

Der Nachweis dafür, daß die Rechtsvorschriften des 
zuständigen Staates weiterhin für den Arbeitneh- 
mer maßgebend sind, wird durch eine Bescheini- 
gung erbracht, die dem Arbeitnehmer auf dessen 
Wunsch oder auf Wunsch seines Arbeitgebers von 
dem Träger ausgestellt wird, den die zuständige 
Behörde des Mitgliedstaates, dessen Rechtsvorschrif- 
ten weitergelten, bezeichnet. Die demnach zur Aus- 
stellung von Entsendungsbescheinigungen befugten 
Träger sind in Anhang 10 aufgeführt. 

Absatz 2 (Verlängerung der Entsendung) 

Die Genehmigung zur Verlängerung der Entsendung 
ist vom Arbeitgeber zu beantragen. 


Artikel 12 (Sonderbestimmungen über die Ver- 
sicherung in deutschen Versicherungs- 
systemen) 

Absatz 1 (Hoheitsgebietliche Zuständigkeit der deut- 
schen Träger) 

Diese Bestimmungen, die die Festlegung der ho- 
heitsgebietlichen Zuständigkeit der deutschen Trä- 
ger in den Fällen angehen, in denen die deutschen 
Rechtsvorschriften auf Arbeitnehmer des internatio- 
nalen Verkehrswesens und auf die übrigen gewöhn- 
lich in zwei oder mehreren Mitgliedstaaten beschäf- 
tigten Arbeitnehmer sowie auf die Arbeitnehmer 
anwendbar sind, die zu einer Arbeit an Bord eines 
unter der Flagge eines anderen Mitgliedstaates als 
der Bundesrepublik Deutschland fahrenden Schiffes 
abgestellt wurden, entsprechen Artikel 11 Absatz 2 
der Verordnung Nr. 4. 

Absatz 2 (Beiträge zur deutschen Höherversiche- 
rung) 

Die deutschen Rechtsvorschriften umfassen auf dem 
Rentengebiet eine besondere Form der freiwilligen 
Versicherung, nämlich die Höherversicherung, die 
einen Anspruch auf höhere Leistungen über die Lei- 
stungen der Pflichtversicherung hinaus begründen 
soll. Daher wurde die Möglichkeit vorgesehen, wäh- 
rend der Zeit einer Pflichtversicherung nach den 
Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaates 
Beiträge zur deutschen Höherversicherung zu ent- 
richten. 


Artikel 13 (Ausübung des Wahlrechts durch Ar- 
beitnehmer im Dienst diplomatischer 
oder konsularischer Dienststellen oder 
im persönlichen Dienst von Angehöri- 
gen solcher Dienststellen) 

Dieser Artikel entspricht Artikel 12 Absätze 1 bis 6 
der Verordnung Nr. 4. 

Absatz 1 (Zeitpunkt) 

Das Wahlrecht ist erstmalig binnen drei Monaten 
nach Anstellung bzw. Dienstantritt auszuüben und 
wird mit dem Tage seiner Ausübung wirksam, wie 
dies bereits in Artikel 12 Absatz 1 der Verordnung 
Nr. 4 vorgesehen ist. übt der Arbeitnehmer sein 
Wahlrecht am Ende eines Kalenderjahres erneut 
aus, so wird die Wahl am ersten Tage des folgenden 
K al ende rj-ah res wirksam. 

Absatz 2 (Verfahren) 

Da der Arbeitnehmer auf die Wahl Anspruch hat, 
braucht der Betreffende keinen Antrag hierfür zu 
stellen, wie dies in Artikel 12 Absatz 4 der Verord- 
nung Nr, 4 vorgesehen war; vielmehr genügt es, 
daß er den Träger, der von der zuständigen Behörde 
des Mitgliedstaates bezeichnet wird und für dessen 
Rechtsvorschriften er sich entschieden hat, von sei- 
ner Entscheidung unterrichtet und auch seinen Ar- 
beitgeber hiervon benachrichtigt. Die entsprechend 
bezeichneten Träger sind im Anhang 10 aufgeführt-, 
soweit erforderlich haben sie die übrigen Träger 
des betreffenden Staates, die mit der Verwaltung 
der verschiedenen Sozialversicherungszweige beauf- 
tragt sind, von der Entscheidung des Betreffenden in 
Kenntnis zu setzen. 

Absatz 3 (Nachweis) 

Der von dem vom Arbeitnehmer ausgeübten Wahl- 
recht unterrichtete Träger stellt diesem eine Be- 
scheinigung darüber aus, daß er den Rechtsvorschrif- 
ten des betreffenden Staates untersteht und folglich 
von Verpflichtungen gegenüber den Rechtsvorschrif- 
ten des anderen Staates befreit ist. 

Absatz 4 (Anwendung der deutschen Rechtsvor- 
schriften, hoheitsgebietliche Zuständigkeit) 

Für den Arbeitnehmer, der sich für die deutschen 
Rechtsvorschriften entschieden hat, gelten diese 
Rechtsvorschriften so, als ob er an dem Ort beschäf- 
tigt wäre, an dem die deutsche Regierung ihren Sitz 
hat. Die deutsche zuständige Behörde bezeichnet den 
zuständigen Krankenversicherungsträger. 

Artikel 12 Absatz 7 der Verordnung Nr. 4, wonach 
die Ausnahmen zu den Bestimmungen der Verord- 
nung Nr. 3 über die anwendbaren Rechtsvorschrif- 
ten, die sich aus vor Inkrafttreten dieser Verord- 
nung geltenden Vereinbarungen ergeben, durch 
Aufnahme in einen Anhang in Kraft bleiben, wurde 
nicht übernommen. 
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Artikel 14 (Ausübung des Wahlrechts durch die 
Hilfskräfte der Europäischen Gemein- 
schaften) 

Dieser Artikel entspricht Artikel 12 a der Verord- 
nung Nr. 4. 

Absatz 1 (Zeitpunkt und Verfahren) 

Das Wahlrecht ist im Zeitpunkt des Abschlusses des 
Anstellungsvertrages auszuüben, was bedeutet, daß 
es nach Möglichkeit vor dem Tage des Dienstan- 
tritts ausgeübt sein sollte, da es laut Artikel 16 Ab- 
satz 3 der Verordnung mit diesem Tage wirksam 
wird. Das Verfahren ist das gleiche wie bei Arti- 
kel 13, nur daß die zum Abschluß des Anstellungs- 
vertrages befugte Behörde den Träger des Mitglied- 
staates, für dessen Rechtsvorschriften sich die Hilfs- 
kraft entschieden hat, selbst über das von dieser 
ausgeübte Wahlrecht unterrichtet. 

Absatz 2 (Nachweis) 

Der Nachweis der anwendbaren Rechtsvorschriften 
erfolgt an Hand einer Bescheinigung wie bei Arti- 
kel 13. 

Absatz 3 (Bezeichnung eines zuständigen Trägers) 

Für die Hilfskräfte zuständige Träger können nach 
Bedarf von den zuständigen Behörden der Mitglied- 
staaten bezeichnet werden; diese Träger sind in 
Anhang 10 aufgeführt. 

Absatz 4 (Anwendung der deutschen Rechtsvor- 
schriften, hoheitsgebietliche Zuständigkeit) 

Die in einem anderen Mitgliedstaat als Deutschland 
beschäftigte Hilfskraft, die sich für die deutschen 
Rechtsvorschriften entschieden hat, untersteht die- 
sen Rechtsvorschriften so, als ob sie an dem Ort 
beschäftigt wäre, an dem die Regierung der Bundes- 
republik Deutschland ihren Sitz hat. Die deutsche 
zuständige Behörde bezeichnet den zuständigen 
Krankenversicherungsträger. 


TITEL IV 

Zusammenrechnung der Versicherungszeiten 

Artikel 15 

Dieser Artikel entspricht Artikel 13 der Verordnung 
Nr. 4; in ihm werden die Einzelheiten der Zusam- 
menrechnung der Versicherungszeiten für den Er- 
werb des Anspruches auf Leistungen bei Krankheit, 
Mutterschaft, Erwerbsunfähigkeit, Alter, Tod (Ren- 
ten und Zulagen), Arbeitslosigkeit und, gegebenen- 
falls, für die Berechnung des Zunächstbetrages und 
der Teilrenten behandelt. 

Der im internationalen Recht der sozialen Sicherheit 
geläufige Ausdruck „Zusammenrechnung" entspricht 
nicht immer genau dem Bearbeitungsgang, den er 
beinhaltet; nach seiner wörtlichen Bedeutung sind 


alle zurückgelegten Versicherungszeiten, soweit sie 
sie sich nicht überschneiden, zu addieren, während 
für den Erwerb des Anspruches auf kurzfristige Lei- 
stungen sehr oft die Zusammenrechnung der jüng- 
sten Zeiten genügt, wobei nicht alle zurückgelegten 
Zeiten nachgewiesen werden müssen, was ebenso 
langwierige wie unnütze Nachforschungen erfordern 
würde. Müssen für die Aufrechterhaltung oder das 
Wiederaufleben des Anspruches nach Rechtsvor- 
schriften, die das Löschen der Ansprüche vorsehen, 
die nach den Rechtsvorschriften anderer Mitglied- 
staaten zurückgelegte Versicherungszeiten berück- 
sichtigt werden, ist zudem nicht die Gesamtdauer 
der zurückgelegten Zeiten von Bedeutung, sondern 
der Zeitpunkt, zu dem Versicherungszeiten nach den 
Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaates 
zurückgelegt wurden, deren Berücksichtigung das 
Löschen der Ansprüche verhindert. Der Ausdruck 
„Zusammenrechnung" wurde jedoch beibehalten, um 
zu zeigen, daß die Verordnung und die Durchfüh- 
rungsverordnung im wesentlichen keine Neuerun- 
gen in die Technik der Aufrechterhaltung der An- 
wartschaft einführen. 

Absatz 1 (Grundsätze für die Zusammenrechnung) 

In diesem Absatz sind die wesentlichen Grundsätze 
für die Zusammenrechnung aufgestellt. 

Buchstabe a (Allgemeiner Grundsatz der Nichtüber- 
schneidung der Versicherungszeiten) 

Die Zusammenrechnung als Mittel der Aufrechter- 
haltung der Anwartschaft darf nicht unter Umge- 
hung ihrer Zielsetzung für eine, wenn auch nur par- 
tielle Anhäufung von Ansprüchen mißbraucht wer- 
den. Aus diesem Grunde können Versicherungszei- 
ten, die sich zeitlich überschneiden, nicht zusammen- 
gerechnet werden. In Wirklichkeit wird die Haupt- 
ursache für Überschneidungen von Versicherungs- 
zeiten ausdrücklich von Artikel 13 Absatz 1 der Ver- 
ordnung ausgeschlossen, der ein unausgesprochenes 
Prinzip der Verordnung Nr. 3 bestätigt und be- 
stimmt, daß die Arbeitnehmer zu einem bestimmten 
Zeitpunkt nur nach den Rechtsvorschriften eines ein- 
zigen Mitgliedstaates pflichtversichert sein können. 

Zwei sich überschneidende Zeiten werden nur ein- 
fach gerechnet. In Buchstabe b, c und d dieses Ab- 
satzes wird für bestimmte Fälle, in denen sich nach 
den Rechtsvorschriften zweier Mitgliedstaaten zu- 
rückgelegte Versichemngszeiten überschneiden, auf- 
gezeigt, welche Versicherungszeit auszuschalten und 
welche zu berücksichtigen ist. Diese Angabe ist er- 
forderlich, damit festgestellt werden kann, nach 
welchen Rechtsvorschriften die für die Zusammen- 
rechnung herangezogenen Zeiten zu berücksichtigen 
sind, wenn die zu zahlenden Leistungen nach Arti- 
kel 46 Absatz 2 der Verordnung im Verhältnis der 
Dauer der nach den Rechtsvorschriften jedes Staa- 
tes zurückgelegten Versicherungszeiten zu der Ge- 
samtdauer der zurückgelegten Zeiten berechnet wer- 
den. In Buchstabe a ist ferner ausgeführt, daß, wenn 
die Versicherungszeiten auch nur in dem für den 
Anspruchserwerb erforderlichen Maße zu berück- 
sichtigen sind, jeder Träger doch alle Versicherungs- 
zeiten für die Rentenberechnung nach Artikel 46 
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Absatz 2 der Verordnung, außer in den Fällen, in | 
denen besondere Vorteile aus einem Sondersystem 
oder auf Grund einer besonderen Beschäftigung 
(Artikel 45 Absatz 2 der Verordnung) gewährt wer- 
den, zusammenrechnen muß. ! 

I 

Buchstabe b (Überschneidung von Zeiten in der 
Pflichtversicherung und in der freiwil- 
ligen Versicherung oder freiwilligen 
Weiterversicherung) 

Fällt eine Pflichtversicherungszeit mit einer Zeit in 
der freiwilligen Versicherung oder freiwilligen Wei- 
terversicherung zusammen, wird nur die erste Zeit 
berücksichtigt, außer in dem Falle, in dem die Über- 
schneidung der Versicherungszeiten auf einer nach 
Artikel 15 Absatz 3 der Verordnung zulässigen 
Kumulierung von Pflichtversicherung und freiwilli- 
ger Versicherung oder freiwilliger Weiterversiche- 
rung beruht. 

Buchstabe c (Überschneidung einer Versicherungs- 
zeit mit einer gleichgestellten Zeit) 

Da der Begriff der gleichgestellten Zeit auf einer 
juristischen Fiktion beruht, wird bei Überschneidung 
eines Zeitraumes effektiver Versicherung mit einer 
gleichgestellten Zeit logischerweise nur die erstge- 
nannte Zeit berücksichtigt. 

Buchstabe d (Überschneidung von gleichgestellten 
Zeiten) 

Eine nach den Rechtsvorschriften zweier oder meh- 
rerer Mitgliedstaaten einer Versicherungszeit gleich- 
gestellte Zeit wird nur von dem Träger des Mit- 
gliedstaates angerechnet, nach dessen Rechtsvor- 
schriften der Betroffene zuletzt vor dieser Zeit oder, 
aushilfsweise, erstmalig nach dieser Zeit pflichtver- 
sichert war. 

Buchstabe e (Zeitliche Bestimmung der Versiche- 
rungszeiten) 

Der Zeitraum, in dem die Versicherungszeiten zu- 
rückgelegt wurden, muß unbedingt ermittelt wer- 
den, einerseits, damit in Anwendung der unter 
Buchstabe a bis d festgelegten Grundsätze eine sich 
unter Umständen aus der Überschneidung dieser 
Zeiten ergebende Anhäufung vermieden wird, ande- 
rerseits, damit in Berücksichtigung des Buchstabens f 
überprüft werden kann, ob bestimmte Zeiten gege- 
benenfalls innerhalb der vorgeschriebenen Frist zu- 
rückgelegt wurden. Ist für die nach den Rechtsvor- 
schriften eines Mitgliedstaates zurückgelegten Zei- 
ten eine genaue Zeitbestimmung nicht möglich, so 
wird angenommen, daß sie sich nicht mit den nach 
den Rechtsvorschriften anderer Staaten zurückgeleg- 
ten Zeiten überschneiden. 

Buchstabe f (Beitragsdichte) 

Die für den Anspruchserwerb erforderlichen Vor- 
aussetzungen bestehen manchmal nicht nur in einer 
bestimmten Versicherungsdauer, sondern diese Ver- 
sicherungsdauer muß zudem innerhalb einer vor- 
geschriebenen Frist zurückgelegt worden sein: 
anders ausgedrückt, es ist eine bestimmte „Beitrags- 
dichte" erforderlich. Dies ist der Fall bei bestimmten 
Rechtsvorschriften, die insbesondere eine Wartezeit | 


für die Zulassung zur Versicherung und für den Er- 
werb des Anspruches auf Leistungen bei Krankheit, 
Mutterschaft und Arbeitslosigkeit vorschreiben. In 
anderen Rechtsvorschriften gilt das gleiche für den 
Erwerb, die Aufrechterhaltung und das Wiederauf- 
leben der Rentenansprüche. Damit nachgeprüft wer- 
den kann, ob ein Arbeitnehmer die doppelte Vor- 
aussetzung erfüllt, werden die zurückgelegten Ver- 
sicherungszeiten nicht nur nach ihrer Dauer, son- 
dern auch nach den Daten, innerhalb derer sie 
zurückgelegt wurden, berücksichtigt {Unterabsatz i). 
Andererseits enthält die Verordnung Nr. 4 keine 
besondere Bestimmung für die Zusammenrechnung 
von solchen Zeiten wie Militärdienstzeiten, die nach 
bestimmten Rechtsvorschriften nicht für den An- 
sprucherwerb, sondern ausschließlich für die Auf- 
rechterhaltung der Anwartschaft berücksichtigt wer- 
den. Bei diesen Zeiten handelt es sich um Ersatz- 
zeiten, deren Berücksichtigung im innerstaatlichen 
Recht nur die Aufhebung der etwaigen Bezugsfrist 
zur Folge hat. Es wurde deshalb zweckmäßigerweise 
präzisiert, daß der Bezugszeitraum gegebenenfalls 
um die Dauer der Ersatzzeiten verlängert werden 
muß, jedoch nur in dem Maße, in dem diese Zeiten 
ganz oder teilweise in dem Bezugszeitraum liegen 
(Unterabsatz ii). Sehen die Rechtsvorschriften eines 
Mitgliedstaates zum Beispiel eine Wartezeit von 
sechs Versicherungsmonaten innerhalb der beiden 
letzten Jahre vor Eintritt des Versicherungsfalles 
vor, und wurde eine Versicherungszeit von sechs 
Monaten nach den Rechtsvorschriften dieses Staates 
im dritten Jahr vor Eintritt des Versicherungsfal- 
les zurückgelegt, gilt die Wartezeit durch die Ver- 
längerung des zweijährigen Bezugszeitraumes um 
den in einem Mitgliedstaat abgeleisteten einjähri- 
gen Wehrdienst als erfüllt, sofern dieser während 
des Bezugszeitraums abgeleistet wurde und Militär- 
dienstzeiten nach den während des Wehrdienstes 
auf Grund der Verordnung anzuwendenden Rechts- 
vorschriften Ersatzzeiten sind. 

Absatz 2 (Berücksichtigung von Versicherungszei- 
ten, die nach Rechtsvorschriften zurück- 
gelegt wurden, auf die die Verordnung 
nicht anwendbar ist) 

Zahlreiche Arbeitnehmer haben das zurückgelegt, 
was man gewöhnlich eine gemischte Laufbahn nennt, 
das heißt, daß sie nacheinander oder abwechselnd, 
manchmal sogar gleichzeitig, Lohnempfänger bzw. 
selbständig gewesen sind. Soweit die nach den 
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates, auf die 
die Verordnung nicht anwendbar ist, zurückgelegten 
Versicherungszeiten nach Rechtsvorschriften dieses 
Staates, auf die die Verordnung anwendbar ist, be- 
rücksichtigt werden, entweder weil eine inner- 
staatliche Koordinierung zwischen diesen Rechtsvor- 
schriften besteht, oder weil für alle in dem betref- 
fenden Staat wohnhaften Erwerbstätigen ungeach- 
tet ihrer beruflichen Stellung einheitliche Rechts- 
vorschriften gelten, so sind diese Zeiten nach Ab- 
satz 2 für die Anwendung der Rechtsvorschriften der 
übrigen betroffenen Mitgliedstaaten als Versiche- 
rungszeiten für die Zusammenrechnung zu berück- 
sichtigen. Damit diese Zeiten angerechnet werden 
können, muß der Betreffende also, neben einer Lauf- 
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bahn als Lohnempfänger in mehreren Mitgliedstaa- 
ten, eine gemischte Laufbahn in einem dieser Staa- 
ten zurückgelegt haben, nach dessen Rechtsvor- 
schriften die Unabhängigen den abhängig beschäf- 
tigten Arbeitnehmern gleichgestellt sind, oder in 
dem eine innerstaatliche Koordinierung zwischen 
den für diese verschiedenen Erwerbstätigengruppen 
geltenden Systemen besteht. Die Bestimmungen des 
Absatzes 2 entsprechen denen von Artikel 13 Ab- 
satz 2 der Verordnung Nr. 4; zur Vermeidung der 
Kontroversen, zu denen die Auslegung dieses Arti- 
kels geführt hat, wurde die Angabe „von Arbeitneh- 
mern oder ihnen Gleichgestellten" gestrichen, so daß 
die Fassung „werden Versicherungszeiten nach 
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates zurück- 
gelegt, auf die die Verordnung nicht anwendbar 
ist" die Versicherungszeiten, die nach für die Un- 
abhängigen geltenden Rechtsvorschriften zurückge- 
legt wurden, nicht ausschließen kann. 

Als weiteres auf die Lohnempfänger bezügliches 
Beispiel kann die Existenz von Beamten-Sonder- 
systemen dienen, auf die die Verordnung nach Ar- 
tikel 4 Absatz 4 nicht anwendbar ist. Werden die 
in einem Beamten-System zurückgelegten Zeiten 
auf Grund der Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaa- 
tes für den Erwerb, die Aufrechterhaltung und das 
Wiederaufleben des Anspruchs auf Leistungen aus 
dem allgemeinen System angerechnet, so gelten 
diese Zeiten als Versicherungszeiten, die von allen 
betroffenen Trägern für die Zusammenrechnung zu 
berücksichtigen sind. 

Artikel 13 Absatz 3 der Verordnung Nr. 4 über die 
besonderen Regeln für die Zusammenrechnung von 
Zeiten, die in einem Sondersystem zurückgelegt 
wurden, wurde nicht übernommen, da Artikel 38 
Absatz 2 letzter Satz und Artikel 45 Absatz 2 letzter 
Satz der Verordnung entsprechend präzisiert wur- 
den. 

Absatz 3 (Regeln für die Umrechnung) 

Werden Versicherungszeiten, die nach den Rechts- 
vorschriften zweier oder mehrerer Mitgliedstaaten 
zurückgelegt wurden, in unterschiedlichen Zeitein- 
heiten (Tage, Wochen, Monate, Vierteljahre, Jahre) 
ausgedrückt, ist es von Bedeutung, daß alle Staaten 
bei der Zusammenrechnung dieser Zeiten einheit- 
liche Umrechnungsregeln befolgen. Absatz 3 gibt 
die Bestimmungen des Artikels 13 Absatz 4 der 
Verordnung Nr. 4 für die Versicherungszeiten wie- 
der, die nach dem System der Sechstagewoche zu- 
rückgelegt wurden (Buchstabe a), und vervoll- 
ständigt sie durch Regeln für die Umrechnung der 
Versicherungszeiten, die im System der Fünftage- 
woche zurückgelegt wurden (Buchstabe b). Arti- 
kel 13 Absatz 5 der Verordnung Nr. 4 über die Be- 
rücksichtigung der Zeiten freiwilliger Versicherung 
oder freiwilliger Weiterversicherung, die sich mit 
Pflichtversicherungszeiten überschneiden, für die 
Leistungsberechnung ist durch Artikel 15 Absatz 3 
und Artikel 46 der Verordnung sowie durch Arti- 
kel 15 Absatz 1 Buchstabe b des vorliegenden Ent- 
wurfs gegenstandslos geworden und wurde deshalb 
nicht übernommen. 


TITEL V 

Durchführung der besonderen Vorschriften 
der Verordnung (Titel III) 

KAPITEL 1 

Krankheit und Mutterschaft 

Artikel 16 (Bescheinigung über die für den An- 
spruchserwerb zusammenzurechnenden 
Zeiten) 

Die drei Absätze dieses Artikels entsprechen den 
ersten drei Absätzen des Artikels 14 der Verord- 
nung Nr. 4. 

Absatz 1 (Gegenstand der Bescheinigung) 

Damit der zuständige Träger nachprüfen kann, ob 
ein Arbeitnehmer die Voraussetzungen für den Er- 
werb des Anspruchs auf Leistungen bei Krankheit 
oder Mutterschaft erfüllt, die unter Umständen von 
den für ihn geltenden Rechtsvorschriften gefordert 
werden (Artikel 18 der Verordnung), muß der Ar- 
beitnehmer diesem Träger eine Bescheinigung über 
die nach den Rechtsvorschriften dem Mitgliedstaates, 
die vorher zuletzt für ihn gegolten haben, zu- 
rückgelegten Versicherungszeiten vorlegen. Da bei 
den Rechtsvorschriften, die zuletzt für ihn gegolten 
haben, nicht die Rechtsvorschriften des zuständigen 
Staates gemeint sind, wird ausdrücklich ausgeführt, 
daß es sich um Versicherungszeiten handelt, die nach 
den Rechtsvorschriften zurückgelegt wurden, die 
„vorher" für ihn gegolten haben. Auf Grund der 
Kürze der Wartezeiten in der Krankheits- und Mut- 
terschaftsversicherung braucht im allgemeinen nicht 
die gesamte Laufbahn des Betreffenden zusammen- 
gestellt zu werden, weshalb außerdem präzisiert 
wird, daß es sich um Versicherungszeiten handelt, 
die nach den Rechtsvorschriften, die „zuletzt" für ihn 
gegolten haben, zurückgelegt wurden. 

Absatz 2 (Ausstellung der Bescheinigung) 

Es ist grundsätzlich Aufgabe des Versicherten, die 
Bescheinigung anzufordern, so daß der zuständige 
Träger sie rechtzeitig hat und die Leistungen unver- 
züglich gewähren kann. Der Antrag ist an den Trä- 
ger des Mitgliedstaates zu richten, dessen Rechts- 
vorschriften für den Versicherten vorher zuletzt 
galten, oder gegebenenfalls an die Träger dieses 
Staates, wenn er nacheinander bei mehreren Trägern 
versichert war und der letzte nicht in der Lage ist, 
die Zurücklegung einer ausreichend langen Versiche- 
rungszeit nach den von ihm angewandten Rechts- 
vorschriften zu bescheinigen. Das Versäumnis des 
Versicherten kann jedoch kein Erlöschen seiner An- 
sprüche nach sich ziehen, da es dem zuständigen 
Träger an zweiter Stelle obliegt, selbst die Beschei- 
nigungen anzufordern, wenn der Versicherte sie 
nicht vorgelegt hat. 

Absatz 3 (Ersatzbescheinigung) 

Es kann Vorkommen, daß die Anrechnung der nach 
den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaates, nach 
denen der Versicherte vorher zuletzt versichert war, 
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zurückgelegten Versicherungszeiten für die Erfül- 
lung der nach den geltenden Rechtsvorschriften er- 
forderlichen Wartezeitvoraussetzungen nicht aus- 
reichen, In diesem Falle gelten ebenfalls die ersten 
beiden Absätze dieses Artikels, damit der Ver- 
sicherte Versicherungszeiten nachweisen kann, die 
er früher nach den Rechtsvorschriften eines beliebi- 
gen anderen Mitgliedstaates zurückgelegt hat. 

Artikel 14 Absatz 4 der Verordnung Nr, 4 über die 
Bestimmung des Trägers, dem unter gewissen Um- 
ständen die Übernahme der Sachleistungen von grö- 
ßerer Bedeutung zufällt, wurde in diesen Artikel 
nicht übernommen, weil er in Artikel 24 der Verord- 
nung übertragen wurde. 

Artikel 17 (Gewährung von Sachleistungen bei 
Wohnsitz in einem anderen als dem zu- 
ständigen Mitgliedstaat) 

Die drei Alternativverfahren des Artikels 22 der 
Verordnung Nr. 4 wurden fallengelassen und zwecks 
Vereinfachung durch ein einziges Verfahren in An- 
lehnung an das in Artikel 9 Absatz 1 der Verord- 
nung Nr. 36/63 und in Artikel 22 Absätze 3 und 8 der 
Verordnung Nr. 4 vorgesehene Verfahren ersetzt, 
wobei entsprechend den Bestimmungen der Verord- 
nung Nr. 36/63 im Einvernehmen zwischen zwei 
oder mehreren Mitgliedstaaten nach Stellungnahme 
der Verwaltungskommission andere Durchführungs- 
bestimmungen vereinbart werden können (Absatz 9). 

Die drei ersten Absätze beziehen sich auf die Be- 
scheinigung des Anspruchs, die vom zuständigen 
Träger zwecks Eintragung der Berechtigten beim 
Träger des Wohnorts vor der Leistungsgewährung 
(Absatz 1) entsprechend Absatz 1 Unterabsatz 1 des 
Artikels 9 der Verordnung Nr. 36/63 und Artikel 22 
Absatz 3 Buchstabe a i der Verordnung Nr. 4 ausge- 
stellt wird. Die Bescheinigung hat keine im vorhin- 
ein beschränkte Gültigkeitsdauer, mit Ausnahme des 
Falles, daß sie von einem französischen Träger aus- 
gestellt wird, der keine Streichung der Versicherten 
vornimmt und somit ihre Ungültigkeit nicht anzeigen 
könnte (Absatz 2), und daß sie einen Saisonarbeiter 
betrifft (Absatz 3); diese Bestimmungen entsprechen 
dem Absatz 3 Buchstabe a Ziffer i) letzter Satz bzw. 
dem Absatz 8 des Artikels 22 der Verordnung Nr. 4 
sowie dem Artikel 9 Absatz 1 Unterabsatz 2 der 
Verordnung Nr. 36/63. Es erschien zweckmäßig, 
daß der Träger des Wohnorts den zuständigen 
Träger von jeder von ihm vorgenommenen Ein- 
tragung benachrichtigt (Absatz 4), wobei das 
nach Artikel 93 Absatz 4 der Durchführungsverord- 
nung vom Träger des Wohnorts zu übermittelnde 
Verzeichnis der Familienangehörigen nicht mehr, 
wie früher nach Artikel 74 der Verordnung Nr. 4 mit 
dem zuständigen Träger gegenseitig geführt wird. 

Die Absätze 5 bis 7 betreffen die Gewährung von 
Sachleistungen, die ausschließlich nach den in den 
Rechtsvorschriften des Wohnlandes geforderten For- 
malitäten erfolgt (Absatz 5), wie in Artikel 9 Ab- 
satz 1 letzter Unterabsatz der Verordnung Nr. 36/63 
vorgesehen ist. Der Träger des Wohnorts zeigt je- 
doch bestimmte Sachleistungen von erheblicher Be- 
deutung dem zuständigen Träger an. Die Anzeige ist 


bei Pauschalerstattung nicht erforderlich, weil die 
Gewährung einer bestimmten Leistung sind nicht 
unmittelbar auf die Feststellung der Erstattungsbe- 
träge auswirkt. Es handelt sich zunächst um den 
Krankenhausaufenthalt (Absatz 6), wie in Absatz 2 
des Artikels 19 der Verordnung Nr. 4 und in Ab- 
satz 2 Buchstabe a des Artikels 9 der Verordnung 
Nr. 36/63 vorgesehen ist. An zweiter Stelle handelt 
es sich um die in Artikel 24 der Verordnung aufge- 
führten Körperersatzstücke und andere Sachleistun- 
gen von erheblicher Bedeutung, deren Gewährung 
entsprechend dem Verfahren des Artikels 19 Ab- 
satz 3 der Verordnung Nr. 4 und des Artikels 9 
Absatz 2 Buchstabe b der Verordnung Nr. 36/63 nicht 
mehr von der vorigen Genehmigung des zuständi- 
gen Trägers abhängig ist, die der zuständige Träger 
jedoch, außer in Fällen absoluter Dringlichkeit, bin- 
nen 14 Tagen in einem mit Gründen versehenen Ab- 
lehnungsbescheid zurückweisen kann (Absatz 7). 

Diese Möglichkeit zur Ablehnung, die an die Stelle 
der in den Verordnungen Nr. 3 und 4 vorgesehenen 
Genehmigung tritt, darf sich nicht dahin gehend aus- 
wirken, daß die Gewährung von nach den Rechtsvor- 
schriften des zuständigen Landes nicht vorgesehenen 
Sachleistungen von erheblicher Bedeutung verhin- 
dert wird; sie wird jedoch dem zuständigen Träger 
an Hand gegeben, damit er Mißbräuche unterbinden 
kann, indem er insbesondere die medizinische 
Zweckmäßigkeit der Gewährung derartiger Lei- 
stungen insbesondere dann beurteilt, wenn er sei- 
nerseits bereits entsprechende Leistungen gewährt 
hat. Diese Auslegung wurde von der Verwaltungs- 
kommission (Beschluß Nr. 56) hinsichtlich der in Ar- 
tikel 19 Absatz 5 der Verordnung Nr. 3 vorgesehe- 
nen Genehmigung gegeben. 

Jede Veränderung der Verhältnisse, die die An- 
sprüche auf Sachleistungen beeinflussen kann, wird 
von den Versicherten oder dem zuständigen Träger 
dem Träger des Wohnorts mitgeteilt, der von sich 
aus entsprechend Artikel 22 Absätze 4 und 5 der 
Verordnung Nr. 4 die bestehenden Leistungsan- 
sprüche bei dem zuständigen Träger überprüfen 
lassen kann (Absatz 8). 

Die Bestimmungen des Absatzes 6 des Artikels 22 
der Verordnung Nr. 4 über die Rückforderung zu 
Unrecht bezogener Leistungen wurden durch die all- 
gemeinen Bestimmungen in Artikel 110 der Durch- 
führungsverordnung ersetzt. 

Artikel 18 (Gewährung von Geldleistungen an Ar- 
beitnehmer, die in einem anderen als 
dem zuständigen Mitgliedstaat wohnen) 

Artikel 20 der Verordnung Nr. 4, der nach Artikel 21 
Absatz 2 dieser Verordnung entsprechend anzuwen- 
den ist, sowie Artikel 21 Absätze 5, 6 und 7 der Ver- 
ordnung Nr. 4 und Artikel 8 der Verordnung Nr. 
36/63 wurden zusammengelegt, wobei andere Durch- 
führungsbestimmungen von zwei oder mehr Mit- 
gliedstaaten nach Stellungnahme der Verwaltungs- 
kommission vereinbart werden können (Absatz 10). 

In den Absätzen 1 bis 5 sind die bei Arbeitseinstel- 
lung erforderlichen Vorschriften aufgenommen: An- 
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zeige und ärztliche oder verwaltungsmäßige Kon- 
trolle. Um der Lage in den Niederlanden Rechnung 
zu tragen, wo die Ärzte keine Arbeitsunfähigkeits- 
bescheinigungen ausstellen, wurde eine Bestimmung 
(Artikel 5 Absatz 2) der geänderten Verwaltungs- 
vereinbarung zum Abkommen über die Soziale 
Sicherheit der Rheinschiffer übernommen, wonach 
die Arbeitsunfähigkeit vom Träger des Wohnorts 
festgestellt werden kann (Absatz 2). Ferner wird im 
einzelnen festgelegt, daß der zuständige Träger für 
den Fall, daß er dem Arbeitnehmer, der sich den 
Kontrollen nicht unterzogen hat, die Leistungen ver- 
sagt, seine Entscheidung dem Arbeitnehmer mittei- 
len und dem Träger des Wohnorts eine Durchschrift 
zuleiten muß (Absatz 5). 

Die bei Wiederaufnahme der Arbeit — ob es sich 
nun um die frühere oder eine neue Beschäftigung 
handelt — zu erfüllenden Vorschriften (Absätze 6 
und 8) entsprechen den Bestimmungen der Verord- 
nung Nr. 4 (Artikel 20 Absatz 2 und Artikel 21 Ab- 
sätze 5 bis 7) und der Verordnung Nr. 36/63 (Artikel 
8 Absätze 3, 4 und 6). 

Die Bestimmungen über die entweder unmittelbar 
oder über den Träger des Wohnorts erfolgende Zah- 
lung der Geldleistungen gleichen den Bestimmungen 
des Artikels 20 Absatz 4 der Verordnung Nr. 4 und 
des Artikels 6 Absatz 2 der Verordnung Nr. 36/63 
(Absatz 9). 


Artikel 19 (Sonderbestimmungen für Grenzgänger 
und deren Familienangehörige) 

Dieser Artikel übernimmt die Bestimmungen des 
Artikels 7 Absatz 4 der Verordnung Nr. 36/63. Man 
hat jedoch nicht den Artikel 7 Absatz 5 der Verord- 
nung Nr. 36 63 übernommen, wonach Sachleistungen 
bei Mutterschaft von dem Träger des Mitgliedstaates 
zu gewähren sind, in dem die Entbindung stattfindet, 
da man bei den diesem Ereignis vorausgehenden 
Leistungen nicht vorher wissen kann, in welchem 
Mitgliedstaat die Entbindung stattfinden wird. 

Es wurden auch nicht die Bestimmungen der Verord- 
nung Nr. 36 63 (Artikel 9 Absatz 1, 3. Unterabsatz) 
übernommen, wonach der Träger des Wohnorts des 
Grenzgängers in regelmäßigen Zeitabständen prüfen 
muß, ob dieser im Grenzgebiet wohnt; diese Bestim- 
mungen sind gegenstandslos geworden, weil die 
neue Bestimmung des Begriffs Grenzgänger (Arti- 
kel 1 Buchstabe b der Verordnung) keine Bezug- 
nahme mehr auf ein Grenzgebiet enthält. 


Artikel 20 (Sachleistungen bei Aufenthalt außer- 
halb des zuständigen Staates: Sonder- 
fall der entsandten Arbeitnehmer, der 
Arbeitnehmer im internationalen Ver- 
kehrswesen und ihrer Fainilienangehöri- 
gen) 

Die Absätze 1 bis 4 sehen eine Sonderregelung vor, 
die sich bei diesen Arbeitnehmergruppen und den 
sie begleitenden Familienangehörigen auf eine An- 
spruchsvermutung stützt. Für die entsandten Arbeit- 


nehmer wurden diese Bestimmungen dem Artikel 17 
der Verordnung Nr. 4 entnommen. 

Dagegen wurde für Arbeitnehmer im internationalen 
Verkehrswesen, die nacheinander und häufig oft 
unvorhergesehenen kurzzeitigen Beschäftigungen 
in zwei oder mehr Mitgliedstaaten nachgehen, eine 
Regelung angenommen, die den Vereinbarungen zur 
Durchführung des Abkommens über die Soziale 
Sicherheit der Rheinschiffer und des Europäischen 
Abkommens über die Soziale Sicherheit der Arbeit- 
nehmer im internationalen Verkehrswesen entnom- 
men wurde. Diese Arbeitnehmer können mit einer 
einfachen Bescheinigung des Arbeitgebers die Sach- 
leistungen der Krankenversicherung des Aufent- 
haltslandes erhalten. Kann sich der Arbeitnehmer 
insbesondere auf Grund des Ortes und der Zeit, zu 
der er die ärztliche Behandlung benötigt, nicht vor- 
her an den Träger des Aufenthaltsortes wenden, er- 
hält er sie auf Grund der Bescheinigung trotzdem, 
als ob er nach den Rechtsvorschriften des Aufent- 
haltslandes versichert wäre. Wie es bereits die Ver- 
ordnung Nr. 4 nur für entsandte Arbeitnehmer vor- 
sah, gewährt der Träger des Aufenthaltsortes dem 
Versicherten die Leistungen bis zum Eingang einer 
Benachteiligung des zuständigen Trägers, in der die 
Höchstdauer der Leistungsgewährung angegeben ist, 
jedoch höchstens für die Dauer von 30 Tagen, wenn 
diese Benachrichtigung auf sich warten läßt. Um zu 
vermeiden, daß die Gewährung geschuldeter Lei- 
stungen nach Verstreichen der 30-Tagefrist unter- 
brochen wird, wurde dem zuständigen Träger für 
die Antwort an den Träger des Aufenthaltsortes 
eine Frist von 10 Tagen gesetzt. 

Das in der Regel bei vorübergehendem Aufenthalt 
in Artikel 21 der Durchführungsverordnung vor- 
gesehene Verfahren kann angewandt werden, wenn 
sich die Versicherten von ihrer Abreise die vom 
zuständigen Träger ausgestellte Bescheinigung über 
den Anspruchserwerb besorgen konnten. In diesem 
Falle erfolgt die Gewährung der Sachleistungen wie 
für die in Artikel 21 der Durchführungsverordnung 
erwähnten Arbeitnehmer (Absätze 5 und 6). 

Artikel 17 Absatz 6 der Verordnung Nr. 4 über die 
Rückforderung zu Unrecht gewährter Leistungen 
wurde durch die allgemeinen Bestimmungen in Ar- 
tikel 110 der Durchführungsverordnung ersetzt. 

Die den entsandten Arbeitnehmern oder den Arbeit- 
nehmern im internationalen Verkehrswesen und den 
sie begleitenden Familienangehörigen gewährten 
Sachleistungen werden dem Träger des Aufenthalts- 
ortes vom zuständigen Träger in voller Höhe er- 
stattet (Absatz 7). 

Artikel 21 (Sachleistungen bei Aufenthalt außer- 
halb d€s zuständigen Staates: andere als 
die in Artikel 20 bezeichneten Arbeit- 
nehmer) 

Hier wurde Artikel 18 der Verordnung Nr. 4 über- 
nommen. Absatz 1 bezieht sich auf die Bescheini- 
gung des Anspruchs, die auf Antrag des Versicher- 
ten vom zuständigen Träger oder ersatzweise vom 
Träger des Aufenthaltsortes auszustellen ist. 
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Absatz 2 verweist für die Leistungsgewährung auf 
die einschlägigen Bestimmungen des Artikels 17 der 
Durchführungsverordnung. 

Artikel 22 (Sachleistungen an Arbeitnehmer, die 
ihren Wohnsitz nach Eintritt des Ver- 
sicherungsfalls verlegen oder in ihr 
Wohnland zurückkehren) 

Die Absätze 1 bis 3 übernehmen vorbehaltlich einer 
durch die Praxis nahegelegten Vereinfachung die 
Regelung der Verordnung Nr. 4 (Artikel 21 Ab- 
sätze 1, 2 und 8), und zwar sowohl für die Arbeit- 
nehmer, die nach Eintritt des Versicherungsfalls 
ihren Wohnsitz verlegen, als auch für die Arbeit- 
nehmer, die sich zwecks angemessener ärztlicher Be- 
handlung in einen anderen Mitgliedstaat begeben. 

Absatz 3 des Artikels 21 der Verordnung Nr. 4, wo- 
nach der Träger des Wohnortes gehalten ist, in re- 
gelmäßigen Zeitabständen von sich aus oder auf 
Ersuchen des zuständigen Trägers nachzuprüfen, ob 
die ärztliche Betreuung tatsächlich und regelmäßig 
erfolgt, wurde nicht übernommen. Eine derartige 
Prüfung könnte erforderlichenfalls immer auf Ersu- 
chen des zuständigen Trägers im Rahmen der Ver- 
waltungshilfe erfolgen. 


Artikel 23 (Sachleistungen an Familienangehörige 
bei Aufenthalt, Wohnsitzverlegung oder 
Rückkehr in einen anderen als den zu- 
ständigen Staat) 

Entsprechend der Verordnung Nr. 4 (Artikel 18 Ab- 
satz 2 und Artikel 21 Absatz 4) werden mit diesem 
Artikel die für Arbeitnehmer nach Eintritt des Ver- 
sicherungsfalls geltenden Regelungen bei Aufenthalt 
in einem anderen als dem zuständigen Mitgliedstaat, 
Wohnsitzverlegung oder Rückkehr dorthin fallweise 
entsprechend auf die Familienangehörigen angewen- 
det. 


Artikel 24 (Geldleistungen an Arbeitnehmer bei 
Aufenthalt außerhalb des zuständigen 
Staates) 

Um gegenüber Artikel 20 der Verordnung Nr. 4 die 
Bestimmungen zu vereinfachen, wird mit diesem 
Artikel die für in einem anderen als dem zuständi- 
gen Mitgliedstaat wohnenden Arbeitnehmer gelten- 
de Regelung entsprechend übernommen. Ein Arbeit- 
nehmer, der sich in einem Mitgliedstaat aufhält, 
ohne dort eine Beschäftigung auszuüben, braucht 
jedoch nicht die in Artikel 18 Absatz 1 der Durch- 
führungsverordnung genannte Arbeitseinstellungs- 
bescheinigung vorzulegen. 

Artikel 24 sieht ferner vor, daß der Träger des Auf- 
enthaltsortes den Arbeitnehmern, die nicht entsandt 
oder im internationalen Verkehrswesen tätig sind, 
unverzüglich die ärztliche Feststellung mitteilt, daß 
ihr Gesundheitszustand sie nicht an der Rückkehr in 
ihr Wohnland hindert. Eine Abschrift dieser Mit- 
teilung wird dem zuständigen Träger übermittelt. 


Artikel 25 (Bescheinigung über Familienangehöri- 
ge, die bei der Berechnung von Geld- 
leistungen zu berücksichtigen sind) 

Die Vorschriften über die Ausstellung der Beschei- 
nigung durch den Träger des Wohnorts, ihre Gültig- 
keit und ihre Erneuerung wurden aus Artikel 16 der 
Verordnung Nr. 4 (Absätze 1 und 2) übernommen. 
Auf Grund der geänderten Bestimmung des Begriffes 
Familienangehörige (Artikel 1, Buchstabe f der Ver- 
ordnung), die sich auf die Rechtsvorschriften bezieht, 
nach denen die Geldleistungen gewährt werden, d. h. 
auf die Rechtsvorschriften des zuständigen Staates 
und nicht mehr auf die Rechtsvorschriften des Wohn- 
landes der Familienangehörigen, wird jedoch zwecks 
Vereinfachung vorgesehen, daß sich der zuständige 
Träger, der besser als der Träger des Wohnorts dar- 
über unterrichtet sein kann, für welche Familien- 
angehörigen Nachweise vorgelegt werden müssen, 
mit der Vorlage von Personenstandsnachweisen be- 
gnügen kann (Absatz 3). 


Artikel 26 (Sach- und Geldleistungen an Arbeits- 
lose, die sich in einen anderen als den 
zuständigen Mitgliedstaat begeben, um 
dort eine Beschäftigung zu suchen) 

Dieser Artikel enthält neue Bestimmungen über die 
anzuwendenden Vorschriften bei der Gewährung von 
Sach- und Geldleistungen an Arbeitslose, die sich in 
einen anderen als den zuständigen Mitgliedstaat 
begeben, um dort eine Beschäftigung zu suchen. 
Zwei oder mehr Mitgliedstaaten können nach Stel- 
lungnahme der Verwaltungskommission andere 
Durchführungsbestimmungen vereinbaren (Absatz 8). 

Absatz 1 betrifft die vom zuständigen Träger der 
Krankenversicherung auszustellende Bescheinigung 
des Anspruchs auf Leistungen der Krankenversiche- 
rung. Da dieser Anspruch nur dann geltend gemacht 
werden kann, wenn der Arbeitslose bei den Arbeits- 
vermittlungsstellen des Staates, in dem Leistungen 
der Krankenversicherung beantragt werden, als 
Arbeitsuchender eingetragen ist, muß der Träger 
der Arbeitslosenversicherung des gleichen Staates 
nach Absatz 2 bescheinigen, daß diese Vorausset- 
zung erfüllt ist, und binnen 3 Tagen den Träger der 
Krankenversicherung benachrichtigen, wenn diese 
Voraussetzung nicht mehr erfüllt ist oder der 
Arbeitslose sich den Kontrollmaßnahmen entzieht. 

Absatz 3 betrifft den auf Arbeitnehmer und ihre in 
einem anderen als dem zuständigen Mitgliedstaat 
wohnenden Familienangehörigen anzuwendenden 
Artikel 17 der Durchführungsverordnung hinsichtlich 
der für die Gewährung bestimmter kostspieliger Lei- 
stungen, wie z. B. Krankenhausaufenthalt, Körper- 
ersatzstücke, größere Hilfsmittel und andere Lei- 
stungen von erheblicher Bedeutung, zu beachtenden 
Vorschriften. 

Die Absätze 4 bis 6 enthalten die zu beachtenden 
Vorschriften, um die nach den Rechtsvorschriften 
des zuständigen Staates vorgesehenen Geldleistun- 
gen zu erhalten, wobei weitgehend auf Artikel 18 
der Durchführungsverordnung, der für die in einem 
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anderen als dem zuständigen Mitgliedstaat wohnen- 
den Arbeitnehmer gilt, verwiesen wird. 

ln Absatz 7 sind die Vorschriften enthalten, die zu 
befolgen sind, wenn Sach- und Geldleistungen über 
die in Artikel 25 Absatz 1 der Verordnung genannte 
Dauer von drei Monaten weitergewährt werden 
müssen. 

Artikel 27 (Sachleistungen an die nicht im zustän- 
digen Staat wohnenden Familienange- 
hörigen von Arbeitslosen) 

Dieser Artikel bezieht sich im wesentlichen auf 
Artikel 17 der Durchführungsverordnung, der für die 
nicht im zuständigen Staat wohnenden Familien- 
angehörigen eines Arbeitnehmers gilt. 

Artikel 28 (Sachleistungen an Rentenantragsteller 
und ihre Familienangehörigen) 

Zwischen dem Zeitpunkt, in dem ein Arbeitnehmer 
seine Rente beantragt, und dem Zeitpunkt, in dem 
die Rente endgültig festgestellt ist, kann eine ziem- 
lich lange Zeit verstreichen. Eine vergleichbare Re- 
gelung, wie sie nach Artikel 17 Absätze 1 und 4 der 
Durchführungsverordnung für Arbeitnehmer gilt, 
die nicht im zuständigen Mitgliedstaat wohnen, ist 
für die Gewmhrung der Sachleistungen an Renten- 
antragsteller, die sich in der gleichen Lage befinden, 
vorgesehen. 

Artikel 29 (Sachleistungen für Rentenberechtigte 
und deren Familienangehörige, die nicht 
in dem Mitgliedstaat wohnen, nach des- 
sen Rechtsvorschriften sie sachleistungs- 
berechtigt sind) 

Die Bestimmungen dieses Artikels über die Ein- 
schreibungsformalitäten und die regelmäßig beizu- 
bringenden Nachweise entsprechen denen des Arti- 
kels 24 der Verordnung Nr. 4, wobei jedoch auf 
Grund der großzügigeren Auslegung der Voraus- 
setzungen für den Anspruchserwerb eine Verein- 
fachung eingeführt wurde: der Träger des Wohn- 
ortes hat nicht mehr nach Artikel 24 Absatz 2 der 
Verordnung Nr. 4 nachzuprüfen, ob der Renten- 
berechtigte Anspruch auf Sachleistungen hätte, wenn 
er eine Rente gleicher Art nach den Rechtsvorschrif- 
ten des Wohnlandes bezöge. 

Da ferner der zur Zahlung der Rente verpflichtete 
Träger nicht immer über alle Angaben verfügt, um 
festzustellen, ob die Voraussetzungen für den Er- 
werb des Anspruchs auf Sachleistungen der Kran- 
ken- und Mutterschaftsversicherung — insbesondere 
im Falle der freiwilligen Versicherung — erfüllt 
sind, führt Absatz 2 näher aus, daß der zur Ausstel- 
lung der Bescheinigung befugte Träger nicht not- 
wendigerweise der zur Zahlung der Rente verpflich- 
tete Träger ist. Es ist darüber hinaus vorgesehen, 
daß der Träger des Wohnorts eine vorläufige Ein- 
tragung des Rentenberechtigten und seiner Familien- 
angehörigen vornehmen kann, so daß sie bis zum 
Eingang der Bescheinigung Sachleistungen erhalten 
können. 


Nach Absatz 3 teilt der Träger des Wohnorts dem 
' Träger, der den Leistungsanspruch bescheinigt hat, 
die von ihm vorgenommenen Eintragungen mit, wie 
es auch im Falle des Artikels 17 Absatz 4 der Durch- 
führungsverordnung vorgesehen ist. 

; Für den Fall, daß sich bei der Bestimmung des Trä- 
I gers, der die Sachleistungen zu übernehmen hat, 

I wenn der Versicherte nach den Rechtsvorschriften 
mehrerer Staaten Anspruch auf derartige Leistun- 
gen hat, Schwierigkeiten ergeben, kann die Verwal- 
tungskommission angemessene Regelungen treffen 
(Absatz 6). 

Absatz 6 des Artikels 24 der Verordnung Nr. 4, der 
die Streitigkeiten bei Ansprüchen auf Sachleistun- 
gen auf Grund einer zusätzlich zum Rentenbezug 
nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates 
ausgeübten Erwerbstätigkeit des Rentenempfängers 
nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitglied- 
staates regelte, wurde nicht übernommen, weil sie 
bereits in Artikel 34 der Verordnung behandelt 
wurden. 


Artikel 30 (Sachleistungen für Familienangehörige, 
die in einem anderen Mitgliedstaat woh- 
nen als der Rentenberechtigte) 

Die Bestimmungen über die Eintragungsformali- 
täten und die vorzulegenden Beweisstücke entspre- 
chen mit einigen Vereinfachungen denen des Arti- 
kels 25 der Verordnung Nr. 4. Es ist insbesondere 
festgelegt, daß die Bescheinigung über den Anspruch 
in der Regel bis zu ihrem Widerruf gültig bleibt. Ist 
jedoch diese Bescheinigung von einem französischen 
Träger ausgestellt, so ist sie nur 12 Monate vom 
Tage der Ausstellung an gültig und muß jedes Jahr 
erneuert werden. 

Artikel 25 Absatz 6 der Verordnung Nr. 4 wurde 
nicht übernommen, da Artikel 34 der Verordnung 
bereits die entsprechenden Bestimmungen enthält. 

Artikel 31 (Sachleistungen für Rentner und deren 
Familienangehörige während eines Auf- 
enthaltes außerhalb ihres Wohnlandes) 

Dieser Artikel sieht wie der Artikel 26 der Verord- 
nung Nr. 4 die Ausstellung einer Bescheinigung über 
den Anspruch auf Sachleistungen für den Rentner 
und seine Familienangehörigen durch den Träger 
seines Wohnlandes vor. Ebenso müssen dem Träger 
des Wohnorts des Rentenberechtigten Krankenhaus- 
aufenthalte und die Gewährung von Sachleistungen 
von größerer Bedeutung mitgeteilt werden; diese 
Anzeige muß jedoch in allen Fällen erfolgen, weil 
die Leistungen im Gegensatz zu Artikel 22 Absatz 6 
der Verordnung Nr. 3 niemals zu Lasten des Trägers 
des Aufenthaltsortes gehen, selbst wenn sich dort 
ein zur Zahlung der Rente verpflichteter Träger be- 
finden sollte. Der Träger des Wohnortes hat dem 
Träger des Aufenthaltsortes seine tatsächlichen Auf- 
wendungen zu erstatten. 

Andere Durchführungsverfahren können in gemein- 
samem Einvernehmen zwischen zwei oder mehreren 
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Mitgliedstaaten nach Stellungnahme der Verwal- 
tungskommission vereinbart werden. 

Artikel 32 (Träger, an die sich die Arbeitnehmer 
der Bergwerke und gleichgestellter Be- 
triebe sowie ihre Familienangehörigen 
wenden können, wenn sie sich in einem 
anderen als dem zuständigen Mitglied- 
staat aufhalten oder dort wohnen) 

Da es angebracht erschien, Bergleuten die Möglich- 
keit zu lassen, sich beispielsweise im Falle eines 
vorübergehenden Aufenthalts nicht an einen Träger 
des knappschaftlichen Systems zu wenden, der mög- 
licherweise von ihrem Aufenthaltsort weit entfernt | 
liegt, sondern an den nächstgelegenen Träger des | 
allgemeinen Systems, enthält dieser neue Artikel | 
die Bestimmungen, die erforderlich sind, um dem I 
Bergmann und dessen Familie die Wahl zwischen j 
den vom allgemeinen System gebotenen Möglichkei- ^ 
ten und den unter Umständen größeren Vorteilen | 
aus dem knappschaftlichen System zu gewährleisten, j 

Hierzu ist vorgesehen, daß der mit der Anwendung j 
des allgemeinen Systems beauftragte Träger des i 
Aufenthalts- oder Wohnorts einem Bergmann oder 
einem seiner Familienangehörigen, der sich ent- 
sprechend an ihn wendet, -die Leistungen zu gewäh- 1 
ren hat, wenn diese Leistungen die gleichen sind j 
wie im Sondersystem für Bergleute. Sind hingegen 
in diesem System günstigere Leistungen vorgesehen, ' 
so hat der Träger des allgemeinen Systems, an den | 
sich der Betreffende gewandt hat, diesen darauf auf- ^ 
merksam zu machen, daß er günstigere Leistungen 
erhalten kann, indem er sich an einen mit der An- 
wendung des Sondersystems beauftragten Träger 
wendet. Er muß ihm ferner Ort und Anschrift dieses , 
letzteren Trägers nennen. ! 

! 

i 

Artikel 33 (Anrechnung der Zeit, während der der I 
Träger eines Mitgliedstaates bereits Lei- 
stungen gewährt hat) 

Da in den Rechtsvorschriften einzelner Mitgliedstaa- 
ten eine Höchstdauer für die Leistungsgewährung 
bei ein und demselben Krankheits- oder Mutter- 
schaftsfall festgesetzt ist, ist in diesem Artikel, der 
Artikel 23 der Verordnung Nr. 4 entspricht, vorge- 
sehen, daß der zur Leistungsgewährung herangezo- 
gene Träger eines Mitgliedstaates den Träger eines 
anderen Mitgliedstaates, der bereits Leistungen ge- 
währt hat, erforderlichenfalls um alle zweckdien- 
lichen Auskünfte hierüber ersuchen kann. 

Artikel 34 (Kostenerstattung durch den zuständi- 
gen Träger eines Mitgliedstaates, wenn 
der Versicherte während eines Aufent- 
haltes in einem anderen Mitgliedstaat 
Sachleistungen in Anspruch genommen 
hat) 

Dieser neue Artikel wurde aufgenommen, um die 
Erstattung der Kosten zu ermöglichen, die der Be- 
treffende für während eines Aufenthalts in einem 
anderen als dem zuständigen Mitgliedstaat in An- 


spruch genommene ärztliche Verrichtungen veraus- 
lagt hat, wenn die vorgesehenen einschlägigen Ver- 
fahrensvorschriften während dieses Aufenthalts 
nicht eingehalten werden konnten. Die Erstattung 
erfolgt nur auf Antrag des Betreffenden durch den 
zuständigen Träger zu den beim Träger des Auf- 
enthaltsorts geltenden Erstattungssätzen. Dieser 
letztere Träger muß dem zuständigen Träger auf 
Ersuchen die benötigten Auskünfte über diese Sätze 
erteilen. 


KAPITEL 2 

Invalidität, Alter und Tod (Renten) 
Einreichung und Bearbeitung 
der Leistungsanträge 

Artikel 35 (Antrag auf Leistungen wegen Invalidi- 
tät in den Fällen, in denen der Antrag- 
steller ausschließlich nach den in An- 
hang III zur Verordnung aufgeführten 
Rechtsvorschriften versichert war, sowie 
in den Fällen des Artikels 40 Absatz 2 
der Verordnung) 

Dieser zur Durchführung neuer Bestimmungen der 
Verordnung aufgestellte Artikel betrifft die Fälle, 
in denen Leistungen wegen Invalidität, deren Höhe 
von der Versicherungsdauer unabhängig ist, nach 
Artikel 37 bis 39 der Verordnung, einschließlich in 
den Fällen des Artikels 40 Absatz 2, Artikels 41 
Absatz 1 und Artikels 42 Absatz 2 dieser Verord- 
nung, von nur einem Träger gewährt werden. Der 
Antrag ist vom Arbeitnehmer beim Träger des- 
jenigen Mitgliedstaates einzureichen, dessen Rechts- 
vorschriften bei Eintritt der Arbeitsunfähigkeit mit 
nachfolgender Invalidität oder der Verschlimmerung 
dieser Invalidität für ihn maßgebend waren, oder 
beim Träger des Wohnorts, der den Antrag an den 
vorgenannten Träger weiterleitet (Absatz 1). Bei 
Verschlimmerung nach Artikel 41 Absatz 1 Buch- 
stabe b der Verordnung teilt der Träger, bei dem 
der Betreffende zuletzt versichert war, dem ur- 
sprünglich leistungspflichtigen Träger die Höhe und 
den Anlaufzeitpunkt der geschuldeten Leistungen 
mit, damit die Zahlung der früheren Leistungen 
oder die Gewährung einer Ausgleichzulage durch 
den letztgenannten Träger entfällt (Absatz 2). Da 
Absatz 2 im Fall Artikel 41 Absatz 1 Buchstabe d 
der Verordnung nicht anwendbar ist, wird näher 
ausgeführt, daß sich der Träger, bei dem der Be- 
treffende zuletzt versichert war, in einem solchen 
Fall an den niederländischen Träger wendet, um 
den von diesem Träger geschuldeten Betrag zu er- 
fahren (Absatz 3). 

Artikel 36 (Antrag auf Leistungen bei Alter und 
für Hinterbliebene — mit Ausnahme der 
Leistungen für Waisen — sowie bei Be- 
rufs- oder Erwerbsunfähigkeit in den 
von Artikel 35 nicht erfaßten Fällen) 

In diesem Artikel wurden die Bestimmungen des 
Artikels 30 der Verordnung Nr. 4 über die Fest- 
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legung des Trägers, an den der Antrag zu richten 
oder weiterzuleiten ist, mit einigen Verbesserun- 
gen übernommen (Absätze 1 bis 3). 

Zur Vermeidung unterschiedlicher Auslegungen ist 
ausdrücklich vorgesehen, daß die Einreichung des 
Antrags beim Träger eines Mitgliedstaates ohne wei- 
teres Zutun die gleichzeitige Feststellung der Lei- 
stungen, die nach allen Rechtsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten geschuldet werden, nach denen die An- 
spruchsvoraussetzungen erfüllt sind, nach sich zieht, 
es sei denn, der Antragsteller wünscht gemäß Arti- 
kel 44 Absatz 2 der Verordnung, daß die Feststel- 
lung der nach den Rechtsvorschriften eines oder 
mehrerer Mitgliedstaaten erworbenen Leistungen 
bei Alter aufgeschoben wird (Absatz 4). 

Artikel 37 (Belege und Angaben zu dem Leistungs- 
antrag nach Artikel 36) 

Abgesehen von formellen Änderungen übernimmt 
dieser Artikel die Bestimmungen der Buchstaben a 
bis c des Artikels 31 Absatz 1 der Verordnung Nr. 4. 
Er bestimmt ferner, daß der Antragsteller angeben 
muß, nach welchen Rechtsvorschriften er Leistungen 
beantragt, wenn er entsprechend Artikel 44 Absatz 2 
der Verordnung darum nachsucht, die Feststellung 
der Altersleistungen, auf die er nach den Rechtsvor- 
schriften eines oder mehrerer Mitgliedstaaten An- 
spruch erheben kann, aufzuschieben. 

Unter dem in Buchstabe b dieses Artikels gebrauch- 
ten Ausdruck „zuständige Stellen" sind nicht nur 
die Träger der sozialen Sicherheit, sondern auch Be- 
hörden wie Dienststellen der Gemeindeverwaltung, 
Polizeidienststellen usw. zu verstehen. 

Artikel 38 (Bescheinigung über die bei der Fest- 
stellung des Leistungsbetrages zu be- 
rücksichtigenden Familienangehörigen) 

Abgesehen von rein formellen Änderungen über- 
nimmt dieser Artikel die Bestimmungen der Buch- 
staben d und e des Artikels 31 Absatz 1 der Verord- 
nung Nr. 4 und erklärt ferner das vereinfachte Ver- 
fahren nach Artikel 25 der Durchführungsverord- 
nung für anwendbar. 

Entsprechend Artikel 1 Buchstabe c der Durchfüh- 
rungsverordnung behält der Begriff „Familienange- 
höriger" die in Artikel 1 Buchstabe f der Verord- 
nung gegebene Definition. Demzufolge bezeichnet 
dieser Ausdruck ebenfalls die Personen, die zwar 
nicht in dem Haushalt des Betreffenden leben, aber 
vornehmlich von ihm unterhalten werden. Der Be- 
weis hierfür wird durch die Vorlage der in Absatz 2 
dieses Artikels genannten Belege erbracht. 

Artikel 39 (Bearbeitung der Leistungsanträge bei 
Invalidität in den Fällen, in denen der 
Antragsteller ausschließlich nach den 
Rechtsvorschriften gemäß Anhang III 
zur Verordnung versichert war) 

Für die Bearbeitung der Anträge auf Leistungen bei 
Erwerbsunfähigkeit nach Artikel 37 der Verordnung 


setzt dieser Artikel ein dem in Artikel 16 der Durch- 
führungsverordnung vorgesehenen ähnliches Ver- 
fahren fest, mit dem Unterschied, daß die Bescheini- 
gung über die zurückgelegten Versicherungszeiten 
nicht auf Antrag des Betroffenen, sondern auf An- 
trag des bearbeitenden Trägers ausgestellt wird. 

Artikel 40 (Festsetzung des Erwerbsminderungs- 
grades) 

Dieser Artikel entspricht Artikel 31 Absatz 2 der 
Verordnung Nr. 4. Ein Träger behält die Möglich- 
keit, ein ärztliches Gegengutachten erstellen zu las- 
sen, außer jedoch in den Fällen, in denen für ihn 
die Entscheidung eines anderen Trägers über den 
Erwerbsminderungsgrad gemäß Artikel 40 Absatz 3 
der Verordnung bindend ist. 

i Artikel 41 (Bestimmung des bearbeitenden Trägers) 

Abgesehen von rein formellen Änderungen über- 
nimmt dieser Artikel die Bestimmungen des Arti- 
kels 32 der Verordnung Nr. 4. Er bestimmt ferner, 
daß der bearbeitende Träger sofort alle zuständigen 
Träger von der Stellung eines Leistungsantrages zu 
unterrichten hat, damit die Leistungsfeststellung be- 
I schleunigt wird. 

j Artikel 42 (Vom bearbeitenden Träger zu benut- 
I zendes Formblatt) 

j 

i Abgesehen von rein formellen Änderungen über- 
■ nimmt dieser Artikel die Bestimmungen des Arti- 
i kels 33 der Verordnung Nr. 4. 


Artikel 43 (Von den beteiligten Trägern bei der 
Bearbeitung des Antrages anzuwenden- 
des Verfahren) 

Abgesehen von verschiedenen Präzisierungen, durch 
die das Bearbeitungsverfahren erleichtert werden 
soll, übernimmt dieser Artikel die Bestimmungen 
des Artikels 34 Absatz 1 und 2 der Verordnung 
Nr. 4. Für den Fall, in dem für den Arbeitnehmer 
die Rechtsvorschriften nur zweier Mitgliedstaaten 
gegolten haben, sind vereinfachte Bestimmungen 
vorgesehen (Absatz 2). 


Artikel 44 (Träger mit Entscheidungsbefugnis in 
der Frage des Erwerbsminderungs- 
grades) 

Der bearbeitende Träger ist als einziger befugt, 
eine für die übrigen Träger verbindliche Entschei- 
dung hinsichtlich des Erwerbsminderungsgrades zu 
treffen, sofern die von den für ihn geltenden Rechts- 
vorschriften geforderten übrigen Voraussetzungen 
von dem Antragsteller erfüllt sind. Im gegenteiligen 
Fall ist die Entscheidung von dem Träger des Staa- 
tes zu treffen, dessen Rechtsvorschriften zuletzt für 
den Arbeitnehmer gegolten haben und nach denen 
er die Voraussetzungen für den Anspruchserwerb 
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erfüllt. Der mit der Entscheidungsbefugnis aus- 
gestattete Träger wird demnach nach dem gleichen 
Verfahren bestimmt, das Artikel 66 Absatz 4 für 
die Bestimmung des schuldenden Trägers bei Berufs- 
krankheiten vorsieht. 


Artikel 45 (Zahlung vorläufiger Leistungen und 
von Leistungsvorschüssen) 

Mit diesem neuen Artikel soll die Gewährung der 
Leistungen beschleunigt werden, bei denen nicht ab- 
gewartet zu werden braucht, daß das Bearbeitungs- 
formular von allen beteiligten Trägern ausgefüllt 
wurde. Er stellt ebenfalls sicher, daß der Gesamt- 
betrag der endgültigen Leistungen nicht unter dem 
Betrag liegt, den der Betroffene als vorläufige Lei- 
stung erhalten hat. 

Die Absätze 1 und 2 befassen sich mit den Fällen, in 
denen die Leistungen sofort gewährt werden kön- 
nen, also mit dem Fall, in dem ein Leistungsanspruch 
ausschließlich auf der Grundlage der nach den 
Rechtsvorschriften, die für den bearbeitenden Trä- 
ger gelten, zurückgelegten Rechtsvorschriften be- 
steht, sowie mit dem Fall, in dem dieser Anspruch 
auf der Grundlage der Versicherungszeiten besteht, 
die nach den für einen anderen als den bearbeiten- 
den Träger geltenden Rechtsvorschriften zurück- 
gelegt wurden. In dem letztgenannten Fall gewährt 
der betroffene Träger diese Leistungen, sobald er 
von dem bearbeitenden Träger über die diesbezüg- 
liche Verpflichtung unterrichtet wurde. 

In Absatz 3 sind die Fälle geregelt, in denen in dem 
in Absatz 2 genannten Fall ein Leistungsanspruch 
nach den Rechtsvorschriften mehrerer Mitgliedstaa- 
ten zurückgelegten Versicherungszeiten besteht. Er 
bestimmt, daß die vorläufigen Leistungen von dem 
Träger zu gewähren sind, der als erster den bear- 
beitenden Träger von dem Vorliegen eines solchen 
Anspruches unterrichtet hat, und daß der bearbei- 
tende Träger die übrigen beteiligten Träger zu 
unterrichten hat. 

In Absatz 4 ist festgelegt, daß der zur Zahlung der 
vorläufigen Leistungen verpflichtete Träger hiervon 
den Antragsteller unmittelbar unterrichten und da- 
bei ausdrücklich darauf hinweisen muß, daß es sich 
um vorläufige Leistungen handelt und daß gegen 
die diesbezügliche Entscheidung kein Einspruch er- 
hoben werden kann. 

In Absatz 5, der die Bestimmungen von Artikel 34 
Absatz 3 der Verordnung Nr. 4 übernimmt, ist vor- 
gesehen, daß der bearbeitende Träger dem Antrag- 
steller einen angemessenen rückzahlbaren Vorschuß 
gewährt, falls keine vorläufige Leistung nach den 
Absätzen 1 bis 3 geschuldet wird, aus den Unter- 
lagen aber hervorgeht, daß ein Anspruch nach Arti- 
kel 46 Absatz 2 der Verordnung besteht. 

Absatz 6 bietet die Möglichkeit, daß zwei Mitglied- 
staaten untereinander andere Vorschriften über die 
Zahlungsweise vorläufiger Leistungen vereinbaren 
können, sofern nur die Träger dieser Staaten davon 


betroffen sind. Solche Vereinbarungen sind der Ver- 
waltungskomraission mitzuteilen. 


Artikel 46 (Endgültige Berechnung der Leistungs- 
beträge, die von den Trägern geschuldet 
werden, die Artikel 46 Absatz 3 der 
Verordnung anwenden) 

Dieser Artikel bestimmt, wie der bearbeitende Trä- 
ger im Falle des Artikels 46 Absatz 3 zweiter Unter- 
absatz der Verordnung hinsichtlich der Berechnung 
und der Mitteilung des von jedem der beteiligten 
Träger zu gewährenden endgültigen Leistungsbetra- 
ges zu verfahren hat. 


Artikel 47 (Mitteilung der Bescheide der Träger an 
den Antragsteller) 

Dieser Artikel betrifft die abschließende Phase der 
koordinierten Bearbeitung der Leistungsanträge. Er 
ist eine Verbesserung des Artikels 36 der Verord- 
nung Nr. 4 und bestimmt, daß jeder der beteiligten 
Träger seinen Bescheid dem bearbeitenden Träger 
zu übersenden hat. In jedem dieser Bescheide müs- 
sen die Rechtsmittel und Rechtsmittelfristen nach 
den Rechtsvorschriften angegeben sein, die für den 
den Bescheid erteilenden Träger gelten. Der bear- 
beitende Träger bringt nach Erhalt aller Einzel- 
bescheide diese dem Antragsteller mit einer in des- 
sen Muttersprache abgefaßten zusammenfassenden 
Mitteilung zur Kenntnis, der die Einzelbescheide bei- 
zufügen sind. Die Rechtsmittelfristen beginnen erst 
mit dem Tage, an dem der Antragsteller die zusam- 
menfassende Mitteilung erhält. 

Der bearbeitende Träger muß jedem der beteiligten 
Träger eine Durchschrift seiner zusammenfassenden 
Mitteilung mit je einer Zweitschrift aller Einzel- 
bescheide übersenden. 


Artikel 48 (Neuberechnung der Leistungen) 

Dieser Artikel ist neu. Absatz 1 verweist entspre- 
chend auf die Artikel 44 und 46 der Durchführungs- 
verordnung. 

Absatz 2 bestimmt, daß die Unterrichtung des Be- 
troffenen über Entscheidungen zwecks Neufeststel- 
lung oder Entzug der ihm gezahlten Leistungen an 
diesen unmittelbar oder durch den bearbeitenden 
Träger erfolgen kann. Alle beteiligten Träger sind 
ebenfalls unverzüglich zu benachrichtigen. In jedem 
Bescheid sind die Rechtsmittel und Rechtsmittel- 
fristen nach den Rechtsvorschriften anzugeben, die 
für den die Entscheidung treffenden Träger gelten. 
Die Rechtsmittelfristen beginnen mit dem Eingang 
des Bescheides bei dem Betroffenen. 


Artikel 49 (Maßnahmen zur beschleunigten Lei- 
stungsfeststellung) 

In Erwartung späterer Maßnahmen, die von der 
Verwaltungskommission auf der Grundlage von 
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Studien, die auf Grund des Artikels 81 Buchstabe d 
der Verordnung vorzunehmen sind, sind folgende 
neue Maßnahmen zur vorbereitenden Anlage der 
Rentenakten vorgesehen, um das Feststellungsver- 
fahren unter Anwendung von Erfahrungen zu be- 
schleunigen, die in einigen Mitgliedstaaten im Rah- 
men innerstaatlicher Koordinierung gesammelt wor- 
den sind: 

— Übermittlung aller Angaben zur Person des 
Arbeitnehmers, des Datums der Beschäftigungs- 
aufnahme, der Bezeichnung des zuständigen Trä- 
gers und der von diesem ausgegebenen Versiche- 
rungsnummer, sowie nach Möglichkeit aller son- 
stigen Angaben, die geeignet sind, die spätere 
Feststellung der Renten zu erleichtern und zu be- 
schleunigen, durch den zuständigen Träger der 
Rentenversicherung des neuen Beschäftigungs- 
landes an die von der zuständigen Behörde die- 
ses Landes bezeichnete Stelle, sobald ein Wech- 
sel der auf den Arbeitnehmer anzuwendenden 
Rechtsvorschriften eintritt; 

— Übermittlung dieser Angaben entsprechend den 
von der Verwaltungskommission festzulegenden 
Richtlinien an die von der zuständigen Behörde 
des betreffenden Mitgliedstaates bezeichnete 
Stelle; 

— Zusammenstellung der Versicherungslaufbahn 
mit Beginn des Jahres vor dem zur Rente be- 
rechtigenden Zeitpunkt. 

Die Verwaitungskommission legt die Art und Weise 
der Durchführung fest. 


Verwaltungsmäßige und ärztliche Kontrolle 

Artikel 50 (Kontrolle der Leistungsempfänger, die 
sich in einem anderen Mitgliedstaat als 
dem aufhalten oder dort wohnen, in dem 
sich der zur Zahlung verpflichtete Trä- 
ger befindet) 

Dieser Artikel entspricht, von reinen Formänderun- 
gen abgesehen, den Artikeln 38 und 39 der Verord- 
nung Nr. 4. 


Artikel 51 (Wiederaufnahme der Leistungszahlung 
nach einem Ruhensbescheid) 

Dieser Artikel entspricht, von reinen Formänderun- 
gen abgesehen, dem Artikel 40 der Verordnung 
Nr. 4. 


Artikel 52 bis 57 (Zahlung der Leistungen) 

Diese Artikel, die von reinen Formänderungen ab- 
gesehen, den Artikeln 41 bis 46 der Verordnung 
Nr. 4 entsprechen, betreffen die Art und Weise der 
Leistungszahlung durch die Verbindungsstelle des 
Wohnlandes oder durch den Träger des Wohnlandes 
der Empfänger. Dieses Verfahren ist anzuwenden. 


wenn der zur Zahlung verpflichtete Träger eines 
Mitgliedstaates die Zahlung an Empfänger, die in 
einem anderen Mitgliedstaat wohnen, nicht unmit- 
telbar vornimmt. 

Artikel 58 (Mitteilung eines Wohnortwechsels des 
Berechtigten) 

Dieser Artikel entspricht, von reinen Formänderun- 
gen abgesehen, dem Artikel 47 der Verordnung 
Nr. 4. 

KAPITEL 3 

Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten 

Artikel 59 bis 63 (Verfahren für die Gewährung 
von Sachleistungen und Geldlei- 
stungen außer Renten bei Wohn- 
sitz oder Aufenthalt in einem an- 
deren als dem zuständigen Mit- 
gliedstaat) 

Es hat sich aus Gründen der Klarheit als besser 
erwiesen, nicht ganz einfach auf die Bestimmungen 
über die Leistungsgewährung bei Krankheit zu ver- 
weisen, wenn der Empfänger sich in einem anderen 
als dem zuständigen Mitgliedstaat aufhält oder dort 
wohnt, die dann nach dem Vorbild des Artikels 48 
der Verordnung Nr. 4 und z. T. der Artikel 15 und 
16 der Verordnung Nr. 36/63 entsprechend anzuwen- 
den wären, sondern die Bestimmungen in Titel V 
Kapitel 1 in diesem Kapitel getrennt aufzuführen, 
soweit sie für dem Arbeitnehmer selbst zu gewäh- 
rende Leistungen gelten. Die Artikel 59 und 60 
(Sach- und Geldleistungen bei Wohnsitz in einem 
anderen als dem zuständigen Mitgliedstaat) entspre- 
chen daher den Artikeln 17 und 19 bzw. dem Arti- 
kel 18 der Durchführungsverordnung. Artikel 59 Ab- 
satz 1 dritter Satz, die Vorlage einer Empfangsbestä- 
tigung über, die Anzeige eines Arbeitsunfalles oder 
einer Berufskrankheit betreffend, entspricht jedoch 
dem Artikel 16 Absatz 3 Buchstabe b der Verord- 
nung Nr. 36/63. Artikel 17 Absätze 6 und 7 letzter 
Satz der Durchführungsverordnung ist im übrigen 
in Artikel 59 Absätze 5 und 6 nicht übernommen 
worden, weil das pauschale Erstattungsverfahren bei 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten nicht ange- 
wandt wird. Artikel 61 (Sachleistungen während 
eines Aufenthaltes außerhalb des zuständigen Staa- 
tes, einschließlich der Sonderfälle der entsandten 
Arbeitnehmer und der Arbeitnehmer im internatio- 
nalen Verkehrswesen) entspricht den Artikeln 20 
und 21 der Durchführungsverordnung. In Artikel 61 
Absatz 2 ist jedoch nicht der Fall vorgesehen, daß 
der Arbeitgeber den zuständigen Träger möglicher- 
weise nicht kennt, da dieser Fall bei Arbeitsunfällen 
und Berufskrankheiten nicht eintreten kann. Arti- 
kel 62 (Sachleistungen bei Wohnortwechsel oder 
Rückkehr in das Wohnland nach Eintritt des Versiche- 
rungsfalles) entspricht dem Artikel 22 der Durch- 
führungsverordnung. Artikel 63 (Geldleistungen 
außer Renten bei Aufenthalt außerhalb des zustän- 
digen Staates) entspricht dem Artikel 24 der Durch- 
führungsverordnung. 
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Artikel 64 (Anzeigen, Nachforschungen und Aus- 
tausch von Auskünften über einen 
Arbeitsunfall oder eine Berufskrankheit, 
die außerhalb des zuständigen Staates 
eingetreten sind) 

Die Absätze 1 und 2, die die Anzeige des Arbeits- 
unfalles oder der Berufskrankheit sowie die Er- 
fassung aller zweckdienlichen Angaben über die 
Umstände und Folgen des Unfalles behandeln, ent- 
sprechen den Artikeln 49 und 51 erster Satz der 
Verordnung Nr. 4, sowie dem Artikel 16 Absatz 4 
erster Satz der Verordnung Nr. 36^63. Nach der 
Verordnung Nr. 4 mußte diese Anzeige allerdings 
nach den Rechtsvorschriften des Staates erfolgen, in 
dem sich der Unfall ereignet hat bzw. die Berufs- 
krankheit eingetreten war, da die Träger dieses 
Staates normalerweise in der Lage sind, den von 
ihnen anzuwenden Rechtsvorschriften Genüge zu 
tun. Demgegenüber bestimmen die vorgeschlagenen 
Vorschriften, daß die Anzeige nach den Rechtsvor- 
schriften des zuständigen Staates zu erfolgen hat. 
Diese Vorschrift gilt jedenfalls ohne Rücksicht auf 
die sonstigen in dem Mitgliedstaat geltenden Rechts- 
vorschriften, in dem der Arbeitsunfall eingetreten 
bzw. die Berufskrankheit erstmals ärztlich festge- 
stellt worden ist, und eine Durchschrift der Anzeige 
ist dem Träger des Wohn- oder Aufenthaltslandes 
zu übermitteln. Diese Änderung lehnt sich an die ge- 
änderte Verwaltungsvereinbarung über die soziale 
Sicherheit der Rheinschiffer an, in dem Bestreben, 
beide Vertragswerke in Anbetracht der weitgehen- 
den Übereinstimmung des Anzeigeverfahrens und 
der Kontrolle des ursächlichen Zusammenhanges 
des Unfalls oder der Berufskrankheit aufeinander 
abzustimmen und die Anwendung der für den Ar- 
beitnehmer geltenden Rechtsvorschriften durch den 
zuständigen Träger zu erleichtern. Zu erwähnen ist 
dabei besonders, daß „die sonstigen in dem Mit- 
gliedstaat geltenden Rechtsvorschriften, in dem der 
Arbeitsunfall eintritt bzw. die Berufskrankheit erst- 
mals ärztlich festgestellt wird" die Arbeits-, Ge- 
sundheits- und Sicherheitsvorschriften, die Verord- 
nungen über soziale Sicherheit und das allgemeine 
Recht der Haftpflicht, sowie Polizeigesetze und Ge- 
setze der öffentlichen Sicherheit betreffen, an die der 
Leiter des Betriebes, der Verletzte, der Arzt oder 
jede sonstige Person gebunden sein könnten. 

Absatz 3 betrifft die Wegeunfälle in einem anderen 
als dem zuständigen Mitgliedstaat und führt allge- 
mein die Möglichkeit für den zuständigen Träger 
ein, Nachforschungen verwaltungsmäßiger Art in 
dem Staat anzustellen, in dem der Unfall sich ereig- 
net hat. Dieses Verfahren war bisher gemäß Arti- 
kel 17 Absatz 2 der Verordnung Nr. 36/63 nur bei 
Grenzgängern vorgesehen. 

Die Absätze 4 und 5, die Berichte und Bescheide 
über die Heilung oder die Konsolidierung des ge- 
sundheitlichen Zustandes betreffend, lehnen sich an 
Artikel 51 zweiter und dritter Satz der Verordnung 
Nr. 4 und an Artikel 16 Absatz 4 zweiter und dritter 
Satz der Verordnung Nr. 36/63 bzw. an Artikel 16 
Absatz 5 der Verordnung Nr. 36/63 an. 


Artikel 65 (Streitigkeiten über den ursächlichen 
Zusammenhang des Unfalls oder der 
Berufskrankheit) 

Diese Vorschriften sollen dazu dienen, die vorläu- 
fige Gewährung der Leistungen aus der Kranken- 
versicherung sicherzustellen, wenn der zuständige 
Träger den ursächlichen Zusammenhang des Un- 
falls oder der Berufskrankheit bestreitet. Hinsicht- 
lich der Leistungsgewährung vor einer endgültigen 
Entscheidung über den ursächlichen Zusammenhang 
des Unfalls oder der Berufskrankheit entsprechen 
sie, von redaktionellen Verbesserungen und einer 
genaueren Formulierung des Absatzes 1 abgesehen, 
dem Artikel 50 der Verordnung Nr. 4. Die Leistun- 
gen der Krankenversicherung werden in solchen 
Fällen auf Grund der in den Artikeln 20 und 21 der 
Durchführungsverordnung genannten Nachweise 
und Bescheinigungen weitergeführt. 

Artikel 66 (Verfahren bei einer in mehreren Mit- 
gliedstaaten ausgeübten Tätigkeit, die 
eine Berufskrankheit verursachen kann) 

Dieser Artikel entspricht, von reinen Formänderun- 
gen abgesehen, dem Artikel 54 Absätze 1 bis 3 der 
Verordnung Nr. 4. Zur Vermeidung von Verzöge- 
rungen und zur Beseitigung praktischer Schwierig- 
keiten, die bei Anwendung der Verordnung Nr. 4 
aufgetreten sind, bestimmt Absatz 3 Buchstabe a 
ausdrücklich, daß die beteiligten Träger den gesam- 
ten den Erkrankten betreffenden Vorgang mit allen 
darauf bezüglichen ärztlichen Feststellungen und 
Gutachten weiterleiten müssen. 

Artikel 67 (Austausch von Auskünften zwischen 
den Trägern bei Einlegung eines Rechts- 
mittels gegen einen ablehnenden Be- 
scheid; Zahlung von Vorschüssen bei 
Einlegung eines Rechtsmittels) 

Dieser Artikel entspricht, von reinen Formänderun- 
gen abgesehen, dem Artikel 54 Absatz 4 der Ver- 
ordnung Nr. 4. 

Artikel 68 (Aufteilung der Geldleistungen bei skle- 
rogener Pneumokoniose) 

Dieser Artikel entspricht, von reinen Formänderun- 
gen abgesehen, dem Artikel 54 Absatz 5 der Ver- 
ordnung Nr. 4. 

Artikel 69 (Bescheinigung über die für die Berech- 
nung der Geldleistungen zu berücksich- 
tigenden Familienangehörigen) 

Dieser Artikel verweist auf Artikel 25 der Durch- 
führungsverordnung, der entsprechend anzuwenden 
ist. 

Artikel 70 (Verschlimmerung einer Berufskrank- 
heit) 

Absatz 1 dieses Artikels entspricht dem Artikel 55 
Absatz 1 der Verordnung Nr. 4 und ist im Falle der 
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Verschlimmerung einer Berufskrankheit anzuwen- 
den, die keine Kostenaufteilung veranlaßt hat. Er 
ermöglicht es dem zuständigen Träger, alle erforder- 
lichen Auskünfte für die Berechnung der Leistungen 
einzuholen, die er als Folge der Verschlimmerung 
zu übernehmen hat. 

Absatz 2 betrifft die an sklerogener Pneumokoniose 
oder an einer in einem besonderen Verzeichnis ein- 
getragenen Krankheiten Erkrankten, die bereits 
Leistungen auf Grund der Rechtsvorschriften eines 
Mitgliedstaates erhalten und die gesundheitsschädi- 
gende Tätigkeit in einem Mitgliedstaat ausgeübt 
haben, in dem noch kein Anspruch begründet ist. 
Dieser Absatz, der von reinen Formverbesserungen 
abgesehen dem Artikel 55 Absatz 2 der Verordnung 
Nr. 4 entspricht, regelt die Beteiligung des Trägers 
im zweiten Staat an den Kosten der vom Träger des 
ersten Staates getragenen Gesamtentschädigung. 

Ist die Verschlimmerung nicht auf eine erneute ge- 
sundheitsschädigende Tätigkeit zurückzuführen und 
wurde schon vor der Verschlimmerung eine Kosten- 
aufteilung im Verhältnis der Altersruhegeldver- 
sicherungszeiten vorgenommen, so teilt der zustän- 
dige Träger den anderen beteiligten Trägern mit, 
wie sich die Verschlimmerung der Berufskrankheit 
auf die Kostenaufteilung auswirkt (Absatz 3). 

Ein dem in Absatz 2 genannten entsprechendes 
Kostenteilungsverfahren wird angewandt, wenn der 
Betroffene erneut eine Tätigkeit ausgeübt hat, die 
geeignet war, die Berufskrankheit hervorzurufen 
oder zu verschlimmern (Absatz 4); dieser Absatz 
entspricht dem Artikel 54 Absatz 6 der Verordnung 
Nr. 4. 

Artikel 71 (Beurteilung des Erwerbsminderungs- 
grades im Falle früherer Arbeitsunfälle 
oder Berufskrankheiten) 

Absatz 1 und Absatz 3 erster Unterabsatz entspre- 
chen, von redaktionellen Verbesserungen abgese- 
hen, dem Artikel 52 der Verordnung Nr. 4. 

Absatz 2 bestimmt jedoch im einzelnen, daß der 
zuständige Träger den Erwerbsminderungsgrad, den 
die Träger, bei denen der Betroffene früher ver- 
sichert war, zuerkannt haben, nicht neu zu bestim- 
men hat. Er berücksichtigt ihn ganz einfach für den 
Anspruchserwerb und für die Feststellung des Lei- 
stungsbetrages nach den für ihn geltenden Rechts- 
vorschriften unter Zugrundelegung der ausschließ- 
lich nach diesen Rechtsvorschriften festgesetzten 
Erwerbsminderung. Es soll dadurch vermieden wer- 
den, daß der zuständige Träger sich hinsichtlich des 
Anspruchserwerbs und der von ihm geschuldeten 
Leistungen gezwungen sieht, die auf Grund der 
Rechtsvorschriften anderer Mitgliedstaaten getrof- 
fene frühere Feststellung der Erwerbsminderung in 
Frage zu stellen. 

Absatz 3 zweiter Unterabsatz bestimmt durch Ent- 
sprechungshinweis auf Absatz 2, daß ein früherer 
Unfall im Geltungsbereich der Rechtsvorschriften 
eines Mitgliedstaates, in denen nicht nach Unfall- 
arten unterschieden wird, während er nach den 
Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaates als 


Arbeitsunfall gegolten hätte, von dem zuständigen 
Träger des letzteren Staates als Arbeitsunfall zu 
berücksichtigen ist. Zu diesem Zweck wird bestimmt, 
daß der zuständige Träger oder die von der zustän- 
digen Behörde des in Betracht kommenden ersten 
Mitgliedstaates bezeichnete Stelle verpflichtet ist, 
auf Ersuchen des betreffenden Trägers des zweiten 
Mitgliedstaates Angaben über den Grad der bereits 
bestehenden Erwerbsminderung sowie nach Mög- 
lichkeit Auskünfte zu erteilen, an Hand deren fest- 
gestellt werden kann, ob die Folge eines Arbeits- 
unfalls im Sinne der von dem Träger des zweiten 
Staates anzuwendenden Rechtsvorschriften war. 
Diese Vorschriften sind eingeführt worden, um den 
neuen Rechtsvorschriften der Niederlande über die 
Erwerbsminderung in den Beziehungen mit den 
niederländischen Trägern Rechnung zu tragen. 

Artikel 72 (Träger, an die sich die Arbeitnehmer 
der Bergwerke und gleichgestellter Be- 
triebe wenden können, wenn sie sich in 
einem anderen als dem zuständigen Mit- 
gliedstaat aufhalten oder dort wohnen) 

Dieser Artikel entspricht dem Artikel 32 der Durch- 
führungsverordnung. 

Artikel 73 (Höchstdauer der Leistungsgewährung) 

Dieser Artikel entspricht dem Artikel 33 der Durch- 
führungsverordnung. 

Artikel 74 (Einreichung und Bearbeitung der Ren- 
tenanträge, mit Ausnahme der Renten 
wegen Berufskrankheit, in den Fällen, 
in denen der Erkrankte in mehreren 
Staaten eine gesundheitsschädigende 
Tätigkeit ausgeübt hat) 

Die ersten drei Absätze dieses Artikels betreffen 
die Einreichung der Anträge sowie die beizubrin- 
genden Nachweise und entsprechen dem Artikel 56 
Absatz 1 der Verordnung Nr. 4. Statt eines Ent- 
sprechungshinweises auf Titel V Kapitel 2 sind 
jedoch Artikel 37 und 38 der Durchführungsverord- 
nung übernommen worden, um den Wortlaut klarer 
zu gestalten. 

Absatz 4 entspricht dem Artikel 56 Absatz 2 der 
Verordnung Nr. 4, mit der Maßgabe, daß dem Be- 
treffenden die Entscheidung auch durch die Ver- 
bindungsstelle des zuständigen Staates mitgeteilt 
werden kann. 

Artikel 75 (Verwaltungsmäßige und ärztliche Kon- 
trolle) 

Dieser Artikel entspricht, von redaktionellen Ver- 
einfachungen abgesehen, dem Artikel 57 der Ver- 
ordnung Nr. 4. Die verwaltungsmäßige und ärztliche 
Kontrolle nimmt auf Ersuchen des zuständigen Trä- 
gers der Träger des Mitgliedstaates vor, in dem sich 
der Berechtigte befindet. Der zuständige Träger 
kann jedoch den Berechtigten durch einen Arzt sei- 
ner Wahl untersuchen lassen. 
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Artikel 76 (Zahlung der Renten) 

Dieser Artikel entspricht dem Artikel 58 der Ver- 
ordnung Nr. 4 und verweist auf das in den Arti- 
keln 52 bis 57 genannte Verfahren für die Zahlung 
der Renten wegen Invalidität, Alter und Tod. 

KAPITEL 4 

Sterbegeld 

Artikel 77 (Stellung des Antrags auf Sterbegeld) 

Dieser Artikel entspricht Artikel 59 der Verordnung 
Nr. 4, nur daß nicht mehr auf den vorausgegangenen 
Artikel über das Verfahren bei der Rentenantrag- 
stellung verwiesen wird, daß der Antrag beim zu- 
ständigen Träger oder beim Träger des Wohnorts 
eingereicht werden kann, und daß die dem Antrag 
beizufügenden Belege ausdrücklich genannt sind. 

Artikel 78 (Bescheinigung über Versicherungszei- 
ten, die für den Anspruchserwerb zu 
berücksichtigen sind) 

Dieser Artikel entspricht Artikel 60 der Verordnung 
Nr. 4 und ähnelt Artikel 16 der Durchführungsver- 
ordnung, der die Zusammenrechnung der Zeiten für 
die Begründung des Leistungsanspruchs bei Krank- 
heit und Mutterschaft betrifft. Als Träger sind hier 
die Träger der Kranken- bzw. Altersversicherung 
gemeint, je nachdem, ob das Sterbegeld zu dem 
einen oder dem anderen dieser beiden Versiche- 
rungszweige gehört. 

Da das Sterbegeld auf einmal gezahlt wird, schien es 
nicht notwendig, wie bei Artikel 61 der Verordnung 
Nr. 4 die Möglichkeit vorzusehen, die Zahlung über 
den Träger des Wohnortes des Empfängers vorzu- 
nehmen. 

KAPITEL 5 

Leistungen bei Arbeitslosigkeit 

Artikel 79 (Bescheinigung über die für die An- 
spruchsbegründung zusammenzurech- 
nenden Zeiten) 

Dieser Artikel entspricht Artikel 63 der Verordnung 
Nr. 4, nur mit Vereinfachungen und Verbesserungen 
ähnlich den zu Artikel 16, 39 und 78 der Durch- 
führungsverordnung aufgeführten. 

Artikel 80 (Bescheinigung zur Ermittlung des bei 
der Leistungsberechnung heranzuziehen- 
den Arbeitsentgelts) 

Dieser Artikel tritt an die Stelle des Artikels 64 der 
Verordnung Nr. 4. Hat der Arbeitslose seine letzte 
Beschäftigung nicht in dem Staat ausgeübt, in dem 
sich der leistungspflichtige Träger befindet, oder hat 
er sie dort weniger als vier Wochen lang ausgeübt, 


so wird als Grundarbeitsentgelt das übliche Arbeits- 
entgelt des Wohn- bzw. Aufenthaltsortes für eine 
der zuletzt in einem anderen Mitgliedstaat aus- 
geübten Beschäftigung gleichwertigen oder entspre- 
chenden Beschäftigung heranzuziehen sein. Es ist 
Aufgabe des Trägers, der die Leistungen zu gewäh- 
ren hat, eine Bescheinigung einzuholen, in der die 
Art der in einem anderen Mitgliedstaat ausgeübten 
letzten Beschäftigung und der Wirtschaftszweig, in 
dem sie ausgeübt wurde, angegeben sind. 


Artikel 81 (Bescheinigung über die bei der Lei- 
stungsberechnung zu berücksichtigenden 
Familienangehörigen) 

Dieser Artikel entspricht Artikel 65 der Verordnung 
Nr. 4, nur daß zur Ausstellung der Bescheinigung 
ausschließlich der Träger befugt ist, den die zustän- 
dige Behörde desjenigen Mitgliedstaates bezeichnet, 
in dem die Familienangehörigen wohnen. Aus die- 
ser Bescheinigung muß ferner hervorgehen, daß 
die Familienangehörigen bei der Berechnung der 
einer anderen Person nach den Rechtsvorschriften 
des genannten Staates geschuldeten Leistungen bei 
Arbeitslosigkeit nicht berücksichtigt sind. 

Artikel 82 (Bescheinigung über Voraussetzungen 
und Grenzen für die Erhaltung des An- 
spruchs auf Leistungen des zuständigen 
Staates, wenn der Arbeitslose sich in 
einen anderen Mitgliedstaat begibt) 

Das Verfahren nach diesem Artikel, der an die Stelle 
des Artikels 66 der Verordnung Nr. 4 tritt, ist neu. 
Die Auszahlung der Leistungen an den Arbeitslosen, 
der sich auf der Suche nach einem Arbeitsplatz aus 
einem Mitgliedstaat in einen anderen begibt, wird 
nämlich von der Vorlage einer Bescheinigung ab- 
hängig gemacht (Absatz 1), die der zuständige Trä- 
ger ausstellt und aus der hervorgeht, daß der Ar- 
beitslose weiterhin Anspruch auf Leistungen nach 
den in Artikel 69 Absatz 1 Buchstabe b der Verord- 
nung festgelegten Voraussetzungen hat. Darin auf- 
geführt sind ferner die Höhe der dem Arbeitslosen 
nach den Rechtsvorschriften des zuständigen Staa- 
tes zu zahlenden Leistung, der Tag, von dem an der 
Betreffende den Arbeitsvermittlungsstellen des zu- 
ständigen Staates nicht mehr zur Verfügung stand, 
die nach Artikel 69 Absatz 1 Buchstabe b der Ver- 
ordnung oingeräumte Frist für die Meldung als 
Stellensuchender in dem Land, in das sich der Ar- 
beitslose begeben hat, die Höchstdauer, während 
der nach Artikel 69 Absatz 1 Buchstabe c der Ver- 
ordnung der Leistungsanspruch erhalten bleiben 
kann, sowie die Tatbestände, die den Leistungs- 
anspruch berühren könnten. 

Laut Absatz 2 muß der Arbeitslose vor seiner Ab- 
reise die in Absatz 1 genannte Bescheinigung anfor- 
dern. Ferner ist darin vorgesehen, daß die Arbeits- 
vermittlungsstellen des zuständigen Staates sich 
davon überzeugen müssen, daß der Arbeitslose über 
die Pflichten unterrichtet wurde, die ihm auf Grund 
des Artikels 69 der Verordnung und des vorliegen- 
den Artikels obliegen. 
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Laut Absatz 3 ist die Bescheinigung vertretungs- 
weise vom Träger der Arbeitslosenversicherung des 
Ortes, an den sich der Arbeitslose begeben hat, 
selbst einzuholen, wenn der Betreffende diese Be- 
scheinigung aus Gründen höherer Gewalt nicht an- 
fordern konnte oder wenn sie ihm nicht vor seiner 
Abreise ausgehändigt werden konnte. 

ln Absatz 4 wird das Verfahren der Überwachung 
des Arbeitslosen geregelt, die in der Art und Weise 
durchzuführen ist, wie dies die Rechtsvorschriften 
des Landes vorsehen, in das sich der Arbeitslose 
begeben hat. Es ist ferner Aufgabe des Trägers des 
Ortes, an den sich der Arbeitslose begeben hat, dem 
zuständigen Träger den Tag der Anmeldung des 
Arbeitslosen, den Beginn der Leistungsgewährung 
und den Eintritt jeglichen Umstandes, der den Lei- 
stungsanspruch berühren könnte, anzuzeigen. Hat 
der Eintritt eines solchen Umstandes die Kürzung, 
das Ruhen oder den Fortfall der Leistung zur Folge, 
so ist die Leistungsgewährung einzustellen, sobald 
der mit der Gewährung beauftragte Träger von 
einem solchen Umstand Kenntnis erhält. Lediglich 
dann, wenn eine Erhöhung ansteht, dürfen die Lei- 
stungen weiter gewährt werden; in allen übrigen 
Fällen darf die Leistungsgewährung erst nach Vor- 
liegen der erforderlichen Angaben des zuständigen 
Trägers wieder anlaufen. 

Laut Absatz 5 haben zwei oder mehr Mitgliedstaa- 
ten die Möglichkeit, nach Stellungnahme der Ver- 
waltungskommission andere Durchführungsverfah- 
ren zu vereinbaren. 


Artikel 83 (Sonderbestimmungen für Arbeitslose, 
die während ihrer letzten Beschäftigung 
in einem anderen als dem zuständigen 
Mitgliedstaat wohnten) 

Absatz 1 

Nach diesem Absatz gilt bei vollarbeitslosen Grenz- 
gängern sowie bei den übrigen Gruppen nicht im 
zuständigen Land wohnender vollarbeitsloser Ar- 
beitnehmer, die sich den Arbeitsvermittlungsstellen 
in dem Mitgliedstaat, in dem sie wohnen, unmittel- 
bar zur Verfügung stellen oder in diesen Staat zu- 
rückkehren, der Wohnortträger für die Anwendung 
des Artikels 79 der Durchführungsverordnung als 
zuständiger Träger. Folglich ist eine Bescheinigung 
über die Versicherungs- oder Beschäftigungszeiten, 
die nach den für den'Arbeitslosen vor Beginn seiner 
Arbeitslosigkeit maßgebend gewesenen Rechtsvor- 
schriften zurückgelegt wurden, dem Träger des 
Wohnortes vorzulegen, der für die Beurteilung der 
Anspruchsvoraussetzungen und für die Leistungs- 
gewährung nach den von ihm anzuwendenden 
Rechtsvorschriften zuständig ist. Dieser Absatz ent- 
spricht Artikel 19 Absatz 1 der Verordnung Nr. 36/63. 

Absatz 2 

Dieser Absatz betrifft nur Arbeitnehmer, die nicht 
Grenzgänger sind, bei Vollarbeitslosigkeit nicht im 
zuständigen Land wohnen und sich den Arbeitsver- 
mittlungsstellen in dem Mitgliedstaat, in dem sie 
wohnen, unmittelbar zur Verfügung stellen bzw. in 


diesen Staat zurückkehren. Um Leistungen nach den 
Rechtsvorschriften ihres Wohnlandes zu dessen La- 
sten in Anspruch nehmen zu können, müssen sie 
laut diesem Absatz ferner eine Bescheinigung des 
Trägers des Mitgliedstaates, dessen Rechtsvorschrif- 
ten zuletzt für sie maßgebend waren vorlegen, aus 
der hervorgeht, daß sie keinen Leistungsanspruch 
nach Artikel 69 der Verordnung haben. 

Absatz 3 

In bezug auf Grenzgänger, die Kurzarbeiter oder 
technisch bedingt arbeitslos sind, und sonstige Grup- 
pen von Arbeitnehmern, die Kurzarbeiter, technisch 
bedingt oder vollarbeitslos sind, auf die Artikel 71 
Absatz 2 der Verordnung Anwendung findet, ist 
hierin ein Datenaustausch zwischen Wohnortträger 
und zuständigem Träger über die Ansprüche des 
Betreffenden gegenüber dem zuständigen Träger 
vorgesehen. 


KAPITEL 6 

Familienleistungen und -Beihilfen 

Artikel 84 (Bescheinigung der zur Anspruchsbe- 
gründung zusammenzurechnenden Zei- 
ten) 

Dieser Artikel entspricht Artikel 67 der Verordnung 
Nr. 4, nur finden sich darin nähere Ausführungen 
zum Verfahren ähnlich wie in Artikel 16, 39, 78 und 
79 der Durchführungsverordnung. Ferner wurde im 
Interesse einer Vereinfachung die Möglichkeit vor- 
gesehen, die vorher dem Krankenversicherungsträ- 
ger vorgelegte Bescheinigung nach Artikel 16 Ab- 
satz 1 der Durchführungsverordnung zu verwenden. 


Artikel 85 (Verfahren bei der Gewährung von Fa- 
milienleistungen, wenn die Familien- 
angehörigen eines den Rechtsvorschrif- 
ten eines anderen Mitgliedstaates als 
Frankreich unterstehenden Arbeitneh- 
mers in einem anderen als dem zustän- 
digen Mitgliedstaat wohnen) 

Dieser Artikel tritt an die Stelle des Artikels 68 der 
Verordnung Nr. 4. 

Die Absätze 1 bis 3 entsprechen den Absätzen 1, 4 
und 5 des genannten Artikels, nur enthalten sie 
Formverbesserungen. 

Laut Absatz 4 haben Mitgliedstaaten die Möglich- 
keit, besondere Verfahrensweisen zu vereinbaren, 
insbesondere um das Verfahren in einzelnen näher 
bezeichneten Fällen zu vereinfachen; diese Verein- 
barungen sind der Verwaltungskommission mitzu- 
teilen. 

Absatz 5 betrifft die Pflicht des Arbeitnehmers, dem 
zuständigen Träger alle neuen Gegebenheiten mit- 
zuteilen, die den Leistungsanspruch berühren könn- 
ten. 

In Absatz 6 geht es um die Unterstützung, die der 
mit der Leistungsgewährung beauftragte Träger dem 
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zuständigen Träger zu gewähren hat, der gegen 
jemanden wegen zu Unrecht bezogener Leistungen 
einen Rückforderungsanspruch geltend machen will. 
Es sei bemerkt, daß sich diese Unterstützung auf 
Amtshilfe beschränkt, so daß beispielsweise jegliche 
Strafverfolgung davon ausgeschlossen ist. 


Artikel 86 (Verfahren bei der Gewährung von Fa- 
milienbeihilfen, wenn die Familienange- 
hörigen eines den französischen Rechts- 
vorschriften unterstehenden Arbeitneh- 
mers in einem anderen Mitgliedstaat uls 
Frankreich wohnen) 

Der Grundsatz der Gewährung der Familienbeihilfen 
nach den Rechtsvorschriften des Wohnlandes der 
Familienangehörigen ermöglicht eine Vereinfachung 
des Verfahrens; bei diesen bedarf es dann lediglich 
einer Bescheinigung darüber, daß der Arbeitnehmer 
die Voraussetzungen für den Anspruch auf Familien- 
leistungen nach den französischen Rechtsvorschrif- 
ten erfüllt, sowie der Meldung der Familienange- 
hörigen beim Träger ihres Wohnortes. Ist der An- 
spruch für eine der Dauer der Beschäftigungszeiten 
entsprechende Zeitdauer begründet, wie beispiels- 
weise beim französischen landwirtschaftlichen Sy- 
stem, so ist die Beschäftigungsdauer in der Be- 
scheinigung anzugeben. Die Bescheinigung wird vom 
zuständigen Träger auf Anforderung des Arbeit- 
nehmers ausgestellt, der eine Erklärung unterschrei- 
ben muß, wonach kein Anspruch auf Familien- 
leistungen nach den Rechtsvorschriften des Wohn- 
landes der Familienangehörigen auf Grund einer 
Erwerbstätigkeit begründet ist. Legen die Familien- 
angehörigen die Bescheinigung nicht vor, so fällt in 
zweiter Linie dem Träger des Wohnortes der Fami- 
lienangehörigen die Aufgabe zu, sie sich beim zu- 
ständigen Träger zu beschaffen (Absatz 1). 

Die Bescheinigung ist alle drei Monate zu erneuern; 
handelt es sich jedoch um einen Saisonarbeitnehmer, 
bleibt sie für die voraussichtliche Dauer der Saison- 
arbeit gültig, sofern nicht der zuständige Träger 
zwischenzeitlich ihre Nichtigerklärung bekanntgibt 
(Absätze 2 und 3). 

Dieser Artikel enthält ferner Vorschriften über die 
Zahlung von Familienbeihilfen während eines be- 
stimmten Zeitraums, je nach der Zeitdauer, für die 
de.r Anspruch nach den französischen Rechtsvorschrif- 
ten begründet ist, wenn in diesen Rechtsvorschriften 
und denen des Wohnlandes unterschiedliche Maß- 
stäbe angelegt werden. Es geht hier nicht um die 
Zahlungsdauer, die sich nach der Altersgrenze der 
Kinder bestimmt, also eine von diesen zu erfüllende 
Voraussetzung ist und die nach den Rechtsvorschrif- 
ten des Mitgliedstaates beurteilt wird, in dem sie 
wohnen (Absätze 4 bis 6). 

Alle neuen Gegebenheiten, die Auswirkungen auf 
den Anspruch auf Familienbeihilfen haben könnten, 
werden in einem Datenaustausch zwischen den be- 
treffenden Trägern erfaßt bzw. sind von den Fa- 
milienangehörigen dem Wohnortträger anzuzeigen 
(Absätze 7 und 8). 


Artikel 87 (Verfahren bei der Gewährung von Fa- 
milienleistungen, wenn die Familien- 
angehörigen eines den Rechtsvorschrif- 
ten eines anderen Staates als Frank- 
reich unterstehenden Arbeitslosen in 
einem anderen als dem zuständigen Mit- 
gliedstaat wohnen) 

In diesem Artikel wird auf die sinngemäße Anwen- 
dung des Artikels 85 der Durchführungsverordnung 
verwiesen. 

Artikel 88 (Verfahren bei der Gewährung von Fa- 
milienbeihilfen, wenn die Familienange- 
hörigen eines den französischen Rechts- 
vorschriften unterstehenden Arbeits- 
losen in einem anderen Mitgliedstaat als 
Frankreich wohnen) 

Das hier vorgesehene Verfahren entspricht dem ln 
Artikel 86 der Durchführungsverordnung angegebe- 
nen, dessen Absätze 2 bis 8 sinngemäß anzuwenden 
sind. Aus der Bescheinigung, welche die Familien- 
angehörigen dem Träger ihres Wohnortes vorzu- 
legen haben, muß hervorgehen, daß der Betreffende 
Leistungen bei Arbeitslosigkeit nach den französi- 
schen Rechtsvorschriften bezieht. Ferner muß der 
Arbeitslose eine Erklärung unterschreiben, wonach 
kein Anspruch auf Familienleistungen nach den 
Rechtsvorschriften des Wohnlandes der Familien- 
angehörigen auf Grund einer Erwerbstätigkeit be- 
gründet ist. 


KAPITEL 7 

Leistungen für die Kinder von 
Rentenempfängern oder für die Waisen 

Artikel 89 (Stellung der Anträge auf Leistungen für 
die Kinder von Rentenempfängern oder 
für die Waisen) 

Die Bestimmungen dieses Artikels entsprechen de- 
nen des Artikels 69 der Verordnung Nr. 4. Es wurde 
jedoch ein neuer Absatz 3 eingefügt, mit dem der 
Fall geregelt wird, in dem der mit einem Antrag 
auf Leistungen für die Kinder von Rentenempfän- 
gern oder für die Waisen befaßte Träger feststellt, 
daß nach den von ihm anzuwenden Rechtsvorschrif- 
ten kein Anspruch besteht. Er muß dann den Antrag 
unverzüglich an den Träger des Mitgliedstaates 
weiterleiten, in dem der Betreffende die längste 
Versicherungszeit zurückgelegt hat. Erforderlichen- 
falls ist bei gleicher Sachlage bis zu dem Träger des 
Mitgliedstaates zurückzugehen, nach dessen Rechts- 
vorschriften der Betreffende die kürzeste Versiche- 
rungszeit zurückgelegt hat. 

Artikel 90 (Zahlung der Leistungen für die Kinder 
von Rentenempfängern oder für die 
Waisen) 

In diesem Artikel, der Artikel 71 der Verordnung 
Nr. 4 entspricht, werden die in den Artikeln 52 bis 
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57 der Durchführungsverordnung für die Rentenzah- 
lung festgelegten Regeln auf die Zahlung der Lei- 
stungen für die Kinder von Rentenempfängern oder 
für die Waisen ausgedehnt. 


Artikel 91 (Angaben über Änderungen in den Ver- 
hältnissen, durch die der Anspruch auf 
Leistungen für die Kinder von Renten- 
empfängern oder die Waisen beeinflußt 
werden kann) 

Dieser Artikel entspricht abgesehen von redak- 
tionellen Änderungen dem Artikel 70 der Verord- 
nung Nr. 4. 


TITEL VI 

Finanzielle Bestimmungen 

Artikel 92 bis 94 (Erstattungen der Leistungen aus 
der Kranken- und Mutterschafts- 
versicherung) 

Abgesehen von verschiedenen Änderungen und ge- 
naueren Formulierungen übernehmen diese Artikel 
die Bestimmungen der Artikel 73 bis 75 der Verord- 
nung Nr. 4. 

Nach Artikel 92 ist im Prinzip der tatsächliche Be- 
trag der Leistungen zu erstatten, wie er in der 
Rechnungsführung des Trägers ausgewiesen wird, 
der die Leistungen folgenden Personen gewährt hat: 

1. den Arbeitnehmern und ihren Familienangehöri- 
gen, die mit ihnen zusammen in einem anderen 
als dem zuständigen Mitgliedstaat wohnen; 

2. den Arbeitnehmern und ihren Familienangehöri- 
gen, die sich vorübergehend in einem anderen als 
dem zuständigen Mitgliedstaat uufhalten, dorthin 
zurückkehren oder ihren Wohnsitz verlegen bzw. 
sich zur Behandlung dorthin begehen; 

3. den Arbeitslosen und ihren Familienangehöri- 
gen; 

4. den Personen, die Antrag auf Rente gestellt ha- 
ben, und ihren Familienangehörigen; 

5. den Familienangehörigen von Rentenempfän- 
gern, die in einem anderen Mitgliedstaat als der 
Rentenempfänger wohnen; 

6. den Rentenempfängern und ihren Familienange- 
hörigen, die sich in einem Mitgliedstaat auf- 
halten. 

Läßt sich der Betrag der Leistungen nicht an Hand 
der Rechnungsführung des Trägers, der die Leistun- 
gen gewährt hat, feststellen, wird der zu erstattende 
Betrag aushilfsweise nach einem Pauschalbetrag be- 
rechnet, der auf der Grundlage der aus den verfüg- 
baren Unterlagen zu entnehmenden geeigneten Be- 
zugsgrößen festgesetzt wird. Der Artikel bietet auch 
die Möglichkeit, daß zwei oder mehr Mitglied- 
staaten nach Stellungnahme der Verwaltungskom- 
mission vereinbaren, die zu erstattenden Beträge auf 


andere Weise festzusetzen, insbesondere als Pausch- 
beträge. 

Die Artikel 93 und 94 sehen die Erstattung der den 
nachstehend genannten Personen gewährten Lei- 
stungen auf der Grundlage eines den tatsächlichen 
Ausgaben möglichst nahekommenden Pauschbetra- 
ges vor: 

1. den Familienangehörigen eines Arbeitnehmers, 
die in einem anderen als dem zuständigen Mit- 
gliedstaat wohnen; 

2. den Rentenempfängern und ihren Familienange- 
hörigen, die keinen Anspruch auf Leistungen 
nach den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaates 
haben, in dem sie wohnen. 

Der Pauschbetrag wird durch Multiplikation der 
jährlichen Durchschnittskosten je Familie mit der 
jährlichen Durchschnittszahl der zu berücksichtigen- 
den Familien oder durch Multiplikation der jähr- 
lichen Durchschnittskosten je Rentenberechtigter mit 
der jährlichen Durchschnittszahl der je nach Fall zu 
berücksichtigenden Rentenempfänger ermittelt, wo- 
bei das Ergebnis um 20 Prozent gekürzt wird*). 
Nach diesen Artikeln können jedoch zwei oder 
mehr Mitgliedstaaten nach Stellungnahme der Ver- 
waltungskommission vereinbaren, die zu erstatten- 
den Beträge auf andere Weise festzusetzen. 

Artikel 95 (Erstattung der von dem Träger eines 
Mitgliedstaates für Rechnung des Trä- 
gers eines anderen Mitgliedstaates ge- 
währten Sachleistungen aus der Ver- 
sicherung für Arbeitsunfälle und Berufs- 
krankheiten) 

Nach diesem Artikel, der Artikel 76 der Verordnung 
Nr. 4 entspricht, ist Artikel 92 der Durchführungs- 
verordnung entsprechend anzuwenden. 

Artikel 96 (Erstattung der den Arbeitslosen, die 
sich in einen anderen Mitgliedstaat be- 
geben, um dort eine Beschäftigung zu 
suchen, gewährten Leistungen bei Ar- 
beitslosigkeit) 

Nach diesem Artikel ist der tatsächliche Betrag der 
Leistungen, der sich aus der Rechnungsführung des 
Trägers, der die Leistungen gewährt hat, ergibt, von 
dem zuständigen Träger zu erstatten. Es ist jedoch 
vorgesehen, daß zwei oder mehrere Mitgliedstaaten 
nach Stellungnahme der Verwaltungskommission 
andere Verfahren für die Festsetzung der zu erstat- 
tenden Beträge, insbesondere Pauschalverfahren, 
oder andere Zahlungsweisen vereinbaren bzw. auf 
jegliche Erstattung verzichten können. 

Artikel 97 (Erstattung der Familienzulagen, die 
den Familienangehörigen von den fran- 
zösischen Rechtsvorschriften unterlie- 
genden Arbeitnehmern oder von Ar- 

*) Die Grundsätze für die Bestimmung der Berechnungs- 
grundlagen sind jeweils im dritten Absatz dieser Ar- 
tikel festgelegt. 
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beitslosen, die von dem Träger eines 
anderen Mitgliedstaates nach den fran- 
zösischen Rechtsvorschriften Leistungen 
bei Arbeitslosigkeit beziehen, gewährt 
wurden) 

Nach diesem Artikel hat der zuständige französische 
Träger im Prinzip den tatsächlichen Betrag der Fa- 
milienleistungen zu erstatten, der sich aus der Rech- 
nungsführung des Trägers, der die Leistungen ge- 
währt hat, ergibt; Frankreich und die übrigen Mit- 
gliedstaaten erhalten jedoch die Möglichkeit, eine 
Pauschalerstattung dieser Zulagen zu vereinbaren. 
Bei Pauschalerstattung wird der Pauschbetrag durch 
Multiplikation der jährlichen Durchschnittskosten 
je Familie mit der jährlichen Durchschnittszahl der 
zu berücksichtigenden Familien festgesetzt; die Ein- 
zelheiten für die Bestimmung der Berechnungsele- 
mente sind in Absatz 3 festgelegt. Frankreich und 
jeder der übrigen Mitgliedstaaten können jedoch 
nach Stellungnahme der Verwaltungskommission 
vereinbaren, den Pauschbetrag auf andere Weise 
festzusetzen. 

Artikel 98 (Verwaltungskosten) 

Dieser Artikel entspricht Artikel 77 der Verordnung 
Nr. 4; er enthält den Zusatz, daß der von der Erhö- 
hung, durch die die Verwaltungskosten gedeckt 
werden sollen, bestimmte Vomhundertsatz nach den 
jeweiligen Leistungen verschieden sein kann. 

Artikel 99 (Forderungsverjährung) 

Dieser Artikel übernimmt die Bestimmungen des 
Artikels 78 Absatz 2 der Verordnung Nr. 4; die Frist 
für die Vorlage der Erstattungsanträge, nach der 
diese nicht mehr berücksichtigt werden können, 
wurde jedoch um ein Jahr verlängert. 

Artikel 100 (Stand der Forderungen) 

Dieser Artikel übernimmt die Bestimmungen des 
Artikels 78 Absätze 1, 3 und 4 der Verordnung Nr. 4. 

Artikel 101 (Aufgaben des Rechnungsausschusses 
— ■ Erstattungsweisen) 

In dem neuen Absatz 1 sind die Aufgaben des Rech- 
nungsausschusses im einzelnen festgelegt. 

Die Bestimmungen der Absätze 2 bis 5 entsprechen 
denen des Artikels 79 Absätze 1 bis 4 der Verord- 
nung Nr. 4. Nach Absatz 2 entfällt jedoch die in 
Artikel 79 der Verordnung Nr. 4 bei Begleichung der 
Forderungen vorgesehene Vermittlung der Verwal- 
tungskommission, da die Kompensationsregelung 
nie angewandt worden ist. 

Artikel 102 (Maßnahmen für ciie Zusammenstellung 
der statistischen und Rechnungsunter- 
lagen) 

Dieser Artikel entspricht Artikel 80 der Verordnung 
Nr. 4. 


Artikel 103 (Aufnahme der zwischen Staaten oder 
zuständigen Behörden über die Erstat- 
tungen getroffenen Vereinbarungen in 
den Anhang) 

Abgesehen von formellen Änderungen stimmt die- 
ser Artikel mit Artikel 81 der Verordnung Nr. 4 
überein. Für die Aufnahme von Bestimmungen, die 
erst nach Inkrafttreten der Verordnung in den Be- 
ziehungen zwischen zwei oder mehreren Mitglied- 
staaten Anwendung finden, ist die Zustimmung der 
Verwaltungskommission jedoch nicht mehr erfor- 
derlich. 


Artikel 104 (Kosten der verwaltungsmäßigen und 
ärztlichen Kontrolle) 

Abgesehen von der nachstehend erwähnten Ände- 
rung übernimmt dieser Artikel die Bestimmungen 
des Artikels 82 der Verordnung Nr. 4: es wurde für 
zweckmäßig erachtet, auf den Träger Bezug zu neh- 
men, für dessen Rechnung die Kontrollen durchge- 
führt wurden, und nicht auf den Träger, der um diese 
Kontrollen nachgesucht hat, da die Kosten der ärzt- 
lichen Kontrolle nicht nur dann erstattet werden 
müssen, wenn sie von dem zuständigen Träger be- 
antragt wurde, sondern auch in den Fällen, in denen 
die ärztliche Kontrolle ausdrücklich von der Durch- 
führungsverordnung vorgesehen ist, wie z. B. in 
Artikel 18 Absatz 3 der Durchführungsverordnung. 

Nach Artikel 104 sind ferner die besonderen Ver- 
einbarungen, die zwei oder mehrere Mitgliedstaaten 
abschließen können, in den Anhang 5 aufzunehmen; 
die bei Inkrafttreten der neuen Verordnungen beste- 
henden Vereinbarungen gelten weiterhin, sofern 
sie in dem genannten Anhang erwähnt sind. 

Artikel 105 (Gemeinsame Bestimmungen für die 
Zahlung von Geldleistungen) 

Dieser Artikel entspricht Artikel 86 der Verordnung 
Nr. 4. 

Artikel 106 (Währungsumrechnung) 

Aus Gründen der Klarheit und einer einheitlichen 
Anwendung schien es besser, alle Fragen bezüglich 
der Währungsumrechnung für die Berechnung, die 
Zahlung oder die Erstattung der Leistungen in einem 
einzigen Artikel zu regeln. 

Absatz 1 enthält deshalb alle Bestimmungen der 
Verordnung und der Durchführungsverordnung, für 
deren Durchführung die Umrechnung der in verschie- 
denen Währungen ausgedrückten Beträge zum amt- 
lichen Wechselkurs vorzunehmen ist. 

Absatz 2 bestimmt, daß in allen anderen Fällen die 
Umrechnung zu dem am Zahlungsdatum gültigen 
Tageskurs zu erfolgen hat. 
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TITEL VII 

Verschiedene Bestimmungen 

Artikel 107 (Nachweis der Eigenschaft eines Sai- 
sonarbeiters) 

In diesem neuen Artikel wird angegeben, auf wel- 
che Weise der Nachweis der Saisonarbeitnehmer- 
eigenschaft erbracht werden muß. 

Artikel 108 (Beitragszahlung im Falle eines Ar- 
beitnehmers, der in einem anderen als 
dem Mitgliedstaat beschäftigt ist, in 
dem sich sein Arbeitgeber befindet) 

Dieser neue Artikel wurde eingeführt, damit die Bei- 
tragszahlung vom Arbeitnehmer selbst vorgenom- 
men werden kann, wenn er bei einem Arbeitgeber 
arbeitet, dessen Unternehmen keine Niederlassung 
in dem Mitgliedstaat hat, dessen Rechtsvorschriften 
für ihn gelten. Er bestimmt, daß der Arbeitnehmer 
nicht ohne seine Zustimmung mit der Beitragszah- 
lung beauftragt werden kann, und daß der Arbeit- 
geber den zuständigen Träger von der diesbezüg- 
lichen Vereinbarung unterrichten muß. 

Artikel 109 (Verwaltungshilfe bei Rückforderung 
von zu Unrecht bezogenen Leistungen) 

Dieser Artikel, der eine Anwendung des in Arti- 
kel 84 Absatz 2 der Verordnung aufgenommenen 
allgemeinen Grundsatzes der gegenseitigen Amts- 
hilfe auf die Beitreibung zu Unrecht bezogener Be- 
träge darstellt, faßt die unzusammenhängenden Be- 
stimmungen des Artikels 17 Absatz 6, des Arti- 
kels 22 Absatz 6 und des Artikels 48 Buchstabe c 
der Verordnung Nr. 4 zusammen. 

Artikel 110 (Rückforderung unberechtigter Zahlun- 
gen durch die Sozialversicherungsträ- 
ger und Erstattungsanspruch der Träger 
der Sozialhilfe) 

Dieser Artikel regelt weit genauer als Artikel 84 
der Verordnung Nr. 4 die Einziehung des unbe- 
rechtigten Leistungsbetrags oder der von dem Trä- 
ger oder der Stelle eines Mitgliedstaates gezahlten 
Sozialhilfeleistungen durch Einbehaltung von den 
durch den Träger eines anderen Mitgliedstaates ge- 
währten Leistungen. 

Absatz 1 behandelt Sonderfälle koordinierter Fest- 
stellung, d. h. alle Fälle, in denen unberechtigte Zah- 
lungen auf die Feststellung oder Neufeststellung 
von Leistungen bei Invalidität, Alter oder Tod (Ren- 
ten) nach Kapitel 3 des Titels III der Verordnung 
zurückzuführen sind. Für einen derartigen Fall wird 
vorgesehen, daß der Träger, der zuviel gezahlt hat, 
den zu Unrecht gezahlten Betrag über jeden Träger 
eines anderen Mitgliedstaates, der dem gleichen 
Leistungsempfänger entsprechende Leistungen zahlt, 
einziehen kann. 

Absatz 2 befaßt sich mit dem allgemeinen Fall, in 
dem die zu Unrecht erfolgte Zahlung außerhalb der 
in Absatz 1 behandelten Regelung über koordinierte 


Feststellung auf die Anwendung der Rechtsvor- 
schriften eines Mitgliedstaates zurückzuführen ist. 
In diesem Falle kann der Träger, der zuviel gezahlt 
hat, innerhalb der in den von ihm angewandten 
Rechtsvorschriften festgesetzten Bedingungen und 
Grenzen den gezahlten Betrag über den Träger 
jedes anderen Mitgliedstaates, der dem gleichen 
Berechtigten Leistungen gewährt, einbehalten. Fer- 
ner erfolgt die Einbehaltung durch diesen letztge- 
nannten Träger ausschließlich innerhalb der Gren- 
zen, in denen nach den von ihm angewandten 
Rechtsvorschriften ein solcher Ausgleich zulässig 
ist, als ob es sich um von ihm selbst zuviel gezahlte 
Beträge handelte. 

Absatz 3 enthält entsprechende Bestimmungen über 
die Rückforderung zu Unrecht erfolgter Zahlungen 
auf Ersuchen einer Stelle der Sozialhilfe. Er ent- 
spricht vorbehaltlich der folgenden doppelten Ga- 
rantie dem Absatz 2 des Artikels 84 der Verord- 
nung Nr. 4: Nach den Rechtsvorschriften des Mit- 
gliedstaates, dem die Sozialhilfestelle angehört, muß 
ein Rückgriff auf die Sozialversicherungsleistungen 
zulässig sein und darf der Rückgriff nur im Rahmen 
der nach den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaates, 
die für die zur Einbehaltung aufgeforderte Stelle 
gelten, gegebenenfalls festgelegten Grenzen erfol- 
gen. 

Artikel 111 (Unberechtigte Zahlungen, deren Bei- 
treibung unmöglich geworden ist) 

Dieser neue Artikel behandelt den Fall, in dem ein 
Träger entweder unmittelbar oder über einen ande- 
ren Träger zu Unrecht erfolgte Zahlungen geleistet 
hat, deren Beitreibung unmöglich geworden ist. Er 
bestimmt, daß die betreffenden Beträge endgültig zu 
Lasten dieses Trägers verbleiben, außer wenn die zu 
Unrecht erfolgte Zahlung durch arglistige Täuschung 
des Leistungsempfängers zustande gekommen ist. 

Artikel 112 (Rückgriff zwecks Eintreibung zu Un- 
recht gewährter Sachleistungen an Ar- 
beitnehmer im internationalen Ver- 
kehrswesen) 

Die nach den Artikeln 20 und 61 der Durchführungs- 
verordnung erfolgte Ausweitung der Vermutung 
eines Anspruchs auf Sachleistungen der Kranken- 
und Arbeitsunfallversicherung bei vorübergehendem 
Aufenthalt auf Arbeitnehmer im internationalen 
Verkehrswesen beinhaltet demzufolge wie die Ver- 
waltungsvereinbarung zur Durchführung des geän- 
derten Abkommens über die soziale Sicherheit der 
Rheinscbiffer vom 13. Februar 1961 die Verpflichtung 
für den zuständigen Träger, dem Träger des Aufent- 
haltsortes die Leistungen zu erstatten, die dieser 
letztgenannte Träger gewährt hat, ohne daß ein 
Leistungsanspruch bestand (Absatz 1). Da der Ar- 
beitnehmer Sachleistungen unter den nach den 
Rechtsvorschriften des Aufenthaltslandes vorgese- 
henen Voraussetzungen selbst in den Fällen erhalten 
kann, in denen er sich nicht an den Träger des Auf- 
enthaltslandes wenden konnte, damit dieser bei idem 
auf der Bescheinigung angegebenen Träger nach- 
prüfen kann, ob er tatsächlich zuständig ist und ein 
Leistungsanspruch besteht, ist festgelegt, daß die 
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Erstattung von dem auf der Bescheinigung angege- 
benen Träger oder, wenn sich die Bezeichnung als 
Täuschung erweist, von einem durch die zuständige 
Behörde als Gewähr speziell zu bezeichnenden Trä- 
ger vorgenommen wird (Absatz 2). Der Träger, der 
die Erstattung vorgenommen hat, behält gegen den 
Begünstigten einen Forderungsanspruch (Absatz 3). 
Die Bestimmungen dieses Artikels stützen sich un- 
mittelbar auf Artikel 36 der vorgenannten Verwal- 
tungsvereinbarung. 

Artikel 113 (Vorläufige Leistungszahlung bei Strei- 
tigkeit wegen der anzuwendenden 
Rechtsvorschriften oder wegen des lei- 
stungspflichtigen Trägers) 

Die Bestimmungen dieses Artikels wurden beein- 
flußt durch Artikel 33 des Abkommens vom 5. Mai 
1953 über die Sozialversicherung und Artikel 23 des 
Abkommens über die Arbeitslosenversicherung zwi- 
schen Deutschland und Italien vom gleichen Tage 
sowie durch Artikel 33 des Allgemeinen Abkom- 
mens vom 28. Oktober 1952 zwischen Italien und den 
Niederlanden. Es hat sich als zweckmäßig erwiesen, 
die Verfügungen dieser Artikel, die durch Eintra- 
gung in den Anhang 6 der Verordnung Nr. 4 in 
Kraft geblieben waren, auf alle Mitgliedstaaten und 
auf alle von den Verordnungen berührten Zweige 
der sozialen Sicherheit zu erstrecken. 

Die Zahlung einer vorläufigen Leistung ist für den 
Fall einer Streitigkeit zwischen den Behörden oder 
Trägern mehrerer Mitgliedstaaten entweder über 
die Bestimmung der auf einen Arbeitnehmer nach 
Titel II der Verordnung anzuwendenden Rechtsvor- 
schriften oder ganz einfach über die Bestimmung des 
leistungspflichtigen Trägers vorgesehen; gemeint 
sind hier zum Beispiel Streitigkeiten über die Ge- 
währung von Leistungen für Berufskrankheit oder 
Familienbeihilfen an Rentenberechtigte oder Wai- 
sengeld, wenn für den Leistungsberechtigten nach- 
einander und unbestritten die Rechtsvorschriften 
mehrerer Mitgliedstaaten galten. Für den Fall, daß 
nach Beilegung der Streitigkeit der leistungspflich- 
tige Träger nicht der Träger ist, der die vorläufigen 
Zahlungen vorgenommen hat, kann die Beitreibung 
der unberechtigten Zahlungen nach Artikel 110 der 
Durchführungsverordnung erfolgen. 

Artikel 114 (Außerhalb des zuständigen Landes 
angefertigte ärztliche Gutachten) 

Dieser neue Artikel über die Anwendung des Arti- 
kels 87 der Verordnung sieht ärztliche Gutachten 
nach den Bestimmungen vor, wie sie in den Rechts- 
vorschriften des Mitgliedstaates, in dem sie durch- 
geführt werden, festgelegt sind, oder bei Fehlen an- 
gemessener Bestimmungen in diesen Rechtsvor- 
schriften entsprechend den vom zuständigen Träger 
erteilten Hinweisen. 

Artikel 115 (Vereinbarungen über Beitragsbeitrei- 
bung) 

Dieser Artikel entspricht dem Artikel 85 der Ver- 
ordnung Nr. 4, betrifft jedoch nur die Vereinbarun- 


gen Über die Beitragsbeitreibung zur Durchführung 
des Artikels 92 der Verordnung, weil Artikel 93 der 
Verordnung über den Regreß gegen die für Schä- 
den, für die ein Träger Leistungen gezahlt hat, haf- 
tenden Dritten von Rechts wegen gültig ist. Diese 
Vereinbarungen werden jedoch der Verwaltungs- 
kommission nicht mehr mitgeteilt, sondern in den 
Anhang 5 der Durchführungsverordnung eingetra- 
gen; die zur Durchführung des Artikels 51 der Ver- 
ordnung Nr. 3 getroffenen Vereinbarungen bleiben 
gültig, sofern sie im gleichen Anhang aufgeführt 
sind. 

Artikel 116 (Elektronische Datenvojarbeitung) 

Dieser neue Artikel wurde eingeführt, damit für die 
Durchführung der Verordnung und der Durchfüh- 
rungsverordnung im Bereich der Datenverarbeitung 
die neuesten Verfahren angewendet werden kön- 
nen. 

Nach Absatz 1 können ein oder mehrere Mitglied- 
staaten oder deren Behörden nach Stellungnahme 
der Verwaltungskommission die Vordruckmuster für 
Bescheinigungen, Bestätigungen, Benachrichtigun- 
gen, Anträge und sonstige Belege sowie die Daten- 
übermittlungsvorgänge und -verfahren ändern, um 
sie auf die elektronische Datenverarbeitung abzu- 
stimmen. 

Absatz 2 überträgt der Verwaltungskommission die 
Initiative zur Verallgemeinerung und Vereinheitli- 
chung der neuen Verfahren in den Mitgliedstaaten. 
Die Erfahrung der fortschrittlichsten Mitgliedstaaten 
wird somit genutzt werden können, um die Ver- 
wendung bestimmter Verfahren auf Gemeinschafts- 
ebene zu empfehlen. Es handelt sich vor allem dar- 
um, herkömmliche Datenträger durch andere von der 
Datenverarbeitungsanlage direkt ablesbare Träger 
zu ersetzen, sofern die für die gerichtliche Beweis- 
führung erforderlichen Angaben jederzeit erbracht 
werden können. 

Artikel 117 (Von den zuständigen Behörden be- 
zeichnete Träger oder Stellen) 

Dieser Artikel entspricht sinngemäß dem Artikel 5 
Absatz 1 Buchstabe e der Verordnung Nr. 4, dessen 
Bestimmungen voneinander getrennt wurden, weil 
Artikel 4 der Durchführungsverordnung ausschließ- 
lich die Aufzählung der Anhänge enthält, während 
dieser Artikel die in Anhang 10 aufzuführenden 
Träger oder Stellen betrifft, denen die zuständigen 
Behörden zur Anwendung der Durchführungsver- 
ordnung bestimmte Befugnisse übertragen müssen 
oder können. 


TITEL VIII 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

Artikel 118 (Übergangsbestimmungen für Renten) 

Absatz 1 ist neu; er dient ausschließlich der Ausle- 
gung des Absatzes 1 des Artikels 94 der Verord- 
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nung, wonach diese Verordnung keinen Anspruch 
für einen Zeitraum vor ihrem Inkrafttreten begrün- 
det. Er bestimmt demzufolge, daß für die vor In- 
krafttreten der Verordnung eingereichten Renten- 
anträge, für die aber im Zeitpunkt des Inkrafttre- 
tens der Verordnung noch keine Feststellung erfolgt 
ist, eine doppelte Feststellung erfolgt, und zwar für 
die Zeit vor dem Inkrafttreten nach der Verordnung 
Nr. 3 und für die Zeit nach ihrem Inkrafttreten nach 
der neuen Verordnung. 

Absatz 2 wurde aus dem Auslegungsbeschluß Nr. 43 
der Verwaltungskommission übernommen. Zweck 
dieses Absatzes ist es, die Durchführung des Ab- 
satzes 2 des Artikels 49 der Verordnung über auf- 
einanderfolgende Rentenfeststellungen, wonach die 
von Amts wegen erfolgende Neuberechnung bereits 
festgestellten Renten vorgesehen ist, sobald die 
Voraussetzungen zum Erwerb des Anspruchs auf 
andere Renten erfüllt sind, mit der Durchführung 
der Absätze 5 bis 7 des Artikels 94 der Verordnung 
zu verbinden, wonach die vor Inkrafttreten der Ver- 
ordnung festgestellten Renten nur auf Antrag und 
mit Wirkung von Zeitpunkten an, die je nach dem 
Tage der Antragstellung variieren, neu festgestellt 
werden. Nach Absatz 2 zieht die Einreichung eines 
Rentenantrags nach Inkrafttreten der Verordnung 
entsprechend dieser Verordnung von Amts wegen 
die Neufeststellung der vor ihrem Inkrafttreten fest- 
gestellten Leistungen nach sich, unbeschadet der 
Tatsache, ob sie nach Artikel 28 der Verordnung 
Nr. 3 oder sogar nur nach den innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates festgestellt 
wurden. 

Artikel 119 (Übergangsbestimmungen zu Familien- 
leistungen) 

Absatz 9 des Artikels 94 der Verordnung stellt den 
Grundsatz der Aufrechterhaltung der Ansprüche auf, 
die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verord- 
nung hinsichtlich der Familienleistungen erworben 
waren, und überläßt der Durchführungsverordnung 
die Festlegung des Verfahrens für die Durchführung 
dieses Grundsatzes. 

Absatz 1 gibt den Umfang der erworbenen Ansprü- 
che an, deren Aufrechterhaltung für die Familien- 
angehörigen, cMe im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
der Verordnung Anspruch auf Familienleistungen 
hatten, gewährleistet wird. Auf Grund der in diesem 
Absatz 1 aufgeführten Bestimmungen der Verord- 
nung Nr. 3 und Nr. 36/63, wonach in den Beziehun- 
gen zwischen bestimmten Mitgliedstaaten die Zah- 
lung der Familienleistungen durch den zuständigen 
Staat zu günstigeren Sätzen erfolgt als sie in Ar- 
tikel 40 der Verordnung Nr. 3 vorgesehen sind, 
werden diese Ansprüche zu den an diesem Tage 
geltenden Voraussetzungen und innerhalb der dann 
festgesetzten Grenzen aufrechterhalten. In der Pra- 
xis betreffen diese Bestimmungen nur die nach fran- 
zösischen Rechtsvorschriften gezahlten Familienbei- 
hilfen. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften vom 
4. März 1963, S. 428 bis 463 


ln den Absätzen 2 und 3 ist das zu befolgende Ver- 
fahren angegeben: Solange der Betrag der in Ab- 
satz 1 genannten Leistungen den Betrag der nach 
Artikel 73 Absatz 2 der Verordnung zu gewähren- 
den Familienbeihilfen übersteigt, hat der zustän- 
dige französische Träger sicherzustellen, daß die 
Zahlungen für die Kinder, für die Anspruch auf 
diese Leistungen besteht, an den Arbeitnehmer oder 
an dessen Familienangehörige unmittelbar an deren 
Wohnsitz erfolgen. Sobald Leistungen nach Arti- 
kel 73 Absatz 2 der Verordnung zu zahlen sind, 
stellt der Träger des Wohnortes der Familienange- 
hörigen sicher, daß entsprechend den von ihm an- 
zuwendenden Rechtsvorschriften die Zahlung der 
Familienbeihilfen, die von dem zuständigen franzö- 
sischen Träger erstattet werden, erfolgt. 

Da den erworbenen Ansprüchen auf Familienleistun- 
gen Bestimmungen zugrunde liegen, die sich eigens 
durch die Beziehungen zwischen bestimmten Mit- 
gliedstaaten ergeben und verschiedenartige kon- 
krete Situationen widerspiegeln, ist vorgesehen, 
daß die Verfahren zur Durchführung dieses Artikels 
von diesen Staaten oder ihren zuständigen Behör- 
den im Rahmen der zweiseitigen Beziehungen fest- 
gelegt werden. 

Artikel 120 (Zusätzliche Durchführung svereinba- 
rungen) 

Auf Grund dieses neuen Artikels können zwei oder 
mehrere Mitgliedstaaten untereinander, soweit er- 
forderlich, zusätzliche Vereinbarungen zur Regelung 
der verwaltungsmäßigen Durchführung der Verord- 
nung treffen, die in den Anhang v5 einzatragen sind. 
Ferner bleiben Vereinbarungen gleicher Zielsetzung, 
die am Tage des Inkrafttretens der neuen Verord- 
nungen in Kraft sind, weiterhin anwendbar, sofern 
sie im Anhang 5 eingetragen sind. 

Artikel 121 (Wesen und Änderung der Anhänge) 

Dieser Artikel entspricht den Absätzen 2 und 3 des 
Artikels 5 der Verordnung Nr. 4, wobei jedoch 
die Anhänge, die integrierender Bestandteil der 
Durchführungsverordnung sind und wie sie im Mi- 
nisterrat angenommen werden, nicht mehr durch 
einseitige Mitteilung der beteiligten Mitgliedstaa- 
ten geändert werden können, sondern entsprechend 
den für die Anhänge der Verordnung selbst gelten- 
den Bestimmungen nur durch eine auf Vorschlag der 
Kommission und nach Stellungnahme der Verwal- 
tungskommission erlassene Verordnung des Rates. 

Artikel 122 (Inkrafttreten) 

Die für das Inkrafttreten der Durchführungsverord- 
nung vorgesehene Frist entspricht derjenigen in Ar- 
tikel 99 der Verordnung. Diese Frist gilt ebenfalls 
für die Neuaufstellung der in Artikel 2 der Durch- 
führungsverordnung genannten Bescheinigungen, 
Bestätigungen, Benachrichtigungen, Anträge und 
sonstigen Belege sowie für die Verwaltungskommis- 
sion zur Neubearbeitung ihrer früheren Beschlüsse 
und für die zuständigen Behörden zum Erteilen der 
für die Durchführung der Verordnung und der 
Durchführungsverordnung erforderlichen Anweisun- 
gen an die Träger. 
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